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Chronologiſches Verzeichniß 


der 


in dem Nachtragsbande der galiziſchen Provin⸗ 
zial⸗Geſetzſammlung vom Jahre 1819 bis ein⸗ 

ſchlußig 1820 enthaltenen Verordnungen. 
Zahl — * 


der ae 
Verord⸗ Seite 


nung 
Jahrgang 1319. 


Ron at Jäner. 
1 Vorſchriften für den Hauſirhandel der Tyroler in 
den übrigen Provinzen als Nachtrag zum Hauſir⸗ 
Patente . . . R E 0 5 
Vom 15. Jaͤner. 
2 Zur Unterſtuͤtzung der Schullehrerswittwen, haben 
auch jene Pfarrgemeinden beyzutragen, die nicht 
eingeſchult find . 5 . B . 4 
Vom 28. Jaͤner. 
3 Zum Kaufpreife eines Platzes für Pfarrgebäude, 
muß das Dominium, der Patron und die Gemeins 
de beytragen . 8 . ’ . 3 
Vom 28. Jaͤner. 


Monat Hornung. 
4 Bulvermwerfe find von der a ee 
befreyt 8 5 0 0 5 
Vom 11. Hornung. 
Monat Rarz. 


5 Obligazionen der älteren traktatmäßig anerkann⸗ 
42 


ten, in der Verloſung begriffenen oſterreichiſchen 

Staatsſchuld können zu Kauzionen verwendet 

werden . - 5 

Vom 1. März. 

6 Unterhalts⸗Verbeſſerung des Kuratklerus auf neuen 

Pfarreyen und Lokalkaplaneyen . . R 

Vom 2. März. 

Beſtimmung, in wie ferne Tapezierer, Trödler 

und Lakierer in Lemberg, auch mit Tiſchlerwaa— 

ren handeln dürfen, und über das Verkehrsrecht 
der galiziſchen Landtiſchler mit ihren Erzeugniſſen 
Vom 7. März. 

8 Das Armendrittel von der Verlaſſenſchaft eines 
Seelſorgers, unterliegt auch dann nicht der Erb— 
ſteuer, wenn es deſſen Verwandte beziehen . 

Vom 16. März. 

9 Ausländer, welche in öſterreichiſchen Staaten die 
Philoſophie nicht ſtudierten, können die Rechte 
und die Medizin daſelbſt ſtudieren, und die ftren« 
gen Prüfungen darüber ablegen, jedoch nur für die 
Praxis im Auslande . * A “ $ 

Vom 21. März. 

10 Diäten nnd Reiſekoſten der Kriminalgerichtsbea m» 

ten, werden nicht von Inquiſtten getragen . 
Vom 26. Marz. 

11 Die Taglia für die Einbringung eines Auswande⸗ 

vers, wird auf vier Gulden feſtgeſetzt. 
Vom 29. März. 
Monat April. 

12 Beſtimmung, in wie ferne in der Bukowina auch 
Kohlen⸗ und Erzfuhren unter die mauthbefreyten 
Bergfuhren gehören a 8 P 2 e 

Vom 7. April. 
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17 


18 


19 


20 


21 


Aerarialfabriken; dürfen Queckſtilber⸗ Präparate 
zum Verkaufe in das Ausland erzeugen . s 
Vom 14. April. 
Für die im Deſerteurs⸗Kartel mit Bayern beſtimm⸗ 
te Taglia, wird der Vier und zwanzig Gulden⸗ 
fuß feſtgeſetzt 7 . 8 8 ; 4 
Bom 27. April. 
Monat Mai 
Bauernwirthe unterliegen der körperlichen Züchti⸗ 
gung in ſchweren Polizeyübertretungs⸗ Fällen nicht 
Vom 15. May. 
Bey Aemtern ſtabil angeſtellte Dienerſchaft kann 
an der Wohlthat der Gehaltsvorſchüſſe Antheil 
nehmen . . B c 8 . 
Vom 18. May. 

Ronat Junius. 
Beſtimmung, von wem und in welchem Verhältniße 
die Koſten der inneren Einrichtung bei Hauptſchu— 
len zu tragen ſind . c R 1 0 

Vom 20. Junius. 
Korreſpondenz der inländiſchen Behörden mit dem 
Auslande. 5 > a R 6 . 
Vom 27. Junius. 

Monat Julius. 

Die Alimentazionsgebühr für ſuſpendirte Beamte 

darf das Drittel der genoſſenen le nicht 

überfteigen . 1 8 8 8 
Vom 8. Julius. 

Kreisärzten gebühren auch in Polizey⸗Sanitaͤts⸗ 

fallen Diäten h J . 1 8 4 
Vom 6. Julius. 

Niederlagen und Handlungen mit Meubeln wer« 

den geſtauet 5 1 0 h 1 . 
Vom 9, Julius. 
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Ganz verwaisten Kindern der Beamten gebührt der 

Genuß der halben mütterlichen Penfton fo lange, 

als noch eines von ihnen unter dem Normalalter iſt 
Vom 19. Julius. 

In Subarrendirungs-Angelegenheiten gebuͤhren 

Kreiskommiſſaren keine Diäten, in beſonderen 

Fallen aber erhalten fie Remunerazionen . 5 
Vom 28. Julius. 

Ritter des Marien⸗Thereſtenordens erwerben für 

ſich und ihre W den erblaͤndiſchen Rit⸗ 

ter ſtand . . & ® . 
Vom 28. Julius. 


Monat Aug uſt. 
An katholiſchen Gymnaſien duͤrfen nur apud 
Lehrer angeſtellt werden. A ’ 
Vom 15. Auguft. 
Beſtimmung, wer die Koften des Standrechtes 
zu tragen habe. . E 1 . - 
Vom 15. Auguſt. 
Vermehrung der theologiſchen e Galiziens 
im Wiener Konvikte . 2 . . 
Vom 16. Auguft. 
Juden, welche vor dem Kreisſchreiben vom 29. 
März 1793, landtafliche Güter in Galizien er» 
warben, dürfen r auf ihre Nachkommen 
übertragen . 4 ; . 8 5 
Vom 47. Auguſt. 
Aufſtellung eines Thierarztes in jeder Prod inz 
Vom 81. Auguſt. 


Monat September. 
Mehrere Apotheken dürfen nicht im Beſitze einer 
Perſon vereinigt, und Filialapotheken nur im 
Nothfalle geſtattet werden 8 A - 

Vom 15. September. 
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Grundfäge, wornach Penſionen ſolcher Beamten, 
die theils in landesfürſtlichen, theils in ſtaͤndiſchen 
oder ſtädtiſchen Dienſten ſtanden, auf die vers 
ſchiedenen Fonde zu vertheilen find . 

Vom 24. September. 

Monat Oktober. 
Bewilligungen zur Errichtung jüdiſcher Sr 
ftätten, find tarfrey . P = 

Vom 24. Oktober. 
Die Vorſchrift vom 24. September wird auf Pens 
fionen, welche aus den ftändifchen und ftädtifchen, 
oder auch aus mehreren politifchen Fonden etheilt 
werden, und auf Abfertigungen ausgedehnt 


Vom 29. Oktober. 
Monat Nobember. 


Theologiſche Zöglinge Galiziens werden in das 
Wiener Kondift auch mit der zweyten Klaſſe aus 


der Mathematik aufgenommen, wenn ſie die Vor⸗ 


zugsklaſſen aus der Religion und Philoſophie haben 
Vom 9. November. 


Monat Dezember. 


Behandlung der amtlichen Eingaben, welche Do⸗ 


minien vorſchriſtswidrig als portofrei bezeichnen . 
Vom 9. Dezember. 

Juden wird der Getreidhandel wieder erlaubt . 
Vom 21. Dezember. 

Bedingungen zur Ueberſiedlungs⸗Bewilligung für 

Juden nach Lemberg . & P 7 
Vom 31. Dezember. 
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Jahrgang 1820 


Monat Jänner. 


Doktorsdiplome fremder Univerſitäten dürfen öfters 
reichiſche Unterthanen nicht mehr annehmen 
Vom 2. Janer. 

Mon at Hornung. 
Errichtung einer Lehrkanzel der Landwirthſchaft 
zu Czernowitz 1 . . . 1 

Vom 22. Februar. 

Monat Junius. 

An galiziſchen Hauptſchulen iſt die Brit in 
der deutſchen Sprache zu lehren 5 

Vom 15. Junius. 
Modalitäten für die Um- und Zuſammenſchrei⸗ 
bung verloster Obligazionen . . . . 

Vom 21. Junius. 


Ronat Julius. 


Beſtimmung, welche Schankgewerbe in den lan— 
desfuͤrſtlichen Städten der Bukowina als radizirt 
anzuſehen ſind . . . P 
Vom 7. Julius. 
Beſtimmung, wem das Vermoͤgen aufgehobener 
Filialkirchen, und wem der Verkaufpreis alter Kir— 
chen, wenn neue an deren Stelle gebaut werden, 
gehöre . 2 8 
Vom 18. Julius. 
Der Verkauf einer Poſt wird nicht genehmigt, 
wenn eine Sequeſtrazion oder Veräußerung des 
Poſtregales gegen den Verkäufer bewilliget wor⸗ 
den iſt 8 m N 5 — . ; 
Vom 51. Julius. 
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Monat Augu ft 
Brunnen für die Militär - Stallungen find land⸗ 
artig herzuſtellen, und die Einwohner dürfen zum 
Zutragen des Waſſers nicht gezwungen werden . 

Vom 3. Auguſt. 

Unentgeltliche e armer Schulkinder mit 
Schulbüchern K 8 4 2 h 

Vom 10. August. 

Mon at September. 
Einſchärfung der beſtehenden Penſionsborſchriften 
und Behandlung der Ausnahmen von den allge 
meinen Normen . . 9 1 . r 

Vom 15. September. 

Beym peſtverdacht darf auch die Militar-Behörde 
ſelbſt die Haus- oder Ortsſperre proviſoriſch ver— 
fuͤgen, die Aufhebung derſelben hat jedesmal 
unter Mitwirkung der politiſchen Behörde zu ges 
ſchehen U d 3 k 2 

Vom 19. September. 
der Reſt des chriſtlichen Reſervekontingents, womit 
ein Dominium ſchlechterdings nicht aufkommen 
kann, muß auf den ganzen Werbbezirk umgelegt 
werden 5 . . 5 9 

Vom 25. September. 

Die unentgeltliche Verſendung von unkartirten 
Frachtſtücken auf dem Poſtwagen wird mit Strafe 
bedroht d 8 h h 
Vom 28. September. 
Ausländifche Zeitungen dürfen nur durch die Ober« 
poſtberwaltung der Provinz bezogen werden . 
Vom 29. September. 
Monat Oktober. 
Akzien der oͤſterreichiſchen Nazionalbank werden 
als Dienſtkauzionen nicht angenommen. , 
Vom 10. Oktober. 
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Profeſſoren der Fafultäts = Studien iſt verboten, 

inlandifchen und ordentlichen Schülern entgeltliche 

Privatkorrepetizionen zu geben. Dieſe werden 

aber Gymnaſial -, Normal- und Triviallehrern 

unter beſonderen Bedingungen erlaubt » . 
Vom 21. Oktober. 

Ron at Robember. 
Untergeordnete Behörden ſollen die Obrigkeiten 
und Gemeinden bey einer Baukonkurrenz nicht 
zu unnötbigen Auslagen, oder zu einer koſtſpie⸗ 
ligeren Leiſtungsart verhalten, als erforderlich iſt. 

Vom 3. Nobember. 
Beſtimmungen für die Erhebung der Zinſen don 
jenen in Papiergeld verzinslichen Obligazionen, 
welche bey der öſterreichiſchen Nazionalbank für 
erhaltene Darlehen deponirt ſind = 4 
Vom 24. November. 
Auf Darlehen aus ſtaͤdtiſchen Ueberſchußgeldern 
hat der Anfpruch der in Bauunternehmungen bes 
griffenen Bürger den Vorzug vor Güterbefigern. 
Auſ Darlehen aus Gemeindſpeichergeldern aber 
haben die Letzteren vor Jenen den Anſpruch r 
Vom 26. November. 
Ortsobrigkeiten find verpflichtet zur Verhinderung 
der Deſerzion thätigft mitzuwirken . s . 
Vom 26. November. 

Monat Dezember. 
Städten und Ortsgerichten wird fuͤr die Ausferti— 
gung der Marktpreis⸗Zetteln die Gebühr don 8 
Kreuzer Konv. Münze bewilliget . 5 k 

Vom 12. Dezember. 
Die Kongregazion der Redemptoriſten wird in der 
öſterreichiſchen Monarchie wieder hergeſtellt 

Vom 15. Dezember. 
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Beſtimmungen für die Abſendung ſchwerer Amts- 

packete mit der Briefpoſt 5 0 8 8 
Vom 16. Dezember. 

Behandlung der, vor der ſtabilen Organiſtrung des 

galiziſchen Straſſenweſens bey demſelben dienen⸗ 

den Beamten, ruckſichtlich ihrer Penſionirung . 
Vom 17. Dezember. 

Dienfttaren müſſen von dem Tage einer neuen 

Gehaltsanweiſung in der Regel auch dann abge» 

zogen werden, wenn ſchon andere Gehaltsabzüge 

laufen 8 © e E 3 
Vom 20. Dezember. 

Vorſchrift für den Verſchleiß der Gymnaſial⸗Schul⸗ 

bücher. x ’ 5 . 
Vom 29. Dezember. 


Jahrgang 13821. 


Monat Jänner. 
Beſtimmung der Vergütung für Marktpreistabel⸗ 
len, welche Ortsobrigkeiten den ee ie 
Amtern erfolgen . . . . 8 

Vom 25. Janer. 
Beſtimmungen für die Zerſtuͤckung unterthäniger 
Grundſtücke 8 . 4 8 5 
Vom 26. Jäner. 
Monat Hornung. 
Zum Dekane der juridiſchen Fakultät in Lemberg 
iſt, mit Ausnahme der wirklichen Profeſſoren, jeder 
an einer inländifchen Lehranſtalt graduirte Dofs 
tor der Rechte wählbar 8 8 . 2 
Vom 15. Februar. 
Kreminal-Inquiſiten dürfen in der Verpflegung 
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wenigſtens nicht härter behandelt werden, als die 
zur geringſten Strafe verurtheilten Sträflinge . 

Vom 46. Februar. 

68 Königlich⸗preußiſches Regulatib der Schifffahrts⸗, 
Dias = und Niederlagsgelder, auf dem —.— 
Kanal von Koſel bis Gleiwitz. . * 

Vom 16. Februar. 

60 Die Paragraphe 9 und 12 des Finanzpatentes 
vom Jahre 1844, rückſichtlich der Rückzahlung 
der in ſchwerer Münze in älteren Zeiten dargelie⸗ 
henen Kapitalien, ſind durch das Finanzpatent 
vom Jahre 1816 nicht aufgehoben . R . 

Vom 24. Februar. 

70 Schwere Amtspackete dürfen auf der Route des 

Poſtwagens nur durch dieſen verſendet werden 
Vom 26. Februar. 

71 Die Ausübung der Buchbinderey iſt nur Denjenis 
gen zu geftatten, die ſich über die ordentliche Erler— 
nung derſelben ausweiſen . R . . 

Vom 27. Februar. 
Monat Mar z. 


72 Behandlung der mit Geld oder Geldeswerth be— 
ſchwerten Packete, die an ſolche Orte addreſſirt ſind, 
wohin der Poſtwagen nicht geht . R ; 

Vom 19. März. 

73 Adelichen Schägmännern in Galizien werden vier 

Poſtpferde und drei Gulden an Diäten zugeſtanden 
Vom 29. März. 

74 Nur das wirkliche Paſſiren des an 

verpflichtet zur Mauthgebühr . 2 
Vom 31. März. 
Monat April. 

75 Erneuerung der Vorſchrift wegen Aufnahme der 
Jubentarien von Kiechen, Klöſtern und Stiften. 

Vom 3. April. 
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Bei Abſchreibung der Erwerbſteuer wegen Ge— 

werbdanheimfagung muß der Fünftige Nahrungs— 

weg nachgewieſen werden c 0 : 
Vom 4. April. 

Urbarial-Giebigkeiten dürfen den Unterthanen 

nicht in klingender Münze abgefordert werden . 
Vom 10. April. 

Steuerfreijahre für neu erbaute oder berbeſſerte 

Häuſer in Lemberg erſtrecken ſich auch auf den 

Nacht⸗, Feuerwach⸗ und Beleuchtungsbeitrag 
Vom 10, April. 

Erneuerung der Vorſchriften hinſichtlich der Auf— 

ſicht über die Erhaltung der Gränzfäulen . 5 
Vom 17. April. 

Unter welchen Bedingungen Unterthansföhne 

wegen ſchweren Polizeyübertretungen mit Stock— 

ſtreichen geſtraft werden dürfen s 4 a 
Vom 24. April. 

Beſtimmung, wer die Unterſuchungskoſten in 

ſchweren Polizeyübertretungen trägt, wenn eine 

Delegirung eintrat 5 . . . 
Vom 24. April. 

Abſchriften von Urkunden, welche den Hoſſtellen 

zu ihren Entſcheidungen vorgelegt werden, müſſen 

von Behörden beglaubiget ſeyn 0 5 
Vom 26. April. 

Für Kandidaten der theologifch » nichtunirten Ri⸗ 

tus werden Handſtipendien errichtet . . 0 
Vom 29. April. 


Monat May. 


84 Beſtimmung, welche italieniſche Weine zum Bes 


huf der Verzollung als edle im — bon 
gemeinen anzuſehen find ; » F 
Vom 5. May. 
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Dominien follen ihren Unterthanen den Unterricht 

über die eee der 5 jährlich 

bekannt machen . 4 8 
Vom 8. May. 


Diäten - Gebühr für die bei Straſſenbauten durch 


Privatkonkurrenz einſchreitenden Kreiskommiſſäre 
Vom 11. May. 
Bedingungen für Privilegien auf Privatmäuthe 
Vom 12. May. 
Grundſatze für die Aufnahme der Pfarrinpentarien 
Vom 15. May. 
Weiſung fuͤr die Verfaſſung der eee 
rückſicht ich der Militär » Kinder 
Vom 16. May. 
Beſtimmung, wenn zur Berechnung des Mor— 
tuars und Gerichtstaxen eine Verlaſſenſchaftsab⸗ 
handlung als anhängig gemacht anzuſehen ſey . 
Vom 18. May. 
Behandlung der im lombardiſch⸗ e 
Königreiche gebürtigen Deſerteurs . 
Vom 24. May. 
Der Tag der Geburt muß in Taufmatrikeln und 
Taufſcheinen verläßlich angegeben werden . 
Vom 24. May. 
Jährliche Bereifung des Landes durch den ſtändi⸗ 
ſchen Augenarzt und Verpflegung der Augenkran⸗ 
ken während ſeiner Behandlung 8 
Vom 25. May. 
Das Militär betreffende Pfarrmatrifel» Auszüge 
müſſen jährlich bis Ende September an das u 
Superiorat eingefendet werden 
Vom 51. May. 
Monat Junius. 
Wirklich dienende landesfürſtliche Beamten koͤn⸗ 
nen zu ſtändiſchen Verordneten gewählt werden . 
Vom u., Junius. 
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90 Stifte und Klöſter werden zur Errichtung bon 
Seminarien und Kondikten für die ſtudierende 
Jugend aufgefordert . 0 R 5 8 

Vom 9. Junius. 

97 Bei Gefällsübertretungen entſchuldigt der Mangel 

des boͤſen Vorſatzes in der Regel nicht N 
Vom 13. Junius. 

98 Alle Lotterien auf eigene Ziehung bedürfen der 

allerhöchſten Bewilligung k 4 8 ’ 
Vom 16. Junius. 

99 Behandlung der Erxekuzions-Ueberſchußgelder . 
Vom 22. Junius. 

100 Leonhard's Auszug aus dem größeren Religions⸗ 
handbuche des Probſten Frindt wird als allgemei— 
nes Lehrbuch für die Philoſophie vorgeſchrieben . 

Vom 30. Junius. 
Monat Julius. 

101 Ausweis über Schuldbeträge und Gläubiger des 
italieniſchen Monte, deren Befriedigung die dabey 
betheilten Mächte übernehmen . . - 

Vom 2. Julius. 
Monat September. 

102 Für die Normal⸗Hauptſchulen werden Zeichnungs⸗ 
Prämien bewilliget . : wi, A 4 

Vom 5. September. 
Monat Oktober. 

105 Reviſtonsämter find bei Einſendung der von Ber- 
legern übergebenen Werke an die k. k. Hofbiblio« 
thek poftportofrei . 8 A 0 2 8 

Vom 10. Oktober. 

104 Pächtern der Staats- und Fondsgüter wird die 
Entrichtung der Steuern nicht mehr auferlegt . 

h Vom 16. Oktober. 

105 Patental oder Reſervazions⸗Urkunden und Tod⸗ 
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tenſcheine berſtorbener Invaliden müſſen dem Ges 
neralkommando eingeſendet werden . 
Vom 18. Oktober. 
Monat November. 


106 Für Gymnaſial⸗Adjunkten wird die eh Diäten» 

Elafje beſtimmt . A 8 7 
Vom 24. November. 

107 Die Verwandlung eines Bug» in zwei Handro⸗ 
bothtage ift in dem Falle geſetzmäßig, wenn der 
Frohnpflichtige aus eigener Schuld fein Zugvieh 
berlor 0 . 8 # . 

Vom 25. November. 


Jahrgang 1322. 


Monat finer. 


108 Fuͤr die dritte und vierte Klaffe der Gymnaſten 

wird eine neue lateiniſche Grammatik vorgeſchrieben 
Vom 8. Jäner. 

100 Die Umſchreibung und fernere Verzinſung der 
für Weftgalizien und den Zamoster Kreis Oſtgali— 
ziens, ausgeſtellten Kriegsdarlehens- und Natural⸗ 
Lieferungs⸗Obligazionen, wird eingeſtellt . 

Vom 8. Jäner. 

140 Beſtimmung des Unterhalts für die aus dem Wie⸗ 
ner Konvikte austretenden theologiſchen Zöglinge 
des griechiſch⸗nichtunirten Ritus, bis zu ihrer An⸗ 
ſtellung . 9 8 0 8 

Vom 19. Jäner. 

111 Der erſten Klaſſe der Gymnaſien wird ein neuer 

Grundriß der Erdbeſchreibung vorgeſchrieben . 
Vom 22. Jänner. 

112 Beſtimmung der Aufgabs- und Zuſtellungsgebuh⸗ 

ren für Pribat⸗Eſtaffeten > 8 fi 0 
Vom 25. Janer. 
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115 Elde⸗Schiſffahrts⸗Akte. 8 5 93 
Vom 24. Jäner. 

414 Humantitätsklaſſen der Gymnaſien wird eine neue 

griechiſche Grammatik II. Abtheilung vorgeſchrieben 109 
Vom 24. Janer. 
Mon at Hornung. 

115 Als Nefrutirungs » Flüchtlinge koͤnnen nur ſolche 
Indiv duen angeſehen werden, deren diesfallige 
Qualifikazion durch eine vorhergegangene Unter— 
ſuchung der Umſtände ihrer Entfernung außer Zwei— 
fel gefetzt wurde . } 1 . . 109 

Vom 10. Hornung. 
Monat März. 

116 Den Gemeinden dürfen nicht mehr Abſchriften der 
Stockinventarien, wohl aber der verifizirten In 
deniarjen hinausgegeben werden . 0 ‚4110 

Vom 9. März. 

117 Uferbewohner in Gegenden, wo Xerarialüberfuhe 
ren beſtehen, dürfen ſich der eigenen Schiffe für 
ihre Perſon und Effekten, aber bey Strafe nicht 
für Fremde bedienen . . - 5 140 

Vom 16. März. 

118 Sardiniſche Studierende dürfen ſeit dem Ausbru⸗ 
che der dortigen Revoluzion, an öſterreichiſchen 
Lehranſtalten nicht aufgenommen werden . „111 

Vom 29. März. 

149 Von einem Stiſte geſchloſſene Verträge, bleiben 
auch für den Religionsfond verbindlich, wenn er 
in deſſen Verwaltung tritt . 5 ; 112 

Vom 29. März. 
Monat April. 

120 Beſtimmung der Taxen bey Beſtätigung eines 
ſchon zuſtehenden Adels, bey Erhebung in die per⸗ 

B 


ſchiedenen Adelsſtufen, und bey 1 des 
Indigenats a - a 2 . 
Vom 6. April. 

121 Der Handel mit ledernen Stiefeln und Schuhen an 
Ort und Stelle iſt Lemberger Handelsleuten ohne 
generelles Befugniß nicht geſtattet, wohl aber der 
Kommiſſions- und Spedizionshandel . 

Vom 6. April. 

122 Tabakpflanzer find bey der Zufuhr des Tabaks in 

in die Aerarialmagazine nicht mauthfrey . 
Vom 10. April. 

125 Individuen, welche eine mit Kauzion verknüpfte 

Dienſtſtelle erlangen, dürfen vor Erlag der Kauzion 
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nicht zum Dienſteid zugelaſſen werden . . 114 
Vom 15. April. 
124 Die galiziſche Geiſtlichkeit hat das Erhfteuerägti 
valent in Konbenzions-Münze zu bezahlen . 115 
Vom 23. April. 
125 Inſtituts⸗Angelegenheiten der barmherzigen Schwe⸗ 
ſtern in Galizien, unterliegen den allgemeinen Tax⸗ 
und Stempelvorſchriften 1 5 1 . 116 
Vom 27. April. 
Monat Ray. 
126 Intereſſen-Quittungen von Kapitalien, welche 
Armen⸗, Taubſtummen- und Blinden Inſtituten, 
und den Waifenhäufern gehören, find ſtempelfrey 116 
Vom 5. May. 
127 Die vereinigte Einlöſungs und 5. e ee 
zion, wird aufgehoben . m . 117 
Vom 7. May. 


128 Lohnquittungen der gegen Taglohn bey den Stel» 
len aufgenommenen Knechte (Struſchen) find ſtem⸗ 
pelfrey . 0 . 6 5 

Vom 7. May. 
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120 Neues Lehrbuch der roͤmiſchen Alterthümer für die 
Grammatikalklaſſen der Gymnaſien ſammt Inſtruk⸗ 
zion über den methodiſchen Vortrag desſelben 

Vom 21. May. 


Mon at Junius. 

150 Ahnenproben dürfen ohne allerhöchſter Genehmi— 
gung, nicht an auswärtige Rene auen vorgelegt 
werden a . 5 2 5 0 

Vom 2. Junius. 

131 Befähigungs-Defrete für Konzepts» Praktikanten, 
über die politiſche Prüfung, unterliegen dem Stem— 
pel von 15 Kreuzer 0 1 9 8 

Vom 2. Junius. 

132 Der Uebertritt vom lateiniſchen zum griechifche 

unirten Ritus, iſt verbothen. . c F 
Vom 7. Junius. 

133 Gränzkämmerer find in Aerarial-Taxſachen von 

dem Poſtwagenporto frey 4 8 8 8 
Vom 9. Junius. 
154 Pächter der Aerarial-Mäuthe find in ihrer Kots 
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124 


reſpondenz mit Behörden portopflichtig . 121 
Vom 22. Junius. 

135 Die Korreſpondenz zwiſchen der Nazionalbank und 
ihren Verwechslungskaſſen, für Rechnung der 
Staatsverwaltung, iſt portofrey b A . 122 

Vom 29. Junius. 
Monat Julius. 

130 Militär⸗Subarrendatoren follen nach Verlauf je⸗ 
den Monats zur Abrechnung bey den Magazinen 
erſcheinen f ; PR 5 123 


Vom 4. Julius. 


157 Die Einloſungs⸗ und Antizipazionsſchein⸗Kaſſe 
B 2 


XX 


Zahl 

der 

Verord⸗ 

nung 
kommt unter dieseitng der oͤſterreichiſchen Razional⸗ 
Bankdirekzion, und führt die Namen einer Wie— 
ner⸗Währungs-Verwechslungskaſſe 

Vom 12. Julius. 

4138 Die Verpflegsgebühren des Lemberger allgemeinen 
Krankenhauſes, werden für auswärtige und ein— 
heimiſche Kranke gleichgeſtellt. 8 f 6 

Vom 12. Julius. 


Ronat Aug u ſt. 

139 Bey Konduktquartalen kommen auch die in par- 
tem ealarii bezogenen, vertaxirten, nicht oneroſen 
Emolumente in Anſchlag . : ° 

Vom 5. Auguft. 
140 Klagen über Abftiftungen, find nicht an die Obrig— 
keiten zurückzuweiſeu, ſondern von Kreisämtern 
in erſter Inſtanz zu behandeln R 
Vom 30. Auguft. 
Monat September. 


441 Penſtonsvorſchriften haben auf Wittwen und Wai« 
fen, der als Religionslehrer an Öffentlichen Ans 
ſtalten angeſtellten griechiſch⸗katholiſchen Prieſter 
geſetzliche Anwendung . 3 . 

Vom u. September. 

142 Der ſtändiſche Domeſtikalbeytrag muß auch don 
jenen Dfart-Benefiziaten eingehoben werden, die 
unter der Kongrua ſtehen A 

Vom 6. September. 

445 Ausnahme von dem Verbothe, daß Niemand in 
Staatsdienſte aufzunehmen fey, der über vierzig 
Jahre alt iſt . . 

Vom 28. September. 
Monat Oktober. 

1% Neues Lehrbuch der Geographie J. und II. Theil 

für bie vierte Klaſſe der Hauptſchulen 1 8 
Vom 5. Oktober. 
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145 Beſtimmung des Tages, mit welchem die Gehalte 
verſtorbener, penſionirter, juhilirter und entlaſſener 
Beamten, aufhören R 2 . . 

Vom 22. Oktober. 

1 Bey der Korreſpondenz mit nichtlandesfürſtlichen 
Behörden in Kriminalangele genheiten oder ſchwe— 
ren Polizeiübertretungen muß der Gegenftand zur 
Bewirkung der Poſtporto-Freiheit, auf der W 
bezeichnet werden. 8 5 A e 

Vom 30. Oktober. 


Monat November 

147 Straffeneinräumer find als gemeine Taglöhner an⸗ 
zuſehen, und ihre Wittwen haben auf Propiſlonen 
keinen Anſpruch . 5 . \ . 1 

Vom 1. November. 

148 Zur Wartung kranker Unterthanen dürfen nur in 
dringendſten Fallen eigene eee 
aufgeſtellt werden. 2 d 4 k 

Vom 5. November. 

149 Beſtimmung, wem das Patronatsrecht auf Pfar⸗ 
ren zuſtehe, welche zu aufgehobenen Stiften ge— 
hoͤrten i „ . . 

Vom 19. Robember. 

150 Zoͤglinge des griechiſch-katholiſchen theologiſchen 
Seminarium, erhalten bey ihrem Austritte theo— 
logiſche Bücher, welche bey ihren e als 
Inventarſtücke verbleiben 8 . 

Vom 26. November. 

151 Amtshandlung der Kreisamter, wenn Militär- 

Subarrendatoren gegen die Müller Klage führen 
Vom 29. November. 


Monat Dezember. 
152 Beſtimmungen über Penfionen und Erziehungs⸗ 
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156 


157 


beyträge für Wittwen und Waifen jener Beam⸗ 

ten, rückſichtlich deren Anſtellung der 15. Oktober 

1792 entſcheidend wirkt. 1 8 95 
Vom 7. Dezember. 


Jahrgang 1325. 


Monat Janer. 
Erbrochene Briefe dürfen von Addreſſaten nicht 
mehr den Poftämtern zurückgegeben werden 8 

Vom 15. Jäner. 


Neue lateiniſche Grammatik für die erſte Klaſſe 
der Gymnaſien . 4 


Vom 21. Jaͤner. 
Zur Handhabung der offentlichen Sicherheit im 
Kolomeaer Kreiſe aufgeſtellten Wachpoſten erhal, 
ten ihre Service-Gebühr von Gemeinden . 
Vom 31. Jäner. 


Monat Hornung. 


Die Taglia bon 25 Gulden gebührt fuͤr die Ret— 
tung aus jeder Ari des Scheintodes, fo wie für 
Rettung aus dem Vaſſer . . 
Vom 4, Februar. 
Bei Bemeſſung der Alimentazionsbeträge für ſus⸗ 
pendirte Beamte dürfen die in partem salarii 
vertarirten Nebengenuſſe FB in Anſchlag gebracht 
werden . . . 
Vom 6. Februar. 


158 Zuſätze zu den Vorſchriſten für die Militär⸗Exe⸗ 


kuzion, rückſichtlich der Zahl der verwendeten 
Mannſchaft . 9 2 h i 1 
Vom 18. Februar. 
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XXIII 


Verord⸗ Seite 
Monat Mär z. 


150 Wo keine chirurgiſche Offizinen ſind, kann auch 
andern Perſonen das Raſiren als Gewerbe geſtar— 
tet werden . 5 © 6 0 . . 131 

Vom 7. März. 

160 Schubpäffen ift ftats eine Abſchrift des mit den 
Schüblingen aufgenommenen Konftituts beizu— 
legen. . . - . 5 c 141 

Vom 14. März. 

161 Lehrbuch der neueſten Geographie für die zweyte 

Klaſſe der Gymnaſten . 5 . 2 142 
Vom 23. März.; 

162 Theologiſchen Anſtalten werden die arabiſchen und 
aramäiſchen Sprachlehren des Profeſſors Oberleith— 
ner als Lehrbücher vorgeſchrieben . 1 . 143 

Vom 50. Marz. 


Monat April. 


165 Penſionen der Exreligioſen werden am Erſten jeden 
Monats bezahlt, ohne daß die Verlaſſenſchaft 
etwas davon zurückerſetzen müßte . > . 143 

Vom 1. April. 

164 Portofreie Behörden müſſen die Rezepiſſengebühr 

bezahlen . 5 6 . . 0 . 144 
Vom 6. April. 

105 Aus den theologiſchen Seminarien des lateini— 
ſchen Ritus austretende Zöglinge werden mit 
Büchern betheilt . r N 0 5 144 

Vom 15. April. 

166 Verfahren rückſichtlich der Auswanderer, welche 

das zwanzigſte Lebensjahr nicht erreicht haben . 145 
Vom 22. April. 

167 Behandlung jener aus deutſchen Provinzen gebür⸗ 

tigen Adelichen, welche als Supplenten in lombar⸗ 


Verord⸗ Seite 
nung 
diſch⸗benezianiſche Regimenter eintraten, und als 
ex propriis Gemeine überſetzt werden wollen . 140 
Vom 27. April. 
108 Erneuerung der Vorſchriften wegen ſicherer Vers 
wahrung der Arreſte 8 0 0 . 147 
Vom 29. April. 


Monat May. 


150 Zweiter Theil des neuen griechiſchen Lehrbuches 
für die Humanitatsklaſſen der Gymnaſten . « 148 
Vom 1. May. 
4170 Quittungen der Steuerbezirks-Obrigkeiten über 
die zwey Perzente, welche fie für die Einhebung 
der Grund- und Gebaudeſteuer in Abzug brin— 
gen, find ſtempelfrey . 8 5 139 
Vom 26. May. 
471 Unterthanen darf zur Tilgung der Steuerruͤckſtän. 
de kein Vieh weggenommen werden, welches zum 
Wirthſchaftsbetriebe, oder zur Familienerhaltung 
nothwendig it . a . 5 . 449 
Vom 28. May. 


Ron at Junius. 
172 Genauere Beſtimmung, rückſichtlich der Bemeſſung 
der Taglia für eingebrachte Räuber . N « 150 
Vom 12, Junius. 
173 Dem Sanitats-Perſonale werden auch für Kom⸗ 
m ffionen und Dienſtberrichtungen in einer Ent⸗ 
fernung von weniger als zwei Meilen Diäten paſſirt 151 
Vom 50. Junius. 
Monat Julius. 
174 Beftimmüng des Anſpruches der Beamten-Witt⸗ 
wen auf das Koudukt⸗Quartal N 1 4132 
Vom 15. Julius. 
175 Dienſtjahre eines Lehrgehulfen an Hauptſchulen, 


Zahl 

der 

Verord⸗ 

nung 
zählen zur Penſions⸗ — jener an Trivial⸗ 
ſchulen nicht . 5 . 

Vom 24. Julius. 
Monat September. 

176 Beſtimmungen über die Alimentazion ſuspendir⸗ 
ter Beamten, unterer Diener und Gefällsauf⸗ 
ſichts⸗Indiwiduen . x 8 5 . > 

Vom 2. September. 

177 Beſtimmung, wer in Beziehung auf das Erb⸗ 
ſteuerpatent $. 9. unter dem Ausdrucke »unter⸗ 
thäniges Bauernvolk« zu verſtehen ſey . 

Vom 47. September. 
Monat Oktober. 

478 Bewilligungen zur Aufnahme armer Zöglinge in 
theologiſche Seminarien, und die Verleihung der 
Tiſchtitel an dieſelben aus dem Religionsfonde, 
find tax⸗ und ſtempelfrey, nicht aber die Verlei⸗ 
hung der Tiſchtitel von Privaten . 4 

Vom 12. Oktober. 
Monat Robember. 

170 Austretende Militär» Individuen find zu belehren, 
daß ſie den Eivilbehörden Gehorſam, und die 
allgemeinen Laſten zu tragen ſchuldig ſeyen . 

Vom 4. November. 

180 Beſetzung und Dotazion des armeniſchen Doms 

kapitels in Lemberg . . . . . 
Vom 4. November. 

481 Fremde können nur ausnahmsweiſe mit Bewil⸗ 
ligung der Hofſtellen in öſterreichiſche Staatsdien⸗ 
ſie aufgenommen werden 5 e 1 

Vom 9. November. 


Ronat Dezember. 
182 Beſtimmung der Fälle, in welchen Militär ⸗Offi⸗ 


Seite 


. 155 


155 


154 


157 


158 


XXVI 
\ 


Zahl 
der 
Verord⸗ Seite 
nung 
ziere bei ihrem Uebertritte in Zivildienſte Charak⸗ 
ters- und Karenztaxen zahleu . . . 158 


Vom 11. Dezember. 
185 Zur Ueberſchatzung von Verlaſſenſchaften, Behufs 
der Erbſteuerbemeſſung find ftäts die Intereſſenten 
vorzuladen . 1 . . . 160 
Vom 51. mer 


Jahrgang 1324. 


Monat Jänner. 

184 In pPenſions-Faͤllen jener Beamten, die aus der 
Klaſſe der Arbeiter und minderen Diener befordert 
wurden, darf nur jene Zeit eingerechnet werden, 
die ſie beeidet zubrachten 1 . . . 161 

Vom 20. Janer. 
Monat Mär z. 

185 Ueberſuhren über die Weichſel ſind außer den 
ſchon beſtehenden nicht mehr zu geſtatten. 161 

Vom 15. März. 

186 Oberleithner's arabiſche Chreſtomathie wird den 
theologiſchen Lehranſtalten als Vorleſebuch vorge— 
ſchrieben . . . . . 162 

Vom 81. März. 
Mt A 

187 Neues Lehrbuch der Geographie II. 5 u die 
dritte Grammatikalklaſſe 6 . 162 

Vom 14. April. 

188 Neues Lehrbuch der Staatengeſchichte I. Theil für 

die zweyte Grammatikalklaſſe der Gymnaſien . 165 
Vom 14. April. 


189 


190 


191 


192 


195 


194 


195 
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XXVII 


Ron at May. 
Nachträgliche Vorſchrift für die Preisbeſtimmung 
der Frohnen bei Verfaſſung der Pfarrinbentarien 

Vom 1. May. 
Monat Junius. 
Syſtemmäßige Diäten gebühren vom Tage der 


angewieſenen Beſoldung 1 a 0 
Vom 41. Junius. 


Monat Julius. 
Erneuerung des Verbots, daß e nicht 
neben den Kirchen beſtehen ſollen 

Vom 15. Julius. 
Beſtimmungen über die Diätenzulagen für Be- 
amte, Diener und Dienergehilfen der Kaſſen bei 
ſchweren Geldtransporten - . 4 N 

Vom 25. Julius. 


Monat Aug uſt. 
Vorſchrift wegen Prüfung der Schüler, die mit 
den Lehrern oder Vorſtehern einer Lehranſtalt 
nahe verwandt ſind ° ° ’ a a 

Vom 3. Auguſt. 
Der hohere Gehalt, worinn ein Beamter durch 
eine Erledigung in derſelben Dienſtes Kathe— 
gorie vorrückt, lauft vom Tage der Einſtellung 
desſelben, wird aber erſt nach Wiederbeſetzung der 
erledigten Stelle angewieſen . 2 0 . 
Vom 20. Auguft. 
Neue lateinifche ie I. Abe fuͤr die 
Gymnaſien . . . . 
Vom 30 Auguft. 


Ronat Oktober. 
Verfahren bei Steuerrückſtänden ruückſichtlich des⸗ 
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Verord⸗ Seite 
nung 
jenigen beweglichen Vermögens, welches! bereits 
gerichtlich gepfändet iſt - a . 6 170 
Vom 5. Oktober. 
107 Eine Dienſtleiſtung über bierzig Jahre gibt fuͤr 
ſich allein den Beamten noch kein beſonderes 
Verdienſt . 8 8 . 8 E 171 
Vom 5. Oktober. 
108 Wider die vom Gubernium beſtimmten Lohnpreiſe 
der Sommer Aushilfstage, konnen Dominien und 
Gemeinden den Rekurs ergreifen . . . 172 
Vom 9. Oktober. 
199 Auch bey provbiſoriſchen Anſtellungen an katholi⸗ 
ſchen Lehranſtalten ſind Akatholiken ausgeſchloſſen 
und zwar bey allen Lehrämtern 8 5 172 
Vom 9. Oktober. 
200 Auch jene öſterreichiſche Unterthanen, welche eine 
Anſiedelung im jenſeitigen Gebiethe einwenden, 
»ſind zurückzuweiſen, wenn fie paßlos an der pol— 
niſch⸗ruſſiſchen Graͤnze ergriffen werden . 178 
Vom 20. Oktober. 
201 Privat-Geſchaftsführungen unterliegen der Er— 
werbſteuer . 9 a ® . 7 . 173 
Vom 31. Oktober. 


Monat Nobember. 


202 Für Kooperatoren, welche aus den Einkünften der 
Pfründen erhalten werden, müſſen 200 Gulden 
Kond. Münze in Abzug gebracht werden . . 174 

Vom 5. Nobember. 


Monat Dezember. 
205 Perſonal⸗Zulagen der Beamten müſſen nach dem 
Maße des Einrückens in einen höheren Gehalt 


eingezogen werden 2 A . . 475 
Vom 21. Dezember. 
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204 Peit'ls Methodenbuch wird für die Be 
Kandidaten vorgeſchrieben 6 . 1475 

Vom 29. Dezember. 
Jahrgang 1825. 
Monat Jänner. 

205 Kreiskommiſſären gebühren keine Diäten für die 
Veriſtzirung der Uebereinkünfte hinfichtlich der 
Inventarial- und anderen Schuldigkeiten ma 

Vom 31. Janer. 
METER TOT 

206 Quartiergelds⸗Anweiſungen für Beamte unterlie⸗ 

gen dem Stempel 8 1 2 8 178 
Vom 22. Februar. 
Monat Mä rr z. g 

207 Einführung einer kleinen deutſchen Sprachlehre in 
den Schulen . n 5 * 479 

Vom 7. März. 

208 Statuten und Reglement der mit der erſten öſter⸗ 
reichiſchen Sparkaſſe vereinigten allgemeinen Ver— 
ſorgungsanſtalt, für Unterthanen des oſterreichi⸗ 
ſchen Kaiferftaates . 5 0 0 5 . 179 

Vom 11. März. 

209 Das ſchnelle Reiten und Fahren, Stehenlaſſen 
der Pferde und Schnalzen mit der Peitſche wird 
in Lemberg unterſagt . . A . . 199 

Vom 18. März. 

210 Neues Lehrbuch der Geographie IM. Theil für die 

dierte Grammatikalklaſſe der Gymnaſien . 200 
Vom 19. März. 

211 Beeidete Briefträger der Poſt-Verwaltungen find 

penſtonsfähig 3 A, » 200 


Vom 19. März. 
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212 Empfangsbeftätigungen von des Schreibens un- 
kündigen Perſonen bedürfen der Unterfertigung 
zweier Zeugen E 2 0 . N 

Vom 22. März. 


Monat April. 


213 Juden, welche aus dem Königreiche Polen zur 
Zeugenſchaft bei ſtrafgerichtlichen Verhandlungen 
berufen werden, find vom Geleitzolle befreit 

Vom 5. April. 

21% Neues Lehrbuch der Staatengeſchichte II. und III. 

Theil für Gymnaſien . B 4 8 8 
Vom 9. April. 

215 Entſchädigung aus dem Religionsfond für Exkur— 
ſionen der Verweſer ſolcher Pfruͤnden, wo keine 
Inventarial-Pferde beſtehen . N . N 

Vom 29. April. 


Monat May. 


216 Ortsobrigkeiten wird mit Androhung des Schar 
denerſatzes aufgetragen, die Rezepiſſen über Mab« 
nungen der Mauthpaͤchter wegen rückſtändigen 
Pachtraten ſchleunigſt einznfenden . 

Vom 5. May. 
Monat Junius. 

217 Mit Poſtmeiſtern abgeſchloſſene 3 ſind 
ſtempelpflichtig . 1 . a : 

Vom 10. Junius. 

218 Kurat⸗Geiſtlichkeit muß die durch das neue Pro⸗ 
viſorium beſtimmte Grundſteuer entrichten, wenn 
fie gegen früher geringer ausfällt, und zwar auch 
dann, wenn dadurch die Kongrua geſchmalert 
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wurde 0 8 E k ? . 206 


Bom 21. June: 
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XXXI 


Monat Julius. 


Juden können zu Pachtungen der Mauthen auch 

in der Nähe von Salzkokturen zugelaſſen werden 
Vom 7. Julius. 

Vorſichten, damit Pflegemütter von Findlingen 

nicht mit der Luſtſeuche angeſteckt werden . A 
Vom 7. Julius. 


Bedingungen, unter welchen den Pfarrern Koope— 
ratoren aus den Pfarrerträgniffen oder aus dem 
Religionsſonde geſtattet werden .. 0 
Vom 20. Julius. 
Prieſter, welche die theologiſchen Studien in Un⸗ 
garn vollendet haben, müffen vor ihrer Verwen— 
dung zur Seelſorge in außerungariſchen Provin— 
zen, einer Prüfung über die kirchliche Verfaſſung 
unterzogen werden 5 . . 5 
Vom 26. Julius. 

Monat Aug uſt. 
Richtigkeit der gerichtlichen Schätzungen und die 
nothwendigen perfönlichen und Vermogenseigen— 
ſchaften der Schägmeifter werden eingeſchärft . 

Vom A. Auguſt. 
Wenn Wahnſinnige nicht durch die Perſonal-In⸗ 
ſtanz an die lemberger Irrenanſtalt abgegeben 
werden, muß die Anzeige an die Landesſtelle er— 
ſtattet werden 2 . 8 . 8 » 
Vom 158. Auguſt. 
Das öffentliche und Privatſtudium iſt allen Prak- 
tizirenden und Angeſtellten unbedingt verbothen . 
Vom 22. Auguſt. 


Monat September. 
Qualifikazions⸗Zeugniſſe für Offerenten zu Mili⸗ 
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240 


214 


Veroͤrd⸗ Seit⸗ 
nung 
tär⸗Subarrendirungen, follen von Obrigfeiten 
mit Vorſicht ausgeſtellt werden 0 a 241 
Vom 12. September. 


227 Aemtliche n ſind 

poſtportofrei 0 A . 22 
Vom 20. September. 

228 (Sütertrennungen ſollen nur dann geſtattet wer— 
den, wenn auf jeden Gutsantheil an reiner Dos 
minikalſteuer wenigſtens 800 Gulden entfallen . 213 

Vom 24. September. 

220 Die Dienſtkorrespondenz einzelner von General— 
Quartiermeiſter-Stabs-Abtheilungen detachirter 
Offiziere iſt poſtportofrey 5 7 5 2713 

Vom 21. September. 

250 Amtshandlungen über Pfarrtemporalien, bei des 

nen den Kreisfommiffären keine Diäten gebühren 214 
Vom 27. September. 
Monat Oktober. 

231 Kongruen der Seelſorger, Zuſchüſſe zu denſelben 
und Gehalte der Kooperatoren werden mit Ende des 
Monats bezahlt . N 0 . r 215 

Vom 8. Oktober. 

232 Behandlung oder oder unbeſetzter Unterthans⸗ 
gründe, welche bei Verfaſſung der Pfarrinventa— 
rien vorkommen . . . 8 . 215 

Vom 9. Oktober. 

235 Bedingungen für die Bewilligung den Ziehungs⸗ 

tag einer Realitäten⸗Lotterie hinaus zuſchieben . 217 
Vom 15. Oktober. 

254 Alphabetiſches Namensverzeichniß der in den 
Kriegsjahren 1806, 1809, 1813 und 1845 ver⸗ 
ſtorbenen Militär » Perfonen, deren mangelhafte 
Todtenſcheine in fremden Staaten ausgeſtellt 
wurden . 5 1 1 218 

Vom 25. Oktober. 


XXXIII 


Zahl 
der 

Verord⸗ Seite 

nung 

235 Vorſichten wegen der Vermöͤgensumſtände der 
Offerenten zu Militär⸗Subarrendirungen . 219 

Vom 23. Oktober. 

236 Der große Bann gegen Beeinträchtigung der Ju— 
dengefälle muß in Gegenwart der Ortsobrigkeit 
kund gemacht werden . - 2 - . 220 

Vom 29. Oktober. 


Mon at Nobem ber. 

257 Beiſchaffung der Behelfe fuͤr abweſende Militär⸗ 

Waiſen zum Bezug ihrer Penſionen A « 220 
Vom 15. November. 

238 Penſtoniſten können die Erlaubniß zur Ausübung 
der Advokatur erhalten, müſſen aber bei einem 
Rufe zur Wiederanſtellung zwiſchen jener und der 
Verzichtleiſtung auf den Ruhegenuß wählen 222 

Vom 21. November. 

250 Equipagen der durchlauchtigſten Erzherzoge Bruͤ⸗ 

der Seiner Majeftät find mauthfrei . N » 
Vom 24. November, 

240 Erneuerung der Zenſurvorſchrift, daß von allen 
Manuffripten zur Erlangung der Druckbewilli⸗ 
gung zwei Exemplare vorgelegt werden müſſen, 
und deren Ausdehnung auf den Nachdruck. 225 

Vom 25. November. 


Monat Dezemder. 


21 Neues Lehrbuch der Staatengeſchichte IV. Theil 
und der neueſten 1 IV. 30 fuͤr Gym⸗ 
naſien s 4 224. 
Vom 4. Dezember. 
242 Die Steindruckerey kann nur an jenen Orten bes 
trieben werden, wo neben der politiſchen Behörde 
eine eigene landesfürſtliche Polizeybehorde beſtebt 224 
Vom 22. Dezember. 
C 
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244 


246 


247 


248 


Sahl 
der 
Verord⸗ 
nung 
Jahrgang 1826. 
Monat Janner. 
245 Erläuterung des Hofdekrets vom 28. März 1816 


Zahl 5284 wegen des Vorzugsrechtes auf die Ju⸗ 
risdikzions-Ausübung, welches den Grundeigen— 
thuͤmern vor den Ad litalitatsbeſitzern zulömmt . 
Vom 3. Jaäner. 
Monat Mär z. 
Dominien müffen ihre Dienſtkorrespondenz we⸗ 
nigſtens einmal in jeder Woche von Poſtämtern 
abholen laſſen 5 9 6 5 0 . 
Vom 18. Marz. 
Offiziers⸗Wittwen, welche zur Ergänzung der In⸗ 
tereſſen ihrer Heir athskauzionen eine Gnadengabe 
beziehen, verlieren dieſe bei der Wiedervereheli— 
gung ohne Reſervazion und Abfertigung . 
Vom 22. Marz. 
Diätenzulagen für Beamte und Diener der Kaſſen 
bey ſchweren Geldtranspprten . . - . 
Vom 31. März. 


Monat April. 


Wenn Penfioniften in das Ausland gegangen find, 

duͤrfen weder ſte dahin, noch ihre Familien im 

Inlande die Penſion, ohne We Bewilli⸗ 

gung, beziehen . £ : £ L 
Vom 27. April. 


Monat Junius. 


An dem polytechniſchen Inſtitute zu Wien, werden 
bier Stipendien zu 200 Gulden Konv. Münze 
errichtet . N « 0 0 

Vom 2. Junius. 
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XXXV 


Zahl 
der 
Lerord⸗ Seite 
nung 
Ron at Augu ſt. 
249 Vorſichten gegen die Ruhr N . . 250 
Vom 22. Auguft. 


Ronat September. 
250 Juden dürfen zu keiner Arbeit im Innern bereits 
ausgeweihter katholiſcher Kirchen zugelaſſen werden 255 
Vom 1. September. 


Ronat Oktober. 


251 Befiimmung der Gebühren für Schulvifitazionen 25 
Vom 12. Oktober. 


Monat Dezember. 
252 Behandlung der Briefe und Packete, welche von 
portopflichtigen Partheyen und Behörden unfran— 
kirt an Seine Majeftät oder Allerhöchſtdero geheis 
mes Kabinet addreſſirt, zur Poſt gegeben werden 234 
Vom 12. Dezember. 
2553 Amtspackete, von einer Schwere über zwei Pfund 
müſſen auf den Brankardwagen aufgegeben werden 335 
Vom 19. Dezember. 
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Nachtrags-Band 
sur 
Provinzial 
Geſetzſammlung 
d e r 
Königreiche 
Galizien und Lodomerien 


bo m 


Jahre 1810 bis einſchlüßig 1826. 


Nachtragsband z. Geſetzſ. 1 


— — — — AUT — ——— — 


Jahrgang 1319. 


1. 


Vorſchriften für den Hauſirhandel der Tyroler 
in den übrigen Provinzen als Nachtrag zum 
Hauſir-Patente. 


Seine k. k. Majeſtät haben in Abſicht auf den Haufir- 
handel, in ſoweit er von tyroliſchen u. vorarlbergiſchen Unter⸗ 
thanen in den übrigen Provinzen betrieben wird, nach— 
träglich zum Hauſir⸗Patente vom 5. May 1811 Nachſte⸗ 
hendes mittelſt allerhoͤchſter Entſchließung vom 29. Juni 
b. J. anzuordnen befunden: 

1) Wird in Beziehung auf den $. 5 des Haufirpatens 
tes das für die Haufirer vorgeſchriebene Alter in Tyrol und 
Vorarlberg für beide Geſchlechter auf das zwanzigſte Jahr 
feſtgeſetzt. 

2) In Anſehung des im F. 7 verbothenen Hauſirens 
mit deſtillirten Oehlen, Geiſten, und allen daſelbſt genann- 
ten Artikeln, ſie mögen zum Genuße oder als Arzney 
dienen, ſo wie auch das Hauſiren mit Bildern, haben die— 
ſelben Vorſchriften zu gelten, welche in den übrigen Pro» 
Dingen beſtehen. 

8) Soviel es die Legitimazion der Tyroler⸗ und Vor⸗ 
arlberger-Fabrikate belangt, ift ſich an jenes, was hierwe⸗ 
gen in dem Kreisſchreiben dom 21. Jult 1815 3. 27553 
verfügt worden iſt; fo wie 

4) hinſichtlich des Gebrauches des Stempels zu den 
Haufirpäffen an die jederzeit für Tyrol und Vorarlberg Der 
ſtehenden Papierſtempel⸗Vorſchriften zu halten. 

I * 
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5) In den Hauſirpäſſen kann auch vom Eheweibe und 
Sohne gegen Beifügung der betreffenden Perſonsbeſchreibung 
Erwähnung gemacht werden, damit ſich im Erkrankungs⸗ 
falle des Ehemannes und beziehungsweiſe des Vaters auch 
die Letztern des Paſſes bedienen können. 

Hiebey wird jedoch in Beziehung auf den 17. $. des 
Hauſir-⸗Patentes ausdrücklich beſtimmt, daß die hauſirende 
Perſon ſtets mit dem Originalpaße verſehen ſey, wornach 
eine vidimirte Abſchrift desſelben nicht Statt findet, und 
wenn in demſelben des Sohnes Erwähnung geſchieht, ſo 
muß ſelber das vorgeſchriebene Alter erreicht haben. Was 
endlich 

6) zum F. 22 und 25 die Nozionen wegen Uebertretung 
des Hauſir⸗Patents belangt, fo müſſen dieſe, in fo lange in 
Tyrol keine eigene nach dem oͤſterreichiſchen Syſteme orga— 
niſirte Bankal⸗Adminiſtrazion beſteht, von jener Behörde 
und in jener Art geſchöpft werden, welche jetzt in andern 
Kontrebandfällen eintritt. 

Von dieſer allerhoͤchſten Entſchließung werden die k. k. 
Kreisämter in Folge hohen Hofkanzley-Präſidialdekrets vom 
17. Dezember 1818 3. 28595, und eines frühern Erlaſſes 
der Polizeyhofſtelle vom 20. Auguſt v. J., zur Wiſſenſchaft 
und RNachachtung in Kenntniß geſetzt. 

Präſidial⸗Dekret vom 15. Jaͤnner 1819 Praſidial⸗Zahl 215. 


2. 


Zur Un terſtützung der Schullehrer ⸗-Wittwen 
haben auch jene Pfarrgemeinden, die nicht 
eingeſchult ſind, beizutragen. 


Die hohe Studien-Hofkommiſſion hat mit Dekret vom 
28. Dezember v. J. Zahl 4963, anher eröffnet: 

„Da in dem sten §. des 14ten Abſchnitts der politiſchen 
Verfaſſung der deutſchen Schulen in der Auflage vom Jahre 
A816, welcher von der Unterſtützung der Lehrers-Wittwen 
handelt, zu dieſer Unterſtützung im Eingange die Pfarrge⸗ 
meinden verpflichtet werden, in der Folge dieſes $. aber 


3 
nur von eingeſchulten Gemeinden geſprochen werde; fo ſey 
der Zweifel entſtanden, ob zur Unterftügung dieſer Wittwen 
nur die eingeſchulten, oder ſämmtliche zur Pfarre ge hörigen 
Gemeinden beizutragen haben.“ 

Um ferneren Zweifeln hierüber zuvor zu kommen, wurde 
zugleich bedeutet, daß dieſe Verpflichtung ſich nicht nur auf 
die eingeſchulten, ſondern, in wie ferne nicht etwa Gemein— 
den in einer Pfarre einer eigenen, von der Pfarrſchule abge— 
ſonderten Schule eingeſchulet ſind, auf die Pfarrgemeinden 
zu erſtrecken habe. 

HBievon werden die k. k. Kreisämter zur Darnachachtung 
in derley Fällen verftändiget. 
Gubernial⸗Verordnung vom 28. Jänner 1819. Gubernial⸗Zahl 4021. 

5. 

Zum Kaufpreiſe eines Platzes für Pfarrgebau— 
de, muß das Dominium, der Patron und die 

Gemeinde beitragen. 


Das Zirkulare vom 17. Jänner 1812, nimmt für Pfarr- 
baukoſten Patrone, Dominien und Gemeinden, jeden mit 
dem in Anſpruch, was er am leichteſten leiſten kann, den 
Patron mit den Profeſſioniſten-Arbeiten, den Grundherrn 
mit den Materialien, die Gemeinde mit Hand» und Zugro⸗ 
both. Der Fall eines Bauplatz⸗ oder auch eines Hausankaufes 
iſt wortlich nicht entſchieden. Er muß aber analogiſch ent⸗ 
ſchieden werden. Die Analogie liegt aber nicht darin, daß 
man die Gemeinde ganz freylaſſe, ſondern darin, daß 
man fie mit einem Drittel der Ankaufskoſten in das Mitlei⸗ 

en ziehe. 

Gubernial Verordnung vom 28. Jaͤnner 1819. Gubern. Zahl 3341. 


4. 
Pulverwerke find von der Militär⸗Einquartie⸗ 
rung befreit. 


Die Pulbermühlen, und die zu derley Werken gehörigen 
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unmittelbar mii felben in Verbindung ſtehenden Häufer, 
find zwar der Feuergefaͤhrlichkeit ihrer Befihäftigung wegen, 
und da ſie meiſt iſolirt ſtehen, ohnehin zur Bequartierung 
des Militärs nicht geeignet. 

In ſofern dieſes jedoch bisher nicht beobachtet worden 
wäre, ſo wird den k. k. Kreisämtern zu Folge hohen Hof— 
kanzleydekrets vom 31. Dezember d. J. Zahl 291795265 
aufgetragen, die Einleitung zu treffen, daß die Pulverwer ke 
und die dazu gehörigen Häufer künftig von der Bequartie⸗ 
rung freygelaſſen werden. 

Gubermal⸗Dekret vom 11. Hornung 1819. Gubernial⸗Zahl 5982. 


5. 


Obligazionen der ältern traktatmäßig anerkann⸗ 
ten, in der Verloſung begriffenen öſterreichi— 
ſchen Staatsſchuld, können zu Kauzionen vers 
wendet werden. 


Den k. k. Kreiskaſſen wird in Folge bes hohen Hofkammer— 
Dekretes dom 15. Jänner l. J. eröffnet; daß auch jene 
Obligazionen, welche in der Verloſung der Altern Staats» 
ſchuld begriffen, und traktatmaßig als Öfterreichifche Staats⸗ 
ſchuld anerkannt ſind, da ſie auch fruͤher zur Arroſirung 
zugelaſſen wurden, ohne Anſtand unter Beobachtung der 
beſtehenden Vorſchriften, zu Kauzionen verwendet werden 
dürfen. 


Gubernial⸗Verordnung vom 1. März 1819. Gubernial Zahl 6199. 
0. 


Unterhalts-Verbeſſerung des Kurat⸗Klerus auf 
neuen Pfarreyen und Lokal⸗Kaplaneyen. 


Mie hohem Hofkanzley⸗Dekret vom 28ten v. M. und 
1. J. iſt anher eröffnet worden: Es find öfters Klagen Über 
den Mangel an anſtändigen Unterhalt des Kurat - Klerus, 
vorzüglich aber der neuen Seelforger erhoben worden. Der 
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Religionsfond ift ihm auf eine entſprechende Art zu Hilfe 
zu kommen, nicht vermoͤgend gewefen. 

Von den Einkuͤnften der alten Pfarrer konnte den neuen 
Seelſorgern zur Zeit der neuen Pfarr⸗Regulirung nicht zu 
Hilfe gekommen werden, weil den alten Pfarrern an dem 
Einkommen, auf welches fie inveſtirt waren, nichts entzogen 
werden konnte, obwohl ſie nicht bloß Mühe und Verantwor⸗ 
tung, ſondern auch oft nicht unbedeutende Auslagen für 
einen oder zwey ihnen entbehrlich gewordenen Kooperatoren 
erſparten, fie alſo durch dieſe neue Pfarr⸗Regulirung rell 
gewonnen haben. 

Allein wenn eine alte Pfarre vakant wird, der Nach- 
folger alſo ex titulo investiturae noch keinen Anſpruch auf 
Einkünfte hat, dann berdiene es Erwägung, ob nicht ein 
Theil des, an der alten Pfründe früher, und ohne daß aus ihr 
ein Theil für eine felbftftändige Euratie erfcindirt wurde, 
beſtandenen Einkommens zur Verbeſſerung des neuen Seel— 
ſorgers auf eine Art verwendet werden kann, welche der 
Gerechtigkeit vollkommen gemäß iſt, und daher die Subſi⸗ 
ſtenz des neuen Kuraten verbeſſert, den alten Pfarrern je⸗ 
doch einen ganz anſtändigen Unterhalt noch ferners zuſichert. 

Bei Gaben, welche die Gemeinde nur wegen gewiſſer 
Dienſte, folglich auch nur demjenigen, welcher ſie leiſtet, 
beſtimmt hat, wie Stollgebühren, und in den meiſten, 
wenn nicht in allen Fällen, der Zehent — iſt es gewiß oft 
der Fall. Selbſt mit einzelnen Grundſtücken kann es der 
Fall ſeyn, wenn ſie bei einer gewiſſen Pfarrey nicht ſowohl ad 
locum, als vielmehr um des Dienſtes in einer gewiſſen 
Gemeinde willen, vielleicht von diefer Gemeinde ſelbſt 
geſtiftet ſind, in welchem Falle die Abſicht der Stifter nicht 
erfüllt wird, wenn fie jener genießt, welcher nicht einmahl 
das Recht mehr hat, dieſe Dienſte zu leiſten. 

Dieſe Anſichten werden daher in Folge allerhöchſter 
Entſchnießung vom 25. Jaͤnner mit dem Auftrage mitge⸗ 
theilt, davon rückſichtlich alter Pfarreyen, aus welchen neue 
erſcindirt worden ſind, von Fall zu Fall, wenn eine ſolche 
alte Pfarre erledigt wird, durch genaue Erhebung und mit 
dem Ordinariate zu pflegende Rückſprache die Anwendung 
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zu machen, und der höchſten Sankzionirung zu unterziehen— 
de Gutachten dahin zu erſtatten: ob, und wie das Schickſal des 
neuen Pfarrers oder Lokalkaplans auf dieſe Art verbeſſert 
werden konnte. 

Von dieſer allerhoͤchſten Entſchließung, werden die k. k. 
Kreisämter zur Darnachachtung bey vorfallenden Erledigun⸗ 
gen in die Kenntniß geſetzt. 

Gubernial⸗Dekret vom 2. Marz 1819. Gub. Zahl 9745. 


7. 


Beſtimmungen, in wie ferne Tapezierer, Tröd⸗ 
ler und Lakierer in Lemberg auch mit Tiſch⸗ 
lerwaaren handeln dürfen, und über das 
Verkehrsrecht der galiziſchen Landtiſchler mit 
ihren Erzeugniſſen. 


Ueber die von der lemberger Tiſchlerzunft gegen die Be— 
willigung des Verkaufes neuer Tiſchlerwaaren durch Lakierer, 
Tapezierer und Troͤdler an die höoͤchſte Behörde eingereichte 
Beſchwerde, find mit Dekret der Kommerzhof-Kommiſſion 
vom 10. b. M. folgende Grundſätze feſtgeſetzt worden: 

In fo ferne die Tapezierer und Lakierer mehrere von 
Tiſchlern verfertigte Artikel an ſich kaufen, ſolche nach der 
Natur und Wefenheit ihrer Gewerbe weiter verarbeiten, und 
ſodann mit dem Zuſatze ihrer eigenen Arbeit ſolche wieder 
verkaufen, könne ihnen dieſes, wie es ſich von ſelbſt verſteht, 
und in ihren Befugniſſen gegründet iſt, nicht unterfagt werden. 

Dagegen könne denſelben der Kauf alter oder neuer Tiſch— 
lerwaaren, lediglich zum Wiederverkauf, ohne irgend eine 
Zuthat ihrer eigenen gewerbsmaͤſſigen Arbeit nicht zugeſtan⸗ 
den werden, weil dieſes ein Eingriff in die Gewerbsrechte 
der Trödler und Tiſchler wäre. 

Eben fo wenig können die Troͤdler berechtiget werden, 
Tiſchlerwaaren ſelbſt zu verfertigen, oder auf eigene Speku— 
lazion durch Andere berfertigen zu laſſen, wohl aber konne 
es ihnen nicht verwehrt werden, Tiſchlerwaaren, ſobald ſie 
zum Verkauf ausgebothen werden, ſie mögen alt oder neu 
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ſeyn, zu kauſen und zu verkaufen, weil es ſich in der Aus— 
führung gar nicht einmahl beurtheilen ließe, was bereits ge— 
braucht oder ganz neu iſt, weil ſich bereits gebrauchte Sa— 
chen zum Verkauf fo herſtellen laſſen, als ob fie ganz neu 
wären, und wieder ganz neue Sachen ſo ausſehen können, 
als ob fie bereits gebraucht wären, weil es dießfalls der Ab⸗ 
ſtuffungen fo viele giebt, und eine beſtimmte Gränzlinie 
nicht feftgefegt werden Fönne, weil es ferner den Trödlern ges 
ſtattet ſey, bei offentlichen Verſteigerungen neue oder ge— 
brauchte Tiſchlerwaaren an ſich zu kaufen, und ſolche wieder 
zu berkaufen, und weil die Trödler ganz eigentlich ihrer Be— 
ſtimmung nach, als die Mittelsmänner zwiſchen denjenigen, 
welche ſolche Sachen, die nicht mehr zu ihrem Gebrauche 
dienen, veräußern, und zwiſchen denjenigen, welche ſich 
mit bereits fertigen Waaren, ſie moͤgen mehr oder minder 
neu ſeyn, begnügen wollen, zu betrachten find. 

Da endlich hierlandes die Tiſchlerey auf dem Lande ganz 
frey und unzünftig iſt, fo kann auch den Landtiſchlern der 
freye Verkehr mit ihren Erzeugniſſen nicht verwehrt werden, 
und es werde ohnehin nur von den eingezünfteten Tiſchlern in 
Lemberg abhängen, durch Güte und Preiswürdigkeit ihrer 
Waaren jenen die Konkurrenz abzugewinnen. 


Gubernial⸗Verordnung vom 7. März 1819. Gub. Zahl 9207. 


37 
Das Armendrittel von der Verlaſſenſchaft eines 
Seelſorgers unterliegt auch dann nicht der 
Erbſteuer, wenn es deſſen Verwandte be— 
ziehen. 


Ulber die Anfrage, ob das nach einem ohne Teſtament 
verſtorbenen Seelſorger einem einzelnen Verwandten zuge— 
fallene Erbſchafts⸗Armendrittel der Erbſteuer unterliege v 
haben Seine Majeftät unterm 1. v. M. allergnädigft zu ent⸗ 
ſchließen geruhet: daß das für die Armen beſtimmte Drittheil in 
keinem Falle, auch wenn die Verwandten als wirklich Arme 
daraus betheilt werden, der Erbſteuer zu unterziehen iſt. 
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Welche höchfte Entſchließung in Folge höchſten Hofkanz⸗ 
leydekrets vom 14. v. M. Zahl 4107420 zur Nachachtung 
bekannt gemacht wird. 


Gubernial-Dekret vom 16. März 1819. Gub. Zahl 12483. 


9. 


Ausländer, welche in den öſterreichiſchen Län— 
dern die Philoſophie nicht ſtudieren, koͤn— 
nen die Rechte und die Medizin daſelbſt 
ſtudieren, und die ſtrengen Prüfungen dar- 
über ablegen, jedoch nur für die Praxis 
im Auslande. 


Nach Cröffnung der hohen Studienhof-Kommiſſion vom 
30. Jänner J. J. Zahl 598 haben Seine Majeſtat unterm 
19. Jänner l. J. nachſtehende allerhochſte Entſchließung zu 
erlaſſen geruhet: 

Ausländer, welche an einer öſterreichiſchenLehranſtalt die 
philoſophiſchen Studien ſich nicht eigen machten, können an 
allen Univerfitäten Meiner Staaten aus dem Studium der 
Rechts⸗ und Heilkunde zu den ſtrengen Prüfungen zugelaſſen 
werden, und ein Doktorsdiplom erlangen, unter folgenden 
Bedingungen: 

1) daß ſie ſich ausweiſen, die philoſophiſchen Studien 
im Auslande ſich eigen gemacht zu haben; 

2) daß ſie ſich bei der Beſuchung und Eigenmachung 
der ſaͤmmtlichen Zweige des rechts- oder des heilkundigen 
Studiums allen Anordnungen fügen, welche für die ordent— 
lichen Schüler vorgeſchrieben ſind. 

Den dießfälligen Diplomen muß aber ſtets die Klaufel 
eingeſchaltet werden: daß dieſelben dem Beſitzer kein Recht 
geben, in den oſterreichiſchen Staaten ſich anzuſtedeln, und 
die mediziniſche Praxis auszuüben, oder die Uebung der 
Advokatie anzufprechen; auch muß dieſer Einſchaltung immer 
die Urſache, warum den Beſitzern eines ſolchen Diploms 
das erwähnte Recht nicht zuſtehe, nähmlich jene, daß ſie 
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ſich an keiner öſterreichiſchen Lehranſtalt die philoſophiſchen 
Studien eigen machten, ausdrücklich beigefügt werden. 
Gubernial-Verordnung vom 21. März 1819. Gubernial Zahl 13031. 


10. 


Diäten und Reiſekoſten der Kriminal⸗Gerichts—⸗ 
beamten werden nicht von Inquiſiten getragen. 


Vermög der hohen Hofkanzleydekrete vom 26. September 
v. J. und . März d. J. Zahlen 20353. und 6761 ha⸗ 
ben Seine Majeftät aus Anlaß eines fpezififchen Falles zu 
entſcheiden geruhet, daß die Diäten und Reiſekoſten der Kri— 
minal⸗Gerichtsbeamten, aus Anlaß gepflogener Kriminal— 
Unterſuchungen, nicht von den Inquiſiten, ſondern vom 
Kriminalgerichte zu tragen ſeyen, und daß dieſes bei dem 
Umſtande, da die Kriminal-Unterſuchungskoſten nicht un— 
ter jenen in den §. §. 528. bis 553. dann §. 555, des 
Strafgeſetzbuches im 1. Theil aufgeführten Gebühren 
vorkommen, und nur dieſe nach dem $. 554. vom Krimi— 
nal-Inquiſiten zu erſetzen find, auch auf die verfloſſenen 
Fälle, wo die Partheyen zu den Kriminal-Unterſuchungsko— 
ſten bereits verurtheilt, wo aber dieſe Koſten noch nicht her⸗ 
eingebracht worden ſind, zu wirken habe. 

Indem man daher unter einem die k. k. Kreiskaſſen an- 
weiſet, die bey ihnen noch in der Interims-Ausgabe verfuͤh— 
renden jedoch für liquid befundenen obbemerkten Koſten der 
Kriminal⸗-Gerichtsbeamten, worunter jene der Aerzte und 
Wundarzte, die nach dem $. 528 zum Erſatze ſich eignen, 
nicht begriffen find, zu reaſſumiren, und im Kriminalfonds— 
Journale einverftändlich mit dem Kreisamte reell zu beausga⸗ 
ben, wird den Kreisämtern aufgetragen: dabey zu interve— 
niren, bey der Ausſcheidung genau darauf zu ſehen, damit 
nicht auch ſolche Kriminal-Unterſuchungskoſten in die reelle 
Beausgabung gebracht werden, die wegen Erhebungen des 
Thatbeſtandes von fremden Dominikal-Jurisdikzionen oder 
von Kriminalgerichten ſelbſt, ſtutt den dazu verpflichteten, 
und ihrer Pflicht nicht nachgekommenen Dominien oder Nas 
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giſtraten entſtanden, daher von letztern auf jeden Fall zu er⸗ 
fegen find, und die betreffen den Partheyen von dem Nach— 
laſſe diefer Koſten, und der zu unterbleibenden Eintreibung 
derfelben zu verſtändigen. 


Gubernial-Dekret vom 26. Marz 1819. Gub. Zahl 13999. 
11. 


Die Taglia für die Einbringung eines Auswan⸗ 
derers wird auf vier Gulden feſtgeſetzt. 


Die hohe Hofkammer hat ſich mit dem Hofkriegsrathe 
und der k. k. vereinigten Hofkanzley dahin vereinigt, daß 
der Kordons-Mannſchaft für die Einbringung eines Auswan⸗ 
derers ein Drittheil der in dem Auswanderungs-Patente vom 
Jahre 1784 bemeſſenen Taglia pr. 12 fl. alſo mit Vier Gul⸗ 
den erfolgt werde. 


Gubernial⸗ Erledigung vom 29. Maͤrz 1819. Gub. Zahl 14994. 
12. 


Beſtimmung, in wie ferne in der Bukowina auch 
Kohlen- und Erzfuhren unter die mauthbefrei— 
ten Bergfuhren gehören. 


Dem Bukowinager k. k. Kreisamte wird mit Bezug auf das 
wegen Behandlung der Bergfuhren in der Bukowina, uns 
term 25. Auguſt v. J. Zahl 44391 bekannt gemachte Hofs 
dekret vom 28. Juli v. J. Zähl 30715 erinnert, daß die 
darinn für die Roheiſenfuhren ausgedrückte Wegmauthbe— 
freiung laut Hofkammerdekret vom 17. Februar d. J. 3. 7102 
ſich auch auf die Kohlenfuhren, wenn ſie aus eigenen vom dem 
Gewerke ſelbſt betriebenen Holzſchlaͤgen, fo wie aus den un— 
terlegbaren, für die eigenen Schmelz- oder Hammerwerke 
bezogen werden, endlich auch auf das Erz von der Grube 
zum Schmelzwerke im nähmlichen Bezirke erſtrecke. 


Gubernial⸗Perorduung vom 7, April 1819. Gub. Zahl 14032. 
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Aerarial-Fabriken dürfen Queckſilber-Präpa⸗ 
rate zum Verkaufe in das Ausland erzeugen. 


Mit Dekret der höchſten Hofkanzley vom 25. v. M. Zahl 
55%8 iſt bedeutet worden: Hoͤchſtdieſelbe habe die Verord— 
nung vom 26. März v. J. Zahl 37070 rückſichtlich der che⸗ 
miſchen Artikel, welche nur den Apothekern, und jener, wel— 
che auch den Fabriken zu erzeugen und zu führen geſtattet 
find, dahin zu modiſtziren befunden, daß den Aerarial-Fa⸗ 
briken geſtattet feyn ſollte, den Mercurius duleis und aus 
dere Queckſilber-Praparate mit der ausdrücklichen Beſtim— 
mung, jedoch nur ins Ausland verkauft zu werden, zu er— 
zeugen; ruͤckſichtlich aller übrigen Artikel aber habe es bey 
der Vorſchrift jenes Hofdekretes zu verbleiben. 

Von welcher höchſten Entſchließung die k. k. Kreisämter 
im Nachhange des hierortigen Dekretes vom 5. May v. J. 
Zahl 21598, mittelſt welchem denſelben jene Hofkanzlei— 
Verordnung intimirt worden iſt, in die Kenntniß geſetzt 
werden. 

Gubernial-Dekret vom 14. April 4819. Gub. Zahl 16486. 


14. 
Für die im Deſerteurs-Kartel mit Bayern be⸗ 
ſtimmte Taglia wird der Vier und Zwanzig 
Guldenfuß feſtgeſetzt. 


D gegenſeitige Belohnung (Taglia), welche in dem zwi— 
ſchen Seiner k. k. apoſtoliſchen Majeſtät und der Krone Baiern 
unterm 3. Juli 1817 abgeſchloſſenen Militar-Kartel Art. 
VI. ausgeſprochen iſt, hat im Grunde hohen Hofkanzley⸗ 
Dekretes vom 45. v. M., fo wie die Verpflegsgebühren für 
die ausgeliefert werdenden beiderſeitigen Deſerteurs nur im 
2% fl. Münzfuße Statt zu finden. 

Weſches den k. k. Kreisämtern im Nachhange des hier 
ortigen Erlaſſes vom 16. September 1817, Zahl 47596 
eröffnet wird. 

Gubernial- Verordnung vom 27. April 1819. Gub. Zahl 17447. 
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15. 


Bauernwirthe unterliegen der körperlichen Züch- 
5 in ſchweren Polizeiübertretungsfällen 
nicht. 


Der F. 15 Strafgesetzbuch II. Theils lautet wörtlich: Die 
Strafe der körperlichen Züchtigung wird nur bey dem Dienſt— 
geſinde, den Handwerksgeſellen, und denjenigen Volksklaſ— 
ſen angewendet, die ihren Unterhalt von Tag zu Tag er— 
werben, denen alſo ein Arreſt auch von wenigen Tagen an 
ihrer Erwerbung und dem Unterhalte der Ihrigen Schaden 
bringen würde. 

In Gemäßheit dieſes Geſetzes können demnoch die Bauern— 
wirthe der körperlichen Züchtigung in ſchweren Polizey⸗ 
übertretungsfällen nicht unterliegen. 

Gubernial = Erledigung vom 13. May 1819. Gub. Zahl 19865. 


16. 


Bei Aemtern ſtabil angeſtellte Dienerſchaft kann 
an der Wohlthat der Gehalts-Vorſchüſſe An⸗ 
theil nehmen. 


Seine k. k. Majeftät haben über einen von Seite der hohen 
Hofkammer erſtarteten allerunterthänigſten Vortrag mit höch— 
ſter Entſchließung vom 21. Marz l. J. allergnädigft zu des 
willigen geruhet, daß auch die ſaͤmmtliche mit förmlichen 
Dekreten, Beſcheiden, oder Kreditiven ſtabil angeſtellte Die— 
nerſchaft der Behörden und Aemter der Monarchie ohne Un— 
terſchied, ob dieſe Individuen Karenz- oder Charakterstaxen 
bezahlen, penſions- oder proviſionsfahig find, an der Wohl— 
that der Gehaltsvorſchüſſe nach den Beſtimmungen des 5. u. 
u. F. des Patents dom 25. Oktober 1798 künftig Antheil 
nehmen dürfe. 

Ferner wurde noch erinnert, daß in Folge dieſer Begüns 
ſtigung die bisher für die vorgedachte Klaſſe von Staatsdie— 
ner bei Krankheiten, und andern Ungluücksereigniſſen übliche 
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Bewilligung von Meinen Geldaushilfen nur auf ganz außer- 
ordentliche Fälle beſchraͤnkt werde. 
Gubernial⸗Erledigung vom 18. May 1819. Gub. Zahl 21229, 
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Beſtimmung von wem, und in welchem Ver⸗ 
hältniße die Koſten der inneren Einrichtung 
bei Hauptſchulen zu tragen ſind. 


Ueber die Anfrage, von wem und in welchem Verhältniße 
bei Hauptſchulen die Koſten der inneren Einrichtung, wohin 
auch die Schulpauſchalien gehören, der Beheitzung und des 
Schuldiener » oder Struſchenlohnes zu tragen ſeyen, hat die 
hohe Studienhof⸗Kommiſſion mit Dekret vom 8. b. M. Zahl 
2857 entſchieden, daß: 

a) Die Koften für die innere Einrichtung der Schuke der» 
möge $. 31 Abſchnitt XIX. der politiſchen Schulenderfaſ— 
ſung den nähmlichen Direktiven zu folgen haben, welche für 
die Führung der Hauptſchulgebaͤude vorgezeichnet find, und 
welche den Kreisamtern unterm 25. Auguſt 1815 3. 32576, 
dann unterm 28. Auguſt 1816 3. 38407, endlich unterm 
25. September 1818 3. 48505 bekannt gegeben wurden. 

b) In Anſehung der Beheitzung hat der eben dieſen Vor— 
ſchriften entſprechende Grundſatz die Genehmigung erhalten, 
daß die Beiſchaffung des Brennſtoffes da, wo dermahl die 
Gemeinden, Obrigkeiten oder Patrone denſelben entweder 
ganz oder theilweiſe beiſtellen, ihnen in derſelben Art auch 
fernerhin obliege, wo dieſes aber nicht der Fall iſt, zu uns 
terſcheiden ſey, ob im Orte der Hauptſchule noch eine Trivial« 
ſchule beſtehe oder nicht. Wo das Erſtere der Fall iſt, geht 
die Beiſchaffung des Brennſtoffes dem Schulenſonde ganz 
zur Saft, wo aber neben der Haupt⸗keine Trivialſchule beſteht, 
haben die Patrone und Dominien, je nachdem es eine Haupt⸗ 
ſchule von drey oder vier Klaſſen iſt, zur Beiſchaffung desfel« 
ben mit einem Drittheile oder mit der Hälfte zu konkurriren. 

c) Der Lohn des Struſchen oder Schuldieners iſt ganz 
aus dem Vermögen der Gemeinde, wo eine Hauptſchule be⸗ 
ſteht, zu beſtreiten. 
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Wovon die f. k. Kreisämter im Nachhange der oben ans 
gezogenen Normalien zur Wiſſenſchaft und Nachachtung ver- 
ſtändiget werden. 

Gubernial⸗Dekret vom 20. Juny 1819. Gub. Zahl 26999. 


18. 


Korreſpondenz der inländiſchen Behörden mit 
dem Auslande. 


Die vereinigte k. k. Hofkanzley hat mit hohem Dekret 
vom 5. Juny d. J. anher eröffnet, daß Seine k. k. Majeſtät 
in Hinſicht des Schriftwechſels der inländiſchen Behörden 
mit dem Auslande unterm Tten v. M. allergnädigſt zu 
entſchließen geruheten, es habe, nachdem ſich diesfalls bisher 
immer nach den mit Hofdekret vom 41. Juny 4807 Gu⸗ 
bernialzahl 28545 bekannt gemachten Grundſätzen mit dem 
zweckmäßigſten guten Erfolge benommen worden ſey, daher 
eine neue Vorſchrift als entbehrlich erſcheine, bei denſelben 
noch ferner mit dem einzigen Beiſatze zu bewenden, daß 
von dem Befugniße des Schriftenwechſels mit den auswaͤr— 
tigen Authoritäten, die Patrimonial», die Dorfobrigkeiten, 
und die aus ungeprüften Beiſitzern beſtehenden Magistrate 
ausgeſchloſſen werden ſollen. 

Von dieſer allerhoͤchſten Entſchließung werden die ken k. 
Kreisämter zur Wiſſenſchaft und genauen Richtſchnur in 
vorkommenden Fällen mit dem Beiſatze verſtändiget, zugleich 
auch Sorge zu tragen, daß in derley unumgaͤnglich nothi— 
gen Fällen die Korreſpondenz in der Art Statt finde, durch 
welche der Einſchwärzung von Paketen und fremden Briefen 
vorgebeuget werde. 

Gubernial⸗Verordnung vom 27. Juny 1819. Gubern ial⸗Zahl 30808. 


19. 
Die Alimentazions⸗Gebühr für Fre Be- 


amte darf das Drittel der genoſſenen Befol- 
dung nicht überſteigen. 


Die hohe Hofkammer hat mit Dekret vom 3. Juny d. J. 
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Zahl 17265 in Beziehung auf die Alnnentazionsgsbühren 
für ſuſpendirte Beamte zur künftigen allgemeinen Richtſchnur 
zu entſcheiden befunden, daß, wenn ein Beamter aus was 
immer für einem Grunde von ſeinem Dienſte und Gehalts— 
bezuge ſuſpendirt wird, die für ihn, oder ſeine Familie, oder 
auch für deide zuſammen anzuweiſende Alimentazionsgebühr 
dergeſtalt zu bemeſſen ſey, daß der ganzjährige Betrag die— 
fer Suſtentations-Gebühr niemahl das Drittheil der von 
dem ſuspendirten Beamten genoſſenen Beſoldung überſteige. 


Gubernials Erledigung vom 3. Juli 1819. Gub. Zahl 31872. 
20. 
Kreisärzten gebühren auch in Polizei⸗Sanitäts⸗ 
fallen Diäten. 


In Folge hohen Hofkanzleydekretes vom 22. April l. J. ges 
bührt den Kreisaͤrzten das ihnen bemeſſene Taggeld, in allen 
Fallen, in denen der Bezug deſſelben nicht durch ein beſon— 
deres Geſetz eingeſtellt iſt, wenn ſelbe außer dem Kreisorte 
zu einer Amtsreife beauftragt werden, wornach daher ſelbe 
die Diäten auch bei Reiſen wegen Polizey-Sanitätsfäl⸗ 
len anzuſprechen haben; welches den k. k. Kreisämtern zur 
Darnachachtung und Verſtaͤndigung der Kreisarzte bekannt 
gemacht wird. 


Gubernial⸗Verordnung vom 6. Juli 1819. Gub. Zahl 32131. 
21. 


Niederlagen und Handlungen mit Meubeln wer⸗ 
den geſtattet. 


Mit hohen Kommerz-Hofkommiſſions⸗ Dekrete vom 7. 
Juni J. J. Zahl 4555 iſt über den vom lemberger Handlungs» 
Gremium höchſten Orts, wegen des, den Meubel⸗Magazins⸗ 
Eigenthumern bewilligten Verkaufs verſchiedener Waarenarti⸗ 
kel, überreichten Rekurs, Folgendes entſchieden worden: 

Die Einrichtung von Meubel⸗Niederlagen kann an und 
für ſich betrachtet, nicht anders als ſehr erwunſcht ſeyn, iu 
Nachtragsband z. Geſetzſ. 2 
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dem dieſelben ein vollſtändiges Aſſortiment, aller für den 
häuslichen Gebrauch erforderlichen Einrichtungsſtücke darbie⸗ 
then, welche man ſonſt nur zerſtreut, bei einzelnen oft weit 
von einander entfernten Gewerbsleuten, nicht zur hinreichen— 
den Auswahl, meiſtens noch gar nicht fertig findet, und bey 
deren Beſtellung nicht immer die Forderungen des Publikums 
befriedigt werden. 

In fo fern daher mehrere berechtigte Gewerbsleute, wel⸗ 
che nach der beſtehenden Gewerbsverfaffung, jeder nach ſei— 
nem Zweige Artikel zu verfertigen befugt ſind, welche zu 
Haus⸗Einrichtungsſtücken dienen, ſich in eine Geſellſchaft 
vereinigen, um in einer gemeinſchaftlichen Niederlage theils 
ihre eigenen Erzeugniſſe zu verkaufen, theils die Erzeugniſſe ans 
derer Gewerbsleute in Kommiſſion zu übernehmen, kann 
gegen die Einrichtung ſolcher Niederlagen um ſo weniger ein 
Anſtand obwalten, als dadurch nicht allein eine beſſere Be» 
dienung des Publikums, der Zweck des Beſtandes der Ge— 
werbe, ſondern auch eine weſentliche Erleichterung des Ab⸗ 
ſatzes für die Gewerbsleute felbft erzielt wird. 

In ſo ferne jedoch einem einzelnen Gewerbsmanne das 
Recht ertheilt wird, in einer eigenen Niederlage, nicht allein 
feine felbft verfertigten Waaren, die ihm nach feiner Gewerbes 
Abtheilung zuſtehen, ſondern auch die Erzeugniſſe anderer 
verſchiedener Gewerbsleute, alle Gattungen von Meubeln zu 
führen, und zu verkaufen, wird der Gewerbsmann zum 
förmlichen Kaufmann umgeaͤndert, und eine ſolche Unters 
nehmung kann nicht mehr Meubeln⸗Riederlage, ſondern muß 
eine förmliche Meubeln Handlung genannt werden. 

Auch gegen die Ertheilung ſolcher Handlungsbefugniſſe 
kann kein Anſtand obwalten, wenn der Bewerber einen an— 
gemeſſenen Fond, die erforderlichen Kenntniſſe und Solidi⸗ 
tät ausweiſet, und ſich einer der Ausdehnung ſeines Unter⸗ 
nehmens angemeſſenen Erwerbſteuer unterziehet. Nur könne 
nicht unbemerkt gelaffen werden, daß fo lange die gegenwär⸗ 
tige Handels⸗ und Gewerbsverfaſſung beſteht, auch dieſelbe 
gehandhabt werden muß, daß daher in ſo lange auch nicht 
zugegeben werden koͤnne, daß in ſolchen Meubelnhandlungen, 
Schnittwaaren in Stücken und Reſten, Kleidungsſtücke und 
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andere derley Waaren geführt werden, welche offenbar nicht 
in die Kathegorie der Zimmer - Einrichtungsftüde gehören. 
Es ergiebt ſich daher von ſelbſt, daß die Inhaber ſolcher 
Meubelhandlungen unter die Klaſſe des Handelsſtandes zu 
zahlen ſind. 
Gubernial⸗Dekret vom 9. Juli 1819. Gub. Zahl 30341. 


. 


Ganz verwaisten Kindern der Beamten gebührt 
der Genuß der halben mütterlichen Penſton 
ſo lange, als noch eines von ihnen unter dem 
Normal⸗Alter iſt. 


Da einige Anfragen vorgekommen ſind, ob die den, beider 
Eltern verwaisten Beamtens-Kindern normalmäßig gebüh— 
rende Hälfte der mütterlichen Penſion nach Köpfen vertheilt, 
oder den Waifen in conereto zu verabfolgen ſey, fo wird zur 
künftigen allgemeinen Richtſchnur bekannt gemacht, daß, 
wenn Kindern, welche beider Eltern verwaiſet ſind, die nor— 
malmäffige Penſion mit der Hälfte des muͤtterlichen Penſions⸗ 
betrages bis zur fucceffiven Erreichung des Normalalters an- 
gewieſen wird, darunter der Konkretal-Genuß dergeſtalt 
verſtanden wird, daß wenn auch eine Waiſe wegen erreichten 
Normalalters, oder erhaltener Verſorgung, oder durch Ab— 
ſterben aus dem Mitgenuße der Penſton tritt, doch den ans 
dern noch unter dem Normalalter ſtehenden Waiſen zuſam— 
men der ganze Penſionsdetrag beizubelaſſen, und die Verab— 
folgung der ganzen Penſion ſo lange zu dauern hat, als ei— 
nes von den Kindern noch vorhanden iſt, welches nach der 
für dasſelbe beſtimmten Dauer, ſolche genießen kann. 
Gubernial-Erledigung vom 19. Juli 1819. Gub. Zahl 34508. 


2 
In Subarrendirungs⸗Angelegenheiten gebüh⸗ 
ren Kreiskommiſſaͤren keine Diäten, in beſonde— 
ren Fällen aber erhalten ſie Remunerazionen. 


Mit hohem Hofkanzleydekrete vom 1. d. M. Zahl 19610 
2 * 
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iſt anher eröffnet worden, daß Seine k. k. Mejeſtat über die 
Frage: ob den in Subarrendirungsſachen reiſenden Kreis⸗ 
kommiſſaren Diäten angewieſen werden dürfen, mit aller 
höchſter Entſchließung ddo. Rom den 6. Juni 1819 auszu⸗ 
ſprechen geruheten, daß nach dem Allerhoͤchſt Dieſelben die 
Beſorgung der Subarrendirungsangelegenheiten als ein Offi⸗ 
zioſum der Kreisamter betrachten, die in Subarrendirungs— 
angelegenheiten reiſenden Kreiskommiſſaͤrs in Anſehung der 
Diäten hiernach zu behandeln ſeyen, und wenn ihnen dem 
zu Folge keine Diäten gebühren, allergnädigſt geſtatten wol— 
len, daß denſelben bei einer ausgezeichneten Verwendung 
für die Beförderung des Gefchäftes, oder in fonſt außerge⸗ 
wohnlichen Fällen Remunerazionen von Fall zu Fall be⸗ 
williget werden. 


Hievon findet man die k. k. Kreisämter unter Beziehung 
auf den Schlußabſatz der hierortigen Verordnung vom 21. 
September v. J. Zahl 48851 mit dem Bedeuten zu ver— 
ſtaͤndigen, daß dieſelben mit Rückſicht auf eine mehr oder 
weniger erſprießliche Verwendung ihrer Kreistommiffäre bey 
dem Subarrendirungsgeſchäfte für das Militär-Jahr 1818, 
und die abgelaufene Hälfte 1819, dann auf die langere 
oder kürzere Dauer und die größere oder mindere Beſchwer— 
lichkeit der von ihnen hiebei unternommenen Reiſen, die 
ſpeziellen Anträge auf die Remunerirung oder Belohnung 
derſelben unfehlbar bis Ende des naͤchſten Monats Auguſt 
zu erftatten haben. 


Es verſteht ſich übrigens, daß der zum Beweggrunde 
eines ſolchen Antrags angeführte guͤnſtige Erfolg der Verhand— 
lungen ſowohl, als auch die zu diefem Zwecke vorgenomme⸗ 
ner Reifen en detail nachgewieſen werden müſſen, und daß 
die Remunerazion in einem beſtimmten Betrage, welcher 
jedoch keineswegs den ſyſtemmäſſigen Diäten zu gleichen 
hat, auszuſprechen ſey. 


Gnbernigl Verordnung vom 28. Juli 1849, Gu. Sal 34665, 
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24. 


Die Ritter des Maria⸗Thereſien⸗Ordens erwer⸗ 
ben für ſich, und ihre Nachkommen den erb— 
ländiſchen Ritterſtand. 


Seine K. k. Majeftät haben mit allerhoͤchſtem Kabinetſchrei⸗ 
den vom 19. Juni (2. Juli) I. J. zu entſchließen geruhet, daß 
jeder ernannte Marien-Thereſien⸗Ordensritter, welcher nicht 
bereits den Ritterſtand oder eine hoͤhere Adelsſtufe beſitzt, 
als erbländiſcher Ritter in die Standesbücher eingetragen, 
und entweder ihm ſelbſt oder ſeinen Nachkommen, ſobald ſie 
ſich durch das Ordensdiplom und auf die ſonſt vorgeſchriebene 
Art über ihre Deszendenz von demſelben gehörig ausweiſen, 
auf jedesmahliges Verlangen, und gegen bloße Entrichtung 
der Expedizionstaxe, das förmliche Ritterſtaͤndsdiplom aus⸗ 
gefertigt werde. 

Von dieſer mit hohem Hofkanzleydekret bom 8. d. M. 3. 
21290 herabgelangten allerhoͤch ſten Entschließung, wird die 
k. k. Kammerprokuratur zur Wiſſenſchaft in Kenntniß geſetzt. 


Gubernial⸗ Dekret vom 28. Juli 1819. Gub. Zahl 36815. 
1 25. 
An katholiſchen Gymnaſien dürfen nur katholi⸗ 
ſche Lehrer angeſtellt werden. 


Seine k. k. Majeſtät haben unterm 6. July d. J. allergnas 

digſt zu befehlen geruhet, daß an katholiſchen Gymnaſien 

nur katholiſche Lehrer angeſtellt werden können. 
Gubernial-Crledizung vom 13. Auguſt 1819. Gub. Zahl 39639. 


20. 
Beſtimmung, wer die Koſten des Standrechtes 
zu tragen habe. 


Mit höchſtem Hofkanzleydekrete vom 29. July d. J. Zahl 
25464 wurde anher eröffnet, es ſey nach vorläufiger Rück- 
ſprache mit den Juſtiz⸗ und Finanzhofſtellen zu beſtimmen 
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befunden worden, daß, wenn zu dem ſtandrechtlichen Ver⸗ 
fahren wegen eines im §. 505 des Kriminal-Geſetzbuches 
erwähnten Verbrechens nicht durch eine Gemeinde Anlaß 
gegeben worden iſt, die Koſten des Standrechtes von dem 
einzelnen Schuldigen, und in ſo ferne ſein Vermögen 
rechtmäßig nicht zulangt, von dem Kriminalfonde zu tragen, 
und daß darunter auch die Fuhr- und Koſten der dabey 
nothwendigen Amtsperſonen begriffen ſeyen. 

Von welcher hoͤchſter Entſchließung die k. k. Kreisämter 
verftändiget werden. 

Gubernkal⸗Verordnung vom 15. Auguſt 1819. Gubernial⸗Zahl 40290, 


27. 


Vermehrung der theologiſchen Zoͤglinge Gali— 
ziens im Wiener Konvikte. | 


Mir höchſtem Hofkanzleydekrete dom 27. July d. J. ift 
anher eröffnet worden, daß Seine k. k. Majeſtät wegen 
Vermehrung der theologiſchen Konbikts-Zöglinge aus Gali⸗ 
zien unterm 2. July d. J. nachſtehende allerhoͤchſte Ent⸗ 
ſchließung herablangen zu laſſen geruhet haben: 

»Es iſt mein Wille, daß die für die theologiſchen galiziſchen 
„Schüler zu Wien beſtehenden Konbviktsplätze von 25 auf 
»40 vermehrt werden, und zwar fo, daß, wenn eine Diozes 
»die ihr ſodann zugewieſen werdenden 8 Platze mit viel 
»verfprechenden Böglingen zu beſetzen nicht vermag, dieſe 
»aus einer andern Diözeſe des gleichen Ritus genommen 
»werden; im Falle aber auch ein Ritus für die ihm beſtimm⸗ 
»ten Plätze eine hinreichende Anzahl geeigneter theologiſcher 
„Zöglinge nicht aufbrächte, die mangelnden aus Zoglingen 
»des andern Ritus genommen werden.« 

»Auch geſtatte ich, daß im Nothfalle und ausnahms⸗ 
»weiſe, wenn die erforderliche Anzahl geeigneter theologischer 
»Schüler durchaus nicht aufzufinden iſt, Zöglinge, welche 
»das erſte philoſophiſche Studienjahr vollendeten, in wiſſen⸗ 
vſchaftlicher und ſittlicher Hinſtcht ſich auszeichneten, und 
»Beiftliche werden wollen, zur Aufnahme in das Konvikt 
»präfentirt erden. 
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»Die hieraus herborgehende Mehrauslage, hat der Res 
»ligionsſond zu ubernehmen. 
Wovon die Konſiſtorien zur Wiſſenſchaft in Kenntniß 
geſetzt werden. 
Gubernial⸗Dekret vom 16. Auguſt 1819. Gubernial⸗Zahl 40495. 


28. 

Juden, welche vor dem Kreisſchreiben vom 20. 
März 1705 Iandtäflihe Güter in Galizien 
erwarben, dürfen dieſelben auf ihre eheligen 
Nachkommen übertragen. 


Da vor dem Kreisſchreiben vom 29. März 1793 die der 
iſraelitiſchen Religion Zugethanenen durch kein Geſetz an der 
Erwerbung landtaflicher Güter in Galizien gehindert waren; 
fo haben Seine k. k. Majeftät laut allerhöchfter Entſchließung 
aus Florenz vom 10. July l. J. den Juden, die vor dieſem 
Kreisſchreiben landtäfliche Güter in Galizien erworben haben, 
allergnädigſt zu geſtatten geruht, dieſelben an ihre ehelichen 
Deszendenten zu vererben oder abzutreten, ohne daß dieſe 
gebunden ſind, dieſe ſodann ererbten oder auf andere Art 
erlangten Güter zu deräußern. 

Von dieſer mit hoͤchſtem Hofdekrete vom 23. July v. J. 
Zahl 25570 anher eröffneten allerhoͤchſten Entſchließung, 
werden die k. k. Kreisämter zur Wiſſenſchaft verſtändiget. 


Gubernial⸗Verordnung vom 17. Auguſt 1819. Gubernial⸗Zabl 40330. 


29. ' 
Aufſtellung eines Thierarztes in jeder Provinz. 
eine k. k. Majeftät haben mit allerhochſter Entſchließung 
vom 10. Auguſt d. J. die Aufſtellung eines Thierarztes in 
Galizien zu bewilligen geruhet. 
Der Sitz desſelben wird in Lemberg beſtimmt, und 
deſſen jahrlicher Gehalt in 600 flr. C. M. beſtehen. 
Es werden bey Beſetzung dieſer Stelle nur jene Kom⸗ 
petenten gewürdiget werden, welchen die in einer frühern 
allerhoͤchſten Entſchließung bezeichneten Eigenſchaften bey⸗ 
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kommen, in Folge welcher nämlich jene, welche als graduirte 
Aerzte und examinirte Wundärzte im Thierarzney⸗Inſtitute 
als Korrepetitoren oder als Penſionäre zu Thierärzten ſich 
werden ausgebildet haben, den Vorzug zu erhalten haben. 


Gubernial⸗Dekret vom 31. Auguſt 1819. Gubernial⸗Zahl 41020. 
50. 


Mehrere Apotheken dürfen nicht im Befise einer 
Perſon vereinigt, und Filial⸗Apotheken nur 
im Nothfalle geſtattet werden. 


Die hohe Hofkanzley ſah ſich laut hohen Dekretes vom 5. 
Auguſt l. J. 3. 25869 veranlaßt, die Landesſtelle auf die, 
wegen Vereinigung mehrerer Gewerbe derſelben Art im 
Allgemeinen in einer Perſon beſtehenden Verordnungen, 
und namentlich auf das in Böhmen und RNiederöſterreich 
beſtehende Verboth des Beſitzes zweyer Apotheken mit dem 
Beyſatze aufmerkſam zu machen, daß ſie in künftigen Fällen 
auch hierlandes auf die Handhabung dieſes Verbothes zu 
achten habe. Den ſchon in dem Beſitze zweyer Apotheken 
ſich befindenden Individuen kann jedoch der Genuß derſelben 
nicht wohl entzogen werden. 

Auch ſind Filialapotheken, die nur unter einer andern 
Benennung ein zweytes Gemerbe ben; nur im hochſten 
Nothfalle zu geftatten. 

Guber mal⸗Verordnung vom 15, September 1819. Gub. Zahl 44623. 


31. 


Grundſätze, wornach Penfionen ſolcher Beam⸗ 
ten, die theils in landesfürſtlichen, theils in 
ſtändiſchen oder ſtädtiſchen Dienſten ſtanden, 
auf die verſchiedenen Fonde zu vertheilen ſind. 


Seine k. k. Majeſtät haben mit der allerhöchſten Entſchlie⸗ 
fung ddo. 10. Auguſt 1810 über die Verhältniſſe, nach 
welchen kunftig die Penſionen fuͤr jene Beamten, welche 
theils in landesfuͤrſtlichen, theils ſtaͤndiſchen oder ſtadtiſchen 
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Dienſten geſtanden, auf die verſchiedenen Fonds zu verthei⸗ 
len feyen, nachſtehende Grundſätze zu beſtimmen geruhet: 

1) Wenn Beamte, zu deren Beſoldung nebſt dem Ras 
meral⸗Aerarium, auch andere Fonds beſtimmte Pauſchalbe⸗ 
träge jährlich beytragen, in Penſtonsſtand verſetzt werden; 
ſo muͤſſen dieſe Fonds auch zu den diesfälligen Penſionen 
nach Verhältniß der Gehaltsbeyträge, konkurriren, und in 
eben dem Verhältniße auch zu den Penfionen der Wittwen 
und Waiſen, und zu nn Abfertigungen vie Beyträge 
leiſten. 

2) Wenn Beamte, Er mehrere Bedienſtungen zugleich 
berſehen, und aus verſchiedenen Fonds verſchiedene Gehalte 
beziehen, in Penſtionsſtand fallen, fo muß für ſelbe der 
Penſionsbeytrag nicht allein nach der Anzahl der in jeder 
Bedienſtung zugebrachten Dienſtjahre, ſondern auch nach 
Maß der aus jedem Fonde genoßenen Beſoldung bemeſſen 
werden. Bey Penſionsbemeſſung für Wittwen und Waiſen 
ſolcher Beamten, ſind aber bloß die aus den berſchiedenen 
Fonds bezogenen Beſoldungen, ohne Rütkſicht auf die im 
Dienſte des einen oder des anderen Fonds zugebrachten 
mehreren oder minderen Jahre, zum Maßſtabe dergeftält zu 
nehmen, daß die Vertheilung auf die Fonds von keiner 
größeren Penſionsſumme, als welche nach der Beſoldung 
bemeſſen, mit jährlichen 535 flr. 20 kr., als die hoͤchſte 
nach den Gehaltsſtufen feſtgeſetzte Penſion ausfaͤllt, gemacht 
werde, daß folglich in Fällen, wo die Penſion der Wittwe 
nach dem Dienſtcharakter des Mannes anzuweiſen iſt, daher 
höher als 355 flr. 20 kr. ausfällt, das Superplus der charak— 
termäßigen Penſion das Kameral⸗Aerarlum zu tragen hat. 
Nach eben dieſen Verhältniſſen, haben auch die Fonds 
zu den Abfertigungen der Männer, welche nicht 10 Dienft« 
jahre zählen, und deren Wittwen, dann zu den Abferti— 
gungsbeyträgen der ſich wieder vereheligenden Wittwen bey⸗ 
zutragen. 

Jedoch hat derjenige dieſer Fonds, in deſſen Dienſten 
der Beamte nicht volle 40 Jahre zugebracht hat, weder zu 
feiner, noch zur Penſion feiner Wittwe und Waiſen einen 
Beytrag zu leiſten. Endlich 
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5) wenn Beamte aus einem Staatsdienſte in jenen 
eines Fonds, Magiſtrats, der Stände, oder gegenſeitig 
übertreten, ſo iſt die Geſammtzahl der, in allen Anſtellun⸗ 
gen zugebrachten Dienſtjahre, und die zuletzt genoſſene 
Beſoldung des Beamten, zum Maßſtabe der Penfionsbes 
handlung desſelben anzunehmen, und die hiernach vorſchrifts⸗ 
mäßig entfallende Gebühr von demjenigen Fonde allein zu 
leiſten, welchem der Beamte zuletzt gedient hat. Nach den⸗ 
ſelben Grundfägen iſt auch bey der Behandlung der Wittwen 
und Waiſen der Beamten vorzugehen. 


Gubernial⸗Erledigung vom 24. September 1819. Gub. Zahl 46134. 


52. 


Bewilligungen zur Errichtung jüdiſcher Begräb⸗ 
nißſtatten find tarfrey. 

Seine a, Maſeſtät haben am 17ten d. M. den Antrag 

des Guberniums zu genehmigen geruhet, daß für die Be⸗ 


willigung zur Errichtung jüdiſcher Begrabnißſtätten keine 
Taxen abgenommen werden ſollen. 


Gubernial⸗ Erledigung vom 24. Oktober 4819. Gub. Zahl 50188. 


55. 


Das Hofdekret vom 26. Auguſt d. J. Guber⸗ 
nialzahl 40134, wird auf Penſionen, welche 
aus den ſtändiſchen und ſtädtiſchen, oder auch 
aus mehreren politiſchen Fonden ertheilt 
werden, und auf Abfertigungen ausgedehnt. 


Durch das Hofkammer⸗Dekret vom 26. Auguſt l. J. Zahl 
567891862, wurden die in Folge allerhöchfter Entſchließung 
vom 20. Auguſt d. J. feſtgeſetzten Grundfäge über die 
Beſtimmung bekannt gemacht, nach welchem Verhältniße 
die Penſionen für jene Beamten, welche theils in landes⸗ 
fürſtlichen, theils in ftändifchen oder ſtaͤdtiſchen Dienſten geſtan⸗ 

den find, auf die berſchiedenen Fonds zu vertheilen find; 
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dieſelben Grundſätze haben auch rückſichtlich der ſtädtiſchen 
und ſtändiſchen ; ſo wie uberhaupt der . Wes 
zu gelten. 9% ug pi 


Guberuial⸗ eiletizung vom 29. Sftobet 1819. Gubermal⸗ A 50709. 


55. 


Theologiſche 3gllüge. Galiziens werden in das 
Wiener⸗Konvikt auch mit der zweyten Klaſſe⸗ 
aus der Mathematik aufgenommen, wenn ſie 
die Vorzugsklaſſe aus der Be und Phi⸗ 
loſophie baben. 


Mit hohem Stubienboftommmilone-Detrete bom Oten b. N. 
iſt anher eröffnet worden 
Es haben Seine k. k. Majeſtät mit höchſter Entſchließung⸗ 
vom 47. Juny d. J. zu bewilligen geruhet, daß die Aufa:: 
nahme theologiſcher Zoͤglinge in das Viener⸗Konvikt mit 
der zweyten Klaſſe aus den Mathematik, wenn bieſelben 
aus der theoretiſchen und praktiſchen Philoſophie, ſo wie 
aus der Religionswiſſenſchaft die erſte Vorzugsklaſſe erhalten; 
haben, jedoch nur unter der weiteren Bedingung ſtatt 
finde, wenn keine Individuen ſich vorfinden ſollten , welche. 
alle zur Aufnahme in das Konvikt! vorgeſchriebenen Eigen⸗ 
ſchaften beſitzen. In einen ii ie 
Von welcher allerhoͤchſten Entſchließung die Ordinariate 
zur künftigen Darnachachtung in Kenntniß geſetzt werden. 


Gubernial⸗Verordunung vom 9. November 1819. Gubernial⸗Zahl 55765. 
55. 


Behandlung der amtlichen Eingaben, welche 
Dominien vorſchriftswidrig als por tofrey be- 
zeichnen. ö 

Da ſich Fälle ergeben, daß Dominien, um der, Zahlung des 

Poſtporto zu entgehen, bey Einfendung amtlicher Eingaben 

auf Kouberte derſelben, ſich der poſtportofrenen Anmerkun⸗ 
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gen bedienen, fo haben die k. k. Lreisämter bey Einlangung fols 
cher bezeichneten Amtsſchriften zeſtets von der Richtigkeit der⸗ 
ſelben ſich die Ueberzeugung zu verſchaffen, und falls ders 
ley der Poſtportoentrichtung unterliegende Briefſchaften porto⸗ 
frey einlangen ſollten, das Dominium im erſten Falle zur 
nachträglichen Bezahlung des Poſtporto an das betreffende 
Poſtamt, im wiederholten ‚ Betretungsfalle aber, nebſt obi⸗ 
gen Erlag auch zu einer angemeſfenen Geldſtrafe zu verhal⸗ 
ten, und hierüber die Anzeige zu erſtatten. 
Gubkrnial⸗Dekret bom 9, Dezember 1819. Gub. Zahl 59299. 
(it j sr 1 Sur np) 7 


0 108001 


Juden wird der Getredebandel wieder „erlaubt: 


Senne k. Majeſtät haben ſich zu Folge hohen Hofkanzley⸗ 
dekrets vom 25. v. M. Zahl 56940 bewogen gefunden, das 
in Anſehung der Juden beſtehende Verboth des Getrelde— 
handels bis auf weitere ‚Verfügung aufzuheben, ohne daß 
jedoch aus dem Grunde dieſes nun erlaubten Getteidehandels 
für die Juden eine Erweiterung ihrer ſonſtigen geſetzmäſſigen 
Befugniſſe, in den Provinzen, wo ſie geduldet, oder eine 
Duldung in ſoſchen Provinzen, wo ſie ausgeſchloſſen "ind, 
gebe oder zugeſtanden werden darf. 

Dieſe allerhöchſte Entſchlioßung wird den k. k. Aisäm⸗ 
Pen bei dem Umſtande, wo den Juden bisher der Getreide— 
handel in Galizien ohnehin geſtattet war, daher eine Ver⸗ 
fügung an die hierländige Obrigkeiten nicht erforderlich iſt, 
lediglich zur Belehrung der dortkreiſigen Judenſchaft, in fo 
fern ſolche Geſchäfte mit Getreide in andern Provinzen zu 
machen wünſcht, bekannt gemacht. 

Gubernial-Verordnung vom 21. Dezember 1819. Gub. Zahl 62412. 


57. 
Bedingungen zur Ueberſiedlungsbewilligung für 
Juden nach Lemberg. 
Um den wahrgenommenen Unfügen, welche in Fällen, wo 
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Juden aus andern Gemeinden Galiziens gegen den freywilli⸗ 
gen Abzug zweyer Judenfamilien aus der lemberger Gemeins 
de, in dieſe Hauptſtadt zu überſiedeln verlangen, wirkſam 
zu begegnen, hat man beſchloſſen, und verordnet, was folgt: 

4) Ein jeder Jude, welcher aus andern Gemeinden 
Galiziens um die Ueberſtedlungsbewilligung nach Lemberg 
einſchreitet, hat in ſeinem Geſuche die Bewegungsgründe 
feines Vorhabens anzugeben, und nebſtbey folgende Be— 
helfe beizubringen: 

a) Ein von dem Gemeinde-Vorſtand feiner Gemeinde aus⸗ 
gefertigtes, von der Grundobrigkeit beſtätigtes, und 
von dem vorgeſetzten k. Kreisamte koramiſirtes Zertifikat 
über den Zweck feiner Ueberſiedlung, feinen Erwerbs— 
zweig, nebſt der Beſtätigung, daß er von unbeſcholte— 
nem Rufe, und redlichen Charakter ſey, endlich, daß er 
die auf ihn bei ſeiner bisherigen Gemeinde anrepartir— 
te Aerarialſteuern und Gemeindelaſten richtig entrichtet 
habe. 

p) Den Entlaßfchein von feiner bisherigen Gemeinde. 

c) Die Erklarung des hieſigen Gemeindvorſtandes, daß ges 
gen ſeine Aufnahme in die hieſige Gemeinde, im Falle 
ſie hierorts bewilliget würde, kein Anſtand obwalte. 

d) Hat er unter genauer Angabe der Wohnungen jener 
zwey hierortigen Judenfamilien, welche zu deſſen Guns 
ſten auf das Befugniß des hieſigen Aufenthalts fuͤr ſich 
und ihre Angehörigen Verzicht leiſten, ihre und ihrer 
Angehörigen Namen bekannt zu geben. 

e) Den legalen Aufnahmsſchein des Gemeindvorſtandes 
jener auswärtigen Gemeinde, wohin ſich die von hier 
abzuziehenden Familien anſiedeln wollen. 

) Den Entlaßſchein des hieſigen Gemeindborftands für jene 
zwey Familien. 

2) Sobald dem k. k. Kreisamte ein ſo gehörig inſtruirtes 
Geſuch überreicht wird, hat dasfelbe die beigebrachten Bes 
helfe genau zu würdigen, und wenn fie durchaus anſtands⸗ 
frey befunden werden, eine Tagſatzung feſtzuſetzen, bei wel— 
cher das anher uͤberſtedelnde Individuum, fo ferne es derzeit 
in Lemberg anweſend iſt, in jedem Falle aber jene beiden 
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Judenfamilien, die ſich zu deſſen Gunſten von hier wegbe⸗ 
geben wollen, perſönlich zu erſcheinen verbunden ſind. 

5) Bei dieſer Tagſatzung hat das k. Kreisamt vor 
Allem ſich die Uerzeugung zu verſchaffen, daß die Perſonen, 
welche ſich zur Ueberſiedlung bereit erklären, wirklich eben 
dieſelben Perſonen ſind, die im Geſuche des Ueberſiedelnden 
angegeben worden ſind. So ferne dem, bei dieſer Tagſatzung 
vorſitzenden kreisamtlichen Beamten dieſe Perſonen nicht ohne— 
hin dereits bekannt ſind, und daher dießfalls der geringſte 
Zweifel obwaltet, hat derſelbe über Einvernehmung des Ges 
meindvorſtandes, des betreffenden Grundrichters und Polis 
zey⸗Reviſors, dieſen Gegenſtand vor Allem außer Zweifel 
zu ſetzen. 

Iſt auf dieſe Art über die Identität der erſchienenen Per— 
ſonen, die vollkommene Gewißheit hergeſtellt worden, ſo 
iſt zur Erörterung des weitern Umſtandes zu ſchreiten, ob 
nähmlich die zur Ueberſiedlung ſich bereitwillig erklärenden 
beiden Judenfamilien zur lemberger Gemeinde wirklich recht— 
mäſſig gehören, unter welchem Familien-Nro. fie in den Fa⸗ 
milien⸗ und Evidenzbuͤchern vorkommen, endlich muß aber 
auch der Umſtand außer Zweifel geſetzt werden, daß dieſe 
beiden Judenfamilien bis nun hier in Lemberg wirklich 
wohnhaft, und anſaßig waren, folglich ihre Ueberſiedlung 
wirklich erſt nun zu Gunſten des neuen Ankömmlings erfols 
gen wird. 

Sind alle dieſe Gegenſtände ins Reine gebracht, ſo hat 
das k. Kreisamt zur Aufnahme der Erklärung der zwey 
Familienhäupter, die ſich zu Gunſten des Ankömmlings von 
hier wegbegeben wollen, zu ſchreiten. 

Die Bedingniſſe, unter welchen fie ſich zu die ſer Ueber» 
ſiedlung herbeilaſſen wollen, find kein Gegenſtand der kreis⸗ 
amtlichen Verhandlung. Sie hängen ganz von dem freywil⸗ 
ligen Uebereinkommen der betreffenden Theile ab, welche 
dieſen Gegenſtand ſchon vor der kreisamtlichen Tagſatzung 
unter einander ins Reine gebracht haben müſſen. 

Dieſe Erklärung muß hiernach beſtimmt und unbedingt 
lauten. Sie müffen hiernach vor der kreisamtlichen Kommiſ— 
ſion ohne allen Vorbehalt erklären, daß ſie zu Gunſten des 
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betreffenden Indididuums auf das Befugniß des hieſigen 
Aufenthaltes für ſich und ihre Angehörigen, ohne allen Vor⸗ 
behalt für immer Verzicht leiſten; fie müſſen ſich ferners 
eben fo unbedingt verbindlich machen, ſobald die hierortige 
Entſchließung über das Ueberſiedlungsgeſuch herablangt, und 
ihnen bekannt gemacht worden iſt, längſtens binnen 1 Tas 
gen ſich von hier weg, und an ihren neuen Anſiedlungsort 
begeben. 

4) Das fo aufgenommene Tagſatzungs-Protokoll hat 
das k. Kreisamt genau zu würdigen, und ſonach mit 
Beifügung ſeines Gutachtens der hierortigen Entſcheidung zu 
unterziehen. 

5) Erfolgt nun von hier die Annahme der Reſignationen 
jener zwey Judengemeinden, auf ihr bisheriges Recht der 
Anſtedlung in Lemberg, und in deſſen Folge die Bewilligung 
der angeſuchten Uederſiedlung, fo haben die k. k. Kreisämter 
die hierortige Entſcheidung dem Bittwerber mit dem Bei— 
ſatze bekannt zu geben, daß, ſobald er den legalen Beweis 
über die wirklich geſchehene Niederlaffung der zwey don hier 
abzuziehenden Familien, mit allen dazu gehörigen Mitglie- 
dern derſelben, fo wie fie in dem Aufnahms- und Entlaß- 
Schein vorkommen, in dem Orte ihrer nunmehrigen Anſied⸗ 
lung beibringen wird, deſſen Aufnahme zur hieſigen Gemein» 
de verfügt werden wird. 

Unter einem hat aber das k. k. Kreisamt dieſe Entſch ei⸗ 
dung auch dem hieſigen Judengemeindevorſtand bekannt zu 
geden, und das Nöthige zu verfügen, damit die betreffen. 
den beiden Judenfamilien ſammt ihren Angehörigen, kraft 
ihrer unbedingt gegebenen Erklarung, in den Evidenz⸗ und 
Familienbüchern der hieſigen Gemeinde gehoͤrig in Abfall 
gebracht werden. 

6) Der von dem Anſiedlungswerber nach dem vorgehen— 
den Abſatz beizubringende Beweis hat in einem von dem Ge— 
meindevorſtand derjenigen Gemeinde, bei welcher die von 
hier abziehenden Familien einzuverleiben find, ausgefertig— 
ten, von der Ortsobrigkeit ſowohl, als auch dem betreffenden 
k. k. Kreisamt beſtätigten Certifikate zu beſtehen, daß jene Fa⸗ 
milien ſammt den dazu gehörigen und ſpecifiſch zu benennen⸗ 
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den Mitgliedern derſelben alldort eingetroffen, ſich häuslich 
niedergelaſſen haben, und der dortigen Gemeinde vorſchrifts⸗ 
mäßig einverleibt worden find. Nur erſt nach Einbringung 
dieſes Zeugnißes hat ſodann das k. k. Kreisamt die ſormliche 
Aufnahme des anher zu überfiedelnden Juden zu veranlaſſen, 
und zu bewirken. 

7) Sollte ſich der Fall ereignen, daß eine oder die an⸗ 
dere der von hier abzuziehen unbedingt ſich verbindlich ge— 
machten zwey Familien ihrer eingegangenen Verbindlichkeit 
nachzukommen verweigern ſollte, fo hat ſie das k. k. Kreis» 
amt zur Erfüllung der eingegangenen Verbindlichkeit zu ber— 
halten, und an den Ort ihrer künftigen Beſtimmung abzu— 
ſchieben, das betreffende k. k. Kreisamt aber davon in die Kennt» 
niß zu ſetzen, damit ihre Aufnahme und Anſiedlung alldort 
bewirkt werde. 

Hiernach iſt ſich in vorkommenden Fällen genau zu be— 
nehmen, und gegenwärtige Vorſchrift ſaͤmmtlichen Juden⸗ 
gemeinden und den betreffenden Grundobrigkeiten zur Dar— 
nachachtung bekannt zu geben. 


Gubernial⸗Dekret vom 31. Dezember 1819. Gub. Zahl 62350. 
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Jahrgang 1320. 


58. 
Doktors-Diplome fremder Univerſitäten dür⸗ 


fen öfterreichifche Unterthanen nicht mehr an⸗ 
nehmen. 


Seine k. k. Majeſtät haben mittelſt höͤchſter Entſchließung 
vom 1. b. M. zu befehlen geruhet, daß von nun an keinem 
Unterthan der oͤſterreichiſchen Monarchie zu geſtatten ſey, ein 
Doktors⸗Diplom von einer fremden Univerſität anzunehmen. 
Gubernial-Erledigung vom 2. Sinner 1820. Gub. Zahl 65273. 


50. 


Errichtung einer Lehrkanzel der Landwirthſchaft 
zu Czernowitz. 

Laut herabgelangten hohen Studien⸗Hofkommiſſionsdekretes 

vom 5. Janner l. J. Zahl 8469 haben Seine k. k. Majeftät 

unterm 18. Dezember v. J. folgendes zu beſchließen geruhet: 
»Ich genehmige, daß die Errichtung einer Lehrkan— 

»zel der Landwirthſchaft zu Czernowitz nun Statt finde, 

»und ernenne zum Lehrer dieſes Zweiges den Martin Kra— 


»marczyk mit dem ſyſtemiſirten Gehalte aus dem Kameral⸗ 
»Aerarium.« 


Gubernial-Verordnung vom 22. Februar 1820. Gub. Zahl 3413. 
f bott 
An galiziſchen Hauptſchulen iſt die pohlniſche nebſt 
der deutſchen Sprache zu lehren. 


* 8 Br. 
Man genehmigt den Antrag, an den Hauptſchulen Galiziens 
Nachtragsband z. Geſetzz. 3 
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neben der deutſchen Sprache auch die pohlniſche Sprachlehre 
in der Art einzuführen, daß der Unterricht in der pohlniſchen 
Sprache dem Unterrichte in der deutſchen Sprache voraus— 
gehe, und dieſen erleichtere. Für den Unterricht in der pohl— 
niſchen Sprache werden ſohin in der erſten und zweyten 
Klaſſe wöchentlich zwey Stunden feſtgeſetzt, dagegen find aber 
künftig in der erſten Klaſſe wöchentlich nur 4 und in der 
zweyten Klaſſe nur 3 Stunden, zum Leſen der pohlniſchen 
und deutſchen Bücher zu verwenden, wobey der Lehrer aller— 
dings auch Gelegenheit hat, mit dem Leſen in beiden Sprachen 
einen leichten Sprachunterricht zu verbinden, und ſolchen 
durch die Anwendung auf das Geleſene den Kindern noch 
faßlicher und angenehmer zu machen. 

Guberntal-Erledigung vom 43. Juni 1820. Gub. Zahl 24135. 


41. 


Modalität für diem» und Zuſammenſchreibung 
verloster Obligazionen. 


Zu Folge Erlaſſes des hohen Hoffammerpräfidiums vom 21. 
v. M. Zahl 25744 hat die bisherige Beobachtung gezeigt, 
daß die Umſchreibung mehrerer in die Verloſung gefallener 
Obligazionen von gleicher Kathegorie, gleichem Zinſenfuße und 
gleichem Verloſungstage ſowohl für Öffentliche Fonde, als für 
Private in mancher Beziehung erwünſchlich ſey, und die 
bisherige Manipulazion, nach welcher für jede in die Verlo⸗ 
fung gefallene Obligazion eine Kondenzions» Münz = Staats« 
Schuldverſchreibung auf den nämlichen Kapitals» und den 
urfprünglichen Intereſſenbetrag ausgeſtellt wurde, und hier— 
nach erſt dieſe neu ausgefertigten Obligazionen von demſelben 
Zinſenfuße und Verlofungstage in eine Haupt-Obligazion 
zuſammen geſchrieben worden find, eine unnoͤthige Geſchaͤfts⸗ 
vermehrung zur Folge hat. 

Um daher dieſes Verfahren zu vereinfachen und unnöthige 
Vormerkungen, Rechnungseinſtellungen und Geſchäfts-Weit⸗ 
läufigkeiten ſowohl bey den Kaſſen als den Buchhaltungen zu 
beſeitigen, wird das k. k. Kameral-Zahlamt rückſichtlich der 
oſt⸗ und weſtgaliziſchen Kriegsdarlehens- und Natural⸗Lie⸗ 


55 


ferungs⸗Obligazionen zur genauen Darnachachtung angewie⸗ 
ſen, daß, wenn derley Obligazionen in die Verloſung fallen, 
und von Privaten oder öffentlichen Fonden mehrere derley in 
derſelben Serie berloste Obligazionen vom gleichen Zinſen⸗ 
ſuße zur Zuſammenſchreibung in⸗eine einzige Haupt-Obliga⸗ 
zion auf Konvenzions-Münze der Kaſſa übergeben werden, 
dieſe angeſuchte Zuſammenſchreibung, wenn dagegen ſonſt 
keine Anſtande obwalten, ohne weiters vorgenommen werde. 
Nur iſt dabey Sorge zu tragen, damit nicht Kauzions⸗„ 
Fideikommiß⸗ oder andere mit einer Haftung vorgemerkte Oblis 
gazionen bei dieſen Zuſammenſchreibungen in freye umge— 
ſchrieben werden. 
Praͤſidial⸗Dekret vom 21. Junt 1820. Praͤſ. Zahl 4295. 


42. 


Beſtimmung, welche Schankgewerbe in den lan⸗ 
desfürſtlichen Städten der Bukowina als ra⸗ 
dizirt anzuſehen ſind. | 


Mit hohem Hoſkanzleydekrete vom 6. Juny d. J. 3. 15931 
wurde eröffnet, daß alle radizirte Schankgewerbe, welche den 
landesfürſtlichen Städtlern in der Bukowina, von den betref— 
fenden Gemeindgerichten dorſchriftsmaſſig vor Kundmachung 
des Verboths, daß keine neue verkäufliche oder radizirte Ge⸗ 
werbe zu errichten ſind, verliehen worden, auch ferner als 
ſolche anzuſehen find, und in Anſehung jener, welche bereits 
nach dieſer Kundmachung neu errichtet wurden, die ordnungs⸗ 
mäſſige Amtshandlung zu pflegen iſt. 
Gubernial⸗Erledigung vom 7. Juli 1820. Gub. Zahl 29872. 


Run 48. 
Beſtimmung, wem das Vermoͤgen aufgehobe- 
ner Filialkirchen, und wem der Verkaufspreis 


alter Kirchen, wenn neue an deren Stelle 
gebaut werden, gehoͤre. 


In Anſehung der Frage: ob in Fällen, wo an der Stelle 
3 * 
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einer alten unbrauchbaren Kirche eine neue gebaut werden 
muß, der Betrag, welcher für den Verkauf der alten Kirche 
eingeht, zu dem Bau der neuen verwendet, oder fur den 
Religionsfond eingezogen werden ſoll, wurde mit höchſtem 
Hofkanzleydekret vom 22. v. M. Zahl 17456, ſo weit es 
Pfarrkirchen betrifft, der Grundſatz genehmigt, daß der Werth 
ſolcher keiner Reparatur fahigen Kirchen dem Baufonde der 
an ihre Stelle zu erbauenden neuen Kirche zugewiefen, 
und allen konkurrenzpflichtigen Partheyen nach dem Verhält— 
niße des von einer jeden zu leiſtenden Betrages zu guten 
gerechnet werde. 

Wenn Filialkirchen aufgehoben werden, ſo gehört ihr 
Vermögen nach der allgemeinen Regel dem Religionsfonde. 


Gnbernial: Verordnung vom 18. Juni 1820, Sub, Zahl 32207. 


44. 


Der Verkauf einer Poſt wird nicht genehmigt, 
wenn eine Sequeſtrazion oder Veräußerung 
des Poſtregals gegen den Verkäufer bemwil- 
ligt worden iſt. 


Seine k. k. Majeſtät haben mit allerhöchfter Entſchließung 
vom 25. v. M. zu befehlen geruhet, daß in Zukunft kein 
Verkauf einer Poſt früher zu genehmigen fey, bevor ſich nicht 
vorher durch Eindernehmung der betreffenden Behörden da— 
von grundhaltig die Uleberzeugung verſchafft wurde, daß gegen 
den Verkäufer nicht etwa die Sequeſtrazion oder Veräußerung 
des Poſtregals angeſucht, und bewilliget wurde. 

Dieſe allerhoͤchſte Beſtimmung wird mit dem Auftrage 
hiemit zur Wiſſenſchaft und Darnachachtung bekannt gemacht, 
bey künftigen Uebertragungen von Poſtſtazionen an neue 
Beſitzer, mit welchen ein Poſtregale verbunden iſt, vorläufig 
immer bey den betreffenden Unterbehörden, die gehörigen 
Erhebungen einzuleiten, ob gegen den Verkäufer keine Se— 
queſtrazion oder Veräußerung des Poſtregals angeſucht, oder 
bewilligt worden iſt, und nur erſt dann, wenn dieſes nicht 
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der Fall iſt, die Anträge über die angeſuchten Uebertragungen 

des Poſtregals gutachtlich anher vorzulegen. 
Gubernial⸗Erledigung vom 31. Juli 1820. Gub. Zahl 36933. 


45. 


Brunnen fuͤr Militär⸗Stallungen ſind landar⸗ 
tig herzuſtellen, und die Einwohner dürfen 
zum Zutragen des Waſſers nicht gezwungen 
werden. 


Die beſtehende Normalvorſchrift vom 18. Jänner 1805 2. 
1501, nach welcher die Brunnen bey den Militär-Stallungen 
auf dem Lande nur landartig auszubohlen und einzufaſſen, 
dann ohne der überfluͤſſigen Eindachung, dann Raͤdern und 
Ketten zu errichten ſind, undswomit das Zutragen des Waſ— 
ſers in die Militär» Stalle abgeſtellt wurde, wird den k. k. 
Kreisamtern in Folge hoͤchſten Hofkanzleydekretes vom 14. 
p. M. Zahl 20525 neuerdings in Erinnerung gebracht. 

Sollten hier und da muthwillige Zerfiörungen ſolch' lands 
artiger Brunnen von Seite des Militärs vorfallen, fo iſt 
ſolches gehörig zu erheben, und anzuzeigen. 


Gubernial-Dekret vom 3. Auguſt 1820. Gub. Zahl 37477. 


46, 


Unentgeltliche Betheilung der armen Schulkin— 
der mit Schulbüchern. 


Du hohe Studien⸗Hofkommiſſion hat mit Dekret vom 16. 
Juni l. J. Zahl 3093 anher bedeutet: 

»Es werde zur Erleichterung und Beförderung des Un⸗ 
»terrichtes allgemein bewilliget, daß künftig jedes arme 
»Schulkind mit Gratis⸗Büchern, in fo ferne die borgeſchriebene, 
»im dierten Theil der Auflage oder des Nachdruckes beſte— 
»hende Abgabe der ſo genannten Armenbücher hiezu hinreicht, 
»unter gehöriger Vorſicht betheilt werde. _ 

Wopon wan die Konſiſtorien zur Darnachachtung bey 
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Vertheilung der erwähnten Bücher an arme Schulkinder, und 
weiteren nöthigen Verfügung verftändiget. 
Gubernial⸗Verordnung vom 10. Auguſt 1820. Gub. Zahl 32213. 


47. 


Einſchärfung der beſtehenden Penſionsvorſchrif— 
ten und Behandlung der Ausnahmen von den 
allgemeinen Normen. 


Seine k. k. Majeſtät haben mittelſt allerhöchſten Kabinet⸗ 
ſchreibens vom 4. Auguſt d. J. zu befehlen geruhet, daß in 
Penſtonirungs⸗ und Jubilirungsfällen ſtäts die beftehenden 
Normalvorſchriften, und nicht einzelne Exemplifikazionen 
oder zugeſtandene Begnadigungen, oder wohl gar nicht 
richtige Argumente angeführet, und daß, wenn ja Individuen 
einer günftigeren Behandlung als der normalmaßigen würdig 
ſeyn ſollten, nämlich wegen einer beſonders eifrigen und 
ausgezeichneten Dienſtleiſtung, oder eines im Dienſte zuge— 
ſtoſſenen Unglücks, oder ſonſtiger außerordentlichen Umſtände 
wegen, dieſes von der ihnen vorgeſetzten Behörde, die für 
die Richtigkeit der Angabe verantwortlich zu bleiben hat, 
zugleich angeführt werden ſolle. 

Wovon die k. k. Kreisämter im Grunde des hohen Hof» 
kammerdekretes dom 19. Auguſt l. J. mit dem Auftrage in 
Kenntnis geſetzt werden, ſich hiernach bey vorkommenden 
Anträgen genau zu benehmen. 


Gubernial⸗Verordnung vom 15. September 1820 Gub. Zahl 45060. 


48. 

Beym Peſtverdachte darf auch die Militärbes 
hörde ſelbſt die Haus- oder Ortsſperre pro⸗ 
viſoriſch verfügen, die Aufhebung derſelben 
hat jedesmahl unter Mitwirkung der politi- 
ſchen Behörde zu geſchehen. 


7 
Was man in Folge eines hohen Hofkanzley⸗Dekrets vom 
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25. May l. J., wodurch die probiſoriſche Sperre der Häufer 
und Ortſchaften wegen Peftverdacht auch dem k. k. Militär 
eingeräumt iſt, wenn von der politiſchen Behörde Anſtand 
genommen wird, unter Einem an das k. k. General⸗Militär⸗ 
Kommando erlaffen hat, wird den k. k. Kreis amtern im 
Anſchluſſe J. zur Wiſſenſchaft und Darnachachtung bekannt 
gemacht. 
Gubermial⸗Dekret vom 19. September 1820 Gubernial⸗Zahl 28023. 


Inhalts eines hohen Hofkanzley⸗Dekretes vom 25. May 
I. J. Zahl 44564, iſt der von dem k. k. allgemeinen Militär- 
Appellazionsgerichte gemachte Antrag, daß fünftig in jenen 
Fällen, wo von den politiſchen Behörden Anſtand genommen 
wird, die don Seite des k. k. Militärs angeſuchte Haus⸗ 
oder Ortsſperre im Inlande (wegen Peſtperdacht) zu verfüs 
gen, dieſelbe pon dem k. k. Militär ſelbſt verfügt werden 
könne, einverſtändlich mit dem k. k. Hofkriegsrathe geneh— 
miget worden. Doch dürfe eine ſolche Sperre von dem k. k. 
Militär nur propiforifch unter eigener Verantwortung des» 
ſelben, und mit der Verpflichtung eingeleitet werden, dieſe 
getroffene Maßregeln ſammt Beweggruͤnden unverzüglich 
dem vorgeſetzten k. k. Militärkommando und dem betreffen⸗ 
den k. k. Kreisamte anzuzeigen. 

Ueber die Belaſſung oder Aufhebung einer ſolchen, von 
dem k. k. Militär proviſoriſch verfügten Haus» oder Ortsſperre 
hat das k. k. Kreisamt und das k. k. Militär⸗Gränzkom⸗ 
mando, bey verſchiedenen Anfichten dieſer zwey Behörden 
aber Ein Hochlöbliches k. k. General⸗ Militärkommando, und 
dieſe Landesſtelle, und im Falle eines auch da ſich ergebenden 
Widerſpruches, die k. k. Hofkanzley, und der k. k. Hofkriegs⸗ 
rath einverſtandlich zu entſcheiden. 

Da zugleich dieſem Landesgubernium aufgetragen iſt, 
Einem Hochloblichen k. k. General» Militärkommando die 
Grundfäge bekannt zu geben, nach welchen die Sperre eines 
Hauſes oder einer Ortſchaft einzuleiten iſt, ſo glaubt man 
hier eigentlich nur die Grundſätze aufſtellen zu müſſen, 
wann, oder in welchem Falle eine Haus- oder Ortsſperre 
wegen Peſtperdacht oder Peſtgefahr zu verfügen iſt, ohne 
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in die Beantwortung der Frage überzugehen: wie dieſe 
Sperre zu geſchehen hat, da die Art nämlich die Bewerk— 
ſtelligung dieſer Sperre ſchon, und beſonders bey der im 
Inlande im Jahre 1796 geherrſchten Peſt feſtgeſetzt wurde, 
und man behält ſich vor, wenn ſelbe Einem Hochlöblichen 
k. k. General» Militärkommando in den diesfälligen Akten 
mangeln ſollte, fie nachträglich mitzutheilen. 

Sollte daher, ungeachtet der, bey der in einer nahen 
Provinz herrſchenden Peſt verſchaͤrften Aufmerkſamkeit gegen 
Fremde, die Einfuhrung der von Ort zu Ort zu vidirenden 
Päſſe und des Peſtkordons, dennoch der wohl äußerſt feltene 
und unwahrſcheinliche Fall eintreten, daß Menſchen aus 
dem der Peſt verdächtigen Auslande ſich in das Inland 
geſchlichen haben, ohne ſich der vorſchriftsmäßigen Reini— 
gung, durch ihre ganze Dauerzeit unterzogen zu haben, 
oder daß Waaren, ohne die porgeſchriebene Reinigung über 
die Gränze aus der pPeſt verdächtigen Provinzen gebracht 
wurden, oder daß endlich ſelbſt in einem Hauſe Kranke oder 
Todte ſich vorfinden, deren Krankheit den Verdacht, durch 
die Schnelligkeit des Todes mit deutlichen Peſtzeichen, gibt, 
daß hier Peftgefahr iſt, fo iſt in einem dieſer Falle, wenn 
die betroffene Ortsobrigkeit Anſtand nimmt, das Haus, in 
welches ſolche Menſchen und Waaren aufgenommen wurden, 
oder ein ſolcher Krankheitsfall ſich ereignet, von dem betref— 
fenden k. k. Militär prodiforifch unter alſogleicher Anzeige, 
an das demſelben vorgeſetzte Kommando, und an das be— 
treffende k. k. ͤKreisamt und unter eigener Verantwortlichkeit, 
alſogleich, jedoch ohne Berührung der Menſchen und Effekten, 
mit hinlanglicher Wache zu umgeben, und von der Gemein» 
ſchaft mit andern genau abzuſperren. 

Nur ein beſonderes Ereigniß, und eine außerordentliche 
Vernachlaͤſſigung, könnten perurſachen, daß nebft einem 
verdächtigen Haufe ſchon gleich Anfangs eine ganze Ortſchaft 
von dem k. k. Militär proviſoriſch abgeſperrt werden müßte, 
weil der erſte und zweyte geſetzte Fall wohl ſich nicht ſo 
allgemein in einem Orte ereignen wird, und weil kaum zu 
dermuthen iſt, daß der dritte Fall, namlich die Erkrankung 
vieler Peſtperdachtigen oder ihr Tod, ſich ohne Wiſſen der 
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politiſchen Behörden ereignen koͤnne, da bei Peſtgeſahr die 
Todtenbeſchau durch die Zehenmänner, bey näherer Gefahr 
ſelbſt durch Sanitaͤts⸗In dividuen eingeleitet iſt. 

Schlüßlich foll man noch bemerken; daß man unter 
Einem das k. k. Czortkower und Czernowitzer Kreisamt 
hievon in die Kenntniß ſetzet, und daß, nach einem vorlie— 
genden k. k. Hofkanzley⸗Dekret vom 6. April l. J. ſich auch 
der k. k. Hofkriegsrath bereit erklärt habe, den Befehl zu 
erneuern, daß, wenn was immer für eine politiſche Obrig— 
keit die Sperrung eines Hauſes oder Orts ber langt, welche 
das k. k. Militär nicht für noͤthig erachtet, dieſes dennoch 
zur probiſoriſchen Sperre, augenblicklich mitzuwirken, uns 
bedingt verpflichtet ſey, weil hier bey widerſprechenden 
Meinungen, wenigſtens für den Augendlick dasjenige befolgt 
werden muß, was am wenigſten ſchaͤdlich, oder gefährlich 
ſeyn kann; Ein Hochlobliches k. k. General⸗Militärkommando 
wolle daher auch für dieſen Fall das Entſprechende gefälligſt 
verfugen. 


40, 


Der Reſt des chriſtlichen Reſerve-Kontingents, 
wenn ein Dominium ſchlechterdings, nicht 
aufkommen kann, muß auf den ganzen Werb— 
bezirk umgelegt werden. 


Das k. k. General» Militärkommando hat ſammtlichen 
Werbbezirks⸗Kommanden bedeutet, daß, wenn hier und 
da ein Dominium mit dem Neſerve-Kontingente durchaus 
nicht aufzukommen im Stande wäre, der verbleibende 
Reſt nach vorausgegangener, gemeinſchaftlich vom Kreisamte 
und dem Werbbezirks-Kommando erlangten Ueberzeugung, 
daß bey ſolchen Dominien wirklich gar kein waffenfähiges 
Individuum mehr vorhanden iſt, auf das Concretum des 
ganzen betreffenden Werbbezirks neuerdings repartirt, und 
ſchleunigſt beygetrieben werden muͤſſe. 

Hiernach haben ſich die k. k. Kreisämter in vorkommen— 
den Fallen zu benehmen, und wird nur noch erinnert: daß ſich 
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dieſe neuerliche Repartirung nur auf den ganz uneinbring⸗ 
lichen chriſtlichen Reſerve⸗Nuückſtand zu erſtrecken habe, 
weil für rückſtändige jüdiſche Reſervemänner keine Chriſten 
geſtellt werden dürfen. 


Gubernial⸗Verordnung vom 25. September 1820. Gub. Zahl 47685. 


50. 


Die unentgeltliche Verſendung von unkartirten 
Frachtſtücken auf dem Poſtwagen, wird mit 
Strafe bedroht. 


Aus Anlaß der in hierortige Verhandlung gezogenen Fra— 
ge: Ob, und mit welcher Beſchränkung den Poſtwagens— 
beamten, Dienern, oder andern Poſtgefälls-Beamten, die 
unentgeltliche Verſendung don Lebensmitteln oder andern 
Sachen (wenn gleich nur zum eigenen Bedarf), mittelſt 
des Poſtwagens zu geſtatten ſey? hat man hierorts folgende 
Vorſchrift, welche zugleich an alle Länderſtellen gelanget, 
zur künftigen genauen Richtſchnur zu erlaffen beſchloſſen: 

Die unentgeltliche Mitführung unkartirter Frachtſtücke 
für Poſtwagens⸗Beamte, Kondukteure, andere Poftgefalls- 
beamte und Poſtmeiſter, iſt ſtäts als ein, das Gefall, das 
k. k. Aerarium beeintrachtigender Unfug anzuſehen und zu 
behandeln. 

Nachdem zur hierortigen Kenntniß gelangt iſt, daß ſich 
die ſtraͤfliche Gewohnheit unentgeltlicher Poſtwagensſendun⸗ 
gen zu Gunſten mancher Poſtbeamten-Kathegorien einge— 
ſchlichen habe, ſo wird von jetzt an allgemein, das heißt; 
ſowohl in Betreff aller, was immer fur Namen habenden 
Perſonen, als auch in Anſehung aller wie immer geſtalte⸗ 
ten Frachtgegenſtande verordnet: daß keine Art unentgelts 
licher Benützung der k. k. Poſtwagen⸗Anſtalt, wenn deshalb 
nicht eine beſondere, und ausdrückliche hierortige Bedeckung 
und Paßirung nachgewieſen werden kann, unter gar keinem 
Vorwande Platz greifen dürfe, und daß jede Uebertretung 
unnachſichtlich eben ſo an dem Dawiderhandelnden, als 
auch an dem berhehlenden Mitwiſſer oder Mitſchuldigen, 
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und zwar: an jedem Einzelnen in der Verübung der That 
ſelbſt, in der Verhehlung, Mitwiſſenſchaft, oder ſonſtigen 
Mitſchuld Betroffenen, bey dem erſten vorſchriftswidrigen 
Benehmen mit Erlag des doppelten tariffmaßigen Porto, 
welcher nach dem Gewichte und Inhalte des ungebührlich 
beförderten Frachtſtückes hätte entrichtet werden müſſen, 
und überdies mit einem Pönale von Fünfzig Gulden K. M., 
im zweyten Uebertretungsfalle nebſt dem doppelten Tariffs- 
porto noch mit Einhundert Gulden K. M., und im dritten 
Betretungsfalle mit der Abforderung des doppelten Tarifſs⸗ 
porto, und alſogleichen Dienſtes-Entlaſſung beſtrafet wer⸗ 
den wird. | 
Gubernial⸗Erledigung vom 28. September 1820. Gub. Zahl 48248. 


. 


Ausländiſche Zeitungen dürfen nur durch die 
e era der Provinz bezogen 
werden. 


Es iſt zur hierortigen Kenntniß gekommen, daß ein Poſt— 
amt eine auslandiſche Zeitung unmittelbar in dem Auslande 
beſtellet, und auch von daher unmittelbar und ohne Vor: 
wiſſen der ihr vorgeſetzten Oberpoſt-Verwaltung bezogen hat. 
Nach den allgemein beſtehenden Eenfurs, Polizey- uod 
Stempel-Vorſchriften, konnen und ſollen auslandiſche 
Zeitungen und Zeitſchriften immer nur durch, und don der 
Oberpoſt- Verwaltung beſtellet und bezogen werden, weil 
nur dieſelbe von dem Verzeichniſſe derjenigen ausländi— 
ſchen Zeitungen und Zeitſchriften Kenntniß hat, deren 
Beſtellung und Einführung erlaubt iſt, und weil nur in 
den Hauptſtädten, wo auch die Oberpoſt⸗Verwaltungen ſich 
befinden, die nöthigen Anftalten beſtehen, um die einlan⸗ 
genden einzelnen Zeitungsblätter und Journale der vorläufi— 
gen Cenſur, und auch der borgeſchriebenen Stemplung zu 
unterziehen. 0 
Zur Vermeidung ähnlicher Uebertretungen, und zur 
gehörigen Handhabung der Cenſur- und Stempelborſchrif⸗ 
ten, findet man daher nothig, ſammtlichen Poſtamtern 


hiemit die neuerliche Vorſchrift zu ertheilen, daß jede der⸗ 
ſelben die bey ihnen beſtellten auslandiſchen Zeitungen, 
Journale und Zeitſchriften, ausſchließend nur durch die ihr 
vorgeſetzte Oberpoſt-Verwaltung zu beſtellen, und auch nur 


durch dieſelbe zu beziehen hat. 
Gubernial⸗Erledigung vom 29. September 1820. Gub. Zahl 41809. 


52, a 


Akzien der öſterreichiſchen Nazionalbank werden 
als Dienſtkauzionen nicht angenommen. 


Die beſtehenden Direktiven beſtimmen, daß in ſämmtlichen 
altöſterreichiſchen Provinzen, bey Kauzionsleiſtungen, die 
öffentlichen Staatsobligazionen nach ihrem vollen Nennwer— 
the anzunehmen ſind. 

Aus einem einzelnen Falle hat ſich jedoch die Anfrage 
ergeben, ob auch die von der privilegirten öſterreichiſchen 
Nazionalbank ausgefertigten Akzien zu Kauzionsleiſtungen 
verwendet werden dürfen? 

Da dieſe Bankakzien bloß als von einer privilegirten, 
unter dem Schutze der Staatsverwaltung ſtehenden Geſell— 
ſchaft ausgefertigte Urkunden zu betrachten ſind, die mit 
den Staatsobligazionen nicht auf gleicher Linie ſteheu, ſo 
hat die hohe Hofkammer zu Folge Eroͤffnung des Herrn 
Hofkammer⸗Präſidenten vom 25ten b. M. Zahl 54798 be— 
funden, dieſe Frage verneinend zu beantworten, und die 
öſterreichiſchen Bankakzien von der Annahme bey Dienſtkau— 
zionsleiſtungen zuruͤckzuweiſen. 

Gnbernial⸗Erledigung vom 10. Oktober 1820. Gub. Zahl 48150. 


56} 

Entgeltliche Privat⸗Korrepetizionen inländiſchen 
und ordentlichen Schülern zu geben, iſt Pro⸗ 
feſſoren der Fakultätsſtudien verbothen, wird 
aber Gymnaſial⸗, Normal- und Trivialleh- 
rern, unter beſonderen Bedingungen erlaubt. 


u 2 
Mi hohen Studien⸗Hofkommiſſions⸗Dekeete vom 20ten 


Ad 


Auguſt 1. J. Zahl 5422, wird im Grunde der allerhöchſten 
Entſchließung vom 5. Auguſt J. J. anher bedeutet: 

4) Daß das Verboth, inlandiſchen und ordentlichen 
Schülern Privat-Korrepetizionen um Geld zu geben, nur 
die offentlichen Lehrer und Profeſſoren der vier höheren 
Fakultäten verbinde. 

2) Daß den Gymnaſial⸗Profeſſoren, fo lange fie ihre 
öffentlichen Lehrämter pflichtmäßig verwalten, unter der 
Bedingung Privat⸗Korrepetizionen fortan geſtattet werden: 
a. Daß jeder Lehrer gleich bey dem Anfange des Schul- 

jahres dem Prafekten diejenigen Schüler namhaft ma⸗ 

che, mit welchen er Wiederholungen zu halten geden— 
ket, weil der Prafekt auf dieſe Schüler bey den Prü— 
fungen und der Klaſſifikazionen deſto aufmerkſamer 
ſeyn muß. yo 

b. Daß die Anzahl der Schüler beyrdieſen Korrepetiziong- 

ſtunden nicht zu groß ſey. N 
c. Daß die Lehrer dieſe Erlaubniß auf keine Art miß⸗ 

brauchen. 

3) Daß eben fo auch den Volksſchullehrern Nachſtun⸗— 
den und Privatunterricht zu ertheilen, gegen dem erlaubt 
werde, daß die Lehrer an Hauptſchulen ebenfalls die Na⸗ 
men der Kinder, denen ſie Nachſtunden geben, gleich zu 
Anfange des Schuljahres dem Direktor anzuzeigen haben. 
Gubernial⸗Verordnung vom 21, Oktober 1820, Gub. Zahl 48231. 


54. 


Untergeordnete Behörden follen die Obrigkei⸗ 
ten und Gemeinden bey einer Baukonkurrenz 
nicht zu unnöthigen Auslagen, oder zu einer 
koſtſpieligeren Leiſtungsart verhalten, als er⸗ 
forderlich iſt. 


Seine k. k. Majeftät haben aus Anlaß des vorgekommenen 
Falles: daß einer Grundobrigkeit und Gemeinde die Bey— 
tragsleiſtung zu einem Baue, ſtatt in Natura ungebührlich 
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im baaren Gelde auferlegt wurde, mit allerhochſter Ent: 
ſchließung vom 29. v. M. allergnadigft zu verordnen geru— 
het, daß die unterſtehenden Behörden angewieſen werden, 
die Obrigkeiten und Gemeinden, bey der ſie treffenden 
Baukonkurrenz nicht zu unnöthigen Auslagen zu verhalten, 
und ſie nicht zu verpflichten, dieſe Konkurrenz auf eine 
koſtſpieligere Art, als erforderlich iſt, zu leiſten, daher 
hierwegen das Gehörige, nur nach genauer Unterſuchung 
der Umſtände, und erhaltener beſtimmter Erklärung der 
Gemeinden und Obrigkeiten, den beſtehenden Anordnungen 
gemäß zu verfügen. 

Dieſe allerhöchfte Anordnung wird in Folge höchften 
Hofkanzley⸗Dekretes vom 10ten v. M. Zahl 50351J5826, 
den k. k. Kreisämtern mit der Weiſung bekannt gemacht, 
ſich von nun an, um ſo ſicherer nach der, in dieſer Beziehung 
am 23. Juny 1815 Zahl 24077 erfloſſenen Vorſchrift zu 
benehmen, als jedes nicht hiernach verfaßte Bau-Operat, 
ohne Gebrauch zurückgeſtellt, und der Schuldtragende, der 
aus dieſem Anlaß aufgelaufenen Kommiſſionskoſten verluſtig 
erklärt werden wird. 


Gubernial⸗Dekret vom 3. November 1820. Gub. Zahl 54141. 
55. 


Beſtimmungen für die Erhebung der Zinſen 
von jenen in Papiergeld verzinslichen Obli— 
gazionen, welche bey der oͤſterreichiſchen Na— 
zionalbank für erhaltene Darlehen deponirt 
ſind. 


Da mehrere Partheyen, welche der privilegirten öſterrei— 
chiſchen Razionalbank, für erhaltene Darlehen zum Theil 
ſehr beträchtliche Parthien von, in Wiener-Währung vber— 
zinslichen Staatspapieren deponirten, den Wunſch geaußert 
haben, die Zinſen derſelben an den Verfallsterminen erhe— 
ben zu konnen, ohne die Obligazionen, welche auf den 
Kamen: Leih- und Depoſiten-Amt der Bank umgeſchrieben 
ſind, zu dieſem Behufe auslöſen, und wieder auf ihren 
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Namen zurück umſchreiben laſſen zu müffen, fo hat um den 
Partheyen zur Erreichung dieſes Zweckes zu verhelfen, die 
k. k. allgemeine Hofkammer vermög Eröffnung vom 20ten 
Oktober l. J. die Verfugung getroffen, daß die Interefien - 
Quittungen von den Deponenten auf die gewöhnliche Art 
ausgefertigt, ſonach der Zentralkaſſa der Nationalbank über⸗ 
geben, und denſelben von der Bankdirekzion die Bemerkung 
beigeſetzt werde, daß ſie gegen die Ausfolgung des bezeichne— 
ten Intereſſen-Betrags an den Ausſteller der Quittung kei— 
nen Anſtand nehme. 


Gubermal-Erledigung vom 24. November 1820. Gub. Zahl 55700. » 
50. 


Auf Darlehen aus ſtädtiſchen Ueberſchußgeldern 
hat der in Bauunternehmungen begriffene 
Bürger den Anſpruch vor Güterbeſitzern, auf 
Darlehen aus Gemeindſpeichergeldern aber 
die Letztern vor Jenem den Anſpruch. 


Die Darleihung ſtädtiſcher Ueberſchußgelder an Güterbeſtzer 
iſt keineswegs unterſagt, fondern nur der Anſpruch derſelben 
auf ſolche Darlehen hinter jenen der in Bauunternehmungen 
begriffenen Bürger in Städten gerechnet, wogegen die Güter⸗ 
beſitzer wieder einen näheren Anſpruch auf die zur Darleihung 
geeigneten Gemeindeſpeichergelder haben. 


Gubernial⸗Erledigung vom 28. November 1820. Gub. Zahl 55696. 


57. 


Ortsobrigkeiten ſind verpflichtet, zur Verhin⸗ 
derung der Deſerzion thätigſt mitzuwirken. 


Unter den Urſachen der in den abgewichenen Sommermo⸗ 
naten bey dem hierländigen Truppenſtande namhaft zuge— 
nommenen Deſerzion, kommt nach Eröffnung des k. k. Ge, 
neral⸗Militar-Kommando auch jene vor, daß zur Verminde, 
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rung der Deferzion von Seite der Ortsobrigkeiten mit wenig 
Thätigkeit mitgewirkt werde, indem es ſich aus den Praſen⸗ 
tirungsliſten der zurückgelangten Deſerteurs nachweiſen läßt, 
daß ſich die Mehrzahl der eingebornen Deſerteurs in ihren 
Geburtsörtern, und in den benachbarten Ortſchaften langere 
Zeit aufgehalten, und bey Eltern, Verwandten, ja ſelbſt 
bey Gutsbeſitzern Unterkunft gefunden haben, ohne, daß ſie 
von den Ortsbehörden ergriffen, und eingeliefert worden wären. 

Da durch die Wahrſcheinlichkeit, ſich langere Zeit ohne 
Furcht vor Entdeckung verborgen halten zu können, die Vers 
ſuche der Deferzion nothwendig häufiger werden muſſen, fo 
wie im Gegentheil die Ueberzeugung von der Unmöglichkeit 
ſich vor der Ergreifung und Einbringung zu verwahren, den 
Soldaten vom Entweichen an ſicherſten abhalt; fo haben die 
k. k. Kreisamter die Ortsobrigkeiten auf die ſtrengſte Beſol⸗ 
gung der dießfalls beſtehendene Vorſchriften nachdruckſamſt 
zu erinnern, die vorkommenden Anzeigen von Deſerteurs— 
verhehlungen ſtets unaufgehalten in Verhandlung zu nehmen, 
und durch eine ſchleunige und ſtrenge Handhabung der dieß— 
fälligen Vorſchriften und Beſtrafung der Schuldigen den 
gerügten Unfuͤgen Graͤnzen zu ſetzen. 


Gubernial⸗Verordnung vom 26. November 1820. Gub. Zahl 57694. 
58. 


Städten und Ortsgerichten wird für die Aus— 
fertigung der Marktpreiszetteln die Gebühr 
von 5 kr. K. M. bewilligt. 


Mit hierortiger Verordnung vom 4. Juli 1817 3. 31128 
iſt die den Städten und Ortsgerichten für die Mittheilung 
der Marktpreis⸗Zetteln an die Kameral-Dominien abzuneh⸗ 
men bewilligte, und unterm 8. April 1796 für jeden ſolchen 
Zettel mit 3 kr. feſtgeſetzte Gebühr, in Rückſicht des beſtan— 
denen Mißverhaltnißes nach dem münzmäßigen Kurſe von 
2501100 auf 7 3/2 kr. W. W. erhöhet worden. 

Um nun dem Mißverſtande zu begegnen, als ob die Als 
nahme dieſer Gebühr eine Taxe wäre, auf deren Bezug die 
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Städte und Ortsgerichte nach dem Kreisſchreiben vom 25ten 
Juni 1819 3.50844 in dem erhöheten Betrage von 7 12 kr. 
in Konvenzions-Münze Anſpruch hatten, ſo haben die k. k. 
Kreisamter an die Letztern und an die Kameral-Verwaltun⸗ 
gen im gewohnlichen Wege die Kundmachung zu erlaſſen, 
daß die Abnahme dieſer Gebühr zwar in Konvenzions-Muͤnze, 
jedoch nach der Ausmaß vom Jahre 1796 mit 3 kr. für 
jeden Marktpreiszettel bewilliget, und hiemit feſtgeſetzt werde. 
Gubernial⸗Verordnung vom 12. Dezember 1820. Gub. Zahl 57794. 


59. 


Die Kongregazion der Redemptoriſten wird 
in der oͤſterreichiſchen Monarchie wieder her— 
geſtellt. 

Mit hohem Hofkanzley-Dekrete vom 25. v. M. iſt anher 

eröffnet worden: »Seine k. k. Majeſtat haben unterm 19. 

»April l. J. allergnädigſt zu befehlen geruhet, daß die Kon⸗ 

»gregazion der Redemptoriſten in Allerhöchſt Ihren Staaten 

»hergeſtellt werde, deren Beſtimmung, nebſt Verwaltung der 

»Seelſorge auch Uebernahme von Lehrkanzeln, Lehranſtalten, 

»Erziehungshauſern, und fo weiter, welche ihr von der 

» Staatsverwaltung anvertraut werden, feyn wird. « 

Gubernial-Dekret vom 15. Dezember 1820. Gub. Zahl 61725. 


60. 


Beſtimmungen für die Abſendung ſchwerer 
Amtspackete mit der Briefpoſt. 


Zu Folge hohen Hofkammerdekretes vom 27. Oktober d. J. 
3.48629J2520 wird den k.k. Kreisamtern aufpoſtwagensrouten 
nur in beſonders dringenden Fallen geſtattet, die Brieſpoſt mit 
über fünf Pfund ſchweren Amtspacketen zu belaſten, auf 
Seitenrouten hingegen, wo das Felleifen wegen Unbedeuten- 
heit des Gewichtes nur beritten, und nicht mit dem gewöhn⸗ 
lichen ordinairen Wagen verführt wird, die in minder wich⸗ 
tigen Fallen aufgegebenen ſchweren Amtspackete, um die 
Nachtragsband z. Geſetzſ. 41 
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Zuſpannung zu erſpaten, und die Beforderungs-Retardan⸗ 
zen zu vermindern, in kleinere Packete abgetheilt, poſttäg— 
lich an ihre Beſtimmung abzuſenden. 


Gubernial-Verordnung vom 16. Dezember 1820. Gub. Zahl 57958. 


61. 


Behandlung der vor der ſtabilen Organifirung 
des galiziſchen Straſſenweſens bey denſelben 
dienenden Beamten, rückſichtlich ihrer Pens 
fionirung. 


Mit hohem Hofkanzleydekrete vom 16. v. M. Zahl 38974 
iſt eröffnet worden, daß Seine k. k. Majeſtät mit allerhöchſter 
Entſchlrießung vom 5. v. M. das bey einzelnen Fällen in 
Beziehung auf die Penfionirung der vor der ſtabilen Orga— 
niſtrung des Straſſenweſens in Galtzien, in beeideter Dienſt— 
leiſtung geſtandenen Beamten beobachtete Verfahren im All— 
gemeinen zu ſank zioniren, und zu geſtatten geruhet haben, 
daß die proviſoriſchen Dienſte, welche die in der Frage ſte— 
henden Beamten bis zur Regulirung des Straſſenperſonals 
in Galizien geleiſtet haben, ihnen bey ihrer Penſionsbemeſ— 
ſung, jedoch nach den bey der wirklichen Dienſtleiſtung, in 
Hinſicht der Penſionsausmaß beſtehenden Vorſchriften, ein» 
gerechnet werden ſollen. 
Gubernial⸗Dekret vom 17. Dezember 1820. Gub. Zahl 61418. 


62. 


Dienſttaxen müſſen von dem Tage einer neuen 
Gehaltsanweiſung in der Regel auch dann 
abgezogen werden, wenn ſchon andere Ge— 
haltsabzüge laufen. 


Aus Anlaß eines beim dalmatiniſchen Gubernio vorgekom— 
menen Falles der Abweichung hat die hohe Hofkammer mit 
Dekret dom 12. v. M. Zahl 45968 die wegen richtiger Ein» 
bringung der Dienſt-Taxen beſtehenden Vorſchriften in Er— 
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innerung gebracht, und insbefondere bedeutet, daß Dienſt⸗ 
taren ohne Ruͤckſicht auf die den Beamten allenfalls ſchon 
obliegende Berichtigung erhaltener Beſoldungs-Vorſchüſſe, 
mittelſt der Gehalts-Abzuͤge gleich vom Tage der neueren 
Gehalts-Anweiſung, oder wo dieſe nicht Statt findet, der 
Beförderung, angefangen, in den hierzu feſtgeſetzten Termi— 
nen in Abzug gebracht werden müſſen, wenn ſonſt nicht eine 
Ausnahme zu Gunſten eines Beamten in beſonders rückſichts— 
würdigen Fallen, durch ein eigenes a geſtat⸗ 
tet wird. 


Gubernial-Verordnung vom 20. Dezember 1820. Gub, Zahl 59831. 
03, 
Vorſchrift für den Verſchleiß der Gymnaſial⸗ 
Schulbücher. 


Nach einer Eröffnung der hohen Studien-Hofkommiſſion 
vom 25. v. M. haben ſich Fälle ergeben, daß Verſchleiſſer 
von Schulbüchern in den Provinzen in Berichtigung der 
Zahlungen für die auf halbjährigen Kredit von der Schulbü— 
cher-Verſchleiß-Adminiſtrazion in Wien erfolgten Artikel, 
ſich ſäumig bezeigten, und zum Theile ſogar mittelſt fiskal— 
amtlicher Vertretung der Fonds, die es betraf, im gerichtli— 
chen Wege zur Erfüllung ihrer Zahlungsverbindlichkeiten 
verhalten werden mußten. 
In dem Studien-Hofkommiſſionsdekrete vom 31. Aus 
guſt 1840 Zahl 1454, welches den k. k. Kreisamtern unterm 
28. September 1810 Zahl 55106 bekannt gemacht wurde, 
ſind die Individuen, welchen von der Verſchleiß-Adminiſtra⸗ 
zion in Wien Gymnaſtal-⸗Schulbücher auf halbjährigen Kre— 
dit bisher erfolgt wurden, ſo wie die Vorſichten bezeichnet, 
unter welchen denſelben ein ſolcher Kredit ertheilt wird. Bei 
dem Verſchleiße der Gymnaſial-Schulbucher durch die Gym⸗ 
naſtal⸗Präfekten ſcheint diefer Kredit auf eine fur das Intereſſe 
des Studienfondes hinlänglich beruhigende Art ſichergeſtellt. 
In den Provinzen, wo über den Allein-Verſchleiß der 
Normalſchul-Artikel eine Pachtung beſteht, iſt auch der Schul⸗ 
fond für den halbjährigen Kredit, welcher von dem Pächter 
1. * 
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zur Beziehung der dem Wiener Hauptverlage vorbehaltenen 
Schulartikel angeſprochen werden ſollte, dadurch geſichert, 
daß nur wohlhabende Individuen eine ſolche Pachtung über— 
nehmen konnen. 

Da für Galizien und die Bukowina rückſichtlich des Ver⸗ 
ſchleißes der Rormal⸗Schulbucher eine eigene Pachtung bes 
ſteht, fo handelt es ſich gegenwärtig, um für die Zukunft die 
Unzukömmlichkeiten zu vermeiden, welche mit der Einleitung 
eines gerichtlichen Verfahrens gegen den ſäumigen Zahler 
verbunden ſind, nur um die Erzielung einer mehrern Sicher— 
heit für den Fond in den Fallen, wo Buchhändler Gymna— 
ſtal⸗Schulbücher, gegen halbjährigen Kredit von der Schuls 
bücher⸗Verſchleiß⸗Adminiſtrazion in Wien beziehen. 

Um den Verkehr mit Schulbüchern zum Nachtheile des 
Unterrichtes, und wegen Verminderung des Abſatzes, auch 
des betreffenden Fonds nicht zu erſchweren, wird zwar nicht 
als Grundſatz angenommen, daß in dieſen Fallen zur Sicher— 
ftellung des von den Abnehmern anzuſprechenden Kredits eine 
Kauzionsleiſtung gefordert werde. 

Die Landesſtelle iſt angewieſen, nur denjenigen Bud» 
händlern, um auf Kredit Schulbücher don dem Wiener Haupt⸗ 
verlage beziehen zu konnen, Zertifikate zu ertheilen, welche 
wirklich Kredit verdienen, das iſt, den gegruͤndeten Glauben 
der Richtigkeit und Zahlungsfähigkeit für ſich haben. 

An Individuen, bey welchen diefe Eigenſchaften nicht als 
vorhanden angenommen werden konnen, werden nach dem 
Grade des Vertrauens, welches ſie verdienen, entweder Zer— 
tififate auf eine kürzere als 6 monathliche Kreditszeit, oder 
nur gegen hypothekariſche Sicherſtellung des Geldbetrags 
der zu kreditirenden Bücher, ertheilt werden. 

Die Beurtheilung der Kreditsfähigkeit, der zum Schul: 
bücherverſchleiß ſich meldenden Individuen, iſt der Landes 
ſtelle überlaffen, die durch die ihr unterſtehenden Landesbe⸗ 
hörden, über die perſönlichen und ökonomiſchen Verhältniſſe 
derſelben, die verlaͤßlichſten Auskünfte ſich zu verſchaffen in 
der Lage iſt. 

Sollte ein Abnehmer von Schulbuͤchern, dem ihm gege— 
benen Kredite in der gehörigen Zeit nicht entſprechen, fo 
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macht er ſich des Befugnißes zum Schulbücherverſchleiße 
Derluftig. 

Da mit dem Verſchleiße der Gymnafial- Schulbücher 
durch die Gymnaſial-Praſekten für den Fond die geringſte 
Gefahr und für die ſtudierende Jugend, die größte Bequem 
lichkeit in der Beiſchaffung der Schulbücher verknüpft iſt, ſo 
hat jedes k. k. Kreisamt, in deſſen Bezirk ſich ein Gymna⸗ 
ſium befindet, den Präfekten aufzumuntern, den Bedarf 
an Schulbüchern, des ihrer Leitung anvertrauten Gymna— 
ſiums, fo viel moglich durch die eigene Unternehmung zu 
decken, dieſe Vorſchrift iſt von den Kreisamtern in der Kreide 
ſtadt, den lemberger Buchbindern hingegen, durch den Mas 
giſtrat der Hauptſtadt kund zu machen, und haben dieſe Bes 
hörden die Geſuche derjenigen, welche Gymnaſial-Schul⸗ 
bücher unmittelbar aus Wien zum Verſchleiß beziehen wollten, 
und um Kredit anſuchen, gutächtlich der Landesſtelle vorzulegen. 


Gubernial⸗Dekret vom 29. Dezember 1820. Gub. Zahl 62868. 


Sl, 
— — U A U U. — ME AU AU 


Jahrgang 1321. 


64. 


Beſtimmung der Vergütung für Marktpreis⸗ 
Tabellen, welche Ortsobrigkeiten den Mili⸗ 
tär⸗Verpflegsämtern erfolgen. 


Oogleich aus dem Inhalte der hierortigen Verordnung bom 
42. v. M. Zahl 57704 deutlich zu entnehmen iſt, daß die 
Beſtimmung, in Folge welcher den Magiftraten und Ortsge— 
richten geftattet wurde, für jeden Marktpreiszettel eine Ver— 
guütung von 5 kr. E. M. abzunehmen, nur gegenüber der 
Kameral- Verwaltungen zu gelten habe, fo findet man doch, 
um jeder Beirrung zu begegnen, nachträglich zu erinnern, 
daß dieſe Verfügung auf die Vergütung für jene Marktpreis 
tabellen, welche an die Militär-Verpflegs-Magazine erfolgt 
werden, keinen Bezug habe, ſondern daß es in Anſehung 
der Letzteren bey der hierortigen Beſtimmung vom 30. Juni 
1848 Zahl 32824, in Gemäßheit welcher die Verabfolgung 
der genannten Tabellen von den Verpflegsamtern bey wo— 
chentlich einem Markte monathlich 1 flr. W. W. oder 2% kr. 
C. M., bei woͤchentlich zwey Märkten mit monathlich 2 flr. 
W. W. oder 48 kr E. M., und für die Stadt Lemberg mit 
monathlich 3 fr. W. W. oder 1 fir. 12 kr. E. M. geleiſtet 
wird, ſein Verbleiben habe. 
Gubernigl⸗Verordnung vom 23. Jaͤnner 1821. Gub. Zahl 24. 


65. 
Beftimmungen für die Zerſtückung unterthäni⸗ 
ger Grundſtücke. 


Wenn gleich das Patent vom 16. Juni 1780 $. 41 den 


Grund-Dbrigfeiten die Zerſtückung der unterthänigen Gründe 
unterſagt, und das Patent vom 10. May 1787 H. 3 die⸗ 
ſes Verboth auch auf die Grundholden ſelbſt dadurch ausdehnt, 
daß es alle Gründe, welche zu einem ſteuerbaren Hauſe un— 
mittelbar gehören, und demſelben in dem Kataſter zuge— 
ſchrieben find, als untrennbar und unvertheilbar erklart, fo 
kann doch diefen Vorſchriften nicht die Ausdehnung gegeben 
werden, daß eine ſolche Theilung auch dann nicht ſtatt finden 
dürfe, wenn ſie mit Zuſtimmung der intereſſirten Theile 
zu Stande koͤmmt, und ihrer Subſiſtenz angemeſſen befun— 
den wird. Vielmehr iſt mit dem Kreisſchreiben vom 24. 
März 1809. Gubernial⸗Zahl 9552 ad IV. ausdrücklich vor⸗ 
geſchrieben, daß jene Bauernwirthſchaften, welche ſo groß 
find, daß fie die Kräfte der unterthaͤnigen Beſitzer offenbar 
überſteigen, verkleinert werden ſollen, und es iſt dabey ledig— 
lich angeordnet, daß kein Zwang Platz greife, und daß da— 
her dieſes Geſchaft keineswegs der Willkür der Obrigkeiten 
überlaſſen werden, ſondern bey ſonſtiger Nullität immer das 
k. Kreisamt eintreten ſoll. 


Gubernial⸗Erledigung vom 26. Jaͤnner 1821. Gub. Zahl 3552. 
66. 


Zum Dekane der juridiſchen Fakultät in Lem⸗ 
berg, iſt mit Ausnahme der wirklichen Pro— 
ſeſſoren, jeder an einer inländiſchen Lehran— 
ſtalt graduirte Doktor der Rechte wählbar.“ 


Seine k. k. Majeftät haben mit allerhöchſter Entſchließung 
vom 46. Jänner l. J. zu befehlen geruhet, daß die Wahl 
eines Dekans der juridiſchen Fakultät an der hieſigen Univer⸗ 
fität ſogleich vorgenommen werde. Hiezu ift nach allerhöch- 
ſter Erklarung unter den in Lemberg befindlichen Individuen, 
mit Ausnahme der wirklichen Profeſſoren, ein jeder an einer 
inlandiſchen Lehranſtalt graduirter Doctor Juris wählbar. 


Gubernial⸗Verordnung vom 15. Februar 1821. Gub. Zahl. 8448. 
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Kriminal⸗Inquiſiten dürfen in der Verpfle⸗ 
gung wenigſtens nicht härter behandelt wer- 


den, als die zur geringſten Strafe verur- 
theilten Sträflinge. 


Mit hohem Hofkanzleydekrete vom 29. Dezember d. J. 3. 
38433 wurde anher eröffnet: Seine k. k. Majejtat haben 
hinſichtlich der Frage, ob die Behandlung der Sträflinge nach 
dem Muſter der Linzer Strafanſtalt auch auf die Kriminal- 
Inquiſiten anwendbar ſey? mittelſt allerhöchſter Entſchließung 
vom 16. Dezember 1820 zu befehlen geruhet, daß in Hin- 
kunft der in Verhaft befindliche dürftige Kriminal⸗Inquiſit in 
Betreff der Verpflegung und Liegerftätte, wo er nicht bereits 
Schon beſſer behandelt iſt, oder deſſen beſſere Behandlung bes 
wirkt werden kann, in keinem Falle härter behandelt werde, 
als die zu der geringſten Strafe verurtheilten Sträflinge es 
vermöge der beſtehenden Vorſchriften ſind. 


Gubernial⸗Dekret vom 16. Februar 1821. Gub. Zahl 2830. 
68. 


Königl. Preußiſches Regulativ der Schiffahrts⸗, 
Piag⸗ und Niederlagsgelder auf dem Klod- 
nitzer Kanale von Koſel bis Gleiwitz. 


Die beifolgende . mit hohen Kommerz-Hoſkommiſſions⸗ 
Dekrete vom 17. b. M. Zahl 2353 herabgelangte Abſchrift 
des am 21. Dezember 4840 zu Berlin kund gemachten königl. 
preußiſchen Regulatibs zur Entrichtung der Schiffahrts⸗, Platz⸗ 
und Niederlags⸗Gelder am Klodnitz-Kanale in Schleſien für 
die Kanalſtrecke von Koſel bis Gleiwitz, wird den k. k. Kreis⸗ 
Ämtern mit dem Auftrage zugeſtellt, um hievon den Hanz 
delsſtand in die Kenntniß zu ſetzen. 


Gubernial⸗Verordnung vom 16. Februar 1821. Gub. Zahl 6014. 
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Regulativ und Tariff zur Entrichtung der 
Schiffahrts⸗, Platz⸗ und Niederlags⸗Gelder am 
Klodnitz⸗Kanal für die Kanalſtrecke von 
Koſel bis Gleiwitz, vom 21. Dezember 
1849. Nro. 583. 


Nachdem durch die Verordnung vom 11. Juni 1816 
beſtimmt worden, daß die für die Benützung der Kanäle bis⸗ 
her beſtandenen Waarenzölle abgeſchafft, und an deren Stelle 
eine einfachere Entrichtung, als Schiffahrtsgeld angeordnet 
werden ſoll, fo wird zur Ausführung dieſer Beſtimmung in 
Betreff des eigentlichen Klodnitz-Kanals don Koſel bis Gleis 
witz mit Aufhebung des Tariffs vom 4. Auguſt 1812, in fo 
fern ſolcher bisher für dieſe Strecke geltend geweſen iſt, fol⸗ 
gendes, und zwar vom 1. Jänner künftigen Jahres gültig 
feſtgeſetzt: 

In Betreff der Waſſerbenützung. 


nl. 

Es ſoll ein Schleußenöffnungs⸗Geld dergeſtalt entrichtet 
werden, daß für die Oeffnung einer jeden Schleuße, die 
Schiffsgefäſſe moͤgen beladen ſeyn oder nicht, Sechzehn 
gute Groſchen, oder nach dem Neunziggroſchen Fuß, Sechzig 
Groſchen gezahlt werden. 

5. 2. 


Daher müſſen, in der Regel, gleichzeitig durchſchleußen: 
Fünf Kähne unter 20 Fuß Länge, oder 
Vier Kähne zwiſchen 20 und 25 Fuß Länge, oder 
Zwey Kähne zwiſchen 25 und 50 Fuß Länge, oder 
Ein Kahn über 50 Fuß Länge, oder 
Ein Kahn zwiſchen 25 und 50 Fuß Länge, und zwey Kähne 
bis 25 Fuß Länge, oder 
Ein Gang Floßholz in 2 bis 4 Tafeln bis 100 Fuß lang 
und 12 Fuß breit. 
§. 3. 


Wenn die kleinen Kähne unter 20 bis 50 Fuß Länge 
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einzeln oder in geringerer Zahl als §. 2 feftgefest worden, 
den Durchgang begehren, ſo iſt ihnen ſolcher, gegen Ent⸗ 
richtung des vollen Schleußen⸗Aufzugſatzes, verſtattet. Eben 
dies gilt bon Floßholz in Gängen unter 100 Fuß lang, und 
unter 12 Fuß breit. 

§. A. 

Wenn in Schleuſſen, in welchen ſolches angehet, von 
den kleinen Kähnen unter 20 bis 50 Fuß Länge, mehrere 
als die F. 2 angegebene Zahl, gleichzeitig durchſchleußen, 
fo wird von einem jeden, über dieſe Zahl, entrichtet: 

Von einem Kahn unter 20 Fuß Länge 3 Gr. 2 Pf. oder 
nach dem 90 Gr. Fuß 3wöͤlf Groſchen, 
von einem Kahn zwiſchen 20 und 25 Fuß Lange 4 Gr. oder 
nach dem 90 Gr. Fuß. . Fünfzehn Groſchen, 
bon einem Kahn zwiſchen 25 und 50 Fuß Länge 8 Gr. oder 
nach dem 90 Gr. Fuß. . . Dreyßig Groſchen. 


9 
Für das Kanalbefahren, ohne Schleußenberührung wird 
nichts entrichtet. 


In Betreff der Uferbenützung. 


$. 6. 
Ein Leinpfad⸗ oder Trödelſteig⸗Geld wird nicht ent⸗ 
richtet. 
$. 7. 


An Platzgeld für Benützung des am Kanal angelegten 
Schiffbau⸗Platzes werden bezahlt: 
Für ein neuerbautes Oderſchiff, wenn es vom Stappel ge⸗ 
laſſen worden iſ t.. Sechs Thaler, 
für ein dergleichen, wenn es auf dem Stappelplatz reparirt 


worden Dreh Thaler, 
für ein neues Kanal baue von 50 bis 96 Fuß Län⸗ 
ge . Vier HAT, 


für ein Dergleiden, Penn es reparirt worden, Zwey Thaler, 
für ein neues Kanalboot von 20 bis 27 Fuß Länge Zwey Thaler, 
für ein dergleichen, wenn es reparirt worden, Einen Thaler, 
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für einen neuen kleinen Oderkahn von 45 bis 20 Fuß 
Lnge. „ein Dritte er- 


§. 8. 
An Niederlags-Geld wird entrichtet: 

Für 20 Zentner Eiſen oder 20 Scheffel Steinkohlen, welche 
auf einem Niederlagsplatze hoͤchſtens ſechs Monate auf⸗ 
bewahrt werden, nach dem 90 Gr. Fuß, Drey Groſchen, 

für 20 Zentner Kaufmanns-Güter nach dem 90 Groſchen 
Fun „% %Sechs Groſchen. 

Berlin den 24. Dezember 1849. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm m. p. 
C. Fürſt von Hardenberg m. p. 
Graf von Bülow m. p. 


60. 


Die Paragraphe 0 und 12 des Finanzpatentes 
vom Jahre 1811, rückſichtlich der Rückzah⸗ 
lung der in ſchwerer Münze in älteren Zei⸗ 
ten dargeliehenen Kapitalien, ſind durch das 
Finanzpatent vom Jahre 1816 nicht aufge— 
hoben, 


Von einem Fiskalamte ift die Behauptung aufgeſtellt wor: 
den, daß die rechtliche Wirkſamkeit der auf die Privatvers 
hältniſſe in Geldangelegenheiten ſich beziehenden §§. 9 und 
12 des höchften Finanzpatentes vom 20. Hornung 1844, 
durch den §. 5 des fpätern Finanzpatents vom 1. Juny 1816, 
und durch die in Folge allerhochſten Entſchließungen erfloſſe⸗ 
nen beyden Juſtiz-Hofdekrete vom 28. Hornung und 20. 
Oktober 1817 aufgehoben worden ſey, daß daher die in 
altern Zeiten in ſchwerer Münze dargeliehenen oder ſkala— 
mäßig berechneten Kapitalien nicht mehr nach den Beſtim— 
mungen des Finanzpatentes vom Jahre 1811 bloß in Ein⸗ 
löſungsſcheinen gezahlt werden konnen, ſondern nach den allge— 
meinen Rechtsgrundſatzen in Metall⸗Münze zu zahlen find, 
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Da aber der 3. $. des Finanzpatentes bom 1. Juny 
1816 ſowohl, als die erwahnten beyden Hofdekrete vom 
28. Hornung und 20. Oktober 1817 nach ihrem ausdrückli⸗ 
chen Inhalte erſt vom Tage der Kundmachung in rechtliche 
Wirkung getreten find, fo folgt von ſelbſt, daß für die vor— 
hergegangenen Falle die §§. 9 und 42 des Finanzpatentes 
vom Jahre 1814 noch immer zur Richtſchnur zu dienen 
haben. 

Gubernial⸗Erledignng vom 24. Februar 1821. Gubernial⸗Zahl 6529. 


70. 


Schwere Amtspackete duͤrfen auf der Route 
des Poſtwagens nur durch dieſen verſendet 
werden. 


Die hohe Hofkammer hat laut Dekret vom A5ten v. M. 
wiederholt verordnet, darauf zu ſehen, daß die ſchweren 
Amtspackete auf Poſtwagens⸗Routen nur mit dem Poſtwa⸗ 
gen an den Ort ihrer Beſtimmung abgeſendet werden, 
und daß nur allein in dringenden Fallen derley Amtspackete 
mit der Briefpoft befördert werden dürfen. 

Indem unter einem ſämmtliche Poſtſtazionen mittelſt 
der Oberpoſtverwaltung zur genaueſten Darnachachtung hie⸗ 
von verſtandigt werden, wird den k. k. Kreisämtern im 
Rachhange der hierortigen Verordnung dom 16. Dezember 
b. J. 3. 57958 aufgetragen, ſich bei Verſendung der Amts⸗ 
packete nach obiger Weiſung genau zu benehmen. 


Gubernial⸗Dekret vom 26, Februar 1821. Gub. Zahl 6171. 
N 71. 

Die Ausübung der Buchbinderey iſt nur denje⸗ 
nigen zu geſtatten, die ſich über die ordent⸗ 
liche Erlernung derſelben ausweiſen. 

Die hohe Kommerz⸗Hofkommiſſion hat mit Dekret vom 


23ten v. M. Zahl 240 hieher bedeutet; daß obwohl das 
Buchbinder⸗Gewerbe unter die Kommerzial⸗Gewerbe gehöre, 
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folglich auf keine beſtimmte Anzahl von Meifterrechten und 

Befugniſſen befehränft iſt, dennoch in fo lange die gegen- 

wärtige Gewerbsverfaſſung beſtehe, nach welcher das Buch— 

bindergewerbe zünftig, und auf Befugniſſe beſchränkt iſt; 
die ſelbſtſtändige Ausübung dieſes Gewerbes Niemanden 
geſtattet werden könne, der ſich nicht über deſſen Erlernung 
ausgewieſen und hierauf die geſetzliche Bewilligung von 
der Behörde, die es betrifft, erhalten hat. 
Gubernial⸗Verordnung vom 27. Februar 1821. Gub. Zahl 6166. 
22, 

Behandlung der mit Geld oder Geldeswerthe 
beſchwerten Packete, die an ſolche Orte ad— 
dreſſirt ſind, wohin der Poſtwagen nicht geht. 

Dem k. k. General-Taxamte wird bedeutet, daß die mit 
Geld oder Geldeswerth an ſolche Orte zu verfendenden 
Packete, wohin der Poſtwagen nicht fährt, gegen Rezepiſſe 
bey der Poftwagens-Erpedizion, jedoch mit genauer Angabe 
ber letzten Stazion, bis wohin das Packet durch den Pofts 
wagen gelangen kann, aufzugeben ſeyen, von wo aus fos 
dann die weitere Beförderung durch die gewöhnlich beſte— 
henden beeideten Bothen, auf Gefahr der Addreſſaten zu 
geſchehen hat. 

Jene Partheyen hingegen, welche an ſolchen Orten woh— 
nen, wohin auch auf obige Art die Expedizion nicht geſche⸗ 
hen kann, ſind ſchriftlich aufzufordern, die für fie bereit 
liegenden Effekten oder Packete nach Umſtänden, entweder 
bey dem General-Taxamte in Lemberg, oder bey der letzten 
Poſtwagens⸗Stazion zu beheben, oder beheben zu laſſen. 

Gubernial⸗Erledigung vom 19. März 1821. Gub. Zahl 7321. 


78. 

Adelichen Schaͤtzmaͤnnern in Galizien werden 
vier Poſtpferde und drey Gulden an Diäten 
zugeſtanden. 

Mit dem hohen Hofkanzley⸗Dekrete vom ten l. M. 3. 8056, 
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iſt anher bedeutet worden, daß für die adelichen Schäg- 
männer tandtaflicher Güter in Galizien bey Reiſen, der 
Gebrauch von vier Poſtpferden und die Aufrechnung eines 
Taggeldes von drey Gulden Konv. Münze vom 1. Janner 
1824 angefangen, zugeſtanden worden ſey. 


Gubernial⸗Dekret vom 29. Maͤrz 1821. Gub. Zahl 16552. 
74. 


Nur das wirkliche Paſſiren des Mauthſchran⸗ 
kens, verpflichtet zur Mauthgebühr. 


Unter den zwey abweichenden Grundfägen der Wegmauth— 
pflichtigkeit, namlich jenem, daß die Größe der Straßen— 
Benützung die Zahlungs-Verbindlichkeit begruͤnde, und dem 
entgegengeſetzten, daß nicht das Maß der Benützung, fon» 
dern einzig das Betreten des Schrankens, den geſetzlichen 
Titel zur Gebührs-Abforderung darbiethen ſoll, iſt nach 
dem öͤſterreichiſchen Wegmauth-Syſteme der zweyte aus 
dem Grunde angenommen worden, weil die Anwendung 
des erſteren mit maͤncherley Schwierigkeiten und zahlloſen 
Plackereyen der Partheyen verbunden ſeyn würde, 


Gubernial⸗Verorduung vom 31. März 1821. Gub. Zahl 14071. 


75. 


Erinnerung der Vorſchrift wegen Aufnahme 
der Inventarien von Kirchen, Klöſtern und 
Stiftern. 


Nachdem bey mehreren Gelegenheiten wahrgenommen wur— 
de, daß die, ſämmtlichen Kreisamtern unterm 27. Auguſt 
1791 Zahl 20002, kundgemachte allerhochſte Anordnung 
Seiner Majeftät, wienach von allen beſtehenden Kloſtern, 
Stiftern, und ihren Kirchen, über ihre Prazioſen und 
Kirchenſchatze ein getreues verlaßliches Inventarium errichtet 
werden fol, in Vergeſſenheit übergegangen iſt, fo wird ſolche 
mit dem Beyſatze in Erinnerung gebracht, durch die Kreis— 
kommiſſäre gelegenhe itlich ihrer ſonſtigen Dienſtreiſen, ſich 
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bey den im Kreiſe befindlichen Klöftern und Stiftern die 
Ueberzeugung von dem Daſeyn ſolcher Inventarien zu 
verſchaffen, die abgängigen mit Zuziehung des betreffenden 
Landdechants, und des Kloſtervorſtehers bewirken, die vor— 
handenen Inventarien aber, nach genauer Kombinirung 
mit den Präziofen und Kirchenſchatzen verifiziren zu laſſen. 

Hiebey iſt übrigens fo, wie bey der Aufnahme der 
Pfarr⸗Inventarien vorzugehen, wornach ſelbe auch in dupplo 
zu verfaſſen, und anher vorzulegen ſind. 


Gnbernial⸗Dekret vom 3. April 1821. Gub. Zahl 16266. 


76. 


Bey Abſchreibung der Erwerbſteuer wegen Ge— 
werbsanheimſagung, muß der künftige Nah— 
rungsweg nachgewieſen werden. 


a Kreisamtern wird bedeutet, daß künftighin, fo oft um 
die Abſchreibung der Erwerbſteuer für einen Gewerbsmann 
aus dem Grunde eingeſchritten wird, weil derſelbe ſein Ge— 
werbe aufgegeben hat, zugleich verlaßlich nachgewieſen wer— 
den muß, welchen Nahrungsweg derſelbe, ftatt des aufges 
gebenen Gewerbes ergriffen habe, oder ergreifen wolle. 


Guberuial⸗Verordnung vom 4. April 1824. Gub. Zahl 15313. 


79. 


Urbarial⸗Giebigkeiten dürfen den Unterthanen 
nicht in klingender Münze abgefordert werden. 


Der Herr Miniſter des Innern iſt auf eine verläßliche Art 
in die Kenntniß gekommen, daß von vielen Obrigkeiten 
nicht nur die Patrimonial⸗Gerichtstaxen, ſondern auch die 
Urbarial⸗Giebigkeiten den Unterthanen in klingender Münze 
abgefordert werden. 

Zu dieſer letzteren Forderung ſind die Obrigkeiten nicht 
berechtiget, und es muß dieſer, das Geſetz und die Abſicht 
der Staatsverwaltung hinſichtlich der Urbarialgaben auffal= 
lend verletzende Unſug, auch deßhalb ſogleich abgeſchafft 
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werden, weil hiedurch der Unterthan nicht nur ſehr gedrückt 
iſt, ſondern auch feine Steuerfähigkeit und fein Vermö⸗ 
gensſtand ſehr angegriffen wird. 

Ich fordere daher die Herren Kreisborſteher in Folge 
des hohen Miniſterial⸗Dekretes vom 26ten v. M. Zahl 338 
unter perſönlicher Verantwortung auf, dieſem hie und da 
eingeſchlichenen Mißbrauche mit Eifer nachzufpüren, und 
wo er ausgeübt wird, deffen Beſeitigung mit geſetzlicher 
Strenge zu veranlaſſen. 

Präſidial⸗Dekret vom 10. April 1821. Praͤſidial⸗Zahl 2299. 


78. 


Steuer⸗Freyjahre für neuerbaute oder verbef- 
ſerte Häuſer in Lemberg, erſtrecken ſich auch 
auf den Nacht- und Feuerwache⸗, und Be⸗ 
leuchtungsbeytrag. 


Nachdem der Nacht⸗ und Feuerwache, fo wie der Beleuch⸗ 
tungsbeytrag von den Häuſern in der Stadt Lemberg von 
dem Militär⸗Quartierbeytrag abhangig find, und dieſe Abga⸗ 
ben eben fo, wie der Straſſenfonds-Beytrag beſtimmte 
Leiſtungen zum Zwecke haben, ſo müſſen ſelbe vollkommen 
gleichmäßig, wie letzterer behandelt werden, und gehören 
ſomit nach der Analogie des hoben Hofkanzley-Dekrets vom 
4. Hornung l. J. 3. 0510 in jene Klaſſe der Abgaben, von 
welchen neuerbaute oder reparirte Haufer nach beſtimmten 
Ter minen befreyt bleiben. 
Gubernial⸗Dekret vom 10. April 1821. Gub. Zahl 14707. 


79. 
Erneuerung der Vorſchriften hinſichtlich der 
Aufſicht über die Erhaltung der Gränzſäulen. 
Nachdem das Graänz-Demarkazionsgeſchäft ſowohl gegen 
den Freyſtaat Krakau, als auch gegen das Königreich Poh— 


len bis an die öſtliche Gränze Galiziens bereits beendi— 
get, und daher äußerſt nothwendig iſt, auf die Integrität 
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der Landesgränze, und die dort aufgeſtellten Gränzzeichen 
nun aufmerkſam zu ſeyn, ſo findet man den Kreisämtern 
wegen Aufrechthaltung und Sicherſtellung der diesfalligen 
Landesgränze nicht nur die älteren Verfügungen vom 14. 
Juny 1775 3. 5945, 22. November 1777 3. 4065, 22. 
Dezember 1780 3. 5579, 27. September 1782 3. 6028, 
und insbeſondere vom 1. Juny 1810 Zahl 46801, in das 
Gedaͤchtniß zurückzuführen, ſondern auch folgende bereits 
unterm 28. März 1805, von der hohen Hofkanzley geneh⸗ 
migte Maßregeln bekannt zu machen: 

A) Daß den ſammtlichen Dominien unter einer unnach⸗ 
ſichtlichen Strafe von 20 Dukaten anzubefehlen ſey, den 
auf ihrem Grunde aufgeſtellten k. k. Graͤnzſaulen fleißig nach» 
zuſehen, und wie bald damit etwa eine Veranderung vorge— 
het, das iſt: wenn irgend davon das Graänzzeichen ſich ders 
lieret, oder eine Gränzſaule umgeworfen würde, ſogleich 
längftens binnen 3 Tagen die Anzeige an das k. k. Kreis⸗ 
amt zu erſtatten, im letzteren Falle aber das k. k. Graͤnzzei⸗ 
chen einſtweilen abzunehmen, und bis zur Ankunft der 
freisämtlichen Kommiſſion bey ſich wohl aufzubewahren, eine 
gleiche Anzeige aber auch bei dem Umſtande zu machen, 
wenn an der jenfeitigen Granze irgend etwas dergleichen 
ſich ereignen, oder vorgenommen werden ſollte. 

2) Daß bey Einlangung einer ſolchen Anzeige das k. k. 
Kreisamt unberzüglich einen Kreiskommiſſär abzuſchicken, 
und falls lediglich das Gränzzeichen verloren gegangen oder 
herabgefallen wäre, das herabgefallene oder ein neues 
Gränzzeichen auf die Graͤnzſäule befeſtigen zu laſſen habe. 

Wenn jedoch durch was immer für eine Urſache eine 
Säule ſelbſt umgefallen, oder gar verſchleppt worden ſeyn 
ſollte, ſich ſogleich mit dem nächſten Militär » Kordonsfoms 
mandanten, und der jenſeitigen angraͤnzenden Kreis- oder 
Diſtrikts⸗Behoͤrde in das Einvernehmen zu ſetzen, über die 
Tagfahrt zur gemeinſchaftlichen Beſichtigung übereinzukom⸗ 
men, auch die diesſeitigen betreffenden Ortsgerichte zuzu⸗ 
ziehen, und alsdann eine neue auf Koſten des Staatsſchatzes 
anzuſchaffende, und um fie vor Fäulung länger zu verwah⸗ 
ren, am unterſten Ende, das in die Erde zu ſtehen kömmt, 

Nachtragsband z. Geſetzſ. 5 
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wohl anzudrennende Gränzfäule von Eichenholz auf eben 
jenen Platz, wo die vorige geſtanden iſt, aufzuſtellen, mit 
dem gehörigen Zeichen zu verſehen, und vorzüglich, daß 
dieſe Säule mit der fortlaufenden Nummer bezeichnet wer- 
de, Acht zu tragen, endlich das diesfalls aufgenommene 
gemeinſchaftliche Prototokoll jedesmahl anher einzufenden fey. 
Endlich 

5) wurde das k. k. General⸗Militärkommando, um die 
nöthige Beytretung, und beſonders zur Befehligung der 
Kordonskommandanten, daß ſie im etwaigen, von ihnen 
leicht zu entdeckenden Veränderungsfalle mit einer Gränz⸗ 
faule, ſogleich dem betreffenden Kreisamte die Anzeige mas 
chen, unter Mittheilung des gegenwärtigen Erlaſſes, ange⸗ 
gangen. 

Die k. k. Kreisämter haben daher, in Folge der hieror— 
tigen Weiſung vom 1. Juny 1810 Zahl 16801 auch die 
Kreiskommiſſare, und den Kreisingenieur auf dieſen wichti— 
gen Gegenſtand aufmerkſam zu machen, und anzuweiſſen, 
damit fie ſolchen bey ihren Kommiſſionsreiſen im Auge ha⸗ 
ben, und jeden entdeckten Fall zur Kenntniß des k. k. Kreis- 
amtes bringen, welches dann die oben vorgezeichneten 
Maßregeln mit aller Beſchleunigung genau anzuwenden 
haben wird. 

Guberuial⸗Verordnung vom 17. April 1821. Gubernial⸗Zahl 13172. 


80. 


Unter welchen Bedingungen Unterthansſöhne 
wegen ſchweren Polizey-Uebertretungen mit 
Stockſtreichen geſtraft werden dürfen. 


Die Nebenlage.] enthält eine Abſchrift der Weiſung, wel⸗ 
che mit hohem Hofkanzley-Dekrete vom 19. September 1848 
Zahl 18784, der niederöſterreichiſchen Regierung, hinſicht⸗ 
lich der Beſtrafungsart der Bauernſoͤhne, bey ſchweren 
Polizey-Uebertretungsfällen, über eine ähnliche Anfrage 
ertheilet wurde. 


Gubernigl⸗Erledigung vom 24, April 1821. Gubernial⸗Zahl 17874. 
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Dekret an die niederöſterreichiſche Regie⸗ 
rung dd. 19. September 1818. 


In Erledigeng der von der nicderöjterreichifchen Regie 
rung unterm Iten d. M. geſtellten Anfrage, ob auch Bauern⸗ 
ſöhne, bey begangenen ſchweren Polizey-Uebertretungsfällen 
mit Stockſtreichen gezüchtiget werden duͤrſen, findet man 
derſelben Folgendes zu bemerken: 

Wenn in dem $. 15 des zweyten Theiles des Strafge— 
ſetzbuches gewiſſe Klaſſen genannt find, bey denen die koͤr— 
perliche Züchtigung Anwendung findet, ſo deutet dieſes 
keineswegs auf Geringſchätzung dieſer, und auf Beguͤnſti— 
gung anderer, nicht dort erwähnter Klaſſen, ſondern der 
Geiſt des Geſetzes beabſichtet offenbar eine ſchonende Rück— 
ſicht gegen erſtere. Dieß zeigt auch beſtimmt der Schluß 
des §. 15, wo es heißt, daß die körperliche Züchtigung 
darum bey jenen Klaſſen zu verhängen ſey, weil ein Arreſt, 
auch von wenig Tagen ihren eigenen Erwerb und den Un— 
terhalt der Ihrigen benachtheiligen würde. Nach dieſer Ab⸗ 
ſicht und den Beſtimmungen des $. 15 unterliegen Bauern— 
und Kleinhäuslers-Söhne, wenn ſie in dem Falle ſind, 
ihren Unterhalt von Tag zu Tag zu erwerben, ohne Anſtand 
der koͤrperlichen Züchtigung. 

Was weiters jene Bauern- und Kleinhäuslers-Sohne 
betrifft, welche Ihren Unterhalt nicht außer dem väterlichen 
Hauſe erwerben, ſondern von ihren Aeltern unterhalten 
werden, und um die es ſich hier eigentlich zu handeln 
ſcheint, fo find ſolche, im väterlichen Haufe lebende Söhne 
vollkommen dem Dienſtgeſinde gleichzuſtellen, da fie gleich 
dieſem die im Hauſe und in der Wirthſchaft vorfallenden 
Arbeiten gegen Abreichung des Unterhaltes, worin auf 
dem Lande der Lohn meiſtens beſteht, verrichten. 

Ueberdieß hat die Anwendung der körperlichen Züchti⸗ 
gung ſtatt der Arreſtſtrafe, bey dem Dienſtgeſinde, vorzüg- 
lich den Dienſtgeber im Geſichte, um ihm das Geſinde, 
deſſen er bedarf, nicht zu entziehen, und der Bauer oder 
Kleinhäusler würde durch die Entziehung feiner zum Wirth— 

5 * 
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ſchaftsbetriebe verwendeten Söhne nicht minder wie andere 
Dienſtgeber, ja oft ſogar noch mehr als dieſe, geſtraft ſeyn, 
wenn es ſich etwa um dringende, auf eine beſtimmte Zeit 
beſchränkte Arbeiten handelt. 


81. 


Beſtimmungen, wer die Unterſuchungskoſten 
in ſchweren Polizey-Uebertretungen trägt, 
wenn eine Delegirung eintrat. 


Mit hohem Hofkanzley⸗Dekrete vom 22. März I. J. Zahl 
5885, iſt auf die hierortige Anfrage, ob in ſchweren Poli» 
zeyuͤbertretungs⸗Faͤllen die ſachfälligen Partheyen zum Erſatz 
der Kommiſſionskoſten, nämlich der Taggelder und Reiſeko— 
ften verhalten werden ſollen, Nachfolgendes bedeutet worden: 
51) Iſt das k. k. Gubernium recht daran, daß es der 
»Verordnung vom 5. Oktober 1815 Zahl 17478, die Aus- 
»legung gegeben hat, daß jene Obrigkeit, welche zur Untere 
»ſuchung einer ſchweren Polizey⸗Uebertretung geſetzlich beru— 
»fen iſt, auch die außer denen, in den $. 446, 447 und 
»448 des Strafgeſetzes aufgeführten, für die Unterſuchung 
»ſelbſt allenſalls entſtehenden Koſten zu tragen habe, hieraus 
»folgt, daß 
»a. bey Delegirungen benachbarter Obrigkeiten ftatt der 
»zur Unterſuchung nach dem Gefege berufenen Jurisdik— 
»zions⸗Obrigkeit, dieſe Letztere die entſtehenden Un- 
»terſuchungskoſten zu tragen habe, daß aber 
»b. in Fällen, wo nach den §§. 284 und 285 des Straf- 
»geſetzes die Unterſuchung vom Kreisamte vorzunehmen 
»ift, fie mag nun von dieſem ſelbſt vorgenommen wer- 
»den, oder eine andere Obrigkeit ſtatt des k. k. Kreis⸗ 
vamtes delegirt werden, der Staatsſchatz dieſe Koſten 
vzu tragen hat. « 
»2) Unter derley Unkoſten konnen aber die Diäten 
»der Kreisbeamten nicht unbedingt begriffen werden, da in 
»der Regel zu allen kreisämtlichen Lofa I- Kommiffionen , 
»welche bon Amtswegen vorgenommen werden, mithin auch 
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»zur Unterſuchung don fehweren Polizey⸗Uebertretungen, 
»Kreiskommiſſäre zu verwenden, und dieſen dafür keine 
»Diäten, ſondern bloß die Reiſekoſten, ſo wie bey anderen 
»offiziofen Kommiſſionen, zu vergüten find.« 

„§5) Da ſich in den Fällen, wo der Unterſuchte für ſtraf— 
»ſällig erkannt, oder die Unterſuchung aus Mangel rechtli⸗ 
»cher Beweiſe aufgehoben wurde, der Regreß der Obrigkeit 
»an den Unterſuchten nach der Vorſchrift der $. 444 und 
»449 des Strafgeſetzes auf jene Koſten beſchränkt, welche 
»in den §§. 446, 447 und 448 aufgeführt find, fo kann 
»dieſer Regreß nicht auf die oben ad dum bemerkten Ko— 
»ften ausgedehnt werden, und die diefer Vorſchrift entgegen 
»ſtehenden Präjudikate, konnen daher zu keiner Richtſchnur 
»für künftige Fälle dienen.« 

Dieſe hohe Vorſchrift wird den k. k. Kreisämtern zur 
Darnachachtung bekannt gemacht; mit dem wiederholten 
Auftrage, daß zu Unterſuchungen über ſchwere Polizeyüber— 
tretungen, welche nach dem §. 284 und 285 vom Kreis- 
amte vorgenommen werden muͤſſen, nur Kreiskommiſſäre 
verwendet werden dürfen. 

Gubernial-Verordnung vom 24. April 1821. Gub. Zahl 17877. 
82. 


Abſchriften von Urkunden, welche den Hofſtellen 
zu ihren Entſcheidungen vorgelegt werden, 
muffen von den Behörden beglaubigt ſeyn. 

Abſchriſten von Urkunden, welche den Hofſtellen zur Begrün— 

dung ihrer Entſcheidungen vorgelegt werden, muͤſſen jederzeit 

von den betreffenden Behörden beglaubigt ſeyn, weil ganz 


einfache Abſchriften zu Unterſchleifen Anlaß geben konnen. 
Gubernial⸗Erledigung vom 26. April 1821. Gub. Zahl 18446. 


85. 

Für Kandidaten der Theologie des griechiſch⸗ 
nicht⸗unirten Ritus werden Handſtipendien er- 
richtet. 

Deine k. k. Majeſtät haben mit allerhöchſter Entfchließung 
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vom 16. März l. J. zu bewilligen geruhet; daß einftweilen; 
bis ein eigenes Seminarium für die griechifch » nichtunirte 
Geiſtlichkeit in der Bukowina errichtet ſeyn wird, fünf Hands 
ftipendien für Kandidaten des geiſtlichen Standes dieſes 
Ritus aus dem Bukowiner Religionsfonde kreirt werden, 
und zwar von jährlichen 80 flr. E. M., wenn ſie an der 
Lemberger, von Einhundert zwanzig Gulden Eon. Münze, 
wenn fie an der Wiener Univerfität ſtudieren. 


Gubernial⸗Dekret vom 29. April 4821. Gubernial⸗Zahl 20004. 


84. 


Beſtimmung, welche italieniſche Weine zum 
Behufe der Verzollung als edle im Gegen— 
fage von gemeinen auzuſehen find. 


Um den Anftänden zuvor zu kommen, die ſich über die 
Frage ergeben könnten, welche fremde italieniſche Weine, 
unter die gemeinen, und welche unter die edlen zu rechnen, 
und ſonach in erſterer Beziehung nach dem mit hohem Hof 
kammer⸗Dekrete vom 16. September 1818 Gub. Zahl 51519 
kund gemachten Tariff für Getranfe als einzuführen erlaubt, 
in letzterer Beziehung aber als verbothen anzuſehen ſind, 
wurde im Einverſtandniße mit der k. k. Kommerz-Hofkom⸗ 
miſfion im Grunde herabgelangten hohen Hofkammer-Dekre— 
tes vom 8. April d. J. Zahl 9906 beſtimmt, daß alle rothen 
und weißen Weine, in ſo ferne ſie gemeiner Art, das iſt: 
zum Genuße für den gemeinen Mann geeignet ſind, aus 
den italieniſchen Staaten, Piemont, Parma, Piazenza und 
Guaſtalla, Modena und Ferrara, endlich auch aus den 
ſchweizeriſchen Antheilen des Kantons Teſſin, gegen den in 
dem Tariffe für Weine und andere Getränke feſtgeſetzten Zoll 
einzuführen erlaubt find, daß hingegen die Weine aller übri— 
gen fremden italieniſchen Staaten, ohne Ausnahme, und 
ſelbſt die gemeinen Weine, der oben genannten Staaten 
in dem Falle, als außer Handel geſetzt zu behandeln ſind, 
wenn dieſe als Ausbruch oder ſonſt auf was immer für eine 
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ſchen vorkommen. 
Gubernial⸗Erledigung vom 5. May 1821. Gubernial⸗Zahl 22252. 


85. 
Dominien ſollen ihren Unterthanen den Unter⸗ 
richt über die Emporbringung der Pferde— 
zucht jährlich bekannt machen. 


ey den zweckmäßigen Anſtalten, welche die Regierung 
zur Emporbringung der Pferdezucht getroffen hat, und fort— 
an unterhält, wäre zu erwarten und zu wünſchen, daß der 
Landmann ſeinen Vortheil beſſer als bisher erkenne, und 
durch gehörige Wartung und Pflege feiner Pferde auch feiner 
Seits zur Erreichung des dem Lande ſo wohlthäthigen Zweckes 
mitwirke. 

Allein noch immer werden untaugliche Hengſte benutzt, 
die Follen zu frühe eingeſpannt, und die Pferde faſt ohne 
Wartung gelaſſen. 

Der am 21. July 1845 Zahl 28111 durch den Druck 
bekannt gemachte Unterricht enthalt die nützlichſte Belehrung 
und eine Beachtung und Befolgung desſelben wird nach 
und nach die gute Wirkung gewiß nicht verfehlen. 

Daher man den k. k. Kreisämtern auſträgt, dieſen Uns 
terricht jährlich den Unterthanen durch die Dominien bekannt 
machen zu laſſen, und die Kreiskommiſſare zu verpflichten, 
damit fie bey ihren Bereiſungen ſich die Ueberzeugung der» 
ſchaffen, ob die Anordnung des k. k. Kreisamtes gehörig 
befolgt werde? 


Gubernial⸗Verordnung vom 8. May 1821. Gub. Zahl 19539. 
86. 

Diätengebühr für die bey Straſſenbauten durch 
Privat⸗Konkurrenz einſchreitenden Kreiskom⸗ 
mifjäre. 

Aus Anlaß der zur Sprache gekommenen Frage, ob in 
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Fällen von Straßenbauten durch Pridat⸗Konkurrenz, den das 
bey einſchreitenden Kreiskommiſſaͤren Diäten gebühren, ha» 
ben Seine Majeftät unterm 4. April l. J. folgende aller⸗ 
höchſte Entſchließung herablangen zu laſſen geruhet: 

»Wenn Kreisbeamte in Angelegenheiten, einer im Wege 
»der freywilligen Konkurrenz zu Stande zu bringenden, 
»oder zu erhaltenden Straße ausgefendet werden, hat ſich 
»die Behandlung derfelben in Abſicht auf die Reiſekoſten⸗ 
»Vergütung und der Diätengebühren nach der Eigenſchaft 
vder Straſſe zu richten.“ 

»Iſt die Straße eine ſolche, deren Herſtellung aus öffent⸗ 
„lichen Rückſichten durch den Einfluß der landesfürſtlichen 
„Behörden bewirkt, oder welche nach vollbrachter Herſtellung 
vin die Verwaltung der Straßen⸗Direkzion auf Koſten des 
»Wegfondes oder des Aerariums übernommen wird, ſo iſt 
»die Amtshandlung der k. k. Kreisämter, fo wie bey Straſſen, 
»welche von dem Straßenfonde oder dem Aerario beſtritten 
»werden, anzuſehen, und ſind hiernach die ausgeſendeten 
»Kreisbeamten rückſichtlich der Reifekoſten und Diäten zu 
»behandeln. Wo dieſe Vorausſetzung nicht eintritt, find ſolche 
„Angelegenheiten als Partheyſachen zu betrachten.“ 

Welches den k. k. Kreisämtern zu Folge Hofkanzleyde⸗ 
kretes vom 43, April l. J. Zahl 10371, zur Wiſſenſchaft und 
Darnachachtung bekannt gemacht wird. 

Gubernial⸗Dekret vom 11. May 1821. Gub. Zahl 23127. 


87. 
Bedingungen für Privilegien auf Privatmäute. 


Das Patent vom 26. July 1777 beſchränkt ſich eigentlich 
auf die Verzeichnung der Beſtimmungen, nach welchen die, 
von der vorigen Regierung ertheilten Pribatmaut-⸗Befugniſſe 
zu behandeln ſind. 

In diefem Patente iſt aber keineswegs der Grundſatz 
ausgeſprochen worden, daß außer den, von der vorigen Re⸗ 
gierung ertheilten Begünſtigungen keine neuen verliehen 
werden ſollen. 


Nur perſteht es ſich von ſeldſt, daß auf dergleichen Ver⸗ 
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leihungen, nach genauer Würdigung der Ortsverhältniſſe 

nur dann der Antrag zu machen iſt, wo die Brücken zum 

allgemeinen Nutzen gereichen, und der zu ihrer Erbauung 

und Erhaltung erforderliche Koſtenaufwand ſich nicht etwa 

durch den eigenen Vortheil, welchen das Dominium ſchon 

durch den Beſtand dieſer Brüeckn erlangt, hinlaͤnglich erſetzet. 
Guber nial⸗Erledigung vom 12. Map 1821. Gub. Zahl 20728. 


88. 


Grundſätze für die Aufnahme der Pfarrinven⸗ 
tarien. 


Geeichwie einerſeits den Benefiziaten durch die dermalige 
Erfolgung der Kongrua in Konvenzions-Münze eine beſſere 
Subſiſtenz verſchafft wird, fo ift andererſeits auch nothwen- 
dig darauf zu ſehen, daß der Religionsfond dieſe Auslagen 
nur nach Maaß einer richtigen Erhebung des pfarrlichen 
Einkommens ſowohl im Grund -Erträgniße, als in den 
übrigen Zuflüßen zu tragen habe. 

Es wurde demnach unter Zufammenſtellung der bei Aufs 
nahme der Inventarien beſtehenden Vorſchriften, das im 
Anſchluße folgende Formulare .| verfaßt, welchem zugleich 
bey —— Abſatze die nöthige Inſtrukzion eingeſchaltet wor 
den iſt. 

Nach dieſem Leitfaden haben die k. k. Kreisämter von nun 
an, die Pfarr-Inbentarien aufnehmen zu laſſen, und wird 
denfelben hinſichtlich einiger von den urfprünglichen Grund— 
fäsen abweichenden Verfügungen nachſtehendes bedeutet: 

1) Nach der Inſtrukzion vom Jahre 1784, wurden alle 
Stiftungen auf Meſſen, Aniverfarien ꝛc. 2c. ohne Unters 
ſchied in das Erträgniß der Kirche aufgenommen; nunmehr 
find zu Folge hohen Hofkanzleydekrets vom 15. März 1818 
Zahl 20552, die für die geiſtlichen Funkzionen entfallenden 
Beträge, ſowohl bei den Kapitalien und Stiftungen, als 
auch bey den Stolgebuͤhren auszuſcheiden, und in das In⸗ 
ventarium der Pfarre zu übertragen, wo ſelbſt für dieſe 
Empfänge im VI. Abſchnitte des Formulars unter N. und 0. 
eigene Rubriken eröffnet wurden. 
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2) In jenen Fällen, wo Organiſten und Kirchendiener 
ihren Lohn unmittelbar aus dem Religionsfonde beziehen, 
wurde dieſer bisher nach der urſprünglichen Ausmaß mit 
einer 10 pet. Aufgabe in W. W. bezahlt, gegenwärtig iſt aber 
dieſer Lohn in die Inventarien der lateiniſchen Kirche, denn 
bei den griech. kath. Kirchen wird ſolcher faſt durchgehends 
von den Gemeinden beſtritten, nach der urfprünglichen Aus» 
maß einfach in Konvenzionsmuͤnze aufzunehmen. 

3) Wird verordnet, die Unterthansſchuldigkeiten mit 
mehr Genauigkeit als bisher individuell aufzunehmen, und 
die Robot nicht nach den urſprünglichen geringfügen Faſſions⸗ 
preiſen, ſondern nach den für das Steuerproviſorium fatirten 
Preiſen, die übrigen Natural-Leiſtungen aber nach den jo— 
ſephiniſchen Marktpreiſen zum Ertrag zu berechnen. 

4) In Beziehung auf den Grundertrag bleibt es zwar 
bei der urſprünglich mit der Inſtrukzion vom Jahre 1784 
vorgezeichneten, durch die hierortige Verfügung, vom 5. Seps 
tember 1806 Zahl 34882 genauer beſtimmten Erhebung 
des Lokal⸗Befundes; damit jedoch den fo häufig wahrgenom⸗ 
menen Beirrungen der Inventirungs⸗Kommiſſäre durch falſche 
Angaben vorgebeugt, und beurtheilt werden konne, in wie 
weit die Lokal⸗Erhebung dem wahrſcheinlichen Ertrag zuſagt, 
wird anbefohlen, über alle Pfarrgründe einen genauen Aus- 
zug aus dem joſephiniſchen Vermeſſungsbuch in das Pfarr— 
inventar aufzunehmen, und jedes Grundſtück mit der alten 
und neuen topographiſchen Zahl, Kulturart, Flachenmaß 
und kontrollirter dreyjährigen und einjährigen Ertragniß er⸗ 
ſichtlich zu machen, am Schluße dieſes Auszugs, alle ſeit 
der joſepyiniſchen Vermeſſung vorgefallenen Veranderungen, 
ſowohl im Beſitz, als auch in der Kultur genau auszuweiſen, 
und hiernach die Hauptſumme des Flacheninhalts und des 
kontrollirtrn Erträgnißes, welches im allgemeinen wegen der 
ſeit jener Epoche in der Landwirthſchaft ſtatt gefundenen 
Verdollkommnung zugenommen haben ſollte, zu berichtigen. 

Sollten nun die Reſultate der Lokal» Erhebung von den 
joſephiniſchen Erträgniffen bedeutend abweichen, und die 
Urſache von der Inventirungs⸗-Kommiſſion nicht vollkommen 
nachgewieſen werden konnen, fo zwar, daß die Aechtheit 
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der vorgewieſenen Wirthſchafts⸗Regiſter bezweifelt werden 
müßte, fo iſt das günſtigere Refultat des Joſephinums zur 
Baſis anzunehmen, und von dieſem auf Ausfaat und Kul- 
turskoſten bei Aeckern 5000, bei Gärten und Wiefen aber 
nur 20000, und bei Hutweiden und Waldungen gar nichts 
abzuſchlagen, wie dieſes in den Prinzipien der joſephiniſchen 
Erhebungen gegründet iſt. 

5) Da, wo der Pfarrer das Holzungsrecht genießt, wird 
verordnet, den wirklichen Ertrag deſſelben nach niederöſter— 
reichiſchen Klaftern genau zu erheben, und ſolches, wenn der 
Pfarrer Schlagerlohn und Zufuhr ſelbſt beſtreitet, nach den 
Waldpreiſen, erhalt er es geſchlagen, mit Zurechnung des 
Schlagerlohns, und wenn es ihm auch zugeführt wird, nach 
den Lokalpreiſen zum Ertrag zu berechnen. 

6) Bei dem Propinazionsrechte iſt zu unterſcheiden, ob 
es der Pfarrer gemeinſchaftlich mit dem Dominio, oder wie 
bey eigenen Dörfern, ausſchließend genießt. Im erſten Falle 
muß genau erhoben werden, wie viel nach dem Verhältniße 
der Seelen Anzahl, und der im Orte befindlichen Wirths— 
häuſer auf Rechnung des Pfarrers wirklich ausgeſchankt wird, 
von dem hiernach ausgemittelten Ausſchank iſt nach den für 
die Staatsgüter -Veraͤußerungs-Kommiſſion aufgeſtellten 
Grundſatzen, der Garnez Brandwein mit 10 kr., das Faß 
Bier mit 36 kr. K. M. reinen Nutzen zu veranſchlagen, ohne 
daß hievon die Trankſteuer abgeſchlagen werden darf. Bey 
eigenen Gütern hingegen wird die Menge des Ausſchankes 
unter Beobachtung der fuͤr die Trankſteuer vorgezeichneten 
Grundfäse nach der Populazion berechnet, und wie vorge— 
ſagt, veranſchlagt. 

7) Die Einkünfte von Gütern, welche eigene Dominien 
bilden, müffen durch eigene nach den hier vorgezeichneten 
Grundſätzen aufgenommene Inventarien erhoben, und mit 
dem Retto⸗Ertrag in das Pfarr-Inbentar bloß ſummariſch 
aufgenommen werden, und wird, da Ausſaat und Kulturs— 
koſten beim Grundertrag bereits abgeſchlagen worden ſind, 
nebſt den Steuern auf Regiekoſten noch 5 0/0, und auf 
Erhaltung der Sarta tecta 5 000, fonft aber keine weitere 
Auslage mehr abzuſchlagen, bewilligt. 


Formulare. 


An ven tar i u m 


der in dem (Privat-) (Kameral)) Gute N. Lemberger Kreiſes, gelegenen, zur Lemberger 
lateiniſchen (gr. katholiſchen) Erzdioͤzes gehoͤrigen, unter dem Patronate des 
N. N. Erbherrn von M ſtehenden 
Zeig 


lateiniſchen (griechiſch⸗katholiſchen) 


Pfarrey zu R. N. 


Welches im Grunde (hier folgt Tag und Zahl der Anordnung nebſt der Veranlaſſung, Namen 
und Inſtallazions-Tag des neuernannten Pfaxxers) neu aufgenommen und 
rektifizirt worden iſt. 


N. N. am (Tag) (Monat) (Jahr). 


N Noudt) ( 


„ r — , iin, h 


4 SH 


* 6 1 * * N ＋ * 
late tuflchenu (Br ta» gocdortldcen) 


Formular z. Nachtragsb. d. Geſetzſ. Sig. 5. Pag. 75. 


A. Kirchen ⸗ Inventar 
bey der lateiniſchen Pfarre in der Stadt N. Lemberger Kreiſes. 


2 
8 Schaͤtzungs; 
post- 8 5 werth in 
m 2 
G M. M. 
3ahl fi. kr 
| 
des Ortsguts, deſſen gegenwärtiger Beſitzer N. R. zugleich Pfarrpatron iſt, im Jahre R. N. von harten 
Materialien erbaut, befindet ſich unter einem ſchadhaften Schindelduch und enthält in der Länge 15, in 
der Breite aber 5 Klafter, iſt durch 6 mit eiſernen Gittern verſehene Glasfenſter erleuchtet, hat beym 
Eingange eine zweygeflügelte Haupt- und darneben auch eine kleine Thüre, auf eiſernen Bändern mit 
Kegeln verſehen, mit zwey Riegelſchlöſſern, und beyde find mit zwey eifernen Stangen übers Kreuz 
beſeſtiget, über dem Dame beſteht ein kleiner Signaturthurmm. — Links vom Eingange befinder fich 
eine Seitenkapelle von gleichen Materiale erbaut, unter dem Titel des gekreuzigten Heilands, mit zwey 
bergitterten Glasfenſtern erleuchtet. — Weiter links am Hochaltare iſt die Sakriſtey mit einer Eingangs» 
thüre auf Bändern mit Kegeln verfehen, mit Riegelſchloß ſammt Schluſſel, und hat nebſtbey auch An— 
legketten und Haſpen mit einem Anhängſchloße. — Der Werth dieſer Kirche ſammt ihren ee 
len kann angenommen werden mit 8000 — 


Anmerkung. Da der Dachſtuhl Ang der Kirche a if, fo wird über Nahe Serftellung,, 
wovon die Koſten durch die eingepfarrten Dominien und Winden getragen werden müſſen, das 
Noͤthige unter Einem eingeleitet. 


B. Glockenthurm. 


Vor dem Eingange in die Kirche, auf dem mit einer Mauer umgebenen Kirchhof ſteht ein ge— 
mauerter Glockenthurm unter einem Schindeldache im Werthe von a 5 8 0 0 200 — 


C. A lt än e 


II. Taufſtein. 


5 12 Das Hochaltar iſt mit dem auf Leinwand gemahlten Bilde der Maria N und zwey Seiten⸗ 

bildern der heiligen Apoſteln Peter und Paul, von Holz 8 8 0 0 0 60 — 
A | 15 [Rechts vom Altar, ein Seitenaltar mit dem Bilde Jeſus, Maria und Joſeph 2 e 5 . a 20 — 
5 47 [Lines ein tende mit dem Bilde St. Stanislaus. 1 5 - 0 5 0 % & 200— 
6 15 Rechts ein zweytes Seitenaltar mit dem Bilde St. Barbara . . 5 ! 0 5 1 20(— 
716 Links in der Kapelle ein Altar mit dem Bilde des gekreuzigten Heilands. U 8 0 9 & 5 50 — 

Alle dieſe Altäre find von Holz geſchnitzt und verſchieden gemahlt. 
D. Beth» und Beichtſtühle. 

8117 2 Beichtſtühle rechts und links von Eichenholz . 0 0 0 8 8 2 9 8 8 10 — 
9 18 2 Bethſtuͤhle gegen den Hochaltar, von Eichenholz . 5 8 8 © . - 0 1 12 — 
10 19 || 46 Bethbänke von weichen Holz A 8 flr. . . . 0 8 R 5 4 y 0 r 48 — 
E. Predigtſtuhl oder Kanzel. 

111 20 Dieſe ift aus harten Holz mit Schnitzwerk Neziert⸗ gemahlt und vergoldet, nebſt einem an von 
gleicher Arbeit und Verzierung r L 2 - ping Bulle: Biol — 

a rern 

12 21 Dieſe iſt vor 30 Jahren durch den Kirchenpatron angefchafft worden, und befindet ſich noch gegen» 

| wärtig in einem guten Zuſtande, fie ift mit vollkommenen Oktaven von 8 oder 9 Mutazionen mit 54 
Clabes, und ohne oder mit Pedal im Werthe von. & 3 i 0 ; h 5 4504 — 

G6. Glocke n. 

15 22 Auf dem Glockenthurme eine große Glocke, im Gewichte von 5 Zentner. h ! 8 300] — 
au 23 detto detto „ mittlere — — — 11 — 9 5 3 450] — 
1524 detto detto „kleine — — — 1 — 6 . 100 — 
16 | 25 || Ein Signaturglöckchen im Gewichte von 20 Pfund . 5 8 © 8 2 R 20 — 
171 26 [ — Sakriſteyglöckchen — — — 6 — . . . . 8 . . Dr 
1827 || 5 Stück Altargloͤckchen — — — 8 — ° 5 5 a 1 u * 


Dieſer iſt von Stein ausgehauen mit einem kupfernen Keſſel und gleichen Deckel, blau angeftrihen . | 0] — 
ed Ta 


Gewolbt mit einer Fallthüre unter der Seitenkapelle, inwendig mit eiſernen Gitterfenſtern verſe— 
hen, oder: bey diefer Kirche befindet ſich keine. 


II. An Präzioſen. | 
4 Schnüre Perlen am Bilde der St. Barbara. . 0 1 N J . 5 . 8 


J. Beſchreibung der Kirche und ihrer Einrichtungen. 
f A. Kirche, Küpenle üs Seteß fte g. 
1 (— Die Kirche, unter dem Titel der Himmelfahrt Maria, wurde durch die N. N. geweſenen Erbherrn 


Furtrag 49254] — | 


A Sag 


| 
Schäsungs- 
werth in 
M. M. 


fl.] kr. 


Uebertrag ı 


L An Gold und Silber. 


Eine Monſtranze von Silber, ſtark vergoldet, mit einer Krone und Kreuz darüber. . 00 fir 
Ein ſilberner Kelch mit Patena, in- und auswendig vergoldde . 
Zwey ſilberne Kelche mit Patenen, inwendig vergoldete 
Ein großes ſilbernes Kreuz mit dem Bilde des gekreuzigten Heilands, von Gold.. 
Eine filberne Büchſe mit Deckel und einem kleinen Kreuze darüber, vergoldet. 
Ein ſilbernes Rauchfaß mit 4 Ketten 

— — Schiffel zum Weihrauch N 
— — Gefäß mit Deckel zum heiligen Oehl . > . 
— — Gefäß mit Deckel zum heiligen Oehl für die Kranken . : 
— zweytes kleines detto detto detto detto > . 

E. Neu angeſchafft. 

Eine Monſtranz von unedlen Metall, verſilbert und zum Theil vergoldet . 4 2 ane 
Ein Kelch mit Patene von unedlen Metall, verſilbert und vergoldet, wovon der obere Theil von Sil⸗ 


Her ie . 1 8 
Ein Kelch von unedlen Metall, 


0 * * 


. 0 * 0 ee 0 * 
0 0 . 0 0 „ * . 


verſilbert und inwendig vergoldet, mit Patene von gleichen Metall — 
Ein Kreuz verſilbert, und der gekreuzigte Heiland vergoldet . ‘ ; 0 . . . 5 
Ein Rauchfaß von Metall 0 1 5 . 2 . . 5 . 8 . . 
Ein Schiſſchen zum Weihrauch, verſilbert 0 0 8 8 1 . . an ee . 
Anmerkung. Die Prazioſen und Silberſtücke vom Dekanat-Inventar 2 bis s find abgeliefert wor 
den, und darüber hat die Kirche eine Obligazion über 310 flr., welche bey den Kirchen⸗Einkuͤnſten 

ſub Poſt-Nro. Z in Empfang erſcheint; die Silberſtücke ſub Poſt-Nro. 0, 7 und 8, ſind hingegen 

für Bezahlung der Punzirungs-Taren abgenommen worden, worüber ein Schein ddo. Lemberg 

10. May 1807 Zahl 156, ſich vorfindet. 

M. An Kupfer und Meffing 
N. An Zinn und Bley. 
O0. An Eiſen. 
P. An H ol z. 

Was an dieſen Geräthſchaften bey der Kirche vorhanden ſeyn ſollte, wird unter den angezeichneten 
Rubriken nach den, bey der vorhergehenden Rubrike L. angeführten, den Kreisamtern ohnehin von 
jeher bekannten Beyſpiele verzeichnet. 
| O. An Reßgewändern. 


von weißer Farbe. 

„ totber Farbe. 
veilchenblauer Farbe. 
grüner Farbe. 
ſchwarzer Farbe. 


n 2 u“ 


4 
2. 
3 
A 
5 
R. An Veſper⸗ Mäntel. 


S. Kirchen wäſche. 
Dieſe Nubrike iſt für ſich ganz deutlich, und bedarf keiner weiteren Erklärung. 
» T. Sonfige Gerachſchaften. 


Unter dieſe Rubrik gehören alle Einrichtungen und Geräthe, welche in keine der vorangeführten 
| Gattungen aufgenommen werden können, als z. B. Antepedien, Baldachine, Fahnen, Spiegel, Vor⸗ 
hänge, Polſter, Teppiche, Gürteln,, Birets, glaſerne Lampen, Ampeln, Kalten zur Aufbewahrung 
der Ornate und Wafıhe, Altartuͤcher, Bahrtücher, Tapeten, Muſikinſtrumente, und dergleichen andere. 


U. Arn Bild ek 
| Hieher gehören alle Trag- und Hängbilder mit Ausnahme der Altarbilder, welche mit Benennung 
der Vorſtellung bey Beſchreibung der Altäre ſchon erſcheinen. 
W. Kirchenbücher. 


Alle Bücher, angefangen von Meßbüchern, find mit Einſchluß der Matrikelbücher hier zu beſchreiben. 

Anmerkung. Alle Kirchengeräthe unter den angezeigten Rubriken von M. angefangen, find mit 

der laufenden Poſtenzahl zu bezeichnen, und die Dekanal-Inventarzahl denſelben beyzuſetzen, unter 

welchen ſie in dieſem Inbentar verzeichnet ſind. Sollten einige von den im Dekanal⸗Inpentar be» 
ſchriebenen Gerathen, gegenwärtig auch nicht mebr vorhanden ſeyn, ſo find fie gleichwohl aufzufüh⸗ 
ren, und denſelben die Urſache des Abganges, und dann ob, und wem der Exfatz zur Laſt fällt, 
kurz zu bemerken, damit nach Umjtänden das Roͤchige, wegen Erſatleiſtung oder Abſchreibung ein⸗ 
geleitet werden könnte, in welch jedem ſolchen Falle ein kleiner Raum zu laſſen iſt, um die 
Nachſchaffung einleiten zu können; und da bey den übrigen Geräthen eben fo wie bey dem 


Furtrag 


1 * 


9254 


1 22 
1 


50 


22 8 
3 2 Schätzungs⸗ 
Poſt⸗ E 5 i werth in 
7 | M. M. 
Zahl f. I. kr. 
4 Uebertrag . 9314| 30 
Silbergeräthe der Fall der neuangeſchafften Geräthſchaften eintreten koͤnnte; ſo ſind ſelbe auf gleiche 
Art wie beym Silber mit der Bezeichnung neuangeſchafft, unter der fortlaufenden Poſtenzahl 
bey der betreffenden Kathegorie zu verzeichnen, jedoch aber dieſen die Dekanal-Inventarzahl nicht 
beyzuſetzen, weil ſelbe erſt bey Nektifizirung des Inventars durch die Staatsbuchhaltung bepgeſetzt 
wird, indem dieſe neuangeſchafften Geräthe im Wege der Verhandlung, bey der Buchhaltung als 
Nachträge oder Zuwachs ſchon früher erſcheinen können, die ſchon mit der fortlaufenden Poſtenzahl 
bezeichnet ſind. 
Summa . 514/ 30 
„ . X. Beſchreibung de z ür Kirche gehörigen Urkunden 
es ih 1 und hierauf Bezug habenden Akten. 
114 — Errekzions⸗Urkunde der Kirche des N. N. Erbherrn von N. Actum in Castro N. feria etc. in k 
authentiſcher Abſchriftt % 0 Stück! 1 
2 — Dekret des Lemberger erzbifepöflichen Konſiſtoriums ddo. — über ben Natural Garbenzehend aus 
allen herrſchaftlichen Gründen des Dorfes N. in Abſchrift . —— 1 
858 Vergleichsurkunde über die Verwandlung des Garbenzehends aus N. in eine beftimmte Getreidſchüt⸗ 
tung ddo. ꝛc. in Urſchrift . N — 1 
114 — Buchhalteriſcher Elenchus über alle zu dieser Pfarrkirche gehötigen Urkunden 1001 — — 1 
Anmerkung. Sollte dieſer Elenchus dem Pfarrer noch nicht zugekommen ſeyn, ſo iſt ſolches un | 
Inventar zu bemerken. 
Wäre der Fall, daß die Urkunden, durch irgend einen Zufall entweder in Verluſt gerathen, oder 
zur Verbücherung eingeſendet worden ſind, ſo iſt dieſer Umſtand zu berühren, damit der Pfarrer mit 
dieſen, in fo weit als ſie in den Akten der Behörden vorfindig ſeyn ſollten, derſehen werden konnte. 
Dieſer Abſchnitt kömmt von dem Inbventirungs-Kommiſſär, dem Ortspfarrer, oder deſſen Stell» 
| vertreter, dem Landdechant und dem Patron zu unterfertigen. 
| 
Schäsungswerth in 
2 Kapitals⸗ Metall⸗Münze. 
a beträge \ — ——— 
8 Einzeln | Zuſammen 
85. 
fl. kr. fun kr. fl. kr 
II. Abſchnitt. Kircheneinkünfte. | 
A. Kapitalien. 
a) In öffentlichen Fonds⸗Obligazionen. 
1 112500) — Vermoͤg Obligazion ddo. 15. Oktoder 1796 Nro. 263541 à 20/0, welche auf 
dem Gute Grabowiec hafteten . h 1 * 5 0 . 50 fl. 
. weil aber auf dieſer Summe jahrlich die Verbindlichkeit von einem 
Seelenamte mit. 8 11 schrie 2 d Foo 7 fl. SEN 
dann 24 Meſſen à 50 kr. oder Nee due ann el ee e 
haftet, ſo verbleiben für die Kirche a WER . i 57 — 
2 || 750) — Laut Obligazion ddo. 22. Juli 1798 Rro. 21872 A 14 00, welche ehedem 
auf dem Gute Juro wge angelegt waren, geſtiftet von N. R. ohne n 
F auf die Kirchenerforderniſſe, mehmtich Unterhalt einer Lampe . 151 72 
5 15100 — Vermog Obligazion ddo. 14. April 1808 Nro. 25765 A 13 400 für einge⸗ | 
ſchmolzenes Kirchenſilber “ une pe 0 eb pelt Dölf Auen “ 2 5 257 
b) An Privat- Kapitalien. 
+ 11250) — Laut Verſchreibung vom 18. Juli 1765 verſichert auf Tarnowiec, geſtiftet 
von R. N. auf Kirchenerforderniſſe ohne Verbindlichkeit a 4 3 00 5 62J 30 
5 || 500] — Von dem vermög Urkunde vom 9. Jäner 1758 auf Kochandwka durch 75 
N. N. für die Kirche und Pfarre vorgeſchriebenen Kapital pr. 500 fl., die andere 
Halbſcheid der dei den Pfarreinkünften angerechneten Intereſſen pr. e 12| 50 
6 || 815) — An Inteftatverlaffenfchaft das Drittel von dem verſtorbenen Pfarrer N. N., welche 
dermalen vermög ee des R. R. auf dem Gute N. N. haften & 5 ‚050 40, 45 
Summa 171 18 
welche mit 250 00 reduzirt, betragen in M. WM. 68 314 
u were Vermög Urkunde vom 12. Februar 1763 hat der N. N. ein Kapital von 550 fl 


mit Beſtimmung einer General» Hypothek zum Unterbalt einer Lampe geſtiftet, don 
welchem keine Intereſſen gezahlt werden. 


Fürtrag .. 


E 
— — 660 313 


| Scha 8 
1. atzungswerth in 
Kapitals Metall⸗Münze 


betrag 7 
Einzeln | Zuſammen 


. kr. I ft. kr. KAT: 
| Uebertign .- 1 — | — 68| 514 
B. Stiftungs beiträge. g 
Ze Laut Urkunde dom 17. Auguft 4748 wurden von dem Dominio N. fit den Bw. 
Unterhalt der Kirchendienerſchaft im baarem Gelbe jahrlich entrichtet . 8 . 
— — Bermög Verſchreibung vom 20. Juni 1753 hat N. N. der Kirche und Pfarre 
ohne Bestimmung der Verbindlichkeit den ſub Nro. Top. 286 gelegenen Vowerk⸗ 
grund Pozameze von 18 Joch 796 Quadrat» Klafter verſchrieben, welcher laut 
rechtskräftiger Urkunde feit 1. November 1815 in 18 jahrigen Pachtbeſitz des f. N. 


57 30 
für 50 fl. jahrlich ſich befindet: 
die eine Hälfte des Nutzens kömmt hieher zu übertragen mit . . 5 re 


Summa 82 30 
- ne 


zu 250 0j0 auf Konb. Münze reduzirt, macht 5 h . . ı are ü 
Anmerkung. Sollte der Grund vom Pfarrer in eigener Regie gehalten wer⸗ 
den, ſo muß deſſen Erträgniß nach der im VI. Abſchnitte ad B. gegebenen Vor⸗ 
ſchrift berechnet werden. 
Sind geiſtliche Verbindlichkeiten feftgefegt, fo wird von dem jährlichen Ruben, 
fo wie von den Kapitals-Intereſſen fur 4 Hochamt . f . . J fl. 
7 1 Seelenamt 0 0 l 
„eine Mefe . ane 50 kr. 
- zwei Leviten 5 E 40 kr. 
das Libra me . . . 40 kr. 
abgeſchlagen, dagegen aber der Reſt als ein Kircheneinkommen hier aufgenommen. 
Es verſteht ſich übrigens, daß in jedem derley Falle von den Kircheneinkünften die 
Auslagen nach Verhältniß für die Muſik allenfalls mit . 8 . fl. 20 kr. 
„den Meßner . e > l 50 kr. 
beſtritten, und allda beausgabt werden müffen. f . 
Die Gemeinde N. N. entrichtet, vermög der Urkunde N. N. oder nach langjähri⸗ 
ger Uebung auf Hoſtienmehl von jeder Bauernanfäßtgfeit, deren im Orte 68 ſich 
befinden, à 2 Garnetz Walzen oder 4 2, Koretz à 2 fl. 45 kr. gerechnet . 11] 444 


ne 1 

Wird dieſe Abgabe in fertigen Mehl entrichtet, fo wird fie auf gleiche Art nach dem ee 
Preiſe in M. M. berechnet, und bei ganzen Gemeinden durch den Gemeindausſchuß 
und dem Dominio, bei einzelnen Perſonen aber durch eines jeden eigenhändige 
Unterſchrift beſtätiget. F 
Die Fleiſcherzunft in N. N. ſoll bermög Verſchreibung vom 10. März 1667 für 
die Kirche jährlich 6 Stein Unſchlitt, oder 32 Pfund Wachs abführen, dieſe Gebühr 

wird aber ſeit mehreren Jahren nicht entrichtet. 


Fürtrag. . 4 —— | 13 122 


Le 


85 8 Schätzungs⸗ 

Poſt⸗ = 5 werth in 

A M. M. 

2 
2a | Im [.\ 
| Webertrag ... || 115) 12} 
C. An Stoll gebühren. 
12 — | Vermög nachſtehenden Verzeichniß gehören zu dieſer Pfarre nachſtehende Ortſchaften. 


e un Getraut wurden e 
| im J im Jahre 
Beſchreibung im Jahre im J 


| Benennung 


ton 


= || m 


der 
—— 


| 5 
a E 


Paar n | 


Rach der 


Konſkripz 


Zuſam⸗ 


= 

— 

2 5 4817 
2 


Ortſchaften 


. . . . . ˙—iTꝛꝛ— , 


Seelen 


Im Dorfe R. N. 224/186 32) 12 9 12 / 33 17 10) 15) 40 


detto detto, „ „7% 29 242. 240 9) 12] 10] 31/ 18] 12] 14 44, 


75 | 
Im Städtchen N. N. rt: 5 54 8 11 15 30 12 0 190 40 


des detto... 281 4% 4% 8 45 2 28 44 43 00 2 


| 
— — 


Summe 1150 TO 771 570 45 g 44 120 01 4 05 170 


et ie Se Free Mn 
Mithin entfallen auf ein Jahr — 1475 | ei Be | 12) Eli 5 5 


Fürtrag. | 415 2 


Formular z. Nachtragsb. d. Geſetzſ. Sig. 5. Pag. 78. 2 


1 


Its 


Schätzungs⸗ 
werth in 
M. M. 


Dekangl⸗J 
ventar 


d 
— 

* 
— 


Uebertrag.. 


Für 42 Getraute nach dem 3. §. der Stollordnung 7. Rubrik à 24 kr. berechnet, macht 44 fl. 42 kr. 

welche dem Pfarrer in dem VI. Abſchnitt ſub Poſt⸗Nro. 50 zugerechnet wurden. Für 562 Begräbniſſe 

nach der 4. Klaſſe der vier Rubriken, und der 7. Rubrike im Durchſchnitte für die geistlichen Verrichtun⸗ 

gen à 26 kr. . 2 8 2 1 > 8 F 5 . 224 fl. 55 4 kr. 

dann für die Kirchengebühren & 4 80 kr. en 

Anmerkung. Dieſe Durchſchnittspreiſe gelten bei der Inbentats⸗Aufnahme der griech. kath. Pfar⸗ 
reien, in geringeren Städten, kleineren Märkten und in den Dörfern, Bei Inventars-Auſnahme 
der lateiniſchen Pfarren, von eben dieſer Klaſſe bleibt nach dem, dem Kreisſchreiben vom 14. De- 
zember 1819 Zahl 61898 angehängten Stollordnungspatent vom 1. Juli 4785, für die Trau⸗ 
ung und dreimalige Verkündigung der nehmliche Preis à 21 kr. Für die Begraͤbniße hingegen 
entfallt der Durchſchnittspreis für die u. Klaſſe nach den 4 Rubriken, dann der 6. und 9. Rubrik 
der erſten 3 Klaſſen für die geiſtlichen Verrichtungen mit 44 J kr. und für die Kirche mit 42 2 kr. 
Wird aber das Inventar des lateiniſchen Ritus von Pfarreien der Vorſtädte der Stadt Lemberg, oder 
der landesfürſtlichen, dann anderer anſehnlicher Städte und Märkte aufgenommen, ſo verſteht es ſich 
von ſelbſt, daß die Gebühr für Trauungen und Auffündiungen nach der 10. Rubrik der erſten 3 
Klaſſen mit 1 fl., für die Begräbniſſe aber im Durchſchnitte nach den erſten re Klaſſen und der 
2., 3, ., dann 9. Rubrik für die geiſtlichen Verrichtungen mit 1 fl. 8 4 kr., für die Kirche 
aber En 2 fl. 23 kr. zu benehmen ſey. 
D. An Kirchenkühen. 

Von den nach dem nachfolgenden Verzeichniße bei den Unterthanen befindlichen Kirchen , oder ſo⸗ 

genannten eiſernen Kuͤhen werden nachſtehende: 


—1 


52 


Hievon wird jährlich 
Anzahl entrichtet in 
Poſt⸗ der 


amen der Unt . paaren |= 8 
9 7 N erthanen. abe 250 kr. las 2 8 
8 


pr. Stück l 


Stücke 


— N a Stücke fl. J kr. 


Gemeinde N. N. ’ 
Michael Leza 4 ‘ N 5 1 1 5 

Piotr Jurcyko . . 

Panko Banas . . r 

Iwan Lolodziey - 5 . 1 


Jurko Michalezyszyn 


* . 
ig 
22 
1211 

O 

D 
0 E 
nn 8 m 


2 
* 


Summe ur 50 14 44 


— 


= — 


welche 3 fl. 30 kr. mit 250 0% reduzirt Wegen in M. M. . 2 . 1 fl. 24 kr. 

für 14 Stück Kapauner à 7 4 kr. © 1 . = 4 2 N Ar uk 1 20: 

44. Hühner à 4 kr. u ’ k A 4 „ 56 44 5 

Anmerkung Dieſes Zeugniß muß, * es einen 1 Theil der Gehe betrifft, durch denGe⸗ 
meindevorſtand, bei wenigen eigenen Unterthanen aber durch die Partheien ſelbſt, jedesmal in Ge— 

genwart des Dominiums mit der Klauſel, daß dieſe Leiſtung ihre Richtigkeit habe, unterfertiget werden. 

Ein: D iſtger b r o, t. 

Wo diefe Gewohnheit bei den Pfarreien der griechiſchen Ritus, denn bei lateiniſchen iſt davon Feine 
Rede, beſteht, daß jeder anſäßige Unterthan an den Pfarrer jährlich zu zwei oder mehreren Laib Brot, 
dann eine Quantität Eyer, oder aber ſtatt den Laib zu 2 Garnetz entweder fertiges Waitzenmehl, oder 
Waitzen entrichtet, muß die Quantität durch Zuſammenſtellung der Angabe des Pfarrers mit jener der 
Pfarrkinder erhoben, und in einem den Lokal-Verhältniſſen angemeſſenen Preis in der K. M. ange⸗ 
ſchlagen werden. 

F. Opferſto ck oder Klingelbeutel. 

Dieſes läßt ſich nicht anderes als nach einer gewiſſenhaften Angabe des Pfarrers in einem Durch⸗ 
ſchnitte von mehreren Sonn- und Feſttagen erheben. 

G. Frey willige Gaben und Geld beiträge. 

Hier muß genau erhoben werden, ob nicht die Gewohnheit beſtehet, daß die eingepfarrten Ge— 
meinden die Erhaltung des Ornats, der Kirchenwäſche, der Altarbeleuchtung und dergleichen ſelbſt 
beſorgen, oder hiezu ein beſtimmtes Quantum an Geld, Wachs, Unſchlitt, Flachs und Hanf beitragen, 
welche Beiträge nach Umſtänden, nehmlich: wenn fie von jeder Bauernanſäßigkeit geleiftet werden, 
nach der Anzahl' der Anſäſſigkeiten, ſummariſch, wofern aber nur einige einzelne Perſonen hieran 
etwas leiſten, individuell aufgeführt, und im erſten Fall durch den Gemeindausſchuß und das Dominium 
unterfertiget, im letzten Falle aber durch die einzelnen Partheien beſtätiget werden müffen. 

Anmerkung. Dieſer Abſchnitt iſt ſo wie der vorhergehende, und nebſt dieſen bei der Poſtzahl 10 
von zwei Gemeinddeputirten in Beiſein des Dominikal-Repräſentanten, und Ortsgerichts, und bei 
der Poſtzahl 13 von den Beſitzern der eiſernen Kühe zu unterfertigen. 


Summa der Einkünfte. . || 195] 97 


— 
Schakunge⸗ 


„ 
2 =$ 
Po ( S S Werth in 
— 2 
6 M. M. 
Baht | tr 
ep ee ne tn nn Tr Mn in ne 0 
III. Abſchnitt. Kirchen-Auslagen. | | 
A. Für den Gottesdienſt. 
11 — a) Auf Befoldung für den Organiſten und Kirchendiener zugleich jährlich. „ 50 fl. 
b) Auf Kirchenerforderniße, als: Wachs, Wein, Unſchlitt und Waͤſche, dann ö 
100) — 


| 
| 
Unterhalt des Kirchenornats . . . . . g . . . : .. 50 fl. | 
Anmerkung. Diefes Beyſpiel gilt lediglich für die Pfarren des lateiniſchen Ritus der kleineren Städte 
und Märkte, dann der Dörfer, wo für den Organiſten und Kirchendiener keine beſondere Stiftung 
im Gelde, Naturalien oder eigenen Grundſtücken beſteht, und ſie ihren Lohn ganz im Gelde erhalten; 

iſt aber eine ſolche Stiftung vorhanden, ſo wird unter dieſer Rubrike der Betrag inner der Kolonne 

aufgeführt, in der Kolonne aber nur jener in Ausgabe geſtellt, welcher demſelben außer dem fun⸗ 
dirten Genuß, annoch in Baaren jährlich gezahlt wird. Bei den Pfarreien der größeren Städte 1 
und Märkte wird nach der bisherigen Gewohnheit für den Organiſten an Gehalt jährlich 60 fl. und 
auf die Kirchenerforderniſſe nach dem Verhältniß der zu der Pfarre gehörigen Seelenanzahl und 
mit Rückſicht auf die Nothwendigkeit der Kooperatoren mit 60 auf 70 fl. anzunehmen ſeyn, wird 
aber nach der Ortsgewohnheit, was zu erheben kömmt, für den Organiſten und Kirchendiener we⸗ 
niger, als hier zur Grundiage genommen wird, bezahlt, ſo kömmt auch nur dieſer Betrag aufzufühe 
ren. Bei jenen Kirchen, deren Pfarrer nur einige wenige Realitäten beſitzen, und ganz auf den 
Religionsfond dotirt find, bleibt es bei der ſyſtemmäßigen Bemeſſung von 120 fl., fo wie es auch 
bei der mit der Normalvorfchrift vom 9. April 1789 Zahl 8220 für die griechiſchen Pfarreien feſt— 
gefesten Beſtimmung fein Verbleiben haben muß, daß für die Dorfpfarren auf Kirchenerforderniſſe 
52 fl. 50 kr. für die Stadtpfarren 40 fl., und wo noch ein Kooperator notbwendig iſt, nebſibei 
6 fl 45 kr. anzunehmen ſeyen. Für die Kirchenſanger oder Didasculi wird, da ſte meiſtens geſtiftete 

Einkünfte haben, oder von den Gemeinden unterhalten werden, nichts angenommen. 


B. Auf Unterhalt der Ceremonien⸗ Kleidung. 


2. — Alle 10 Jahre ein Vespermantel A 30 fl.. Vs . . 5 fl. 
26 »»DOrngt ſammt Zugehör A 30 fl. . : A 5 3 20 kr. 
„ V» Albe à 6 fl. „ SINN 739 eme 1 0 
ee . 50 
C. Auf Unter halt der firdenwälde. 
5 — Von dem im I. Abſchnitt Litt. S. angeführten ganzen Werthe pr. 45 fl. 30 kr 5 00 N 2] 312 
Anmerkung. Dieſe beiden Rubriken B. und C. werden nur dann in Abrechnung gebracht, wo das | 
Kirchenvermögen getrennt, von jenem der Pfarre abgefondert verwaltet wird; da wo der Pfarrer 
das Kirchendermögen ohne Rechnungslage verwaltet, bleiben beide Rubriken weg. 
D. Auf Fundazionen. 
— 1 Auf Bezahlung der Muſikanten bei Abhaltung der geſtifteten Seelenmeſſe laut II. Abſchnitt Litt. A. 
Poſt-Nro. 1. 4 h 0 . 0 0 9 8 1 a 5 . fl. 20 kr. 
dann dem Meßner . . \ x l > > e \ 0 e 80 3) 50 
— 5 Auf Unterhalt einer geſtifteten Lampe lauͤt II. Abſchnitt Litt. A. Poſt⸗Nro 2 15 72 5 
51 4 


W. W. oder reduzirt . 2 L M 5 . . . 0 8 5 . a 5 
Anmerkung. Wenn außer den im II. Abſchnitte Litt. A. Poſt⸗Nro. 1 und 2 angezeigten Berbind« 


lichkeiten, auch noch andere Litt. B. Poft-Nro. 9 angedeuteten Seelenamter, Meßſtipendien, und 

andere Andachtsverrichtungen auf den Kapitalien oder Stiftungsbeitragen haften ſollten, fo ver. 

ſteht es ſich von ſelbſt, daß hiefür die dort nach dem Stollordnungspatente angezeigten Beträge von 
dem Intereſſen- oder Stiftungsbetrage, nach dem Beyſpiele Poſt-Nro. 4 abgeſchlagen, hier aber 
die Bezahlung der Muſik und des Meßner beausgabt werden. 

Uebrigens darf bei Abhaltung der Exequien für die Aufſtellung mehrerer Lichter um das Castrum 
doloris nicht in Aufrechnung gebracht werden, weil das Stollpatent hiefür keine Bezahlung beſtimmt, 
ſollte aber dieß dennoch verlangt werden, fo ſteht es dem Verwalter des Kirchenvermögens frei, hiefür 
eine angemeſſene Bezahlung zu verlangen. 


| Summe der Ausgaben .. 120] 267 
Wird die Einnahme entgegengehalten mit. > 4 5 . } . 0 5 1233 95 


en , . a, MORE + 5 4| 455 
Datum N. N. TA ' 
Hier muß auf gleiche Art wie am Ende des I. Abſchniites die Unterfertigung beigefegt werden. 


. I 


2 * 


B. Pfarrinventar 


von der lateiniſchen Pfarre in der Stadt N. Lemberger Kreiſes. 


IV. Abſchnitt. Temporalien-Inventar. 


A. Beſchreibung der Pfarrwohn ung ſam mt 
Wirthſchafts⸗ Gebäuden. 


1 Das Pfarrwohngebäude iſt von hartem Materiale erbaut, mit Schindeln gedeckt, mit 
zwei über das Dach aufgeführten Nauchfaͤngen un A e . » . 
Borhaus -Eingangsthär von weichen Holz auf eifetnen Bändern mit Kegeln, hat ein 
Riegelſchloß mit Schlüffel und Handgriff, einen Zuziehknopf und Zuſchubriegel 0 
Links von dieſer: Eingangsthuͤre in das Vorzimmer mit einem Flügel, gleichfalls von 
weichen Holz mit eiſernen Beſchlag ſammt Riegelſchloß, Schlüſſel und Nachtriefel . 
Darin befindet ſich ein Fußboden mit Brettern, und der Sturzboden mit Suffit verſehen 
Zwei geflügelte Fenſter in eichener Rahme mit in Holz gefaßten Glasſcheiben, und 
eiſernen Beſchlag . . . 
Winterfenſter don weichem Holz mit 
hänghackel . . R 5 . . 4 5 . . 
Weiter eine zweigeflügelte Thüre der erften gleich in das Gaſtzimmer . — 2 
Darin Fenſter von obiger Beſchaffenheit . 0 5 0 . ° . 8 
Winterſenſter der erſteren ahnlich . 0 2 £ . . 
Ein Fußboden von Brettern und der Sturzboden mit Suffit 8 1 5 1 
Ein Heitzofen von Kacheln, welcher zugleich das erſte Zimmer heitzet, mit eiferner 
Ofenthür . 8 5 a 2 - . a 2 8 5 90 2 8 
Weiter eine zwei geflügelte Thüre mit Beſchlag, in allem der vorhergehenden gleich in 
das Schlafzimmer . £ 1 s . i 8 2 7 2 . 2 
Darin ein Fußboden von weichen Brettern, der Sturzboden aber iſt mit einem Suffit 
berſehen . 3 2 7 5 8 : 
9 0 in Allem dem vorhergehenden gleich . A 0 8 3 5 A 
Winterfenſter deßgleichen N N 8 5 - - . 1 N 
Ein kleiner Kachelofen, der zugleich das nachfalgende Zimmer heitzet, mit eiſerner Ofenthür 
Aus dieſem Zimmer rechts eine einflügliche Thür von weichen Holz auf Bändern mit 
Kegeln, einem Riegelſchloß und Schlüſſel, dann Einhänghackel in das Studierzimmer . 
Darin ein Fuß- und Sturzdoden von weichen Brettern N 8 8 2 1 
Fenſter, ſammt Winterfenſter den vorgeſchriebenen gleich . 0 - 0 . 
Im Vorhauſe rechts von der Eingangsthür eine einflügliche Thür von weichen Brettern 
auf eifernen Bändern mit Kegeln, Riegelſchloß ſammt Schlüͤſſel und Einhänghackel in das 


eichenen Futter und eiſernen Beſchlag nebſt Ein- 


® 0 2 


* 0 0 * * = . 


Geſindzimmer . . . N 1 sank“ . 6 5 R 2 0 
Darin Fuß und Sturzboden von weichen Brettern . 5 r Ä 
Ein Heigofen von Kacheln mit eiſer ner Thün n * 


Fenſter in eichenen Namen, zweigefluͤgelt mit Beſchlag, den vorbeſchriebenen gleich. 
Aus dieſem Zimmer eine Thür einflüglich von weichen Brettern auf eiſernen Bän— 
dern mit Kegeln verfehen, mit Schloß und Schlüſſel in die Speiſekammer . ; 0 
Darin Fuß» und Sturzboden von Brettern . 4 k 5 u . 
Fenſter in eichenen Namen ohne Flügel mit eiſernen Gitter . . . . 
Im Vorhaus ein Kuchelherd, darunter ein Backofen . h h 0 e g 
| In demſelben Vorhaus eine Fallthüre auf eifernen Bändern mit Kegeln ſammt Riegel: 
ſchloß und Schlüſſel in den gemauerten Kellerʒruͤu 
Ein gemauerter Keller in zwei Abtheilungen mit zwei beſonderen Thüren auf eifernen 
| Bändern mit Kegeln, jede hat eine Anlagkette und Haspen, dann ein Vorhaängſchloß . 
| ee vor vier Jahren erbaute Wohnung wurde mit allen ihren Beſtandtheilen ge— 
ſchaͤtzt auf. . \ . 0 . Ah 1 1 - a 
Anmerkung. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß in einem ſolchen Falle, wo ſchadhafte 
Beſtandtheile befunden werden ſollten, angemerkt werden müſſe, wem die Reparirung 
derſelben zur Laſt fällt, und wie hoch ſich die Koſten belaufen dürften. 
2 Rückwärts der Parrwohnung in Hofe befindet ſich ein von geſchnittenem Holz gebauter 
Getteideſpeicher mit einem Schindeldache verſehen, derſelbe hat eine geflügelte Thür von 
Eichenholz auf ſtarken eiſernen Bändern, mit Kegeln befeſtiget, mit zwei übers Kreuz 
angebrachten eiſernen Stangen, hat ein ſtarkes Riegelſchloß ſammt Schlüſſel, dann eine 
Anlegkette und Haspen mit großen Anhangſchloß, deſſen Werth wurde angegeben auf . 
3 Seitwärts des Speichers ſtehet eine Wagenſchopfe, gleichfalls von Holz mit Schindeln 
gedeckt, hat ein zweigefluͤgeltes Thor im hölzernen Lauf mit 2 eiſernen Reifringen be— 
feftiget, verfehen mit Anlegkette und Haspe, dann einem Vorhängſchloß . . 
% Daneben eine Stallung ebenfalls von Holz aufgeſchrottet, mit Schindeln gedeckt, in 
zwei Abtheilungen für 4 Pferde und 6 Kühe, mit zwei abgeſonderten Thüren auf eiſernen 
Bändern und Kegeln, Anlegketten und Haspen 1 
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8 Schaͤtungs⸗ 
8 38 8 
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| Zuſtande 
| Stücke il, ET kr. 
5 | Hinter der Stallung befindet ſich eine Getreideſcheuer von gezimmerten Holz aufgeftellt, 
unter einem Strohdache mit zwei Banſen und einer Dreſchtenne, in der Mitte hat ſelbe 
ein zweigefluͤgeltes Thor im hölzernen Lauf mit 2 eiſernen Up befeftiget, verſehen mit 
Anlegkette und Haspe, dann einem Vorhängfchloß . na 114 — 401 — 
16 Seitwärts der Scheue iſt eine Holz- und Gerdihrammer bon Holz aufgeftellt, mit 
| Stroh gedeckt, hat eine einflüglihe Thür auf Bändern mit Kegeln verfehen, mit Anleg⸗ 
kette, aspen und Than s ae e 
B. Vikarien⸗ Wohnung. 
7 Gegenüber der Pfarrwohnung im Hofe befindet ſich die Vikarien⸗Wohnung, dom ger 
ſchnittenen Wandholz mit Lehm angeworfen, unter einem Schindeldach mit einem 4 
fang über das Dach. . a 
Eingangsthuͤre von weichen Brettern mit eiferhen Bändern und Regeln verſehen, mit 
einer Einfallſchnalle und Drucker, dann Anlegkette mit Haspe nebſt Vorhängſchloß * — gl Ber 
Rechts von der Eingangsthüre im Vorhaus eine einflügliche Thür ins Vorzimmer auf 
eiſernen Bändern mit Kegeln, nebſt ge und Schlüſſel, Zuſchubriegel und Zus 
ziehſchnalle . . 0 0 . 0 * 0 „ Zu 1 — 
Darin ein Fuß⸗ und Stutzboben 1 Brettern . ; e e 
Heitzofen von Kacheln mit Blechthür 1 4 ; l 5 . . . — he — 1 
Fenſter in Holz gefaßt einflüglich mit Beſchlag 8 5 « „ . 1 2 
Fenſterladen mit eiſernen Bändern und Kegeln ſammt Einſchubſtangen 0 . “ N 2 
Aus dieſem in das Schlafzimmer eine gleiche Thüre ohne Schloß mit einer Einfall 
klinke und Einhänghadel . . u er VE en 
Darin Fuß⸗ und Sturzboden von nen 0 . 0 E mie . ” — 11— 
Fenſter in Holz gefaßt mit Beſchlag. ur h REN. GE SE ad I > ei 
Fenſterladen, dem vorbeſchriebenen gleich. a . . * ze = 1 
Links von der Eingangsthür ins Vorhaus eine einfläguche Thüre auf Bändern mit 
Kegeln nebft Einfallklinke und Zuziehſchnalle in das Geſindzimmer . . . . —|j-—|.1 
Ein Fuß und Sturzboden von Brettern . 5 5 0 r- 2 0 — — 1 
Heitzoſen von Steinen aufgeſtellt . 5 8 R 7 . » . * ir re 1 
Fenſter in Holz gefaßt einflüglich mit Befchlag . re REF 
Fenſterladen auf eifernen Bändern mit Kegeln und einer Einſchubſtange 9 * — 1 
Dieſe Wohnung wurde mit ihren Beſtandtheilen geſchaͤtzt auf 5 D 7 » e 500 — 
C. Organ iſten⸗ Wohnung. 
8 Neben der Vikarien-Wohnung im Hofe befindet ſich die Organiſten - Wohnung von 
| gezimmerten Holz aufgeftellt, mit Schindeln gedeckt, mit einem Rauchfang über das Dach, 
Eingangsthür ins Vorhaus von weichen Brettern auf Bändern und Kegeln mit Anlegkette 
und Haspe, dann Zuſchubriegel . > ' — 1142 
| Aus dem Vorhauſe rechts eine Thüre ins Wohnzimmer auf Bändern mit gegeln, 
| einer Einfallſchnalle, Anlegkette und Hasven . 2 { AB „ „ a 
Ein Fuß» und Sturzboden von Brettern . I 2 ’ 4 ; 111. MI 
Ein ſteinerner Heigofen, der zwei Zimmer heitzet 5 . „ ’ . . — 
Einflügliche Fenſter mit Beſchlag, die Scheiben in Holz gefaßt 8 5 5 8 — — 
Ordinäre Fenſterladen auf Bändern mit Kegeln und einer Einſchubſtange - —1 21 — 
Eine zweite Thür in das Neben- oder gleichfalls auf eiſernen Bändern 
mit Kegeln, Anlegkette und Haspe 0 5 : a 1 4 ‚ ‚ — 112 
Darin ein Fuß- und Sturzboden von Brettern. \ 6 4 — 1.17 
Fenſter einflüglich mit Beſchlag, und in Holz gefaßten Glasſcheiben a IE 5 2 1 — 
Fenſterladen auf Bändern mit Kegeln und einer Einſchubſtange . ° — 1 * 
Links aus den Vorbaus eine a in die Backſtube auf Bändern mit 2 neblt } 
einer Einfallſchnalle . A 4 2 5 . ’ — ig Ihe 
Darin ein Backofen von Stein mit einem Kamins zum Kochen 8 8 1 ö — 4 
Fenſter mit in Holz gefaßten Scheiben ohne Beſchlag. . a 
Aus der Backſtube eine Thür in die Kammer auf Bandern mit Kegeln, Anlegketten 
und Haspe r ne 
Darin ein kleines Fenſter ohne Beſchlag . h . . . 1 nn 
Dieſe Wohnung wurde abgeſchaͤtzt für . — — — 50 — 
Anmerkung. Beide dieſe Wohnungen, nehmlich: die Bikarien . und Organiſten 
Wohnung, bedürfen einer Reparatur, deren Herſtellung aber durch Konkurrenz vorge— 
nommen werden muß, weil die dießfalligen Koſten dem vor 5 Jahren angeſtellten 
Pfarrer nicht zur Laſt gelegt werden können, die Nothwendigkeit der Herſtellung, aber 
nicht von der Vernachlaͤßigung des Pfarrers, ſondern von der Länge der Zeit entſtanden iſt. 
Die Beſtandtheile der Ada sſten⸗ erg wurden nach ihrem gegenwärtigen Zu⸗ 
ſtande geſchaͤtzt auf . . = 3 . i f £ 2 u een a .— 
D. Vorwerks⸗ Gebäude bei dem Dorfe N. R. 
9 Nach dieſem bey der Pfarre hier angeführten Beiſpiele find die Vorwerks⸗Gebäude ders 
geſtalt zu beſchreiben, daß dabei die nachſtehende Ordnung beobachtet Ba 0 
1. Vorwerks⸗Gebäude oder Oekonoms-Wohnung. 
2. Speicher. 
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Anmerkung. Die Anzahl der nothwendigen Feuerlöfch » Nequifiten, muß 6 — 


| 
Beſtandtheile im 
Schätzungs⸗ 
Poſt⸗ * 
Werth 
Nro. 
Zuſtande 
— — le 
ere 
3. Wagenſchopfen. 
4. Stallungen. 
5. Scheuern. 
6. Holz⸗ und Geraͤthkammer. 
7. Braͤu⸗ und Brandweinhäuſer. 
8. Wirthshäuſer. 
9. Mahlmühlen. 
Anmerkung. Sollten unter dieſen Gebäuden einige ſchadhaſt befunden werden, fo 
muß genau erhoben werden, wem die Herſtellung zur Laſt falle, und wie hoch ſich 
die dießfälligen Koften belaufen dürften, weil die Herſtellung und Erhaltung der Wirth— 
ſchaftsgebäude auf den zur Pfarre gehörigen ganzen Gütern, den Pfarrern allein ob» | 
liegt. Iſt die Beſchreibung der ſämmtlichen Gebäude vollendet, fo muß diefer Ab» 
LI e. 
nach der Feuerlöſchordnung vom 28. Juli 4786 beſtimmt, mithin da, 
wo gar keine vorhanden wären, in die Rubrik der anzuſchaffenden ange⸗ 


veffen Bevollmächtigten unterfertiget werden. 
B. An Sausgeräthen 


Bei der Pfarre. 

8 Alte Tiſche von weichem Holz. 

9 ddo. Lehnſtühle detto detto 8 

10 [ ddo. Stühle ohne Lehne detto . 
14 Eine Bettſtäte 0 * 0 


12 Ein Schrankkaſten mit Beſchlag 1 
13 Eine Erube mit Schloß und — 


14 || Eine Handmühle . 8 . ; 5 ; } 
15 kupferner Waſchkeſſel 18 pfund wiegend . ö 8 3 5 . 
Bei dem Pfarrdorfe N. N. 

16 || Lange Tiſche von weichen Holz. . 
17 || Kleiner Tiſch mit Schublade . . 
18 || Zange Bänfe von weichen Hol » . 
19 | Hölgerne Lehnftühle detto 

20 || Banckmolte . E ’ . . 
21 || Waſſerzober . . t . . 


22 || Wafferfannen . f 5 . E 8 . . 8 — 24 9 | 39 
C. An Wirthſchafts⸗ Gera 5 
Beider Pfarre. 


„„ „446 
e 


Eb! 


I: (al 


«„ «„ „ 
A A 
ae BB re er 
6 W „ „  ; 


ſchnitt von dem Inventirungs-Kommiſſär, dem Pfarrer und dem Kirchenpatron oder 
V. Abſchnitt. Fundus Instructus. 
ee -Regqguiftten. 
Feuerleitern . 8 3 x 5 1 . i 
Waſſerbatting ß nt 4 | 30 
Feuerhagen R h h 8 RN : I 4145 
Waſſereimer . B 8 8 2 t 2 à 30 kr. = 45 5 50 
Bei dem Pfarrdorfe N. R. ae — 
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Feuerhagen . . . a A ; t 1 A As kr 41 | 30 
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25 Eine alte beſchlagene Poſtkaleſche mit Tuch ausgehe . 5 . 3 
24 [Ein alter beſchlagener Pferdewagen 4 5 4 2 0 . 1 
25 Lederne Pferdgeſchirre 1 A 1 a ; 4 7 7 


26 Beſchlagener Pflug ſammt Schatten 2 0 . 0 8 N . 
27 Eggen mit 44 eifernen Zinken . 8 8 2 85 0 85 2 
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Bei dem Pfarrdorfe N. N. 
Unbefchlagene Ochſenwägen. 5 . 5 e k 4 “ 3 
detto Ochſenſchlitten . . 
Beſchlagene Pflüge ſammt Scharren 
detto Eggen mit 46 eifernen Zinken 
Hemmkette 8 8 0 0 
Holzhacken r ö - A . 
Senſen . RW: . r 0 
Sichel . : 9 h 9 . 
Ochſenjoch . . - 0 . 


D. An Zug⸗ und Lutz bieh. 
Beider Pfarre. 

Zwei braune Pferde mit weißen Stern 6 jährig . 5 > « 8 
Eine graue Kuh mit ſchwarzen Fleck 7 jaͤhrig 0 1 5 0 
Eine lichtbraune Kuh 8 jahrig =» 4 A © F 0 . . 
Bei dem Pfarrdorfe N. N. 

Zwei Lichtſchimmel 7 Jahre alt . > 
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Dunfelbraune Stutte 8 jährig 2 . . > > = ’ 
Eine fuchsfarbe detto detto . . . . . . . . 
Lichtgraue Ochſen 7 jährig . n * . je 5 5 0 
Dunkelrothe Meklkühe 7 Jahre alt 0 > 0 0 . . 0 
Lichtgraue detto zu 6 Jahr g . 2 * . . * 
Mutterſchweine . . g . 5 2 Ä / x b 
Ein Eber a . . a . . . . . . . 


Anmerkung. Hier muß nach dem unterm 6. März 1812, Zahl 8005 
bekannt gemachten Hoffanzley» Defrete von 30. Zäner 1812 Zahl 1502 
vorzüglich darauf geſehen werden, daß der Fundus Instructus in brauch— 
barem Stande, vorzüglich aber junges, geſundes und taugliches Vieh zu⸗ 
tückgelaſſen, und nur ſolches übernommen werde. 
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E. An Aus ſaat⸗ Getreide. 


Bei der Pfarre. 
Winter ⸗Waitzen a 


. „ * * * 0 * . * 
Sommer detto 0 8 5 . % 5 9 
Winter ⸗-Korn . . “ a . 0 . . 5 0 
Sommer deito m s . * 1 » . 2 5 . 
Gerfte - 5 - - - . . . . 1 5 
Haiden . . - 0 - » 5 3 5 0 
Hafer 9 . . . . 1 — 7 5 


Bei dem Pfarrdorfe N. N. 
Winter ⸗Waitzen * * D * . 
detto Korn 


* * „ 0 * * + 0 * 
Gerſ tea — — a SE 1 1 1 2 
Hafer . . > . . . . . 5 8 8 5 
Erbfen « . . . * . . . . . . . 
Leinſaamen 9 . . 6 . 0 1 0 9 A J 
Hanffaamen— . . . . 0 5 2 - 8 85 
Erdäpfel 2 r „ * * * . „ — . 


F. Sonſtige Vor räthe. 
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Durch den Pfarrer N. R. wurden auf unporhergeſehene Falle nachbenannte Vor— 


pro Fundo Instructo geſtiftet, als: 


the 
1 Waitzen > . : . . . . el 15 
12 detto Korn 5 . . . . . : Da 1 i 7 
20 detto Hafer 0 5 , . Fu + ; in 0 
20 detto Erdäpfel . . — 


Anmerkung. 


2 229 
* 


Bei 7 2 Fundus Instrucie 942 81 iſt gleichfalls darauf zu 


Deteriorazio⸗ 
„daß genau erhoben werde, wenn der Erfag der allenfalligen 
er Laſt fallt? Trifft dieſer den gegenwärtigen Pfarrer, fo muß ſelber zur Ber- 


peſſerung deſſelben 
getretenen oder ber 


perhalten werden, gienge die Deteriorirung aber den aus— 
ſtorbenen Pfarrer an, ſo iſt zur Einbringung des ausfallen⸗ 
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das Nothige 
den Erſatzes ohne die Rektifizirung des Inventars abzuwarten, ſogleich 

cb ee ie kommt diefer Abſchnitt gleich dem vorhergehenden durch 
den Inventirungs⸗Kommiſſär dem Pfarrerzund dem Kirchenpatron 5 unterfertigen. 
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VI. Abſchnitt. Erträgniß der Temporalien. 
A. An Unterthans⸗Schuldigkeiten von der 


Jurisdik in dem Pfarrorte R. N. 
Ganze Bauern. 


3 Kaſimir Dorosz Paul Dorosz 

6 Jakob Piwowar Johann Husznisz 

2 Johann Doros2 Mathias Pop 

1 Simon Zaraysti Michael Rusin. 

Halbe Bauern. 

1 Martin Piwowar Jakob Dorosz 

5 Anton Gawron Johann Rusin 

7 Thomas Buczel Mathias Buczek 
11 Martin Dzioben Peter Lech. 

Gärtner. 

15 Simon Dziobelt Valentin Bazan 

8 Gregor Aron Michael Okon 
10 Stephan Czop Heleng Jancza 

9 Anton Muszek Johann Muszek. 


Häusler. 
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Johann Bazan 


Summa 


Anſiedler auf Pfarrgränden. 
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Thomas Baran 
Johann Dzwiek 
Michael lloczur- 


Au mec ung. Dieſe dre Uncere hauen hat der borige 
Pfarrer R. R., ohne Genehmigung der Landesſtelle auf 
einen Theil des Ackers Pustki Nr. Top. 98010 % angeſte⸗ 
delt, da ſie ad nutum amobiles find, und ihrevriſtun⸗ 


gen, den Urbarial⸗Ertrag nicht erreichen, 
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ſolche auch nicht zum Ertag berechnet, ſondern bey der 
Rubrike B. Poſt 2 der ganze Grund beranſchlagt. 
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Michael Drozd 
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Peter Slepek 
Johann Glod 
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Adalbert Kozuli 
Paul Cesarz 
Andreas Mihur 
Joſeph Braja 
Halbe 
Thomas Drozd 
Johann Braja 
Kaſimir Slepek 
Joſeph Glod 
Lorenz Braja Joſeph Glod 
Johann Bilik Jakob Bilik. 
Gärtner oder Viertel Bauern. 
Joſeph Humor Johann Humor 
Johann Humor Michael Ira wezyk. 
9 ler 
Michael Cuzok Joſeph Belczyk 
Deter Cecha n Magcibrzuch. 
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) Anmerkung. Die 
) Frohnen müſſen 
— — — Für 956 Zugtage a 7 kr.) nach den zum Bes 
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| E | Namen des Beſitzt | Hat zu entrichten 

E an — 
2 23 jahrlich es kt 8 2 | 
2 S & alten gegenwärtigen Grund⸗ Zug⸗ Fuß 15 8 Zins⸗ 8 S 2 
6＋»»„»' ! ſtüͤcken 9: | Fuß⸗ zins Haber = 5. S 
l Befitzers sec ai. Sage fl. kr. 58 
ee u ann sense . . msn a THE e 
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Stücke | fl. . 
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) huf des Steuerpros — rt ip 
— — — — 1192 Handtage ad -) piſoriums eingereich— 
) ten Faſſionen ange⸗ 
ſchlagen werden! : „ ̃—˙e — 5936 
— —— [An baaren Grundzins 27 fl. 45 kr. W. W. oder 
mit 250 pCto reduzirt ° s „1 — — — I — — — — —— —— 111 6 
— — — Für 1048 Korez Haber a 5 kr. . 1 — — — — || — n | 7522 
|| — 14 Stück Kapauner a 72 — . || |) m 1 — 4,45 
— —— ] — 86 — Hühner a 4 — . „ — — — be Il — —— — 1 | — 512424 
| — 245 — Eyer a 4 — 0 0 — ar EN —— — — | it | — ä — — 4 44 
||| — 66 — Geſpunſt a 6 — - Sr — 36 
Anmerkung. Die Veranſchlagung der Frohn— | | 
dienfte und der Naturalgiebigkeiten, muß in 
dem urſprünglichen Faßionspreiſe geſchehen, 
und das Inventar iſt in Gegenwart aller Un⸗ 
terthanen genau und deutlich vorläufig vorzu⸗ | | | | LAS | 
leſen, ſodann aber durch zwey Deputirte in | | | | | | | | 
Gegenwart der Ortsobrigkeit und des Gemeind⸗ | 
gerichtes, die Richtigkeit zu beſtätigen. | | | | | | | | | | 
Fürtrag 21040 
2 = Von Aedern Geldbetrag 
8 I dreyjahriger Körner-Ertrag N 
or Flächen⸗ n ae 
a: e = S inzel uſammeu 
| Benennung der Grundſtücke. Topagras | zInzat 8 8 8 s en Zus. 
1 phiſcher TE) 5 er — 
Nro. S 
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pe | . N 
Uebertrag N — — — . — | — | — | — | — | — 2 21040 
| B. Grundertrag bey der Pfarre a 
| von Aeckern. 
0 
4 | Zagumienki . — R . 96 402023] 8544 — — — [11714 ! 
2 Pustli N. - 98 40/14/1289 135215525] 42474064 
* Stati iii 103 400 3/50 05 0 4 105 | 
4 || Zaplocie J „ 112 123 0 144 15441531 6541| 17% | 
5 | Podesie » . . 414% 8422128444641 5944 4053 
Summe — | — ” 1750 556943 20662444 | | 210|40;5 
Hievon kömmt abzuſchlagen: der laut Uns | | | | Ä 
terſuchungs⸗Protokoll, durch die Ueberſchwem⸗ | | | | 
mung im Jahre 1813, durch Verſchotterung | 
ganz unbrauchbar gewordene Ader Zablocie . || 112 12 6 14 15441532] 6524| 17% 
| Folglich verbleiben zum Ertrag . . | — — 29 20 38.%,17944|14284|122453 | 
Dieſes macht auf ein Jahr. 0 — — — 124 2⁰̃ 4742| 7424 
Nach den in guter Ordnung vorgefunde⸗ 
nen Fechſungs⸗Regiſtern, und den genau nach— 
gerechneten Druſchtabellen, hat jedoch die Fed)» 
fung wirklich ertragen im Jahre 1818. ( — — — — 11.3054] 4024| 8642 
— 1810 .— 1 I) — I 16242812] 5% 744 
— 1820 (— —— — 123542344] 5222| 7112 
Zuſammen(— — —— 5954 8164/(144745 25148 
Folglich entfällt auf 1 Jahr . — —— — 183342762 4884 7761 
Welches Erträgniß als das Günſtigere nach 
den Joſephiniſchen Marktpreiſen zu Geld bes 
rechnet ausmacht: | 
133 Korez Weizen a 2 fl. 58 4 kr. hl —- —— — — 88 295 
274 — Korn a2 104 r 
48 3 — Gerſte a 1 452 || — me — 1 — — — 853 u 
7731 — Haber a 1 14 — Area Br — — ml 2 
| 10 15 
Hievon 50 00 auf Ausſaat und Kulturskoſten — — 5 — | — — — | — 252 152 | 
Bleibt reiner Ertrag . 14 — el | — | — — — 152 153 
Fürtrag. * — Pr — — 152 153 2101403 | 


Formular z. Nachtragsb. d. Gefegf. Sign. 5 Puh 7. 4 


Poſt - 
Benennung der Grundſtücke. 
Rro. j 
Uebertrag. 
Anmerkung. Wenn der Pfarrer außer 
dieſen 4 Hauptgattungen noch andere Früch— 
te, als: Haiden, Erbſen, Bohnen ꝛc. ge— 
ſaͤet hätte, fo verſteht es ſich von ſelbſt, 
daß auch dieſe mit dem Brutto-Körner— 
Ertrag aufgenommen werden müßten. 
Bey dem Dorfe N. N. 
6 Na Przymiarkach . . . . A 
— Blonin , A 2 . . . 
0 — Malinach a . a 5 
9 Z. a Melineprrh 5 . . 5 . 
10 || pod Mogila . 0 ’ ° 1 2 
11 Na Hontach . 2 f . : 9 
2 
15 — — 0 OD) 0 0 0 * 
44 


Summe 
Wobon auf ein Jahr entfällt. . 

Da dieſes Gut im Jahre 1819 verpach⸗ 
tet war, und der Pfarrer von den früheren 
Jahren kein Fechſungs-Regiſter zu haben be= 
hauptet; ſo erübriget nichts anders, als das 
Joſephiniſche Erträgniß anzunehmen, weil die 
Gründe alle unverändert, in der vorigen Eigen» 
ſchaft beſtehen, und ſich in der Kultur gar 
keine Veranderung ergeben hat, dieſes zu Geld 

berechnet, macht: 


3591 Korez Weizen 4 2 fl. 573 kr. 
8577 — Korn à 2 — 14 
25233 — Gerſte à 1 — 44 — 
0034 — Hafer A — 504 — 3 


Hievon 50 0/0 auf Ausfaat und Kulturskoſten 
Bleibt reiner Ertrag . 


Be 


; 


Poſt⸗ 


1 Benennung der Grundſtücke. 
ro. 


Uebertrag.. 
C. Von Obſt- und Küchen gärten 
dann Wieſen bei der Pfarre, 
10 I Sad k x 2 1 
17 Ogrod \olo Sadu . 
Wieſe Otoka 
18 — Olszyna 
19 


— W Eosynie . 
Summa. 
Welche nach den ausgemittelten Steuer⸗Re⸗ 


gulirungs⸗ 1 berechnet betragen: 
für 70 406 6 Zentner ſüßes Heu à 20 kr. 


faueres » 
— Grummet⸗ 


a 14 kr. 
A 40 kr. 


Hievon 20 00 auf Kulturskoſten . 


Fürtrag 


2 Von Aeckern 
75 | & N Fan Körner» | | 
| N ? rtrage 1 
Flachen —8 = | 7 Einzeln Zuſammen 
Topogra- Inhalt > | 8 E | S | 
piſchen _ 8 4 1 
Neo, else kr. 
3 | a Ko re z H. ef 
Ti 7 f 1 1520153 2100403. 
a 183014015550 1145| 4242/10422) 2680 
103| 402 100 91 02%] 555 885 2220 
175) 20 9112671) 94% 50½ß 90 257% 
1760 204% 0 84, 8% 7055 798% 2053 
177 205 5) 670) 5% 19% #753] 123 
188| 21710| 770 033 3633 9143 250 
244 270% 31504 9354 954 41% 14% . 
252 2850 0 210 2235| 22 9534 2544 
— 280 5242 1414 5034| 1027 
— — 75 1003 10033 240% 6077418277 
— | = 1 — || 3334| 88½% 2323 6044 | | 
| a Ku © | 
> pe Del DE u ee ker | 
— 2 — ein | 
. | 
| | 766 | 442 
EE — 3883 | 221 r 
— — — — E — — — ö en 4 


Ertrag von Gärten, | 
Wieſen, Hutweiden 
an 


= user, 


za] 210100: 


Gelbbetrag 


Einzeln 


1 b. kr. 


515 57 210 


1567| 762% 


Sufammen || 


407 


— 
— 
— 


0 404 


5 
5460 263 210 40f 


Poſt⸗ 
Nro. 


20 
Wal 
22 
25 
24 
25 


26 


a 


Ogröd za Dworem . . . . 14% 14% 1110 20,22, 7700 10050 | 
— za Gumnem . . . . 150 450 1 780 27400 — 10,4, 
— za Folwarkiem . . . . 160 4160 41 55 1409 — 77050 
Wieſe na Malinach . 0 0 | 1650 190 7 174008 3640 0 2% 
— W Hontacc h. 258 272 11 458 122% — 64 70% 
— na Przytatkach . . . || 254 506 25 4518025375] — — | 
Summa Zee Ze 48 | 956 = 00 43 "| 065% | 
Welche in den ausgemittelten Steuer-Regu- | ‚ 
rungepreiſen berechnet, betragen: | il kr. 
für 521 Zentner ſüßes Heu à 21 kr. —— | _| — — 1182 252 
JJ | ee RT aaa 
„106 % — Grummet⸗ a 12. — Ian 21 134 | | 
A urn | 
Hievon 20 0]0 auf Kulturskoften . r = 43 4 172 | 162 
e — — 18 457 718 434 
„ . u—.T. a U ——! w oo er — — . 
D. An Teichnutz en. ’ 
Vermög Urbarial-Grundbvermeſſung enthält der in dem Dorfe N. N. befindliche Teich, wel⸗ 
cher nur als wilde Fiſcherey benützt wird, 22 Joch 684 Quadrat⸗Klafter, von welchem nach der 
Steuer⸗Regulirungs⸗Operazion an jährlichen Nutzen angenommen werden: 330 Zentner ſaueres 
Heu und 120 Zentner Grumet, welche erſtere berechnet A0 = 4 2 i % A 
letzteres aber a 10 kr. b . N ; ? : r : „ 5 b . 20 — 
108 | — 
Hievon 20 000 Kulturskoſten v u EB RE 21 | 930 86 24 
Anmerkung. Dieſe Art Veranſchlagung des Teichnutzens gilt nur von ſolcher Gattung 
Teichen, die nicht ordentlich mit Fiſchen beſetzt, und nach 8 oder 4 Hitzen abgelaſſen, die 
dießfälligen Erträgniffe aber entweder durch Verpachtung oder eigene Benützung erzielt werden; 
im letzteren Falle aber kömmt der dießfallige Ertrag entweder aus den vorhandenen Regiſtern, 
oder in Ermanglung derſelben durch Einbernehmung des Dominiums, oder Einſicht der 
Verpachtungs-Kontrakte zu erheben. 
E. An Waldnutz en. 
Vermög Waldvermeſſungs- und Abſchätzungs-Operat, betragen die zu der Pfarre in dem 
Dorfe N. N. gehörigen Waldungen 50 Joch 1245 Quadrat-Klaftern, von welchen zum jahrlichen | 
Ertrag angenommen werden 20 4 Klafter hartes à 1 fl. 10 kr.) 25 | 372 


28 


Ertrag von Gärten, 


3 | | 
| — | = | Wieſen, Hutweiden | Geldbetrag 
8 8 an 
1 = 5 | 
Benennung der Grundſtücke. Topogra⸗ Inhalt S 3 Gru Fe Pl a | 
| phifche Fer r 
. RE | as. Tan 0 
\ vag ei | Zentner fl. kr. | fl. | kr. 
5400 20 (210 432 


Uebertrag.— — || _ | — — . 
Bei dem Dorfe N. N. 


252 detto weiches 87 +) nach den Urbarial»Lokalpreifen 
Anmerkung. Hat der Pfarrer keine eigenen Waldungen, ſondern übt das Holzungsrecht in 
den herrſchaftlilichen Waldungen beſchränkt oder unbeſchränkt zum Reparaturs- und Brenn— 
bedarſ aus, ſo kommt die Urkunde, auf welche ſich dieſes Recht gründet, oder die allenfalls 
beſtehende Komplanazion, zu Folge welcher dem Pfarrer eine gewiße Quantität Klaftern an 
harten und weichen Holz jährlich erſolgt wird, zu bezeichnen, und wenn es der Pfarrer ſelbſt 
ſchlagen und zuführen muß, in den Waldpreiſen, geſchieht dieſes aber durch die Gemeinde, 
in den Lokalpreiſen zu berechnen. Hätte der Pfarrer eigene Waldungen, aber keine Auf— 
nahme und Abſchätzung derſelben wäre vorhanden, ſo hat das Kreisamt ſelbe auf Koſten 
des Pfarrers durch Kunſtverſtändige verfaffen zu laſſen. In jedem Falle, wo der Pfarrer 
das Holzungsrecht ausübt, muß die Anmerkung dieſes Rechts vom Dominio beſtätiget werden. 
F. An Mahlmühlnutz en. 

Auf dem zur Pfarrey gehörigen Dorfe N. N. beſitzt die Pfarre eine eigene Mühle mit einem 
Gang, welche in einer Regie erhalten wird. Nach dem von Pfarrer vorgezeigten Regiſtern 
wurde nach dem Durchſchnitt der letzten drei Jahre an Mahlmaßel-Getraid gewonnen: 

An Waitzen 7 24 Koretz à 2 fl. 57 4 kr. r J . 22 fl. 55 4 kr. 


„Korn 2943 242 14 kr. . . . . 65 „55 kr. 
„Gerſte 32 a1 11 ljñ rr. 53 35 f kr. 
An Beutelgeld im baaren Gelde 0 8 ° h 8 „50 kr. 


Hiezu der Nutzen von dem zum eigenen Bedarf in einem Jahre mit beiläufig 60 Koretz 
vermalenden Getraid von verſchiedener Gattung im Durchſchnittspreiſe von den obigen drei 
Gattungen à 2 fl. 17 4 kr. die ausfallenden 16 24 Koretz Mahlmaßel berechnet mit » ‘ 


Anmerfuug Hat der Pfarrer keine gehe Mablmühle, ſondern nur das Recht auf den 
herrſchaftlichen Mühlen fein Getraide mit oder ohne Beſchränkung zu vermahlen, ſo wird 
nur die Quantität des dadurch gewinnenden Mehlmaßels in dem Urbarial-Durchſchnittspreiſe 


Für trag 


4 * 


Bm ———— . K — — — ——— bb ä —-— — ͤ — — — 
| | Geldbetrag | 
| 


m nn 


| 
Einzeln | Zuſammen 


fl. kr. fl. kr. 
r ———Z— . —̃ K — .en————̃ — — —ẽ 
| 


Uebertrag - . | — | — 1250 58; 


der erſteren 3 Gattungen Getreides als Nutzen angeſchlagen, daß aber der Pfarrer unge 
hindert dieſes Recht ausübt, iſt vom Dominio durch Unterfertigung zu beftätigen. 
G6. An Vieh⸗ und Bienen nutz en. 
29 Die 6 pro Fundo Instructo vorhandenen Kühe werden durch den Pfarrer ſelbſt für den 
Hausgebrauch benützt, aber über dieſe Benützungsart ſind keine Regiſter geführet worden. Sollte 
der dießfallige Nutzen verpachtet werden, fo könnte nach dem auf landwirthſchaftliche Erfahrung 
gegruͤndeten Gebrauch von einer Kuh ein jährlicher Pachtzins von 8 fl. E. M. erzielet werden, 
wobon das mit 8 Zentner für eine Kuh auf den Winter nebſt dem Futterſtroh benöthigende Heu 
A 20 kr. berechnet, mit 2 fl. 40 kr. abgeſchlagen, giebt einen Nutzen von 5 fl. 20 kr. mithin 
(bon 6 Kühen Narr — „ 82 — 
50 Von den 2 pro Fundo Instructo gehörigen Mutterſchweinen, welche zweimal im Jahre 
werfen, können zum Verkauf 4 Friſchlinge ausgemäſtet werden, für welche jeden ein Werth von 
10 fl. oder 40 fl. K. M. angenommen werden könne, hievon des zur Aus— 
mäftung für 1 Stück mit 15 Koretz Hintergerſte à 502 kr. und 14 Koretz Haber à 595 kr., 


| nebft Spreu und Aufterich erforderliche Getraid, für jeden mit 2 fl. 45 J kr. oder 14 fl. ö kr. N 
abgeſchlagen, gibt einen Nutzen von. nr neee agree 128 ee 
Anmerkung. Sind Bienenſtöcke pro Fundo Instructo bei der Pfarre vorhanden (wozu 

die vom Pfarrer ſelbſt angefchafften nicht gehören,) fo müßen von jeden 10 vollen alten 

Bienenſtöcken 3 Stücke zum Ausſchlagen, und von jedem Stock nach Verſchiedenheit der 

Große der ſtehenden oder Lagerſtöcke an Honig zu 5 oder 4 Garnez, dann von den übrigen 

bis unter das Flugloch zu unterſchneidenden Stöcken, ohne Einrechnung des für die Schwär- 

me im Winter zum Futter zu belaſſenden Honigs, zu 1 Garnez angenommen werden. 

Die ausfallende Quantität Honigs kommt ſodann nach den Lokalberkaufspreiſen im guten 

Gelde zum Nutzen anzunehmen. Sind aber unter der Zahl 40 Dienenſtöcke vorhanden, fo 

wäre der allenfällige Nutzen nach einem 3 jährigen Durchſchnitte mit Einbdernehmung des 

Gemeindgerichts zu erheben. 

H. An Zehend und Meſſalien. 

Vermög Erekzions-Urkunde vom R. N. oder der langjährigen Uebung gehört zu dieſer 
Pfarre von nachbenannten Dominten der Garbenzehend in Natura welchen der Pfarrer ſich 
ſelbſt einführen muß, und wird ohne alten Anſtand berabreicht: 

Benennung der aleer neuer 
— . er FE I Felächen⸗ 
Inhalt 
Zehendpflichtigen Lahnen, von welchen der Zehend Topogra⸗ 0 
phiſcher 
| Dominien verabreicht wird Nr. I. Qua- 
Joch 
| | Klftr. 
| . 
A. Grabowice. Blonie . + . 0 . 54 60 2. 800 l} 
— — a . * 0 . 55 67 32 1200 
Lan Dworski od Lanu = . || 1414| 45900 720454 
— miedzy Cwierciami . 297 542] 55 724 
— od grani q „385 458 24 816 
Summe — — 2654080 
B. Jablonica, Wielki an Zadworze. . 1844 21½¼ 442 | 
| Lan Cwiere i: [312 385| 75| 914 
— od granicy za przedatlami . 54] 589 68 Bas 
Summe. — | — |! 257] 90 

Nach der oben bezogenen Erekzions⸗Urkunde gebührt von eben dem 
Dominio Jablonica von nachſtehenden Grundſtücken der Garbenzehend, 
welcher aber, weil ſie von ausgerottetenen Sträuchern entſtanden ſind, 

10 weil fie von Hutweiden in Aecker verwandelt wurden, verweigert 
wird: 
| Pole za przydatkami od lasu . — | 6421| 27| 314 
Rliny od Lanu na Cwierciach . || — | 584| 41 620 


Zürtrag.. | — | — 4291 55% 
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Geldbetrag 
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Nach den eingeſehenen Dominikal-Wirthsſchafts⸗Tabellen hat der Zehend in nachbenannten 


drey Jahren von den vorgezeichneten herrſchaftlichen Gründen ertragen 


uauuomaß zug u! 


bn zd dach md Koax 


Poſt 


Nro. 


6187 


8187 


Futrtrag » 


Formular z. Nachtragsb. d. Geſeßſ. Sig. 5 Pag. 75. 


Geldbetrag 


Poft- = 
Nro. Einzeln [Zuſammen 
| em If. kr. ff. | tr. 
Ueb ertrag. — — . 552 
Dieſe nach den Urbarial-Durchſchnittpreiſen zu Geld berechnet, betragen: 

Fur 11 Korez 23 Garnez Weizen a 2 fl. 581 kr. s 5 34 fl. 482 kr. 

—52 — 12 — Korn a2 — 162 — a A . 119 — 91 — 

— 42 — 8 — Gerſte a 1 — 484 — ; r 72 — 824 — 

— 55 — 29 — Hafer al 14 — 4 . „ 55 — 144 — 

— — — 22 — Erbſen a2 3 — — — “ ® . 1— 34 — 

32 Vermög Romplanazin vom 41. April 1798, welche in Folge höchſten Hofkanzley-Dekrets 


bom 22. Juny 1798, an 1. Auguſt 1798 Zahl 38762 bon der hohen Landesſtelle beftätigt 
worden ift, zahlt die Geneinde Grabowiec ftatt des Natural-Garbenzehends, jährlich 526 fl. 
472 kr. W. W., welche nt 250 00 reduzirt in Konvenziong-Münze . N 3 . 150 35 (27 192 


ausmachen. 


Anmerkung. a) Allet Kathegorien bey der Rubrik H., müſſen jede insbeſondere von dem 
zehendpflichtigen Grundherrn ſelbſt oder deſſen Bevollmächtigten, und nie bloß durch die 
Wirthſchaftsbeamten mit der eigenen Unterſchrift beſtätiget werden. 


bp) In Fallen, wo weder bey dem Pfarrer, noch bey den zehendpflichtigen Dominien, Regiſter 
bey Handen wären, und bey der Einvernehmung der letztern vorgegeben werden ſollte, daß 
ſich ſelbe der Zehend-Quantität nicht mehr zu erinnern vermögen, kömmt der herrſchaftliche 
Grundertrag nach der dermaligen Steuerregulirungs⸗Operazion aus den individuellen Extrak⸗ 
ten zu erheben, und hieraus der zehnte Theil als Zehend zur Gebühr anzunehmen. 


a) Wenn die Uebung der Zehendleiſtung von der Art abweicht, welche nach der Erekzion vor⸗ 
geſchrieben iſt, ohne daß dieſe Abweichung durch eine rechtskräftige Urkunde gerechtfertiget 
werden könnte, oder iſt die Leiſtung ſelbſt, oder die Art derſelben im Streite, ſo ſind die 
darauf Bezug nehmenden Umſtände genau zu erheben, und das Erhobene in das Inventar 
unter Fertigung aller Intereſſenten aufzunehmen, beſonders, wenn die Störung nur muth⸗ 
willig iſt, und durch ein gerichtliches Probiſorium leicht behoben werden kann. 


) — — 


| | Korn | Hafer 
8 nach der alten Maß 
re | der Korez zu 
8 40 Garnez 
= 
4. 


Vier⸗ 
tel 


Vier⸗ 
tel 


org] 


Korez | 


An Miffalien 


Vermög Erekzion oder Komplanazion N. R. | 
Gemeinde Jablonica 


Michal Nocur D g 
Jan Nakonieczny 
Michal Botcun 

Piotr Mucha. 

Sobek Iluk . 

Jan Patuch . 

Maciey Truba \ 

Ilko Saloga 0 
Szymon Jakimow | 
Jacko Slupen + . 


und ſo weiter. Summa | 5| 5 
* 
Nach dieſem erekzionsmäßig üblichen ſogenannten alten Maß, enthält das Viertel 40 Garnez 
Lemberger Maßes, folglich machen dieſe Meffalien nach dem Lemberger Maße berechnet: 


7 Korez 6 Garnez Korn, nach 20 010 Abſchlag a 2 fl. 222 free. 17 ½ > 
7 — 6 — dme, e 5 532 22 | 582 


Anmerkung. Nach dieſem Beyſpiele find die Meſſalien immer nach jenen Meſſereyen aufzu- 
nehmen, welche erekzionsmaßig in der Uebung ſind, deren Gehalt iſt genau zu erheben, 
und die Summen ſodann auf das Lemberger Korezmaß zu uͤberfetzen. 


— — — — — 
Fürtrag - — 4742 4% 
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| Geldbetrag - 
| 


poſt⸗ Kapitals⸗ | 8 


Betrag Einzeln | Zuſammen 


fl. kr. f fl. kr. 


fl. 85 


Ueb ertrag. — | — 1742 14 


| I. Ac tiv, „ Kg pt alt een. | 
5 1250 2 | Bermög Verſchreibung von R. N. zum Unterhalt des Pfarrers und des Vikars f 
gegen die weitere Verbindlichkeit von einem Seelenamte und 12 Meßen jahrlich ge— 
ſtiftet, auf dem Gute Dubie verſichert A 5 00 die Interreſſen 62 fl. 50 kr. W. W. 

| oder mit 250 0J0 reduzirt . g 2 9 j .1 25 | — 
| 


AA 1750| — Laut Verſchreibungs-Urkunde von R. N. fü r den Unterhalt des Vikar war det» 
ſichert auf dem Gute Nowotaniec dermalen in öffentlichen Fonds-Obligazionen ddo. 
N. N. Nro. 54765 à 2 0) oder mit 250 00 reduzirt 7 4 14 — 159 — 
H. An Propinazions⸗ Nutz en. 
45 Laut Erektion ddo. N. N. gehört der Pfarre das Recht der Propinazions⸗ Ausübung auf der 


Juridik im Pfarrorte, welches Recht aber vermög einer mit dem Dominio abgeſchloſſenen, und 

vom Gubernium beftätigten Komplanazion von N. N. gegen einen Zins von 250 fl. V. W. 

jahrlich abgetreten wurde, welche mit 250 00 reduzirt, betragen 5 100] — 
In dem zur Pfarre gehörigen Dorfe N. N. betreibt der Pfarrer die Getränkerzeugung auf 

eigene Rechnung. An Bier wurden laut Sjährigen rar alle Jahre 30 Fay 45 on 

das Faß mit 36 kr. reinen Nutzen, macht 8 4 8 fl. — kr. 

in dieſem Dorfe befinden ſich 8626 Seelen, oder 5 Seelen auf ei eine Familie 7254 

Familie, auf jede Familie 6 Garnez gerechnet 43514 Garnez. Der Garnez Brand⸗ 

wein mit 10 kr. reinen Gewinn angeſchlagen, ertrag. 4 = 2 725 171 [7435 47 

Summe des ganzen Propinazionsnutzens . — | — || 845] 175 
RT etre. 

Hieher gehören die bei der alljährigen Einſegnung der Häufer bei den griech. kath. Pfarreien 

üblichen Geſchenke in Geld oder Naturalien, welche eigentlich unter die verbothenen Kolenden 

gehören. Indeſſen könnte dieſe Abgabe allenfalls nur da in Anrechnung gebracht werden, wo 

der Pfarrer die Einſegnung der Häufer auf Verlangen der Pfarrkinder wirklich ſelbſt vornimmt, 

und dieſe Abgabe von einiger Bedeutung ſein könnte, betrifft ſie aber nur einige Partheien, 


welche zu dieſer Leiſtung ſich nicht für immer verbindlich machen wollten, ſo iſt ſie gar nicht zu 
berückſichtigen. 


46 


ale 


u7 


M. An Deputaten und Penfionen 
48 Wenn der Pfarrer für ſich oder für feinen Vikar ſtiftungsmäßig etwas in Geld oder Natura⸗ 
lien ohne Beſtimmung des Kapitals erhält, fo wird ſolches hier aufgenommen, und die Penfion 
im Gelde nach dem Kurſe von 250 00 reduzirt, die Naturalien aber in dem Urbarialpreis des 
Pfarrortes berechnet. 
N. An Stol gebühren. 
49 Vermög der bei den Kircheneinkuͤnften F. C. Poft-Nro. 12 enn Ausmittlung el 
len für den Pfarrer für 42 Getraute à 21 fr. . 8 1 
dann für 563 Begräbniſſe für die geiſtliche Funkzion nach — 4 Klaſſe i im Durchſchnitte 420 kr. 2 


| O0. An Stiftsbeiträgen. 


557590453 


50 Von dem auf Grabowiec mit 2500 fl. verſchriebenen, und nun im öffentlichen Fond an— 

liegenden Kapital für die darauf haftende geiſtliche Funkzionen eines Seelenamtes und 24 Lefe⸗ 

meſſen laut Einnahme der Kirche Rubrik A. Poſt-Nro. 1 15 fl. W. W., oder . 5 5 | 12 
51 Vermög eben diefer Rubricke litt. A. der Kircheneinkünfte Poſt⸗Nro. 5 von dem auf W 


nöwka verſicherten Kapital pr. 500 fl., welches ohne Beſtimmung der Verbindlichkeiten für den 
Pfarrer und die Kirche zugleich verſchrieben wurde, die eine Sage ausfallenden Intereſſen 
pr. 12 fl. 50 kr. W. W., oder 2 51 — 
52 Laut Rubrik B. der Kircheneinkünfte Poſt-Rro. 9 kömmt die Halbſcheid des Pachtſchillings 
von dem für den Pfarrer und die Kirche zugleich ohne Beſtimmung der Verbindlichkeit verſchrie— 
benen Barmerfögrungg Podzameze. heilen Bergelture dem Pfarrer überlaſſen iſt, bier anzu: 


nehmen mit 25 fl. W. W. 7 oder 9 0 Pr “ = “ . * 10 u 20 12 
P. Von eigenen Gütern. 
Summe der Einkünfte... || — | — 264½ 582 
Anmerkung. Wie die Unterſchrift dieſes Abſchnittes zu geſchehen habe, iſt ſich nach der 
beim II. Abſchnitte beigefegten Bemerkung zu benehmen. 
VII. Abſchnitt. Aus gaben. 
| A. Zandesfürftlide Steuern. 
1 An Dominikal⸗Steuer » r e eee 
2 „ Militär⸗Quartiersbeitrag oder Häuſerſteuer . 8 J f 1 1 ER 7 | 52 
3 Srraſſenſonds⸗Meleizion 24 fl. 20 kr. W. W. oder 42 
11 * Alumnatikum 56 fl. 272 4 kr. W. W. oder * * . on „ * 8 > 22 39 511 . 
| Furtrag .. | — — 8144 49 


Geldbetrag 


— 


| 
Einzeln | Zuſammen 


fl. kr. fl. kr. 


Uebertrag . — — 5811 49 


Anmerkung. Bis das allgemeine Steuerprobiſorium in Wirkſamkeit tritt, wird die Do⸗ 
minikalſteuer nach der letzten Vorſchreibung ohne Zuſchuß, ftatt der dermaligen Militär - 
Quartiersbeitrags-Gebühr aber die Häuſerſteuer angenommen, dagegen bleiben der Domeſti— 
kal und Kreisamtsgebäudefondsbeitrag als unbeſtimmte außerordentliche Laſten hinweg. 

Wird für die Zukunft das Erbſteuer- Aequivalent ausgeſchrieben, fo wird dieſe Gebühr 
als eine außerordentliche Steuer auch in Abzug zu bringen ſein. 


B. Auf Beſold ungen. 
5 Dem Pfarrer an Kongrua 5 a “ > d ö 8 5 ; 2 „300 


0 — 
6 nr e 
ie Anmerkung. Es verſteht ſich, daß da, wo mit eigener Hofentſchließung die Kongrua des 
Pfarrers mit 400 fl. und der Gehalt des Vikars mit 200 fl. ſyſtemiſirt worden iſt, in die 
| Inbentur auch dieſer Gehalt anzunehmen fei. 
| C. Virthſchafts Auslagen 
7 Zur Beſtreitung der Regie- oder Guts⸗Verwaltungskoſten, werden von den geſammten Ein⸗ 1 
| fünften der Rubrik P. 5 00 abgeſchlagen, macht 5 e 0 0 R 8 8 — — 132 14 
| D. Auf Unterhaltung der Gebäude 
8 Werden von den ſämmtlichen Einkünften zur n der Wohn⸗ und Wirthſchafts⸗Ge⸗ 
bäude 8 0/0 abgezogen mit 0 * * * 0 9 * 0 0 * ea 79 19} 
E. Exrtraordinarien. 
9 An Dekanatikum 1 fl. W. W., oder  % d r 2 > N A 2 4 | 36 
10 . Auf Schreibmaterialien, Bothenlohn und Poſtporto . . . . 2 5 — 6 | 36 
Summa der Auslagen | — | — 579 59 | 
Anmerkung. Bei der Rubrik Litt. E. wird auch der Reiſevergütungsbetrag da aufzuneh⸗ 
men ſeyn, wo der Pfarrer far die Schuldiſtriktsaufſeher ſolchen entrichtet. 
Poſt⸗ Betrag 
Nro. f 
fl. kr. 
| 
VIII. Abſchnitt. Summariſche Ueberſicht. 
1 A. Kircheneinkünfte II. Abſchnitt 8 ; 5 2 ° . 5 4 a 8 . 125] 03 
2 detto Auslagen III. detto 1 2 8 1 8 0 0 5 2 ° 109 5 
folglich zeigt ſich ein Ueberſchuß von. 5 R 8 8 f 8 . 5 5 „16 42. 
8 B. Temporalien-Einkünfte VI. Abſchnitt . 5 F r 5 u 3 4 N 5 264% 581 
11 detto Auslagen VIII. detto 5 8 . 4 5 8 a 8 4 - || 969| 59 
Mithin ergiebt ſich ein Ueberſchuß von P „ 
Hiezu der ad A. ausgewieſene Ueberſchuß mit 5 . a z = 2 8 5 1 16 43 
> — m. — r 
Mithin verbleiben dem Pfarrer Über die Kongruunn . 14081 1 
4 Wegen Unterfertigung der letzten zwei Abſchnicte gilt die beim erſten Abschnitte gemachte 
emerkung 
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ad 1) und zwar: 
ad a) daß ſolche Kinder allerdings zur Militär⸗Jurisdikzion 
gehören, weil nur dem Gatten das Recht zuſteht, die 
eheliche Geburt des Kindes anzufechten, 
ad b) daß auch ſolche Kinder der Militar⸗Jurisdikzion aus 
dem ad a) angeführten Grunde unterliegen, und weil 
hier nebſtbey noch die Möglichkeit eintritt, daß die Des 
ſerteurs während ihrer Verhehlung ihre Weiber beſu— 
chen können. 
ad 2) Die Kinder der Landwehrmänner, fie mögen vor 
oder nach der Aſſentirung ihrer Väter erzeugt worden ſeyn, 
gehören zur Eivil-Jurisdikzion, weil dieſer auch ihre Väter 
unterſtehen, 
ad 3) Alle unehelichen Kinder der Militäriſten gehören 
zur Cibil⸗Jurisdikzion, fo wie auch ſolche Kinder, welche 
von einer Soldaten-Wittwe mit einem Civiliſten erzeugt 


wurden. 
Hiernach haben die Konſiſtorien die unterftehenden ‚Des 


kanate zu belehren, und die Matrikel-Auszüge der Militär- 
Individuen verſaſſen zu laſſen. 
Gubernial: Dekret vom 16. Map 1821. Gub. Zahl 25379. 


90. 
Beſtimmung, wann zur a en, der Sterb⸗ 
und Gerichtstaxen eine Verlaſſenſchaftsab⸗ 
handlung als anhängig gemacht anzuſehen ſey. 


Das hohe Hofdekret vom 14. Dezember 1816 Zahl 1301 
der Juſtizgeſetzkammlung, worin es heißt, daß die durch 
das allerhöchſte Finanzpatent vom 1. Juny 4816 veranlaß⸗ 
ten Beſtimmungen über die Zahlungsart des Mortuariums 
auf die vor dem 1. Auguſt 1816 anhängig gewordenen 
Berlaffenfchafts » Abhandlungen keine Anwendung finden, 
hat zu der Anfrage Anlaß gegeben, worin eigentlich das An» 
hängigmachen einer Verlaſſenſchaft beſtehe. Damit nun hiers 
über bey Bemeſſung der Mortuars- und Gerichtsgebüöhren 
keinem Zweifel Raum gegeben werden konne, hat die hohe 
Hofkammer mittelſt Dekrets vom 7. Hornung 1821 Zahl 


78 


4847 im Einberſtändniße mit der k. k. oberſten Juſtizſtelle 
anher eroͤffnet, daß die Abhandlung der Verlaſſenſchaft eines 
Verſtorbenen nach dem Sinne des $. 545. des allgemeinen 
bürgerlichen Geſetzbuches, und nach dem Inhalte der über 
einen Vortrag der k. k. oberſten Juſtizſtelle herabgelangten allers 
höchſten Entſchließung vom 7. November 1817 mit dem ge— 
hörig ausgewieſenen Zeitpunkte des Todes ſelbſt, ihren Ans 
fang nehme, und daher weder das Anlegen der Sperre, noch 
irgend ein einzelner Akt der Abhandlungspflege, als die eigene 
thümliche Anhaͤngigmachung einer Verlaſſenſchaft angeſehen 
werden konne. 
Gubernial⸗ Verordnung vom 18 Map 1821. Gub. Zahl 17884. 


91. 
Behandlung der im lombardiſch⸗venezianiſchen 
Königreiche gebuͤrtigen Deſerteurs. 


Nachdem Seine k. k. Majeſtät mit allerhöchſter Entſchlie⸗ 
fung vom 14. Dezember 1815 befohlen haben, daß die 
italieniſchen Truppen ſowohl in Fällen, die eine kriegsrecht— 
liche Behandlung oder rechtliches Erkenntniß, als auch in 
dude ee den für die öſterreichiſche Armee 
allgemein beſtehende ſetzen und Vorſchriften zu behandeln 
ſind, ſo hat die hohe Hofkanzley bey der nunmehr erfolgten 
Publikazion des neuen lombardiſch-venezianiſchen Konſkrip— 
zionsſyſtems, welches $. 5. eine achtjaͤhrige Dienftzeit für die 
in Folge diefes Patents zum Militär gewidmet werdenden 
Unterthanen des lombardiſch-venezianiſchen Königreichs feſt— 
ſetzet, rückſichtlich der Behandlung der aus diefem Königreiche 
gebürtigen Deſerteurs im Einvernehmen mit dem k. k. Hof— 
kriegsrathe nachſtehendes zur künftigen pünktlichſten Nachach⸗ 
tung angeordnet: 

a) Die aus dem lombardiſch-benezianiſchen Königreiche 
gebürtigen Soldaten, welche nach der Publikazion des 
neuen lombardiſch-venezianiſchen Konſkripzions-Syſtems 
zum Militär eingetreten ſind, oder geſtellt wurden, haben 
in Gemäßheit des Kapitulazionspatents vom 4. May 1802 
und der allerbörhften Entſchließung vom 14. Dezember 
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4815 nebſt den übrigen geſetzlichen Strafen der Deſer⸗ 
zion, bei der erſten Deſerzion nach Verlauf ihrer acht⸗ 
jährigen Kapitulazion noch eine halbe Kapitulazion, das 
ift, noch fernere 4 Jahre zu dienen, bey der zweyten 

Deſerzion aber iſt ihnen die Kapitulazion gänzlich ab⸗ 

zunehmen, fie find mithin zur lebenslänglichen Dienſt⸗ 

leiſtung zu verhalten. 

p) Hinſichtlich der vor der Publikazion des oberwähnten Pas 
tentes geſtellten, oder eingetretenen Unterthanen des lom— 
bar diſch⸗venezianiſchen Königreiches, hat es bey der bis— 
herigen Beobachtung zu verbleiben, wornach derley Leu— 
te bey der erſten Deſerzion vom Tage ihrer Ergreifung 
und neuer Eintheilung noch volle acht Jahre zu dienen 
haben, bey der wiederholten Deferzion aber ihrer Ka⸗ 
pitulazion gleichfalls ganzlich verluſtigt werden. 

Endlich hat in Deſerzionsfällen lombardiſch⸗benezianiſcher 
Soldaten auch künftig nur die Entſchädigung des Militär « 
Aerars nach den dießfälligen Vorſchriften, keineswegs aber 
die Vermoͤgenskonfiskazion einzutreten. 

Welches den k. k. Kreisamtern in Folge hohen Hofkanz⸗ 
leydekretes vom 25. v. M. Zahl 17685 zur genauen Nach⸗ 
achtung bekannt gemacht wird. 

Gubernial⸗Dekret vom 24. May 1821. Gub. Zahl 26109. 


02. 


Der Tag der Geburt muß in Taufmatrikeln 
und Taufſcheinen verläßlich angegeben werden. 


Die k. k. hohe Hofkanzley hat aus einem ſpeziellen Falle 
erſehen, daß in Galizien noch die Gewohnheit beſtehe, daß 
Taufen längere Zeit nach der Geburt vorgenommen, und 
die Geburtstage nicht immer in den Taufſcheinen angemerkt 
werden. 

Da der Geburtstag in mehrfacher Beziehung ein entſchei— 
dender Umſtand ſeyn kann, fo haben die Konfiftorien zu 
Folge hohen Hofkanzleydekretes vom 45. März l. J. 3. 7066 
dem unterſtehenden Klerus und insbeſondere den Seelforgern 
das Kreisſchreiben vom 24. May 1812 Zahl 18871 mit 
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dem Beifage In Erinnerung zu bringen, Sorge zu tragen, 
daß jedesmahl der Tag der Geburt verläßlich in die Taufre⸗ 
giſter eingetragen, und in den auszuſtellenden Taufſcheinen 
angeſetzt werde. 

Gubernial⸗-Verordnung vom 24. May 1821. Gub. Zahl 26393. 


03. 
Sährliche Bereifung des Landes durch den ftän- 
diſchen Augenarzt und Verpflegung der Au: 
genkranken während feiner Behandlung. 


a der zum Landesaugenarzt ernannte Wundarzt und Ge⸗ 
burtshelfer Potakowski ſeinem Beruf nachkommen, und all⸗ 
jährlich vom Frühlinge an, in 4 Kreiſen des Landes feinen 
Beruf erfüllen wird, fo werden die k. k. Kreisamter hievon 
in die Kenntniß geſetzt, um dieſe nunmehr auf Koſten des 
Dominikalfondes beſtehende wohlthatige Anſtalt mit folgen« 
den Rückſichten thätig in gewöhnlichen und außerordentlichen 
Fällen zu unterſtützen. 

4) Hat das k. k. Kreisamt wegen Auffindung eines Lokals zur 
Unterbringung der Augenkranken, wenn demſelben bekannt 
ſeyn wird, daß der Augenarzt ankommen werde, folglich ſchon 
vorhinein mittelſt des Kreisphyſikus fürzudenken, bey deſ— 
ſen Auswahl durch den Augenarzt dann mit zu wirken, und 
ſelbſt in der Riethe des Lokals wegen Beſtimmung des Zin— 
ſes zu interveniren , dann den Miethkontrakt oder die Erklä— 
rung des Miethgebers hieher einzuſenden, damit über die 
Anweiſung des Zinſes das Weitere verfügt werden könne. 

Da nicht immer der Kreisort zum Standpunkt 
von dem Landesaugenarzt fürgewaͤhlt werden dürfte, ſo bleibt 
es dennoch die Pflicht des k k. Kreisamtes, denſelben in dieſen 
und in allen andern Angelegenheiten eben ſo, als wenn der 
Standpunkt im Kreisorte wäre, zu unterſtützen. 

2) Eben ſo hat das k. k. Kreisamt mitzuwirken, damit 
die nöthigen Requiſiten und Viktualien, fo wie das nöthige 
Kochholz nach der vom Landesaugenarzte anzugebenden Quan⸗ 
tität ſchleunig und in den wohlfeilſten Preifen von dem Au« 
genarzt beigeſchafft werden konne. 
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3) Um die Ankunft des Landesaugenarztes bekannt zu 
machen, wird denen k. k. Kreisämtern von dieſer Landesſtelle 
oder von dem Landesaugenarzte ſelbſt der Tag ſeiner Ankunft 
vorhinein bekannt gemacht werden, wo dann allſogleich die 
ſammtlichen Dominien aufzufordern ſind, ihre Augenkranken 
an den feſtzuſetzenden Tag, auch wenn es nothwendig iſt, 
mit einem Begleiter an den Standpunkt abzuſenden, und 
ſelbe an das k. k. Kreisamt oder unmittelbar an den Augen« 
arzt anzuweiſen. 

4) Dem Landesaugenarzt gebühren auf feiner Reiſe 4 
Vorſpannspferde, oder eine andere den Vorſpannsbetrag 
nicht überfchreitende Fuhr; deſſen dem k. k. Kreisamte zu 
ü bergebendes Partikulare iſt von demſelben in Abſicht auf 
die Meilen⸗Entfernung und zugebrachte Zeit zu beſtätigen, 
und hieher einzuſenden. 

5) Eben ſo haben die k. k. Kreisämter und die Kreisphy⸗ 
ſici, deſſen tabellariſchen Ausweis über die aufgehobenen Au— 
genfranfen, den Erfolg der Kur und der Dauer ihres Auf: 
enthalts in der Anſtalt zu beſtätigen, wobei die k. k. Kreis- 
ämter aufmerkſam gemacht werden, daß ſolche von andern 
Orten angekommene Kranken, welche ſich der Huͤlfe des Au— 
genarztes zwar gleichfalls unterziehen, aber nicht in der Ans 
ſtalt ſelbſt aufgenommen ſind, mit dieſer Bemerkung 
in dieſen Ausweis anſgenommen werden müſſen, auch dann 
nur den Anſpruch auf unentgeltliche Arzeney haben. 

6) Für gelieferte Arzeneyen in dieſe Augenkrankenanſtalt 
hat der Apotheker die Rechnung, belegt mit den Rezepten 
des Augenarztes oder nach feiner Entfernung deſſen Subſti⸗ 
tuten, für dieſe Kranke, denen k. k. Kreisämtern zur Einbeförs 
derung an die Landesſtelle zur gehörigen Zeit vorzulegen. 

7) Das öffentliche und Privat⸗Sanitäts-Perſonale iſt zu 
verhalten, dieſem Landesaugenarzte die ihm nöthigen Aus⸗ 
künfte über herrſchende Augenübel, derſelben Urſache, fo wie 
über einzelne von ihnen behandelte Kranke zu ertheilen, dem 
Augenarzt noͤthigen Falls ſelbſt Beiſtand zu leiſten, und Bes 
rathungen abzuhalten, fo wie beſonders die Kreisphpſiker 
und Kreiswundarzte zu verpflichten find, zur ſicheren Errei« 
chung des Zweckes der Anſtalt, ſo wie der Herſtellung des 

Nachtragsbaud z. Geſetzſ. 6 
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Kranken thätig mitzuwirken. Erſteren bleibt es unbenommen, 
ſich über den Zuſtand der Anſtalt und der Kranken ſelbſt von 
Zeit zu Zeit zu überzeugen, um ſodann den Ausweis gewiſ— 
ſenhaft beftätigen, auch nöthigenfalls Rede und Antwort 
geben zu konnen. 

8) Wenn der Landesaugenarzt wegen einzelner Kranken, 
deren Herſtellung ſich verzoͤgert, zu lange in einem Stand- 
punkte ſich aufhalten müßte, ſo haben die Kreisphyſiker oder 
Kreiswundärzte nach Beſtimmung der k. k. Kreisämter dieſe 
Kranken zu übernehmen, und ihrer vollkommenen Heilung 
zuzuführen. 

Gubernial⸗Dekret vom 25. May 1821. Gub. Zahl 26511. 


04. 


Das Militär betreffende Pfarrmatrikel⸗Auszü⸗ 
ge müſſen jährlich bis Ende Dezember an 
das Feld⸗Superiorat eingeſendet werden. 


Auf das Anſuchen des k. k. General⸗Militär⸗Kommando er⸗ 
halten die Konſiſtorien die Weiſung, die jährlich zu verfaffen« 
den, das Militär betreffenden Auszüge der Pfarrmatrikelbü— 
cher für das Militär⸗Jahr 1820 bald möglichſt, und ſolche für 
die Zukunft immer mit Ende Dezember jeden Jahres für 
das berfloſſene Militär⸗Jahr dem Feldſuperiorate zuzuſenden, 
um demſelben die Hauptüberſicht nicht zu erſchweren. 
Gubernial⸗Dekret vom 21. May 1821. Gub. Zahl 23782. 


05. 


Wirklich dienende landesfürſtliche Beamte Eön- 
nen zu ſtändiſchen Verordneten gewählt wer⸗ 
den. 


Seine k. k. Majeſtat haben über eine gelegenheitlich gemach⸗ 
te Anfrage, ob nicht auch wirklich dienende landesfürſtliche 
Staats⸗Beamte zu ſtändiſchen Verordneten gewählt werden 
dürfen, mit allerhöchſter Entſchließung vom 4. Februar l. J. 
zu beſtimmen geruhet, daß hiezu auch ſchon wirklich in Staats⸗ 
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dienſten ſtehende Individuen mit Beibehaltung ihrer Stellen 
in jenen Provinzen gewählt werden dürfen, wo die Stände 
nicht ſelbſt deren Ausſchließung hievon unter Wailand Seiner 
Majeſtat Kaiſer Leopold II. anſuchten, und dieſer hiernach 
den landesfürſtlichen Beamten die Bekleidung ftändifcher 
Dienſtespoſten unterſagt hat. Uebrigens habe ſolches über— 
haupt nur in ſoweit Statt zu finden, als darunter ſowohl 
der Staatsdienſt als die gehörige Gefchäftsleiftung bey den 
Ständen nicht leidet. 


Gubernial⸗Dekret vom 4. Juni 1821. Gub. Zahl 29095. 
00. 


Stifter und Klöfter werden zur Errichtung von 
Seminarien und Konvikten für die ftudieren- 
de Jugend aufgefordert. 


Die hohe Studien-Hofkommiſſion hat unterm 23. v. M. 
verordnet, daß in Gemaͤßheit allerhochſter Anordnung die 
Stifter und Klöfter aufzufordern ſeyen, wohl eingerichtete 
und geleitete Seminarien oder Konvikte für die ſtudierende 
Jugend zu errichten. 

Die wirkliche Errichtung ſolcher Erziehungshauſer bleibt 
zwar den geiſtlichen Kommunitäten nach Thunlichkeit ihrer 
Vermögensumſtände überlaſſen, jedoch haben ſie bey der 
Ausführung zu erwarten, daß ihnen die Regierung in Beſei— 
tigung der ſich ihnen etwa entgegenſtellenden Hinderniſſe, 
hilfreiche Hand biethen werde. 


Gubernial⸗Verorduung vom 9. Juni 1821. Gub. Zahl 29775. 
07. 


Bey Gefälldübertretungen entfchuldigt der Man⸗ 
gel des boͤſen Vorſatzes in der Regel nicht. 


Mit hohem Hofkammerdekrete dom 27. v. M. Zahl 20805 
wurde anher eröffnet, daß Seine Majeftät geruhet haben, 
folgendes allerhöchſte Handſchreiben unterm 14. May d. J. 
zu erlaſſen: 


6 * 
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Es iſt der Fall vorgekommen, daß bey gerichtlichen Ent» 
ſcheidungen unter Geſälls⸗Nozionen der böfe Vorſatz des No⸗ 
zionirten in die Frage gezogen, und wenn derſelbe als nicht 
erwieſen oder als nicht vermuthet ſich darſtellte, auf dieſen 
Umſtand die Losſprechung des Straffaͤlligen erkannt wurde. 
Da dieſe Anſicht in den Geſetzen nicht gegründet iſt, indem in 
Anſehung der Gefällsvorſchriften die erwieſene Uebertretung 
oder Unterlaſſung derſelben an ſich die Verwirkung der ge— 
ſetzlichen Strafe begründet, ſo hat die Hofkammer ſowohl die 
Fiskalämter als die Kameral-Repräfentanten bei den Gerichts⸗ 
ſtellen darauf aufmerkſam zu machen, und ſie anzuweiſen, 
daß ſie im Falle, als eine Gerichtsſtelle die Aufhebung einer 
Gefaͤlls⸗Straf⸗Nozion wegen Mangel des böſen Vorſatzes von 
Seite des Nozionirten erkennen ſollte, dagegen jederzeit die 
Appellazion zu ergreifen, oder beziehungsweiſe das Urtheil zu 
ſiſtiren, und auf die Einholung des höheren Ausſpruchs zu 
dringen habe. 

Gubernial⸗Verorduung vom 13. Juni 1821. Gub. Zahl 30216. 


98, 


Alle Lotterien auf eigene Ziehung, bedürfen der 
allerhöchſten Bewilligung. 


Da ſich mehrmals der Fall ereignete, daß bon den politi⸗ 
ſchen Behörden Schauſpiele mit Lotterien verbunden, dann 
geſtattet wurden, wenn für letztere kein beſonderer Einſatz 
gefordert wurde, ſo wurde mit hohen Hofkammerdekret vom 
15. v. M. Zahl 16430 bedeutet, daß durch den 28. §. des 
allerhoͤchſten Lotto⸗Patents, alle Lotterien auf eige- 
ne Ziehungen ohne irgend eine Ausnahme unterſagt ſeyen, 
und daher die Ertheilung der Bewilligung zu ſolchen Unter— 
nehmungen nur von Seiner Majeltät ſelbſt ausgehen konne. 
Gubernial⸗Erledigung vom 16. Juni 1821. Gub. Zahl 27827. 


09. 
Behandlung der Exekuzions-Ueberſchußgelder. 


Man hat aus mehreren hier zur Kenntniß gelangten Vor— 
gängen erſehen, daß bisher hinſichtlich der Fuͤrſchreibung und 
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Hereinbringung der Exekutions-Ueberſchußgelder keineswegs 
nach den hierüber beftehenden Vorſchriften fürgegangen wor— 
den ſey. 

Den k. k. Kreisamtern werden daher die dießfalls ergan— 
genen fruͤheren Vorſchriften vom 20. November 1804 Zahl 
55796, vom 29. Janner und 8. November 1802 Zahlen 
2910 und 51983, und endlich vom 14. Februar 1805 Zahl 
5541 in Erinnerung gebracht, und mit Bezug auf ſelbe neu— 
erdings und wiederholt aufgetragen: 

1) Jedes ausgeſtellte Exekuzions-Pollet in das dießfallige 
Exekuzions-Protokoll einzutragen. 

2) Das Exekuzions-Protokoll der k. k. Kreiskaſſe zur Vor⸗ 
merkung mitzutheilen. 

3) Bey der Abrufuug der Exekuzion das Pollet von der 
betreffenden Parthei abzufordern. 

4) Den von der Parthei darauf angeſetzten Zuſtellungs⸗ 
tag zu berifiziren, oder nach Umſtanden zu berichtigen, ſo 
wie auch den Tag der erfolgten Abberufung anzuſetzen, und 
endlich : 

5) dieſes ſonach berichtigte Pollet der Kreiskaſſe zu dem 
Ende zu übergeben, damit ſelbe hiernach mit der Parthei 
die Richtigkeit pflegen konne. B 

Gubernial: Verordnung vom 22. Juni 1821. Gub. Zahl 22752. 


100. 


Leonhard's Auszug aus dem groͤßernReligions⸗ 
handbuche des Probſten Frint, wird als allge⸗ 
meines Lehrbuch für die Philoſophie vorge— 
ſchrieben. 


Laut herabgelangten hohen Studien-⸗Hofkommiſſionsdekretes 
dom 11. Juni l. J. Nro. 3969 haben Seine Majeſtät un⸗ 
term à. des erſtgenannten Monats Juni beſchloſſen, daß der 
von dem Herrn Domſcholaſter der Wiener Metropolitan-Kir⸗ 
che Michael Leonhard aus dem größeren Religionshandbuche 
des Probſten Frint verfaßte Auszug erſter Band abgedruckt, 
und als allgemeines Handbuch für die Hörer der Philoſophie 
vorgeſchrieben werde. 
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Welches man den Direktoraten der philofophiſchen Lehr⸗ 
anſtalten mit dem von der hohen Studien-Hofkommiſſion an⸗ 
geordneten Beiſatze, daß jenes Werk für die Hörer des erſten 
Jahrganges gleich mit dem Anfange des nächften Schuljah⸗ 
res 1821/1822, zu welcher Zeit fein Abdruck fertig ſeyn 
wird, bey den Vorleſungen über die Religionslehre einge⸗ 
führt werden müſſe, bekannt machet. 

Wornach ſich die Direktorate zu richten, und auch dem 
betreffenden Profeſſor der Religionswiſſenſchaft die Weiſung 
zur Darnachachtung zu ertheilen haben. 

Gubernial⸗Dekret vom 30. Juni 1821. Gub. Zahl 33830. 


101. 


Ausweiſe über Schuldbeträge und Gläubiger 
des italieniſchen Monte, deren Befriedigung 
die dabey betheilten Mächte übernehmen. 


In Folge hohen Hofkammerdekrets vom 19. May d. J. 3. 
20058 wird mit Bezug auf die in den Amtsblättern der 
Wiener⸗Zeitung dom 9., 12. und 16. May d. J. enthaltenen, 
auf die Schuld des Monte im ehemaligen Königreiche Italien 
Bezug nehmenden Kundmachungen der k. k. Landesſtelle in 
Mailand vom 6. und 20. April d. J. zur Öffentlichen Kennt⸗ 
niß gebracht, daß ſich die Ueberſichten und Ausweiſe jener 
einzelnen Schuldbetraͤge und Gläubiger, welche eine jede der 
bei dem Monte des ehemaligen Königreichs Italien intereſſir— 
ten Mächte zur Befriedigung auf ſich genommen hat, auch 
bey der hierortigen Einreichungs-Protokolls-Direkzion befin— 
den, und daſelbſt von Jedermann, der ſich hievon die erfors 
derliche Kenntniß zu berſchaffen wünſcht, in den gewöhnli— 
chen vor- und nachmittagigen Amtsſtunden eingeſehen were 
den konnen. 
Gubernial⸗Verordnung vom 2. Juli 1821. Gub. Zahl 29226. 


102. 
Für die Normal⸗Hauptſchulen werden Zeich⸗ 
nungs⸗Prämien bewilliget. 
Taut herabgelangten hohen Studien-Hofkommiſſionsdekrets 
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dom 28. Juli l. J. Zahl 5066 haben Seine k. k. Majeftät 
bermög allerhöchſter Entſchließung vom 23. Hornung l. J. 
für die Normal⸗Hauptſchulen Zeichnungs-Prämien nach dem 
Maße der Schüler und zwar: für den zweyten Kurs des 2. 
Jahrganges jahrlich allergnädigſt zu bewilligen geruhet. 
Gubernial⸗Dekret vom 5. September 1821. Gub. Jahl 43627. 


105. 


Reviſtionsämter find bey Einſendung der von 
den Verlegern übergebenen Werke an die k. 
k. Hofbibliothek poſtportofrey. 


In Folge hohen Hofkammerdekrets vom 16. September l. 
J. Zahl 57177 wird dem Buͤcher-Reviſtonsamte bedeutet, 
daß vermog der unterm 21. Hornung 4844 auf Allerhoͤch⸗ 
ſten Befehl Seiner Majeſtät an die Poſtwagens⸗Direkzion er— 
laffenen Weiſung, die Bücher-Revifionsämter in allen öfter 
reichiſchen Provinzen nur allein bey Einfendung von litera⸗ 
riſchen Werken an die k. k. Hofbibliothek, welche den Verle— 
gern zugeſtellt werden, von der Entrichtung der Poſtwagens— 
gebühr befreit find, wie ſolches bereits in dem von der Pofte 
wagens⸗Direkzion nach vorläufiger Genehmigung der Hof— 
ſtelle unterm 31. Juli 1819 bekannt gemachten Verzeichniß 
der Poſtwagensportofreien Behoͤrden enthalten iſt. 

Ferner hat die Poſtwagen-Direkzion laut Aeuferung vom 
31. Auguſt l. J. bereits an die lemberger Poſtwagens⸗Erpe⸗ 
dizion den Auftrag erlaſſen, daß die von dem Reviſionsamte 
an die Polizei- und Cenſur-Hofſtelle, oder an die k. k. Hofe 
bibliothek zur Aufgabe gebrachten Sendungen, bey welchen 
auf der Addreſſe der Gegenſtand der befreiten Sendung anzu— 
merken iſt, ohne Entrichtung eines Porto und gegen Journas 
liſirung zur Verſendung des Poſtwagens übernommen werden. 

In allen übrigen Fällen hat das Bücher-Reviſtonsamt 
als eine nicht Poſtwagensportofreie Behörde die Porto-Ge— 
bühren, fo wie jedesmal die Rezepißgebühr gleich allen Be: 
hörden und Aemtern zu entrichten. 

Gubermal⸗Verordnung pom 10. Oktober 1821. Gub. Zahl 51949. 
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104. 


Pächtern der Staats- nnd Fondsguͤter wird 
die Entrichtung der Steuern nicht mehr auf 
erlegt. 


Die hohe Hofkammer hat den hierortigen Antrag, kuͤnftig bey 
allen verpachteten Staats» und Fondsguͤtern die Zahlung der 
Steuern nicht, wie es bisher geſchah, dem Pächter zu über— 
tragen, und in den Pachtſchilling aufzunehmen, ſondern 
felbe das, das verpachtete Gut reſpizirende Verwaltungsamt 
beſtreiten zu laſſen, mit Dekret vom 1. Oktober 1824 Zahl 
57847 genehmiget. 


Präſidial⸗Dekret vom 16. Oktober 1821. Praͤſ. Zahl 7661. 
105. 


Patental⸗ oder Reſervations-Urkunden und 
Todtenſcheine verſtorbener Invaliden müſſen 
dem k. k. General-Militär-Kommando ein⸗ 
geſendet werden. 


Zur beſonders richtigen Evidenzhaltung des Standes ſämmt⸗ 
licher Invaliden wurde aus Veranlaßung eines hofkriegs— 
räthlichen Anſinnens von der hohen Hofkanzley mittelſt Des 
kret vom 1. d. M. Zahl 28487 angeordnet, bey Todesfällen 
der hierlandes vorhanden geweſenen Invaliden ſowohl des 
Reſerbazions⸗ als des Patentalſtandes die Patental- und 
Reſervazions⸗Urkunden mit den Todtenſcheinen an das Lan⸗ 
des⸗General⸗Militär⸗Kommando zum Beleg des auszuwei— 
ſenden Abganges von Fall zu Fall zuverläſſig zu uͤberſenden. 

Wovon die k. k. Kreisämter mit dem Auftrage in die 
Kenntniß geſetzt werden, ſich dieſe Anordnung ſowohl ſelbſt 
ſtäts gegenwärtig zu halten, als auch für deren genaue Be— 
folgung die Dominien beranwortlich zu machen, und von Fall 
zu Fall die erwähnten Dokumente zu dem abgeſehenen Ende 
anher einzubefördern. 


Gubernial⸗Verorduung vom 18. Oktober 1821. Gub. Zahl 54724. 
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106. 


Für Gymnaſtal⸗Adjunkten wird die zehnte Diä⸗ 
tenklaſſe beſtimmt. 


Dem k. k. Gymnaſial⸗Studien⸗Direktorate wird zur Wiſſen⸗ 
ſchaft und weiteren nöthigen Verſtändigung der beiden lem» 
berger Gymnaſien eroͤffnet, daß die hohe Hofkammer laut 
Dekrets vom 15. v. M. Zahl 42370, einverftandlich mit der 
Studien⸗Hofkommiſſion für die Gymnaſtal-Adjunkten die 
zehnte Diaͤtenklaſſe mit vier Gulden, in Fällen, wo fie in 
ihrem Berufe ausgeſendet werden, und zum Bezug der 
Diaten geeignet ſind, feſtzuſetzen befunden habe. 
Gubernial⸗Verordnung vom 21. November 1821. Gub. Zahl 58505. 


107. 


Die Verwandlung eines Zug- in zwey Hand⸗ 
robothtage iſt in dem Falle geſetzmäßig, 
wenn der Frohnpflichtige aus eigener Schuld 
ſein Zugvieh verlor. 


Mit hohem Hofkanzleydekrete bom 8. Nobember l. J. 3. 
31853 iſt über den Hofrekurs eines Dominiums die hieror— 
tige Entſcheidung, welche die Verwandlung eines Zugtages in 
zwey Handtage bei den Gemeinden einſtellte, in ſo weit bes 
ftätigt worden, daß das Dominium nicht willkührlich berechti⸗ 
get ſey, ſtatt eines Zugtages zwey Handfrohnen zu fordern, 
daß demfelben doch dieſes Recht gegen die zugfrohnpflichtigen 
Grundwirthe in jenem Falle, wenn ſie aus eigener Schuld 
um ihr Zugbvieh gekommen ſind, fo lange, bis fie ſich wieder 
damit verſehen haben, nach der Vorſchrift des Patents vom 
16. Juni 4786 F. 5 zuſtehe, weil den Dominien nicht zuge⸗ 
muthet werden kann, ſich für die Zugftohne, die fie aus eige⸗ 
nem Verſchulden derjenigen, welche dazu verpflichtet ſind, 
entbehren, bloß mit der gleichen Anzahl von Handfrohnen 
zu begnügen. 
Gubernial⸗ Erledigung vom 25. November 1821. Gub. Zahl 61056. 


— — — 
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Jahrgang 1322. 


Für die dritte und vierte Klaſſe der Gymnaſien 
wird eine neue lateinische Grammatik vorge⸗ 
ſchrieben. 


Laut hohen Studien-Hofkommiſſionsdekrets vom 6. Dezem⸗ 
ber v. J. Zahl 8338 muß der zweite Theil der erweiterten 
lateiniſchen Grammatik für die dritte und vierte Grammatikal⸗ 
klaſſe, welche im laufenden Jahre in Wien ſammt einer In— 
ſtrukzion für die Lehrer derſelben herausgekommen iſt, mit 
dem nächſtfolgenden Schuljahre an allen Gymnaſien einge— 
führt werden. 


Gubernial⸗Verordnung vom 8. Jänner 1822. Gub. Zahl 67652 ex 1821. 
1009. 


Die Umſchreibung und fernere Verzinſung der 
für Weſtgalizien und den Zamoscer Kreis 
Oſtgaliziens ausgeſtellten Kriegsdarlehens - 
und Natural⸗Lieferungs⸗Obligazionen wird 
eingeſtellt. 


Da nach der am 29. Junius 1821 mit der königlich pohl⸗ 
niſchen Regierung abgeſchloſſenen Konvenzion, die für Wefts 
galizien und den Zamoscer Kreis von Oſtgalizien ausgeſtellten 
Kriegsdarlehens- und Natural⸗Lieferungs⸗Obligazionen eine 
Laſt des Königreichs Pohlen geworden find, fo iſt deren Um» 
ſchreibung und fernere Verzinſung, es mag ſich um die Zah⸗ 
lung von Rückſtänden oder der kurrenten Gebühr handeln, 
nicht mehr zuläßig, und werden auch die Kreiskaſſen ange⸗ 
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tiefen, von nun an keine ſolche Zinszahlung, in fo ferne 
Eine oder die Andere auf diefelben übertragen iſt, mehr zu 
leiſten. 


Präſidial⸗Dekret vom 8. Jauner 1822. Praͤſidial⸗Zahl 196, 


110. 


Beſtimmung des Unterhalts fuͤr die aus dem 
Wiener Konvikte austretenden theologiſchen 
Zöglinge des griechiſchen nichtunirten Ritus 
bis zu ihrer Anſtellung. 


Mit Hofkanzley⸗Dekret vom 17. Dezember v. J. 3. 55856, 
iſt über die Frage wegen Behandlung der, aus dem Wiener 
Konvikte austretenden, und in ihr Vaterland zurückkehrenden 
geiſtlichen Zoͤglinge des griechiſch-nichtunirten Ritus, die 
allerhochſte Schlußfaßung Sr. Majeftät dahin bekannt ge— 
macht worden, daß 

1) den zuruͤckkehrenden Zoͤglingen, wenn fie ſich zur 
Prieſterweihe melden, 200 flr. W. W. oder 80 flr. E. M. 
pr. Kopf, als Pauſchale zur Anſchaffung der geiſtlichen 
Kleider, 

2) bis zur Erlangung der Prieſterweihe ein Unterhalts— 
beytrag von 450 flr. W. W., und 12 flr. W. W. auf Sa⸗ 
kriſteyauslagen, zuſammen 64 flr. 48 kr. M. M. verabreicht 
werden ſoll. 

5) Sollten fie nach erlangter Prieſterweihe nicht ſogleich 
eine Anſtallung als Profeſſoren, Direkioren, Aufſeher der 
Nazional⸗Schulen, oder als Präfekten, Korrepetitoren, oder 
Vize⸗Rektoren in dem biſchöflichen Seminarium erhalten 
konnen; fo wollen Se. Majeftät ihnen, wenn fie dann zur 
Seelſorge übertreten, einen jahrlichen Betrag von 400 fir. 
M. M., und zwar ausnahmsweiſe den Abgang zu ihrer Dota⸗ 
zion, bis zu dieſen Betrag, in ſo lange aus dem Bukowinaer 
griechiſch-nichtunirten Religionsfonde bewilligen, bis fie einen, 
den Betrag von 400 flr. M. M. gleichen, oder höhern Ge⸗ 
halt, oder Dotazion in anderen Wegen erhalten, dagegen 
hat ſich aber diefe allerhoͤchſte Gnade auf jene, die ſtatt der 
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Seelforge in ein Kalugier-Kloſter ſich begeben wollen, nicht 
zu erſtrecken, theils, weil fie dort in einer Kommunität 
leben, und zu der nun auf Konvenzions-Münze gefetzten 
Dotazion pr. Kopf einer beſonderen Unterſtutzung nicht be⸗ 
dürfen, theils, weil die Kalugier-Klöſter zur Aufnahme der 
Defizienten beſtimmt find. 

Gubernial⸗Dekret vom 19. Janner 1822. Gub. Zahl 463. 


111. 


Der erſten Klaſſe der Gymnaſien, wird ein 
neuer Grundriß der Erdͤbeſchreibung vorge— 
ſchrieben. 


Laut hohen Studien-Hofkommiſſions⸗Dekrets bom 24. Des 
zember 1821 3. 8778, iſt der Grundriß der Erdbeſchrei— 
bung in Wien im Jahre 1822 in Druck erſchienen, und 
muß im nächſtkünftigen Schuljahre in der erſten Grammati⸗ 
kalklaſſe als Vorleſebuch eingeführt werden. 
Guberntal⸗Verordnung vom 22. Jänner 1822. Gubernial⸗Zahl 2396. 


212. 
Beſtimmung der Aufgabs- und Zuſtellungsge⸗ 
bühren für Privat- Eſtaffeten. 


Da die, bey Aufgabe und Zuſtellung der Pribat-Eſtaffeten 
von den Partheyen eingehobenen Gebühren verſchiedenartig 
abgenommen werden, und dabey willkührliche Aufrechnun⸗ 
gen ſtatt finden; ſo hat die hohe Hofkammer mit Dekret 
vom 19. Dezember 1824 Zahl 48615, um hierin eine 
Gleichmaͤßigkeit zu erzielen, Folgendes zu beſtimmen bes 
funden: 

4) Bey Aufgabe einer Privat⸗Eſtaffette, und bey jenen 
Poſtämtern, wo ein neuer Stundenpaß gewechſelt wird, 
eine Erpedizionsgebühr mit Einem Gulden 30 kr. in E. M. 
abzunehmen. 

2) Als Auffisgeld für den Poſtillon, bey Privateftaf- 
fetten, werden ohne Unterſchied der Poſtſtrecke und des 
Poſtamtes, fünfzehn Kreuzer in Convenzions⸗Münze be— 
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Privat⸗Eſtaffete aufgegeben, oder wo ein neuer Stundenpaß 
gewechſelt wird, abgenommen werden darf. 

5) Die Zuftellungsgebühr bey Abgabe von Privateftaf- 
feten wird einſchlüßig der Rezepißgebühr fuͤr alle Oberpoſt⸗ 
Aemter und Poſtſtazionen, und ohne Rückſicht, ob die Bes 
ſtellung der Eſtaffeten bep Tag oder bey Nacht gefihieht, 
auf fünfzehn Kreuzer in Convenzions-Muͤnze feſtgeſetzt. 

Gubernial⸗Dekret vom 23. Jaͤnner 1822. Gubernial⸗Zahl 1597. 
115. 
Elbe⸗-Schifffahrts⸗- Akte. 


Nachdem die Wiener Kongreßakte vom 9. Juny 1815 die 
allgemeinen Grundſatze ausgeſprochen hat, nach welchen die 
Schifffahrt auf den Strömen geordnet werden ſoll; ſo haben 
die Staaten, deren Gebiet die Elbe in ihrem ſchiffbaren 
Laufe trennt oder durchſtrömt, befeelt von dem Wunſche, 
die dadurch dem Handel und der Schifffahrt zugeſicherten 
Vortheile und Erleichterungen baldmöglichft ins Leben zu 
rufen, den Zuſammentritt einer Kommiſſion in Dresden 
veranlaßt, um in gemeinſchaftlicher Uebereinkunft die für 
die Schifffahrt auf der Elbe nothigen Beſtimmungen zu 
treffen. 

Zu dieſem Zwecke haben Seine Majeſtät der Kaiſer von 
Oeſterreich, König von Ungarn und Boͤhmen, allerhoͤchſt 
Ihren Gubernialrath und Stadthauptmann zu Prag, Joa— 
chim Eduard Freyherrn von Münch-Bellinghaufen, Inhaber 
des k. k. öſterreichiſchen Civil⸗Ehrenkreuzes; 

Seine Majeftät der König von Preußen, allerhöchſt 
Ihren wirklichen geheimen Legazionsrath, außerordentlichen 
Geſandten und bevollmächtigten Miniſter am kon. Sächſi⸗ 
ſchen Hofe, Johann Ludwig von Jordan, Ritter des rothen 
Adlerordens zweyter Klaſſe mit Eichenlaub, und des eiſer— 
nen Kreuzes zweyter Klaſſe am weißen Bande, Großkreuz 
des kaiſ. Rußiſchen St. Wladimirordens zweyter Klaſſe, des 
St. Annenordens, des Cibil-Verdienſtordens der Bayeri⸗ 
ſchen Krone, des königl. Schwediſchen Nordſtern⸗ und des 
königl. Sachſiſchen Cipil⸗Verdienſtordens, Kommandeur des 
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kaiſerl. Oeſterreichiſchen Leopold, des kön. Danifchen Dane» 
brog⸗, und Ritter des königl. Spaniſchen Ordens Karls des 
Dritten 20.5 

Seine Majeſtät der König von Sachſen, allerhoͤchſt 
Ihren geheimen Finanzrath, Günther von Buͤnau, Ritter 
des kön. Sächſiſchen Civil⸗Verdienftordens; 

Seine Majeſtät der König von Großbrittanien und Ir⸗ 
land, als König von Hannover, allerhöchſt Ihren Leg azions— 
rath und bey der freyen Stadt Frankſurt bevollmächtigten 
Geſchäftsträger Karl Friedrich Freyherrn von Stralenheim, 
Ritter des Fönigl. Hannöveriſchen Guelphen- und des konigl. 
Preußiſchen rothen Adlerordens dritter Klaſſe; 

Seine Majeftät der König von Danemark, als Herzog 
von Hollſtein, Schleswig, Lauenburg, wie auch von Olden— 
durg, allerhöchft Ihren Legazionsrath und am kön. Sächſi⸗ 
ſchen Hofe akkredirten Geſchaftsträger, Mathias Friis von 
Irgens⸗Bergh, Ritter des koͤnigl. Daniſchen Dancbrog« und 
des kaiſerl. Rußiſchen Wladimirordens vierter Klaſſe; 

Seine Fönigl. Hoheit der Großherzog von Mecklenburg— 
Schwerin, hochſt Ihren Kammerrath, Joachim Chriftian 
Steinfeld, Ritter des koͤnigl. Schwediſchen Waſaordens; 

Seine Durchlaucht der alteſtregierende Herzog zu Anhalt— 
Bernburg, 

Seine Durchlaucht der regierende Herzog zu Anhalt— 
Köthen, und 

Seine Durchlaucht der regierende Herzog zu Anhalt— 
Deſſau, den geheimen Hofrath, Ernſt Ludwig Kaſimir Al 
brecht Reich; 

Und der hohe Senat der freyen und Hanſeſtadt Ham— 
burg, den Senator Ehriſtian Nikolaus Pehmöller; 
zu bevollmächtigten Kommiſſarien ernannt, welche, nach 
Auswechſelung ihrer in guter und gehöriger Form befundes 
nen Vollmachten, über folgende Beſtimmungen übereinge— 
kommen ſind: 
I. Art. 

Die Schifffahrt auf dem Elbe-Strome foll von da an, 
wo dieſer Fluß ſchiffbar wird, bis in die offene See, und 
umgekehrt aus der oſſenen See (ſowohl auf- als abwärts), 
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in Bezug auf den Handel völlig frey ſeyn. Jedoch bleibt die 
Schifffahrt von einem Uſerſtaate zu dem andern (Cabotage) 
auf dem ganzen Strome ausſchließend den Unterthanen der— 
ſelben vorbehalten. Niemand darf ſich dagegen den Vorſchrif— 
ten entziehen, welche für Handel und Schifffahrt in gegen— 
wärtiger Convention enthalten ſind. 

II. Art. 

Alle ausſchließlichen Berechtigungen, Frachtfahrt auf der 
Elbe zu treiben, oder aus ſolchen Privilegien hervorgegan⸗ 
gene Begünftigungen, welche Schiffergilden oder andern 
Corporationen und Individuen bisher zugeſtanden haben 
möchten, find hiemit ganzlich aufgehoben, und es ſollen 
dergleichen Berechtigungen auch in Zukunft Niemanden er⸗ 
theilet werden. 

Auf Fähren und andere Anſtalten zur Ueberfahrt von 
einem Ufer zum gegenüber liegenden, beziehet ſich jedoch 
die allgemeine Schifffahrts⸗Ordnung nicht. 

Eben ſo wenig auf diejenigen Schiffer und ihr Gewerbe, 
deren Fahrt ſich bloß auf das Gebiet ihres eigenen Landes⸗ 
herrn befchränft, und die vermöge der Schifffahrts-Polizey, 
welche jeder Staat nach Maßgabe ſeiner Hoheit über den 
Strom ausübt, allein unter der Obrigkeit des Landes ſte⸗ 
hen, wo ſie ihr Gewerbe treiben. 

III. Art. 

Alle bisher an der Elbe beſtandenen Stapel» und 
Zwangsumſchlags-Rechte, find hiedurch ohne Ausnahme für 
immer aufgehoben, und es kann aus diefem Grunde 
künftig kein Schiffer gezwungen werden, den Beſtimmungen 
des gegenwärtigen Vertrags zuwider, gegen ſeinen Willen 
aus. oder umzuladen. 

IV. Art. 

Die Ausübung der Elbe⸗Schifffahrt iſt einem Jeden ge⸗ 
ſtattet, welcher, mit geeigneten Fahrzeugen verſehen, von 
ſeiner Landesobrigkeit, nach vorhergegangener Prüfung, 
hiezu die Erlaubniß erhalten hat. 

Jede Regierung wird die nöthigen Maßregeln ergreifen, 
um ſich der Fahigkeit derjenigen zu verſichern, welchen ſie 
die Elbe⸗Schifffahrt geſtattet. Der Erlaubniß⸗Schein (das 
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Patent), der hierüber dem Schiffer von feiner Landesobrig⸗ 
keit durch die hiezu verordneten Behörden ausgefertiget wird, 
gibt ihm das Recht, auf der ganzen Strecke von Melnik 
dis in die offene See, und aus der offenen See bis Melnik 
die Schifffahrt auszuüben; fo wie es ſich von ſelbſt verſteht, 
daß Schiffer und Schiffe, welche aus der Elbe ins Reer 
oder zuruck fahren, diejenigen Eigenſchaften haben muͤſſen, 
welche zu Seefahrten erforderlich ſind. 

Der Staat allein, auf deſſen Gebiet ein Schiffer wohnt, 
hat das Recht, das ihm einmal ertheilte Schiffer⸗ Patent 
wieder einzuziehen. 

Dieſe Beſtimmung ſchließt aber das Recht anderer Staa⸗ 
ten nicht aus, den Schiffer, der eines auf ihrem Gebiete 
begangenen Vergehens beſchuldigt wird, falls fie feiner hab» 
haft werden, oder ſie ſonſt eine Strafe an ihm vollſtrecken 
können, zur Verantwortung und Strafe zu ziehen, auch 
nach Beſchaffenheit der Umftände bey der Behörde zu veran— 
laſſen, daß ſein Patent eingezogen werde. 

V. Art. 

Die Frachtpreiſe und alle Übrigen Bedingungen des 
Transports, beruhen lediglich auf der ſreyen Uebereinkunft 
des Schiffers und des Verſenders oder deſſen Committenten, 
und ſollen von Zeit zu Zeit durch den Druck bekannt ge— 
macht werden. 

VI. Art. 

Zwey oder mehrere Handelsftädte können unter ſich 
Rang- und Beurthfahrten errichten, das heißt: mit einer 
beliebigen Anzahl Schiffer, die ſie zu ihrem wechſelfeitigen 
Verkehre für nöthig erachten, Vertrage auf eine beſtimmte 
Zeit abſchlieſſen, hierin die Frachtpreiſe, die Zeit der Abfahrt 
und Ankunft und andere in ihrem Intereſſe liegende, mit 
den landesherrlichen Geſetzen und der gegenwärtigen Con— 
vention nicht im Widerſpruche ſtehende Bedingungen feſt— 
ſtellen. Dergleichen Verträge find jedoch, nach erfolgter Ges 
nehmigung der betreffenden Regierungen, zur Kenntniß des 
Publikums zu bringen. 

VII. Art. 
Sämmtliche bisher auf der Elbe beſtandenen Zollabga⸗ 
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ben, fo wie auch jede, unter was immer für Namen be 
kannte Erhebung und Auflage, womit die Schifffahrt dieſes 
Flußes belaſtet war, hören hiermit auf, und werden in eine 
allgemeine Schifffahrts-Abgabe verwandelt, die von allen 
Fahrzeugen, Floßen und Ladungen bey den durch gegens 
wärtige Convention feſtgeſetzten Erhebungsämtern entrichtet 
werden muß. 

Dieſe Abgabe, welche weder im Ganzen noch theilweiſe 
in Pacht gegeben werden darf, wird theils von der Ladung 
unter dem Namen Elbe⸗Zoll, theils von den Fahrzeugen 
unter dem Namen Rekognizions-Gebühr erhoben. 

VIII. Art. 

Zur Erleichterung des Verfahrens bey Erhebung der 
Abgabe von der Ladung ſoll dieſelbe überall nach dem Ge⸗ 
wichte berechnet und erlegt, dabey aber der Hamburger 
Zentner zu 142 Pfund, welcher ungefahr mit 116 Pfund 
Preußiſchen und Leipziger, oder mit 96 518 Pfund Wiener 
Gewichts gleich iſt, allgemein zum Grunde gelegt werden. 

Bey dem Längenmaße wird der Hamburger Fuß ges 
braucht, wovon 40001 19 Preußiſchen, 101 4,3 Leipzi⸗ 
ger und 90 205 Wiener Fuß gleich find. 

Für die in der Anlage Nr. 1.] benannten, nicht füglich 
zu wiegenden Gegenſtände follen, bis auf anderweitige gemein⸗ 
ſame Beſtimmung, die dabey bemerkten Gewichtsfäge gelten. 

IX. Art. 

Von Melnik bis Ham burg ſollen überhaupt nicht 
mehr als ſieben und zwanzig Groſchen und ſechs 
Pfennige Konvenzions⸗Münze für den Zentner Bruttogewichts 
an Elbe⸗Zoll erhoben werden, und zwar von 


Oeſterreic h.. 1 gr. 0dr. 
Sachſen . e ar 
Preußen ea ee 
„ r 
Hannoe n 2 „6 ⸗ 
Mecklenburg . 1, 8 ⸗ 
Däne mak —ũ 8 
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Summa . 27 gr. 6 dr. 
Nachtragsband z. Geſetzſ. 7 
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Die ſtreckenweife Vertheilung dieſes Tariff-Satzes iſt 
aus der Nr. 2 beyliegenden Tabelle erſichtlich. 
X. Art. 


Um jedoch die innere Induſtrie und Ausfuhr der Lan— 
desprodukte zu befördern, zugleich auch den Verkehr der 
erſten Lebensbeduͤrfniſſe zu begünſtigen, und mehrere Ge— 
genſtande von großem Gewichte und geringem Werthe zu 
erleichtern, ſoll rückſichtlich dieſer folgende verhaltnißmäßige 
Herabſetzung Statt finden: 

Auf ein Viertheil des Elbe⸗Zolles werden nachſtehen⸗ 
de Artikel ermäßiget: 

Amboſe, Anker, Aſche (unausgelaugte), Bier (mit 
Ausnahme des fremden), Bley, Bleyerz, Bohnen, Bolus, 
Bomben, Borſten (Schweins), Eiſenblech, Eifen (gegoſſenes), 
Erbſen, Erz, Bäffer (leere), Früchte, (gedorrtes Backobſt), 
Geflügel, Gerſte, Glas (Hohl-), Glasgalle, Graupen, 
Gries und Grütze von allen Getreidearten, Guß-Eiſenwaa— 
ren (grobe), Hafer, Hirſe, Holzkohlen, Kanonen, Kienruß, 
Kiſten (leere), Korn (Roggen), Kreide (weiße und rothe), 
Kugeln (eiſerne), Lafetten, Linſen, Lohrinden (Borke, 
Knoppern), Marmor (roher), Mehl (aller Getreidarten) , 
metalliſche Mineralerde, Mineralwaſſer, Mörfer (Bomben:). 
Ocker, Oehlkuchen, Pech, Platten (marmorne und dergleis 
chen), Rindshoͤrner und Füſſe, Saamen (aller Art), Salz, 
(Kuchen⸗ und Stein⸗), Sauerkraut, Schiffstheer, Schleif— 
oder Wetzſteine (feine), Spelz, Stangeneiſen (geſchmiede⸗ 
tes), Trippel, Tonnen (leere), Weitzen, Wicken; 

Auf ein Fünftheil der Gebuͤhr, folgende Holzſorten: 
Aepfel⸗, Birn⸗, Kirſch⸗, Nuß⸗ und Pflaumbaum⸗, Aſpen⸗, 
Birken⸗, Buchen-, Eichen-, Erlen⸗, Eſchen⸗, Hainbuchen⸗ 
Kieſer⸗ und Tannen, Linden», Pappel-, Ulmen- und Wei⸗ 
denholz, ingleichen die gröberen Böttcher- und anderen Holz— 
waaren, als: Leitern, Mulden, Schaufeln, Schwingen und 
dergleichen Feldgeräthe, fo wie die gröberen Korbforten zu 
Faſtagen von Baumwurzeln ꝛc. 

Auf ein Zehntheil folgende Artikel: 

Blut (vom Schlachtpieh), Brennholz, Eyer, Eiſen (altes), 
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Knochen, Laugenfluß, Milch, Butter und Käfe (friſche), 
Steingeſchirr und Töpferwaaren (gemeine). 

Auf ein Zwanzigtheil folgende Gegenftände: 
Braunkohle, Eicheln, Faſchinen, Buſch aller Art, Früchte 
(friſches Obſt), Gemüfe (friſches), Gras und Heu, Gyps, 
Kalk, Rohr (Dach- und Schilf⸗), Stroh, Torf, Wellen 
(Brandbuſch), Wurzeln (eßbare). 

Auf ein Vierzigtheil: 

Alaun und Vitriolſteine, Aſche (ausgelaugte), Druſen 
(Treſter), Dünger, als: Miſt, Mergel, Stoppeln u. ſ. w., 
Galmeiſteine, Kufen, Rinnen und Tröge ꝛc. bon Stein, 
Kies (gemeiner Stein), Leinpferde (zu Waſſer ruͤckgehende), 
Mörtel von Ziegel und Tuffſtein (Trap), Mühlſteine, Pfei⸗ 
fenerde, Pflaſterſteine, Sand, Sand- und Bruchſteine 
aller Art, Schiefer (Dach-), Steinkohlen, Thon, Töpfers 
und Walkererde, Tuffſtein, Ziegel (gebrannte und Luft⸗), 
Ziegel⸗Cement. 
XI. Art. 

Die Abgabe von den Fahrzeugen oder die Rekognizions⸗ 
gebühr wird nach vier Klaſſen und nach dem unter Nr. 2 
beygeſchloſſenen Tariffe erhoben. 

Dieſelbe beträgt für die ganze Stromlange von der er⸗ 
ſten Klaſſe unter 10 Hamburger Laſt der Ladungsfähigkeit 
(die Laſt zu 4000 Pfund). - .. 38 thl. 16 gr. 

von der zweyten Klaſſe von 10 bis 25 Laſt 7 20. 
von der dritten Klaſſe von 25 bis 415 Laſt 14 » 13 = 
von der vierten Klaſſe von 45 und darüber 114. 16 

Unbeladene Fahrzeuge zahlen allenthalben ein Viertheil 
vorſtehender Taxe. 

XII. Art. 

Die Berechnung des Elbe⸗Zolles und der Rekognizions⸗ 
gebühr geſchieht in Konvenzionsgeld, nach dem 20 Gulden 
Fuße, in Thalern, Groſchen und Pfenningen, die Zahlung 
jedoch in den reſpektive dey den Uferſtaaten kurſirenden Münz⸗ 
ſorten nach Maßgabe der unter Nr. 3 beygeſchloſſenen Re⸗ 
dukzionstabelle. 

XIII. Art. 
Außer den, durch gegenwärtige Uebereinkunft feſtgefetz⸗ 


100 


ten Gefallen ſollen auf der Elbe keine anderen weiter ‚gefor- 
dert oder erhoben werden; auch übernehmen die pacisciren⸗ 
den Staaten die förmliche Verpflichtung, die feſtgeſetzten 
Abgaben nicht anders als in gemeinſchaftlicher Uebereinkunſt 
zu erhöhen. 

IV. Art. 

Unter den Abgaben, wovon die Artikel 7 bis 15 han⸗ 
deln, ſind nicht begriffen: 

a) die Mauthen (Land- oder Stadtzölle), Eingangs» 
und Verbrauchsſteuern, mit welchen einem jeden Staate 
das Recht verbleibt, die in ſein eigenes Landesgebiet einzu— 
führenden Waaren, ſobald felbe den Fluß verlaſſen haben, 
nach ſeiner Handelspolitik zu belegen; 

b) die Krahnen⸗, Wag- und Niederlagsgebühren in 
den Handelsplatzen, wovon jedoch der Ausländer nicht mehr 
als der Inländer bezahlen ſoll; 

c) die Brüdens, Aufzug- und Schleuſſengelder, doch 
dürfen die beſtehenden nicht ohne gemeinſamer Uebereinkunft 
erhöhet, und wenn die Anlegung neuer Brücken geſchieht, 
für das Durchgehen unter denſelben nichts erhoben werden. 
Auch ſollen die Zahlungsſätze der Gebühren unter b. und e. 
feft beſtimmt, zur Kenntniß des Publikums gebracht und 
nur von denjenigen gefordert werden, welche ſich der vor— 
handenen Anſtalten bedienen, oder Brücken und Schleuſſen 
paſſiren. Fuͤr den Dienſt der Lootſen und Steuerleute hat 
es bey den in jedem Staate gegebenen oder zu gebenden 
Beſtimmungen, nnd für die Gebühren, welche fie zu for— 
dern berechtigt ſind, bey der gegebenen oder zu gebenden 
Tarordnung mit der Maßgabe ſein Bewenden, daß dem 
fremden Schiffer keine andere Verpflichtung als dem Ein- 
heimiſchen auferlegt werde. 

XV. Ar). 

Unbeſchadet der in der Kongreß-Akte über die Ausdehnung 
der Flußſchifffahrt enthaltenen allgemeinen Grundſätze iſt 
man wegen des Bruns häuſer Zolls übereingefommen, 
allen und jeden weitern Eroͤrterungen hiermit zu entſagen, 
gegen die von Hannover eingegangene Verpflichtung, den 
Brunshauſer Zoll⸗Tariff der Kommiſſion zur Nachricht 
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mitzutheilen, und denfelben, in fo fern eine Veranderung 
der Faſtagen und Gebunde eine bloße Deklarazion der Ver— 
zollungs⸗Prinzipien nicht erforderlich macht, nicht willkühr⸗ 
lich und nicht anders als im Einverftändniße der dabey in» 
tereſſirten Staaten, und namentlich der freyen Stadt Ham— 
burg, zu verändern oder zu erhoͤhen. 

Seine Majeftät der König von Dänemark und der Se— 
nat der freyen Stadt Hamburg haben ſich, auf dem Grunde 
beſtehender Obſerbanzen und Vertrage, jede darauf beru— 
hende Gerechtſame verwahrt, ſo, daß in Beziehung auf 
den Staderzoll denſelben res integra verbleibt. 

XVI. Art. 

Die bisher beſtandenen 35 Elbe-Zoll⸗Erhebungsämter 
ſind hiemit aufgehoben, und ſollen auf der ganzen Elbe nur 
14 Zollämter beſtehen, nämlich in Außig, Nieder- 
grund, Schandau, Strehla, Mühlberge, Kos— 
wig, Roslau, Deſſau, Wittenberge, Schna⸗ 
ckenburg, Dömitz, Bleckede, Boitzenburg 
und Lauenburg. 

Außerdem behalt ſich Preußen noch das Nebenzollamt 
zu Lenzer⸗Fahre und die Aemter zu Wittenberge, Aacken, 
Barby und Schönebeck reſp. Magdeburg vor, welche letztere 
jedoch eingehen werden, ſobald die Urſachen der einſtweili— 
gen Beybehaltung aufhören, ingleichen Sachſen die beyden 
Zollamter Dresden und Pirna für die Fahrzeuge, welche 
keines der königl. Sachſiſchen Gränz⸗Zollämter Strehla und 
Schandau paſſiren, ſo wie Hannover, für diejenigen Fälle, 
wo keine feiner übrigen Zollſtellen berührt wird, das interi— 
miſtiſche Erhebungsamt zu Hitzacker ſich reſervirt. 

XVII. Art. 

Ein Schiffer fol nicht eher eine Waaref einladen, als 
bis er darüber einen Frachtbrief vom Abſender erhalten hat, 
woraus die Gattung, die Menge und der Empfaͤnger der 
Waaren erſichtlich iſt. 

Die Ladung iſt er jedem Zollamte, welches er berührt, 
durch Vorlegung der Frachtbriefe. und eines Manifeſtes nach⸗ 
zuweiſen verpflichtet. 
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Diefe fol nach dem unter Nr.“ anliegenden Schema 
gefertigt feyn, und enthalten: 

1) Ramen nnd Wohnort des Schiffeigenthuͤmers und 
deſſen, der das Schiff führt; 

2) Nummer und Namen des Schiffes, deſſen Tragbar 
keit, Flagge und Benennung; 

3) den Einlade⸗ und den Beſtimmungsort der Waare; 

4) Rummer der Frachtbriefe nach der Folgeordnung; 

5) Namen des Verſenders und Empfängers; 

6) Zeichen und Zahl der Colli und Gebinde; 

7) Benennung der Waare; 

8) Gewicht derſelben; 

9) Unterſchrift des Schiffers und Verſicherung der Rich⸗ 
tigkeit. 

Es wird von dem Schiffer ſelbſt oder für ihn von einem 
andern, der gleichwohl kein Elbeſchifffahrts⸗ oder Hafenbe⸗ 
amter ſeyn darf, gefertigt, von dem Schiffer unterzeichnet, 
und von einem hiezu verpflichteten Beamten durch aͤmtliche 
Unterſchrift und Siegel beglaubigt. 

Für den Inhalt des Manifeſtes bleibt der Schiffer ver⸗ 
antwortlich, wenn er es ſchon nicht felbft abgefaßt, fondern 
ſich deshalb fremder Hiiſe bedient haben follte. 

Wegen Beyladungen auf der Fahrt treten ganz gleiche 
Grundfäse ein; auch werden dieſelben, fo wie alle Abladun⸗ 
gen, nebſt dem jedesmaligen Gebühren-Betrage, nach An» 
leitung des beygefügten Schema, auf dem Manifeſte vollſtän⸗ 
dig bemerkt, und vom nächften Elbe⸗Zollamte beglaubigt. 

XVIII. Art. 

Der Führer eines Floßes ſoll ein vollſtändiges Verzeich⸗ 
niß aller Stamme des Floßes, mit Bemerkung der Holzart 
und Dimenſion eines jeden einzelnen Stammes bey ſich 
führen. 

Derſelbe iſt überdies gehalten, ein Manifeſt vorzulegen, 
worin die Totalſumme der Stämme und übrigen Holzſorten, 
ſo wie deren kubiſcher Inhalt im Ganzen angezeigt wird, 
und die etwaigen Beyladungen bemerkt find. Die Elbe— 
Zollbeamten kontrolliren ihre Angaben durch Vermeſſung des 
Floßes und des Losholzes. 
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XIX. Art. 

Die Schiſſer und Floͤßer find gehalten, bey jedem der 
in dieſer Kondenzion benannten Zollämter, welches fie auf 
ihrer Fahrt berühren, anzulegen, im Amte ſich zu melden, 
und das Manifeft mit feinen Beylagen dollſtändig vorzulegen. 

Bey dem Bollamte zu Lenzer⸗Fähre müſſen zwar alle 
vorbeyfahrenden Schiffer ihr Manifeſt vorzeigen, doch brau— 
chen nur diejenigen anzulegen, welche nach oder von Schna— 
ckenburg und dortiger Gegend geladen haben. 

XX. Art. 


Auf den Grund der Manifeſte und der Beylagen, und 
nach dem Befunde der allgemeinen Reviſion oder der ſpe— 
ziellen, wo dieſe Statt findet, berechnen die Zollbeamten 
die zu erlegenden Gefälle. Den erhobenen Betrag verzeichnen 
ſie gehörigen Orts auf dem Maniſeſte, beglaubigen ſolches 
durch die amtliche Unterſchrift, und geben dem Schiffer 
hierüber eine beſondere gedruckte Quittung nach dem unter 
Nr. 5 anliegenden Formulare. 

XXI. Art. 

Da die Manifeſte für den Fiskus wie ſür den Kaufmann 
und den Schiffer gleich wichtige Dokumente ſind, ſo ſollen 
fie das Fahrzeug vom Einladungs- bis zum Abladungsorte 
begleiten, und an Letztern bey der hierzu beſtimmten Be— 
hörde zur Aufbewahrung und zur Benutzung in geeigneten 
Fällen abgegeben werden. 

So oft der Schiffer ein anderes landesherrliches Gebiet 
berührt, iſt die erſte Zollſtelle bey Vorzeigung des Manifeſtes 
berechtigt, eine Abſchrift unentgeltlich davon zu nehmen. 

XXII. Art. 


Die kontrahirenden Staaten haben ſich das Recht der 
Reviſton oder Viſitazion der Schiffe und Flöße an ihren 
Elbe⸗Zollſtellen allgemein vorbehalten. 

Dieſe Viſitazion der Fahrzeuge iſt entweder eine generelle 
oder eine befondere Reviſion. 

Die generelle beſteht, nach vorhergegangener Prüfung 
des Manifeſtes und deſſen Beylagen, in einer allgemeinen 
Ueberſicht und Unterſuchung der Ladung und in der Verglei⸗ 
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chung mit dem Manifeſte, in fo fern ſolche ohne Verrückung 
der Colli geſchehen kann. 

Die beſondere Reviſton beſteht in der genaueren Unter— 
ſuchung der Ladungen nach Qualität und Quantität. 

XXIII. Art. 

Indeſſen haben zur Erleichterung des Elbe-Verkehrs, 
Sachſen, Hannover, Dänemark und Mecklenburg ſich bes 
wogen gefunden, das ihnen zuſtehende ſpezielle Reviſions— 
recht vorläufig während ſechs Jahren bey ihren eigenen Zoll⸗ 
ämtern, den Fall eines gegründeten Verdachts ausgenom⸗ 
men, für alle diejenigen Schiffe und Flöſſe nicht ausüben 
zu laſſen, welche eines der beyden Preußiſchen Elbe⸗Zollam⸗ 
ter zu Wittenberge oder Mühlberg paſſiren, und dort einer 
ſpeziellen Reviſſon unterliegen, und haben ſich zu dieſem 
Behufe mittelſt ſpezieller Einigung der an dieſen beyden 
Zollämtern beſtehenden Preußiſchen Reviſton angeſchloſſen. 

Da jedoch die Erfahrung die Zweckmäßigkeit dieſer Eini⸗ 
gung am beſten ergeben wird, ſo behalten ſich die genannten 
Elbeufer- Staaten das Recht ausdrücklich vor, die Dauer 
derſelben zu verlängern, und erforderlichen Falls deren Be— 
ſtimmungen bey der erſten Reviſtons-Kommiſſion zu ver— 
beffern oder zu vereinfachen. 

Sollte dieſe Vereinigung den gegenſeitig davon gehegten 
Erwartungen nicht entſprechen, und man ſich über eine an⸗ 
dere bey der Rebiſions⸗Kommiſſion nicht verftändigen; fo 
bleibt denſelben unbenommen, alsdann auf das Ihnen zu— 
ſtehende ſpezielle Reviſtonsrecht in dem Maße zurückzukommen, 
als dasſelbe zur Sicherſtellung des Elbezolles nothig iſt. 

Die Fahrzeuge, welche ihrer Beſtimmung zu Folge we— 
der Wittenberge noch Mühlberge paſſiren, bleiben 
der vorbehaltenen ſpeziellen Reviſion einmal in jedem dieſer 
Uferſtaaten unterworfen. 

An den Herzoglich⸗Anhaltiſchen Zollſtellen wird, unter 
Vorbehalt des Rechts zur ſpeziellen Revifion der Schiffe und 
Flöße, dieſelbe bey Vorzeigung vorſchriftmäßiger Manifeſte, 
außer in den Fällen eines begründeten Verdachts, nicht vor⸗ 
genommen, ſondern es wird daſelſt nur eine allgemeine Re⸗ 
diſton der Schifisladungen und Flöße Statt finden. 
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XXIV. Art. 

Die Elbe⸗Zollämter ſind verpflichtet, mit Anwendung 
aller ihnen zu Gebote ſtehenden Mittel und mit befter Be⸗ 
nutzung der Oertlichkeit, die Reviſion möglichſt zu beſchleu⸗ 
nigen, und die Schiffer nicht länger, als nöthig iſt, auf 
zuhalten. 

In der Regel findet bey Abfertigung der Schiffer ohne 
Unterſchied eine ſtrenge Reihefolge Statt, ſo, daß der zuerſt 
ankommende auch zuerſt abgefertigt werden muß, den Fall 
ausgenommen, wenn Schiffe durch eine allgemeine Revi⸗ 
ſion ſchneller abgefertigt werden können, da dieſe dann den 
zur ſpeziellen Reviſion kommenden vorgehen. 

Eine angefangene Revifion darf jedoch nicht durch die 
eines andern Schiffes oder Floßes unterbrochen werden. 

Die Zollämter haben eine ſtrenge Unpartheylichkeit und 
ernſte Befliſſenheit zu beobachten, die Schifffahrt möglichſt 
zu fördern und zu erleichtern, alle Ungebührlichkeiten aber 
gewiſſenhaft zu vermeiden. 

Die nähere Anweifung für ihre Geſchaͤftsführung bleibt 
dem Staate, bon welchem ſie beſtellt ſind, überlaſſen; man 
wird dabey die Begünſtigung der Schifffahrt und Belebung 
des Handels ſtets im Auge behalten. 

Diejenigen Beamten, welche ſich irgend eine der gegen» 
wärtigen Beſtimmung zuwider laufende Erhebung erlauben, 
ſollen nachdrücklich beſtraft werden. 

XXV. Art. 

Eine Zoll⸗Kontravenzion iſt ſchon dann vorhanden, wenn 
die Ladung eines Schiffes von dem Manifeſte des Schiffers 
dergeſtalt abweicht, daß eine beabſichtigte oder erfolgte Be⸗ 
vortheilung des Elbezolles oder Rekognizionsgebühr daraus 
zu entnehmen iſt. Die Beſtrafung der Zoll⸗Kontravenzionen 
und Defrauden, ſo wie das Verfahren dabey, wird nach den 
in dem Staate, wo die Entdeckung geſchehen oder der 
Schiffer angehalten worden iſt, beſtehenden Geſetzen und 
Verordnungen Statt finden. Zu dem Ende ſoll in der Regel 
bey jedem Zollamte eine Behörde zur Unterſuchung und 
Entſcheidung beſtellt werden. 

Wird bey den Elbe⸗Zollſtellen an der Gränze eines Gea 
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biets, wo das Schiff die Landesgraͤnze ein⸗ und ausgehend 
durchſchneidet, befunden, daß deſſen Ladung von dem Mani⸗ 
ſeſte dergeſtalt abweicht, daß eine beabſichtete oder erfolgte 
Bevortheilung der Landesabgaben daraus zu entnehmen, fo 
kann der Schiffer auch hiefür nach den Beſtimmungen der 
Abgabengeſetze des Landes in Anſpruch genommen werden. 


XXVI. Art. 
Ehe die gegenwartige Konvenzion in Kraft tritt, ſoll ein 
im Orte des Zollamts oder möglichft nahe wohnender, dem 
richterlichen Dienfte vorſtehender Beamter, zur ſummari⸗ 
ſchen Behandlung und Entſcheidung folgender Gegenſtände 
beſtellt und verpflichtet werden: 

a) Ueber alle Boll» Kontravenzionen und die hiedurch ver⸗ 
wirkte Strafe, in fo fern der Schiffer ſich derſelben nicht 
freywillig unterwirft. 

b) Ueber Streitigkeiten wegen Zahlung der Zoll⸗, Krahnen⸗, 
Wag, Hafen, Werft, Schleußen⸗Gebuhren, und we⸗ 
gen ihres Betrages. 

c) Ueber die von Privatperfonen unternommene Hem— 
mung des Leinpfades. 

d) Ueber die beym Schiffziehen veranlaßten Beſchädigun— 
gen an Wieſen und Feldern, ſo wie überhaupt jeden 
Schaden, den Floſſer oder Schiffer waͤhrend der Fahrt 
oder beym Anlanden durch ihre Fahrlaſſigkeit andern ver» 
urſacht haben ſollten. 

e) Ueber den Betrag der Berge-Löhne und anderer Hülfs— 
vergütungen in Unglücksfällen, in fo fern die Intereſ— 
ſenten darüber nicht einig find. 

Namen und Wohnort des Zollrichters follen in der Zolls 
Stelle angeſchlagen werden. 
XXVII. Art. 


Auch verbinden ſich die kontrahirenden Staaten, den 
dazu angeordneten Zollbeamten und Zollrichtern die Weifung 
zu ertheilen, daß, wenn ein oder mehrere Zollbeamten ei— 
nes der andern Staaten bey ihnen darauf antragen ſollten, 
die Schiffer anzuhalten und die Nachbezahlungen der um⸗ 
gangenen Gebühren zu bewirken, welche im Falle eines 
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Widerſpruchs von Seiten des Schiffers immer nur auf den 
Grund einer Entſcheidung des kompetenten Zollrichters erfol⸗ 
gen kann, dieſem Anſuchen gewillfahret werden ſoll, ſo wie 
auch auf Verlangen die Reſultate der vorgenommenen Revi⸗ 
ſion langs der ganzen Elbe, und jede andere gewuͤnſchte 
Auskunft einander bereitwilligſt mitzutheilen. 


XXVIII. Art. 


Alle Staaten, welche eine Hoheit über das Strombett 
der Elbe ausüben, machen ſich anheiſchig, eine beſondere 
Sorgfalt darauf zu verwenden, daß auf ihrem Gebiethe der 
Leinpfad überall in guten Stand geſetzt, darin erhalten, und 
fo oft es nöthig ſeyn wird, ohne einigen Aufſchub, auf Ko⸗ 
ſten desjenigen, den es angeht, wieder hergeſtellet werde, 
damit in dieſer Beziehung der Schifffahrt nie irgend ein Hin⸗ 
derniß entgegen ſtehe. 

Sie verbinden ſich ebenfalls, jeder in den Grenzen ſei— 
nes Gebiets, alle im Fahrwaſſer ſich findende Hinderniſſe der 
Schifffahrt, ohne allen Verzug, auf ihre Koſten wegräumen 
zu laſſen, und keine die Sicherheit der Schifffahrt gefährs 
dende Stroms oder Uferbauten zu geſtatten. 

Für die Fälle, wo die gegenüber liegenden Ufer verſchie⸗ 
denen Landesherrn gehören, find die kontrahirenden Staaten 
übereingekommen, es bey der bisherigen Obſervanz zu be— 
laſſen, vorkommende Beſchwerden aber bey der Reviſions⸗ 
Kommiſſion zur Sprache zu bringen. 

XXIX. Art. 


Sollte ein Schiff oder deſſen Mannſchaft berunglücken, 
fo find die Ortsobrigkeiten verpflichtet, dafür forgen zu laf— 
fen, daß die erforderlichen Rettungs- und Sicherungs- -An⸗ 
ſtalten fo ſchnell wie möglich getroffen werden. Zu dieſem 
machen ſich die Uſer⸗Staaten anheiſchig, die Lokal⸗Behörden 
mit den nöthigen allgemeinen Inſtrukzionen im voraus zu 
verfehen, und die deßhalb beſtehenden beſonderen Verord— 
nungen zu erneuern. 

Sollte ein Strandrecht irgendwo an der Elbe ausgeübt 
werden, ſo wird ſolches hiedurch für immer aufgehoben. 
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XXX. Art. 

Nachdem gegenwärtige Konvenzion in Wirkſamkeit getres 
ten ſeyn wird, ſoll ſich von Zeit zu Zeit eine Reviſions⸗Kom⸗ 
miſſion vereinigen, zu welcher von jedem Uferſtaate ein Be⸗ 
vollmächtigter delegirt, und deren Vorſitz durch Stimmen⸗ 
Mehrheit beſtimmt wird. Der Zweck und der Wirkungskreis 
dieſer Reviſtons⸗Kommiſſion find: ſich von der vollftändigen 
Beobachtung der gegenwärtigen Kondenzion zu überzeugen, 
einen Vereinigungspunkt zwiſchen den Uferſtaaten zu bilden, 
um Abſtellung von Beſchwerden zu veranlaſſen, auch Ver⸗ 
anſtaltungen und Maßregeln, welche nach neuerer Erfahrung 
Handel und Schifffahrt ferner erleichtern könnten, zu berathen. 

Dieſe wird jeder Bevollmächtigte bey ſeiner Regierung 
zur Bewirkung eines Beſchlußes in Vorſchlag bringen. 

Ein Jahr, nachdem dieſe Schifffahrts⸗Akte in Kraft ges 
treten ſeyn wird, erfolgt in Hamburg die erſte Vereinigung 
der Rebiſions⸗Kommiſſion, welche dann vor Beendigung 
ihrer Berathung über Zeit und Ort eines neuen Zuſammen⸗ 
tritts das Nähere beſchließen wird. 

XXXI. Art. 


So weit durch gegenwärtige Konvenzion Beſtimmungen 
getroffen ſind, hat es bey denſelben, ohne Ruͤckſicht auf bis⸗ 
her beſtehende Spezial⸗Verträge, Geſetze, Verordnungen, 
Privilegien und Gebrauche, fein alleiniges Bewenden. 

XXXII. Art. 


Die Anwendung und Ausdehnung der Beſtimmungen 
dieſer Konvenzion auf Nebenflüffen, welche das Gebiet vers 
ſchiedener Staaten trennen oder durchſtrömen, ſo weit nicht 
beſondere Umſtände entgegen ſtehen: bleibt den betreffenden 
Staaten zum beſondern Abkommen äberlaffen. 

XXXIII. Art. 

Dieſe Schifffahrts⸗Akte ſoll vom 1. Jänner 1822 auf 
allen Punkten der Elbe in volle Wirkſamkeit geſetzt, und zu 
dem Zwecke durch den Druck öffentlich bekannt gemacht, auch 
allen betreffenden Behörden mitgetheilt, die vorbehaltenen 
Natifikazionen derſelben ſollen aber ſpaͤteſtens binnen zwey 
Monaten, vom heutigen Tage, ausgewechſelt werden. 


Pro. 1. 


Gewichts⸗Tabelle 
zur Berechnung der Elbe-Schifffahrts-Gebühren von den Art. 8. der 
Elbe-Konvenzion bemerkten Gegenſtänden. 


A) Flüßige Waaren. 


Alles Brutto, oder mit der einfachen gewöhnlichen Faſtage, ohne Ueberfaß, das 
Hamburger Viertel zu 565 Pariſer Kubikzoll Inhalts. 


Arak und Rum: ein Anker. - ” 
„Viertel Legel 5 
« Ahım oder Tertie - 
Orxhoft . e 
= halb Legel . 4 R 5 

Vaß . 5 
= Both, Punchern, keine Piepe 
„Legel, Mittel-Piepe . . 
eine große Piepe. 8 8 1 

Baumoͤhl: die ordinäre Piepe . 


9 ;2 . 


e 


s große Piepe. Both, zu 1314 Barili a 


= &tampe oh: 8 256 Gallons 
Bier, Engliſches: das Faß (Barrel) zu 36 Gallons . 


„ Orhoft (Hogshead) zu 54 Gallons . 
z Piepe . . * * 108 — 5 


Bier, Hamburger und anderes: die Tonne. - 
das halbe Faß 5 
Faß, à Tonnen 
Blut, das Hamburger Viertel . 2 0 5 
Branntwein, wie Arak. 


Eßig: ein Anker zu 8 Samb. Viertel 0 
eine Tonne ⸗ 15 — — 2 5 
ein Drboft = 30—82 — 5 0 
Bothe, Piepe 60 — — 9 . 


Hanf-, Lein- und Rüboͤhl ꝛc. wie Baumöhl. 

Lauge, wie Eßig. 

Milch, wie Hamburger Bier. 

Seife, grüne, die kleine Tonne oder das Viertel e 


Theer, die Tonne a ° v 
Thran: die Tonne (224 Pfund netto) . . g 
„ uarteele (Oxhoft) zu 2 Tonnen . 6 
„ Piepe 8 „4 — , a 


„ Stampe (Both) 28 — 
Waſſer: Egerſches, Spaaer, die Kiſte mit 60 Krügen 
* Beylage zur Sign. 7. Pag. 97. 


= 2 * 0 


brutto 


22 . .* * . * 


e 


N 


zu 5 Hamb. Viertel 


18 
20 


— 


=» 30—52 


„36 
50 
60 


zu 14 Viertel 


» 26 
= 56 


. ce 8 2 2. 008% 


— 


— 


— 


* . * * * 


* 


* . 


Hamburg. 


3 — — 
DOS 


4 


Ctr | Pf. 
Waſſer: Fachinger, Selterſer, Spaaer, die 100 Krüge brutto . / - . 70 


— Pyrmonter, die 100 Flaſchen mit dem Korbe . . 
100 Piepe, halben Flaſchen, desgl. 
— KVönniſches (die 12 P mit Kiſtchen, ohne Ueberkiſte 


Wein: ein Anker . - . zu 5 Hamb. Viertel 
„ Eimer b 


e222 2.0 e 


* 0 6 0 


. . . . . . D :» AO — 5 

„Ahm . R E 8 1 0 „ * 
„Orhoſft . ne 30—52 — 1 
„ junger Bordeau r Bi 50 
groß „ don Bayonne ꝛc. 1 . 2 — — 80 
Faß . A 2 . 50 — — 100 
Die Piepe ſchwere ſpaniſche Bene . . „ 65-66 — 12 — 
Ein Fuder ſpaniſche Weine. . . . „120 — — 1 
L Stückfaß 2 5 . 0 8 . . . „100 — 5 26 — 


ein LE 


das Hamburger Faß (der halbe Scheffel oder zwey Gimten) 2656 Pariſer 
Kubik ⸗Zoll enthaltend: 


| Ctr. | Pf. | Eir. | Pf. 

Bohnen . . — 1107 || Obſt oder: gebörrte Aepfel — 
Buchweitzen . 8 „„ — 78 Bier . me — 60 
Erbſen . >...) — 10 „„ | — | 92 
Gerſte. „„ Pflaumen. — 80 
„ Graupen un Srüge . .. 80 || Obſt grünes, aller Art. — 72 
Hafer „„ Noggen „ re Bi 
a Gräben und Grütze ee... — | 54 P F — 79 
Hirſe . „„ — | TO Guns an, . . I — 156 
Linfen . 9 0 5: 9 detto Hub» und aue Sorten N — 70 
NR . — Witzen a ER . — | 86 
Nüſſe A r + | — 66 — — — 

| 1 + 16 | 


100 Hamburger Faß = 847/10 Hannöverifche Scheffeln, 435 19)40 Meklenburgiſche Roſtocker, 
95 43/50 Preußiſchen, 99 10440 Anhaltſchen, 49 4/25 Dresdner Scheffeln, 56 8110 Böhmiſchen Strich, 
85 17525 Wiener Wegen, und 147 12125 Engliſche Buſhels. 


Hamburg 
C) Holzarten und Brenn-Material. Ctr.] Pf. 


a) Von allen Sorten Schiffs⸗, Zimmer ⸗, Bau- und anderen Nutzholzes, Sägebloͤcken, 
ſtärkere Stangen und dergleichen, ſo wie von Planken, Bohlen, Brettern und ge— 
ſaͤgten Latten, die 10 Hamburger Kubikfuß: 
Eichen⸗, Hainbuchen⸗, Aepfel⸗ und Pflaumbaumholz. l 5 5 3402 — 
Buchen-, Eſchen⸗ und Kirſchbaum holz et 5 51044 — 
Birken⸗, Birne, Nuß⸗ und Ulmenbaumholz . . „ . . 8 — 


Afpens, Erlen, Fichten, Kiefere, Tannen, Linden⸗, Pappel⸗ und Weidenholz 
Anmerkung. Planken, Bretter, Latten und kleine bearbeitete Bauholz⸗Sorten 
können in ganzen Zwoͤlftern, Schocken, Craveten, oder Lagen und Haufen, 
unbearbeitete Zimmerſtücke ꝛc., nach den Kottaiſchen Tafeln in Durchs 
ſchnitten u. ſ. w., gemeſſen und berechnet werden. 

b) Felgen, das Schock (60) 30zölligggnie — he 
een 3 F ee, 8 . 0 
Sees das Schock 5 5 8 . 8 5 ; 8 8 


c) Kandis⸗Kiſten, komplete, die 100 Stück kleine 0 . 0 4 3 n 
„100 große . . 
d) Faßdauben und Stabholz, 112 bis 2 Zoll ſtark und u Boll breit der unge⸗ 
wrafte Ring, oder 
248 Piepenftäbe. 
372 Orboft 5 


. n . ä : . 67 bis 70 Zoll lang 
496 Tonnen . 5 


b 8 55 58 — — 


* . . . 45 = 18 — — > 
744 Drboftboden. ‘ 5 F 2 20 = 32 — — 
922 Tonnenboden 2 - . 2 8 22 25 — — 


Hamburg. 


Ctr. | Pf. 


2172| — 


6442 — 
9 = 
3102 — 
| Hamburger 
| Kubikfuß 


407 


e) Vom Faden⸗ oder Klafterholze ꝛc., werden die in Haufen Po 100 N nur gerechnet: 


vom 21 5 4 5 6 füßigen 
| | 
Nutzholz in Klaftern s 5 A 5 3 a 121 72 ne: Kub. Fuß. 
Brennholz in Kloben oder Scheitern 5 . 8 2 a 71/69 67 6565 + >» 
„Stangen . R . - . 8 2 60157 54% 51|48 = 5 
Zacken oder Zweigen . 0 3 b g 5652 18 AA|AO = 5 
» Neifigbunden oder Wellen - | — — — [50-55 > 
Bandholz, nach Verhältniß der Stärke 0 8 5 € = — —415-55 - 
Zaunpfahle, wie Stangen» Brennholz. | | 
Hamburg. 
Ctr. tr. Pf. 
f) Lohkuchen, die 1000 Steine. . 5 4 : 3 . R = . 12] — 
g) Holzkohlen, die 10 Kubik⸗Fuß . 0 5 2 . e 5 — 75 
h) Holzaſche, das Hamburger Faß: unausgelaugte. 5 . A A h : — 56 
ausgelaugte . . . . — 98 
1) Braunkohle, die 10 Kubik⸗Fuß 1 8 . . 2 56 
*) Steinkohlen, die 10 — — 5 3 8 5 h 9 3 — 
1) Torf, die 1000 Soden oder Steine . 3 8 . . . 2 — 
die 10 Kubik⸗Fuß aufgeſchüttet 7 2 E 5 . . 21 — 


m) Torfaſche, die 10 Kubik⸗Fuß . 2 . 


\ Hamburg. 
1 
| 
D) Steinarten, Thon, Sand ꝛc. Ei | ki; 
2 

Kies, die 10 Kubik⸗Fuß . . A “ g - 5 : » 7 — 

e nnen 7 56 

Sand, weißer, die 10 — — h . . 4 . . . 6| 48 

Sandſtein, behauener, die 10 Kubik Fuß 2 4 0 g 10 — 

— unbehauener, oder Bruchſteine im Saufen, die 10 Kubik⸗ Fuß i 5 1 

Pfeifen⸗Erde, die 10 Kubik⸗Fuß. ö 5 1 - : a . 2 8 — 
Töpfer⸗Erde, „ e e — wu n N 5 a } 2 2 5 . 51 — | 

Mergel, die 10 — —. > — x 5 A . . 6| — 

Vieh⸗ und andere Dünger, die 10 Kubik⸗ Fuß 5 5 1 8 8 8 3 — 

Ziegel: Backofen ⸗Steine, 1000 Stück. [[ 150 — 

Dachzungen 4000 — . . N 8 9 9 50 — 

Mauerſteine 1000 — . . a . 844 — 

dergl. ungebrannte . 5 . ° . \ . 1 96 — 

E) Leere Gefäße. ' 

Ein Anfer . 8 2 . 8 f 8 8 R . — 16 

„ Doppel⸗Anker, Einer, eine Bier Fine. 5 a 2 £ — 50 

Eine Dehl- und Thran-Tonne . ; R 4 8 5 . —| 40 

„ Theer⸗Tonne . 4 N . . . N . k 7 — 1 96 

Ein Abm, Ohm, eine Tierce . h 0 8 8 1 s s 0 

„ Eſſig⸗Orhoft, ein halbes Ge e Bierſaß 1 8 8 A 8 A 8 — 80 

„ Drhoft, halbes Both, eine Quarteele . L 2 £ 2 - 1 — 

„Hamburger Bierfaß, eine Piepe . . 8 0 9 8 0 11 20 
„Both, Faß, eine große Piepe -» 3 3 . k a . ; 1150 

„ Stückfaß, eine Stampe > > R 1 5 f N - E 21 — 

Zum Verkaufe verſandte neue Fahrzeuge tragen die doppelte Rekognizions-Gebühr 


Bemerkungen. 


— — — 


4) Zu genauen Nachwägungen und Vergleichungen, beſonders auch der, wegen ſehr abweichender 
Benennungen, Verpackungsweiſe ꝛc. bier für jetzt noch übergangenen Gegenſtande, werden die 
Zollämter jede paßende Gelegenheit benutzen, und die Reſultate in beglaubter Form aufzeichnen. 


2) Das Gewicht lebender Thiere iſt durch Sachbverſtaͤndige billig zu frhägen. 


— — — 


Nro. 2. 


T 
des 8 Sol \ | 
⸗Zolles, nach den zu befahrenden Strecken vertheilt 


| Auffuhr. 


Niederfuhr. 


] 
\ Uferftaaten i | Zu entrichten Summe 
für deren Rechnung Bezeichnung . 99 der in jedem 
die Gebüpe erhoben der ie Uferftaate Uferftaat 3 ch 
wir zu entrich⸗ aten j u entrichten Su 
Strecke. 112 Pfd. tenden Ge⸗ für deren Rechnung Bezeichnung de Gebühr der inne | 
Hamburger bühren. ge n | der a Zenner lferſtaate 
— | TEC e wir g von zu entrich⸗ 
Se | a a... ar | Strecke. e tenden Ge⸗ 
N a Non Melnik bis Außig. | | iger, | buhren. 
on Außig bis an die Gra e | u er , [Gr Tür. 
nie . elle. | 
( 9 der öſterreichiſchen Bränge bis — * ) j IR Für die ganze Streck DE 
( id $ ecke N 22 | 
N ( Von Pirna bis Bein 1159 * 5 = 3 bis Hitacker ZF 
| Von Dresden bis an die preußiſche e E (Von der 5 bis an Preußens Gränge | — | 1 2 | 
Preußen gi a - 2 ale, wo Bahr Mecklenburg ( riſchen l bee 4 ) 
er uͤr die ganze Strecke so ” S = 8 alle, wo Fahr⸗ 0 (Von d anze 
ſiſchen bis zur Meck ic zeuge nicht den 5 ( er Sannöverifihen bis zur Preus — 109 f 
Anhalt⸗Bernb . . N | ganzen Theil der Preußen. Für er 1 5 Be 1 diejenigen 
Anl nahe En Für die ganze Strecke „ — n e e 115 trecke von der Meck⸗ 1000 alle, wo Fahr⸗ 
a = 11 5 Strecke Beeren 9 — — 8 na Ba Gränze 1 e 119975 290 505 
PN ( on Deſſau bis Tochhe ( — — | — — 8 Maßgabe der 5 — * der 
Anhalt⸗Deſſau. („Von Tochheim He — — 800 zu befahrenden Anhalt⸗Deſſau. N Von der Preußiſchen Gringe bis To 15% „„ engeibe 
bis an die Preußiſche | ( heim 05. befahr 
W e e eee, e (J Bon Tochheim bis Seſau . 0 ee 
on der Preu . oll erhoben. nhalt⸗Köthen. is Mau —:? * aßgabe der 
Hane ' afer . n G bis Sig | any Ber 905 15 ganze Strecke. er. ) Dre 5 befahrenden 
( Von Hitzacker bis Sambur „ N, N ( ie ganze Strecke — 8 8 trecke der Elbe⸗ 
= —— Von d 5 
1 ( Von der Preußischen 81 bis zur 30 9 2 e Fate bis Dres- = aller ee 
Mediendürg. 0 Hannöberiſchen . Ä | | Sachſen. % . — 
(|| Bon der Hannoveriſchen bis A 10|) Von Dir en nach Pine Be 
e ( nifipen BR ä⸗ — : en: ö ( als bis zur Deſterreichiſchen 
ö Fur die ganze Strecke.. I in 8 — Oeſterreich. Von der Cachſiſchen e Gruͤnze 513 2 = 
— 8 Von Außig bis Melnik . ung — 
Summe für die Strecke von Melnik 5 | En 
bis Hamburg 1 —.— 1 | 3) 6 Summe für die ganze Streck ä ———— 
I 
N \ Hamburg bis Meinif En | | 


NB. Tranſitirende Schi Ö 
iffer können an d 
em erſten een die Gebühren für die ganze Strecke eines jed 
cke eine or en u a entri 
chen, 


lin E rü er na b berlegt 0 * laſt on 8 


Bede e fm einer geringen Schreibgebühr) entrichtet 


T a * 11 
der Rekognizionsgebühr für die Elbe. 


Klaſſe 1 | 


unter 10 Saft. Klaſſc 2 | | Er 


— 5 1 45 
die Laſt a d 4000 Pfd. zu 10 —25 Laſt. zu 25 45 Laſt | 8 und 1 05 


m | | m — P —— — 
Konv. Münze, Konv. Munze. Konv. Minze: Konv. Münze, 


a) Mit Ladung. Nihlr. I Or ; 


1) Sachſen 

2) Preußen, zu Mühlberg. 
detto. zu Wittenberge 

5) Ahe 

4) Hannover. 

5) Mecklenburg. 

5) Lauenburg. 


— 
ee 
sr! 


p) Fahrzeuge ohne Ladung zahlen allenthalben ein Viertel borſtehender Taxe. 


Nro. 3. 


Muͤnz⸗Valvazions⸗ Tabelle 
für die Elbe ⸗ Zölle. 


Nur nachbenannte Münzſorten werden rezipirt, zun. r f 8 0 . br. 2 Gr. dr. 
A. Silber-Münzen. 
a) Konvenzionsmäßige, (20 Gulden auf die Mark fein.) 


n 
Konb. Gelde 
In Oeſterreich, Sachſen und Anhalt. 


Speziesthaler, kaiſerl. Oeſterreichiſche, Würtembergiſche ꝛc. und deren * N 1 — 
Gulden oder 2)5 Stucke N A 8 8 8 4 = — 6 — 
Halbe Gulden, oder 15 Stücke . 2 6 8 5 N 2 0 2 — 8 — 
Sechstel und 1)12 Stucke . . . . 8 - 5 5 . — Au. 2 — 
30 Kreuzer-Stücke, markgrafliche Anſpachiſche : e x 2 8 — 
20 Kreuzer oder Kopfſtücke, Oeſterreichiſche, Bayeriſche, winenöergſſhe 1 u — 5 4 
17 — Stücke, kaiferl. Oeſterreichiſche, zr. 5 8 5 1 — 1 6 
10 a ze desgleichen 0 0 0 0 * . . * — 2 8 
5 — — desgleichen 0 . * . 0 0 0 0 6) — 1 4 
3 — — oder Groſchen . D . . — * „ . . — — 9 
In Anhalt. . 
Laubthaler, Franzoͤſiſche : - 5 8 A : 1 122 
Kronthaler, kaiſerl. Oeherteich ile, Baheibe und dere N " * R 1 122 
Halbe Kronthaler. 2 \ 1 3 g — 1 1 4 — 1 
Blertel⸗Kronthale , oe e 9 
b) Zum 21 Guldenfuß ausgemünzte. 
In Preußen und Anhalt. 
Preußiſch⸗Courant im Verhältniße zum Konbenzions⸗Gelde, wie 21 zu 20, 
oder mit 5 Prozent Zuſchlag. 
c) Zum 18 Guldenfuß oder Kaſſenmunze. 
In Hannover und Mecklenburg. 

Gulden oder neue 215 Stücke . . . . . . 2 l . — | 1 6 
Halbe Gulden oder 1J5 Stucke . . 5 . . . R 4 1 — 8 9 
116 oder A Groſchen⸗Stuͤcke . . 1 . 0 5 4 - = 4 A 

4)12 oder 4 Schilling: Stüde . 5 . . : 4 A A —— 2 2 


d) Zum 17 Guldenfuß. 


In Lauenburg. 
Speziesthaler, königl. Daniſche und neue Schleswig⸗Holſteiniſche 9 a 110 7 


Beylagen zur Sign. 7. Pag. 99, 102 u. 103, 


In Hamburg. 


Zwey Markſtücke, Hamburgiſche, Luͤbeck'ſche, eee 
Ein Mark- oder 16 Schillingsſtücke 
Zwölf Schillingsſtücke 3 
Acht Schillingsſtucke . . 8 5 — . . . 
Vier Schillingsſtücke . 5 ä . 8 . 5 


B. Gold⸗ Münzen. 


In Oeſterreich. 


Kaiſerl. Fönigl. Oeſterreichiſche und Kremnitzer einfache Dukaten . 5 . 
Kaiſerl. konigl. Oeſterreichiſche und Kremnitzer Doppel» Dufaten . 0 . 


. * * * „ 


rauhe Koͤlni⸗ 
d 8 In Anhalt. 
55 Braunſchweigiſche und Hannoͤveriſche Piſtolen oder 5 Thaler-Stüde, 
Preußiſche Friedrichsd'or und alte — Louisd'or 

70 — 70 42. Halbe dergleichen . . . . . 

17 3)2—17 1/5 Doppelte dergleichen . 5 2 5 N e 8 8 
54 42 Spaniſche einfache Piſtolen . R r e . 5 0 
1748 — doppelte, oder Doppien . 
67 Reichskonſtituzionsmäßige kaiſerl. Oeſterreichiſche, NS wie Fönigt, 


Preußiſche, Holländiſche, auch Kremmiger und andere, 25 Kr. 
8 Gr. fein haltende einfache Dukaten, ingleichen Venezia— 
niſche Zechinen und Florentiniſche Giglieri . 5 8 
Kaiſerl. koͤnigl. Oeſterreichiſche und Kremnitzer Doppel- Dukaten 
Königl. Dänifche und Mecklenburgiſche Dukaten zu 21 Kr. 1 Gr. 
fein . . . . . . 


 _——__—_— ————————— nn 


Anmerkungen. 


4) Die kleinſten Münzforten werden nur in geringeren Sum— 
men, und ſogenannte Scheidemünzen nur zur Ausglei⸗ 
chung der Zahlungen genommen. 

2) Die unkursmäßigen oder zu ſchlechten Münzftüde werden 
nach Gepräge, Jahreszahl ꝛc., in jedem Zoll-Bureaux, 
mittelſt landesherrlicher Verordnung und offentlichen Anz 
ſchlags, genauer und moͤglichſt vollſtandig angegeben 
werden. 


Im 


Konv. Gelde 


Apr. chr. e | ©r. dr. | dr. 


— | 18 
— 0 
— 2 
— 4 
— 2 
3 2 
6 4 


r — — 


Im 


Kıpr. X Gr. 


= 


f 


Konv. Geld 


dr. 


Nro. 4. 


Ausſtellungs⸗-Amt zu N. N. Nro. 17. 


Manif e ſt 
für den Schiffer Friedrich Mathias Müller aus Schandau, 
zur Fahrt von N. N. nach Hamburg, 
mit dem Leitmeritzer Schiffe Nro. 10, 
zur dritten Klaſſe von 25 bis 45 Laſten gehörig, 
und bemannt mit fünf Mannd-Perfonen ; 


(mit einem zu N. N. gebauten Floſfe, beſtehend aus drey Böden c. nebſt 
Beyladung, wie inſtehend.) 


Bemerkungen. 


Erſtens. Jedes Fahrzeug muß mit dem Namen des Ortes, wohin es gehört, und mit 
einer Nummer, dauernd und deutlich bezeichnet ſeyn. 


Zweytens. Ohne Frachtbrief darf keinerley Ladung eingenommen, und jede Zu- und Abs 
ladung muß bey dem nächſten Elbe⸗Zollam te gehörig nachgewieſen werden. 


Drittens. Das Maniſeſt wird unentgeltlich unterfertigt von der Behörde des Einladungs— 
Ortes, oder von dem nächſten Elbe⸗Zollamte auf der Fahrt. Beſteht es aus mehr als einem Bogen, 
fo muß es paginirt, gehörig geheftet, und die Heftſchnur (Faden) beſiegelt ſeyn. Alle vollftändig vor⸗ 
zuzeigende Frachtzettel und Ladungs⸗ Papiere werden Beylagen desſelben. Dupplikate werden nur für 
billige Abſchrifts⸗Gebühr gefertigt. 


Viertens. Der Schiffer muß durch eigenhändige Unterſchrift des Manifeſtes feine Haftung 
für die Wahrheit und Vollſtändigkeit der Angaben deſtärken. i 


Fünftens. Diefes Manifeft wird zu Hamburg bey dem ſtädtiſchen Zollamte abge 
geben, und von demſelben nach Vorſchrift drr Elde⸗Konbenzion aufbewahrt. 


Sechstens. Für geringfügige Transporte auf kur ze Strecken genügen ſtatt des förmlichen 
Manifeſtes, einfachere zweckmäßige Beſcheinigungen. 
* 2 


Voller Name 


Beſtimmungsort 
und Wohnort f 3 
und 
des 
Abſenders Empfänger. 


Folge⸗ 

Nro. des 

Fracht⸗ Benennung 
briefes. 1 


j 


’ der Colli und Gebinde 


Marken 
un d 


Anzahl | Nummern | 


Benennung 
der 


Waare. 


| 
Hamburg, | 7 


Knoppern. 


Kals bader Salz. 


Backobſt. 


— — 


Rothe Kreide. 


e er Melniker Wein. 


Ofner. v 


Ungariſcher 


Wein. 


Eger Brunnen 


Knoppern. 
| 
| 


| 
2 Tonnen Mark Nro. 1 
Joh. Fried. J 1 und 2. 
Joh. 3 Nüller, 1 Sifte in |. — 
zu 10 Leinen. a Er 
pr u Kiſten in [M. Nro. 15, 
u. Nik. Jak. Beutel Matten. 21, 28, 50. 
| M. Nro. 70. 
Hamburg, \. 1 Stüͤckfaß. PN 
Seel. H. G. Nro. 
Peter Kordes. 1 Anker 0. 9. M. 
| | 
Auguſt Bartholdi, | Hamburg, 1 Orhoft 
5 M. Nro. 137. 
zu Prag. Ferd. Richter, | mit Ueberfaß 
R. N. | Dresden, | | 1 Kiſte. [M. Nro. 722 Grün Glas. 
40 
R. N. Peter Maaß. | | 1 detto. M. Nro. 91. 
| U 
N. N. | Magdeburg, | 
51 Tonne. F. N. M. 
N. N. Joh. Spierig e 
| | | 
| Summe Pr 1 110 Colli. — 


9 und unterſchrieben 


R. N. Rendant. 


N. N. 


Kontroleur. 


ni ne EEE . . èͤ . 5 u 
! } 1 7 
li || | 


Maß | Gewicht nach der Zollbetrag 
nach der Klaſſe in 
Deklarazion | Reviſton. der Konbenzions⸗ Bemerkungen. 
u =: — — | Gebühr Geld. 
Deklara⸗ | : Hamburger Hamburger Gebüß 
zion. Rebiſion. . . .. — re 
Zentner.“ Pfd. Zentner. Pfd. Rthl. ar. dr. 
| N 
6 Hamb. 6 3 Hamb. — | 
Scheffel. Stheffel 5 40 3 | 56 1)4 116 
11 detto. | 10% detto. — 56 ua 56 | 11 o 
1 detto. | detto. | 2 64 2 64 | 1]4 — 1 5 
I 
u. ſ. w. | | | 
N | 
ih n „, N 
1160 Hamb. 160 Hamb. = 8 ’ ’ 
Viertel || Viertel n * e 
5 detto. [s detto. 25 90 | — 00 | detto — 6 | 
| I. 25 | | 
60 Krüge 60 Krüge | | 
| | — — 
| | | 
* ide | | 
weg N Fer 
= 359 10 | — 21 4 6 | 
| ze | 
N. N. den 25. abel 1822. 4 Pr - 
| Friedrich Mathias Müller, Schiffer. 


| 


| | 
| der Colli und Gebinde 


Benennung 


und Wohnort 10 r 
des 2 Fracht⸗ Benennung Marken Br 
Empfänger. briefes. Und, und Wa 
| Abſender 8. | pf ger | fees Anzahl Nummern . 
A \ | 
Trausport 25 — = Be 
von borſtehender Ladung ſind in Schandau verzollt 
desgleichen 
8 27 
und die in Dresden 
Zoll⸗Amt Schandau den 
N. N. Rendant. 
sin Dr UA an i ned abgeladen K 
..... AAC c AA BCE ET II RT TE Gr re TEEN 
N | | 
bleiben 2 109 Colli — 
und daſelbſt zugeladen: 
Jakob Mayer Lauenburg 0 2 Tonnen 
20 (s Kiften u. ſ. w. 
zu Dresden Friedrich Stevers (|| 1 detto 
| 


Zoll verlegt — 


Summa | 25 115 Colli — | 
| 
und find hier an | 


Boll Amt Strehla 
N. R. Rendant. 


den .. ‚ma 1822. 


N. N. Kontroleur. 


N. N. Kontroleur. 


Zollbetrag | 


Ma ß Gewicht nach der 
nach der —— Klaſſe in 
Deklarazion. Reviſton. | der Konbenzions⸗ 
— —— ————— T — bü r. Geld. 
Deklara⸗ . | Hamburger Hamburger * ee” 
zion. Rebiſ on 
(Zentner. J Pfd. Zentner. Pfd. Reht. — p . 17er p dr. 
m . — — 359 N de Te Te) Ze 10 — — —— 
= u 20 19 111 a 
= 5 5 = 70 — 1)4 u 
5 — \ — — 264 — | BD ai le 
| 
ee 58 — 10 | — —— 
berblei benden — — 3 | 141 — 
Summa. 1 1— ! 350 40 — 158 45— 
May 1822. 


N. N. Schiffer. | 


Bemerkungen. 


Nro 5. 


Oeſterreich, Zollamt Niedergrund. 


Journal pag. 41. Manifeſt Nro. 17. 


De Schiffer Friedrich Mathias Müller, hat hier auf der Fahrt von Prag nach Hamburg 
von dem Leitmeritzer Schiff Nro. 10 (vom Floſſe, 
beſtehend aus 1 8 ei 


heute gezahlt: Konvenziong » Geld.. 


1) an Zoll von der Ladung. . 8 > A .— Rthlr. — gr. — dr. 


2) an Rekognizionsgebuhr . 8 2 5 8 


überhaupt Achtzehn Thaler fünf Groſchen ꝛc. K. M. 


und zwar in folgenden Munzſorten: 
a) 2 Frd'or gerechnet zu . 4 0 . 
b) 2 Dukaten . s . . . . . 


e) in Zwanzigern ꝛe. =» . a 5 r g . . 


Summa 48 Rthlr. 5 gr. — dr. 
Siegel 
15 Niedergrund den 5. Junius. 1822. 
Jagow, Rendant. Davids, Kontroleur. 


(Die Haupt⸗Summe muß mit Buchſtaben geſchrieben ſeyn.) 
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Zu Urkund deſſen haben die Bevollmächtigten ihrer Aller⸗ 
hochſten und Hoͤchſten Kommittenten die gegenwärtige Schiffe 
fahrts⸗Akte unterzeichnet, und mit ihren Wappen beſiegelt. 

Geſchehen zu Dresden am 23. Juni 1824. 


(L. S.) Freyherr von Münch⸗Bellinghauſen. 

(L. S.) Johann Ludwig von Jordan. 

(L. S.) Günther von Bünau. 

(L. S.) Karl Friedrich Freyherr von Stralenheim. 

(L. S.) Mathias Friis von Irgens⸗Bergh. 

(J. S.) Joach. Chriſt. Steinfeld. 

(L. S.) Ernſt Ludwig Kaſtmir Albrecht Reich. 

(L. S.) Chriſtian Nikolas Pehmöller. 
Praͤſidial-Kundmachung vom 24. Jaͤnner 1822. Praſ. Zahl 529, 


114. 


Den Humanitätsklaſſen der Gymnaſien wird 
eine neue griechiſche Grammatik II. Abthei⸗ 
lung vorgeſchrieben. 

L 


Taut hohen Studien-Hofkommiſſionsdekretes dom 25. Des 
zember b. J. 3. 8732 iſt die zweyte Abtheilung der griechi⸗ 
ſchen Grammatik, welche die Erläuterung der erften Abtheilung 
enthält, in Wien im Jahre 1822 in Druck erſchienen, und 
muß im nächſtkünftigen Schuljahre in den Humanitatsklaſſen 
als Vorleſebuch eingeführt werden. 

Gubernial-Verordnung vom 24. Jaͤnner 1822. Gub. Zahl. 1670. 


115. 


Als Rekrutirungsflüchtlinge können nur ſolche 

Individuen angeſehen werden, deren dießfät- 
lige Qualifikazion durch eine vorhergegange⸗ 
ne Unterſuchung der Umftände, unter welchen 
N ſich entfernten, außer Zweifel geſetzt wurde. 
1 


Die k. k. Kreisämtern werden auf die Normal borſchrift vom 
20. Dezember 1815 3. 51612 erinnert, kraft welcher nur 
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jene Individuen als Rekrutirungsflüchtlinge zu behandeln 
kommen, deren dießfaͤllige Dualifizirung durch die vorange⸗ 
gangene Unterſuchung der Umſtände, unter welchen fie ſich 
entfernten, außer Zweifel geſetzt worden iſt. 


Gubernial⸗Verordnung vom 10. Februar 1822. Gub. Zahl 5204. 


116. 


Den Gemeinden dürfen nicht mehr Abſchriften 
der Stockinventarien, wohl aber der verifi⸗ 
zirten Inventarien hinausgegeben werden. 


In Folge hohen Hofkanzleydekrets vom 24. Janner l. J. 3. 
36111 hat es bon der, in der hierortigen Verordnung vom 
8. November 1811 Zahl 45576 enthaltenen Verfügung: 
daß den Unterthanen auf ihr Anſuchen Abſchriften von den 
ſogenannten, den k. k. Kreisämtern von der Staatsbuchhal— 
tung auf hierortige Anordnung zugekommenen Stockinven— 
tarien zu geſtatten ſeyen, in Hinkunft abzukommen, jedoch 
bleibt die hierortige in Gemäßheit des hohen Hofkanzley⸗ 
Präſidialdekrets vom 18. Auguſt 1808 unterm 23. Dezem⸗ 
ber 1808 3. 57059 erlaffene Verordnung, wornach den Ges 
meinden eine vom k. k. Kreisamte beftätigte Abſchrift des mit 
Zuziehung der Herrſchaft und der Gemeinde, Punkt für 
Punkt verifizirten Inventariums zu ihrer fortwährenden 
Wiſſenſchaft und Richtſchnur auszufolgen iſt, auch ferner in 
voller Kraft. 


Gubernial⸗Dekret vom 9. März 1822. Gub. Zahl 9166. 


117. 


Uferbewohner in Gegenden, wo Aerarial-Ue⸗ 
berfuhren beſtehen, dürfen ſich der eigenen 
Schiffe für ihre Perſon und Effekten, aber 
bei Strafe nicht für Fremde bedienen. 

Durch einen Bericht des Tyroler Gubernial⸗Präſidiums in 

Betreff der Beeinträchtigungen des Aerarial⸗Ueberfuhrs⸗Ge⸗ 
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fälls zu Zollhaus durch Privat ⸗Ueberfuhren, fand ſich die 
hohe Hofkammer veranlaßt, mit Dekret vom 19. Februar 
d. J. Zahl 470645182 zu verordnen; daß zwar die Uferbe⸗ 
wohner in jenen Gegenden, wo eine Aerarial-Ueberfuhr be⸗ 
ſteht, ſich fur ihre Perſon und ihre Effekten der eigenen 
Schiffe des Ortes unter den ſonſt beſtehenden Vorſchriften 
zur Ueberfahrt bedienen können, jedoch ſoll es ihnen unters 
ſagt ſeyn, Bewohner anderer Orte, oder fremde Waaren 
und Kaufmanns-Guter in ihren Schiffen und Fahrzeugen 
überzuführen. 

Im Uebertretungsfalle ift der Fuhrmann, d. i. der Eigen⸗ 
thümer des Schiffes oder Fahrzeuges um den zehnfachen 
Betrag der Ueberfuhrs⸗Gebühr zu beſtrafen. Die Beſtim— 
mung der Strecke auf- und abwärts der ärariſchen Ueberfuhr, 
in welcher dieſe Beſchränkung der Privat-Ueberfuhren zu 
gelten hat, wird den Lokal-Verhaͤltniſſen angemeſſen, von 
der Landesſtelle im Einverſtandniße mit der Bollgefällens 
Verwaltung zu geſchehen haben. 

Gubernial⸗Erledigung vom 16. März 1822. Gub. Zahl 11342. 


118. 


Sardiniſche Studierende dürfen ſeit dem Aus— 
bruche der dortigen Revoluzion an öſterreichi— 
ſchenLehranſtalten nicht aufgenommen werden. 


Seine k. k. Majeftät haben mit allerhöchſter Entſchließung 
vom 23. Februar l. J. zu befehlen geruhet, daß die Stu⸗ 
denten aus den ſardiniſchen Staaten, welche ſeit dem Aus— 
bruche der Revoluzion in ſelben, in Allerhochſtderſelben 
Staaten kamen, oder kommen werden, an keiner inländis 
ſchen Lehranſtalt angenommen, und zu den Vorleſungen 
zugelaſſen werden können, ſondern in ihre Heimath zurück 
zu weiſen find, bis Seine k. k. Majeſtät hierüber etwas an⸗ 
deres anordnen werden. 

Welches dem Uniberſitäts Konſiſtorium in Folge hohen 
Hofkanzleydekrets vom 27. Februar I. J. Zahl 5607 zur 
Kenntniß und genauen Befolgung eroͤffnet wird. 


Gubernial-Verordnung vom 29. März 1822. Eub, Zahl 13301. 


112 
119. 


Von einem Stiſte geſchloſſene Verträge bleiben 
auch für den Religionsfond verbindlich, wenn 
er in deſſelben Verwaltung tritt. 


Von einem Stifte giltig geſchloſſene Verträge bleiben auch 
für den in die Verwaltung und den Genuß des Stiftpermo⸗ 
gens eintretenden Religionsfond verbindlich. 


Gubernial⸗Erledigung vom 29. Maͤrz 1822. Gub. Zahl 14810. 


120. 


Beſtimmung der Taxen bey Beſtätigung eines 
ſchon zuſtehenden Adels bey Erhebung in 
die verſchiedenen Adelsſtuffen, und bey Ver⸗ 
leihung des Indigenats. 


Seine k. k. Majeftät haben über einen allerunterthänigften 
Vortrag der hohen Hofkanzley hinſichtlich der Frage: ob 
den galiziſchen Familien, welche die Beftätigung ihres alten 
Adels anſuchen, und die Friſten zur Ausweiſung deſſelben 
verfäumt haben, eine, und welche Taxe auferlegt werden 
ſolle, mit allerhöchfter Entſchließung vom 22. Dezember v. 
J. feſtzuſetzen geruhet; daß in dieſer Angelegenheit die Falle 
wohl zu unterſcheiden feyen, ob es ſich 
a) um eine einfache Anerkennung oder Beſtatigung eines 
den Bittwerbern erwieſenermaßen ſchon zuſtehenden pohl⸗ 
niſchen oder Landesadels, oder 
p) um die Erhebung in eine der Stufen des Ritter⸗, 
Freyherrn⸗, Grafen⸗ oder Fürſtenſtandes aus dem Grun⸗ 
de der einem Bittwerber oder ſeiner Familie unter der 
pohlniſchen, und ſoviel es die Bukowina betrifft, unter 
der früheren Landesregierung zugeſtandenen Adels oder 
Reichswürde, oder endlich 
c) um die Verleihung des Indigenats und die Einverlei⸗ 
bung in den ſtandiſchen Körper handelt. 
In den Fallen der erſten Art, auf welche die Patente 
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dom 13. Juni 1775, vom 20 Jänner 1782, dom 31. Mat 
1782, vom 14. März 1787 und vom 13. April 1817 keine 
Beziehung oder Anwendung haben, fey in Abſicht auf die 
Taxen ſich nach denſelben Vorſchriften zu benehmen, die 
bey bloßer Anerkennung eines ſchon beſtehenden und erwies 
ſenen Adels überhaupt beſtehen. 

Da bey Fällen der zweiten Art die Friſt bereits verſtri— 
chen iſt, inner welcher bey der Tarbemeffung Begünftigun« 
gen verbunden waren, ſo ſeyen ſolche Erhebungen des gali— 
ziſchen und bukowinger Adels in Abſicht auf die Taxen, wie 
ähnliche Gnadenverleihungen im Allgemeinen zu behandeln. 

In Beziehung auf die Falle der dritten Art, ſey ſich nach 
den deutlichen Beſtimmungen des Patents vom 18. April 
4847 zu benehmen. 


Gubernial-Erledigung vom 6. April 1822. Gub. Zahl 11026. 
1 21 0 


Der Handel mit ledernen Stiefeln und Schu- 
hen an Ort und Stelle, iſt lemberger Han⸗ 
delsleuten ohne generelle Befugniß nicht ge⸗ 
ſtattet, wohl aber der Kommiſſions⸗ und Spe⸗ 
dizionshandel. f 


Mit hohem Kommerz⸗-Hofkommiſſionsdekret vom 2. v. M. 
Zahl 655 iſt über den Rekurs der hieſigen Schuſterzunft 
gegen die einigen Handelsleuten ertheilte Bewilligung des 
Verkaufs lederner Schuhe und Stiefel entſcheiden worden, 
daß da mit h. Hofdekret vom 11. Juli 4848 Zahl 7032 die 
allerhöchſte Entſcheidung Seiner k. k. Majeftät bekannt gege⸗ 
ben wurde, daß jenen Handelsleuten, welche keine generel⸗ 
len oder ſogenannte gemiſchte Waaren⸗Handlungs⸗Befugniſſe 
inne haben, der Verkauf lederner Schuhe und Stiefel 
nicht geſtattet werden konne, diefe Bewilligung, in fo ferne 
ſolche einigen mit generellen Waaren⸗Handlungs⸗Befugniſſen 
nicht betheilten Individuen ertheilt worden iſt, an und für 
ſich null und nichtig ſey. 

Da nun mehrere Handelsleute mit keinen generellen 

Nachtragsband z. Geſegſ. 8 
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Waaren⸗Handlungs⸗Befugniſſen verſehen find, fo kann ihnen 
auch der Verkauf lederner Schuhe und Stiefel nicht geſtattet 
werden, daher der Magiſtrat hierüber das Nörhige zu verfü— 
gen, und die rekurrirende Schuſterzunft zu verftandigen hat. 
Uebrigens wurde bemerkt, daß die Anſichten des Magiſtrats, 
als ob durch die Allerhöchfte Norm der Verkehr mit den ges 
dachten Artikeln nicht allein im Inlande, ſondern auch ſelbſt 
nach dem Auslande gänzlich gehemmt und gefährdet würde, 
indem mehrere lemberger Kaufleute einen nicht unbedeuten« 
den Abſatz an ledernen Wiener⸗Schuhen und Stiefeln in das 
Ausland, und vorzüglich nach Rußland treiben, offenbar 
irrig iſt, indem die gedachte Norm ſich blos auf den Detail— 
Verkauf der ledernen Schuhe und Stiefeln an Ort und 
Stelle, keineswegs aber auf den Kommiſfions- und Spedi⸗ 
zionshandel mit dieſen Artikeln bezieht, welcher zu Folge des 
erlaſſenen hohen Hofdekrets vom 27. Juni 1817 3. 3185 
allen berechtigten Handelsleuten ohne Unterſchied zuſteht. 


Gubernial⸗Verorduung vom 6. April 1822. Gubernial⸗Zahl 13886. 
122, 


Tabakpflanzer find bey der Zufuhr des Tabaks 
in die Aerarial⸗Magazine nicht mauthfrey. 
Laut hohen Hofkammerdekrets vom 9. März I. J. 3. 5666 
kann gemäß der neuen Wegmauth⸗Direktiven eine Befreiung 
oder Begünſtigung rückſichtlich der Erleichterung der Weg— 
mauth⸗Gebühren für die Tabakpflanzer bey Zuführung ibres 
Tabaks in die k. k. Einlöſungs⸗Magazine nicht Statt finden. 


Gubernigl- Verordnung vom 10. April 1822. Gub. Zahl 14843. 
125. 


Individuen, welche eine mit Kauzion verknüpfte 
Dienſtſtelle erlangen, dürfen vor Erlag der 
Kauzion nicht zum Dienſteide zugelaſſen wer⸗ 
den. 

Mi hohem Hofkammerdekrete vom 16. Hornung d. J. Zahl 
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3175186 wurde die beſtehende Vorſchrift erneuert, vermoͤg 
welcher kein Individuum, welches zu einer mit dem Kauzions⸗ 
Erlag verbundenen Dienſtſtelle befördert wird, zur Ablegung 
des Dienſteides zugelaſſen werden darf, bevor ſich daſſelbe 
nach Vorſchrift über den wirklichen Erlag der Dienſtkauzion 
ausgewieſen haben wird. 

Hievon wird die Oberpoſtverwaltung zur genauen Beob— 
achtung unter ſtrenger Verantwortung mit dem Beiſatze in 
die Kenntniß geſetzt, mit der jedesmaligen Anzeige des Eidess 
tages eines neu Angeſtellten oder befoͤrderten Indibdiduums, 
die dem Erlage einer Dienſteskauzion unterliegen, zugleich 
den Kauzions⸗Betrag, die Valuta deſſelben, bey Obligazionen 
das Datum und die Nummer, bey fidejuſſoriſchen Kauzionen 
aber auch die Art, wodurch die Sicherſtellung geleiſtet wurde, 
endlich bey baaren Erlag den Fond oder die Kaſſe, wo die 
Kauzion depoſitirt worden iſt, der Poſthofbuchhaltung bekannt 
zu machen, damit der Stand der erlegten Dienſtkauzionen 
in fortwährender Evidenz gehalten werden kann. 


Gubernial⸗-Verordnung vom 15. April 1822. Gub. Zahl 11341. 


124. 


Die galiziſche Geiſtlichkeit hat das Erbſteuer⸗ 
Aequivalent in Konv. Münze zu bezahlen. 


Im Laufe des mit 1. November 1824 eingetretenen neuen 
Dezenniums hat die hierlaͤndige Geiſtlichkeit das Erbfteuer- 
Aequivalent nach den im $. 57 des Erbſteuer-Patents feſtge⸗ 
festen Beſtimmungen in Konvenzions-Münze zu entrichten. 
Zu dieſem Behufe hat dieſelbe, wie es der $. 59 des Erbe 
ſteuerpatents vorſchreibt, neue Erklärungen einzureichen, 
welche nach dem angeſchloſſenen .]. Formulare zu verfaſſen 
find. Die Bemeſſung des nunmehr in Konvenzions⸗Münze 
zu entrichtenden Erbſteuer⸗Aequivalents unterliegt bey dem 
ebenfalls in Konvenzions⸗Müuͤnze beſtehenden Einkommen 
keiner Schwierigkeit, die aber im Papiergelde beſtehenden 
Einkünfte ſind eben ſo, wie die im Papiergelde zu beſtreitenden 
Auslagen und Paſſiven nach dem Werthverhältniße von 250 
vorlaufig auf Konvenzions⸗Münze zurückzuführen, und ſonach 
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das Erbſteuer⸗Aequivalent in den im $. 57 feſtgefetzten Bes 
trägen in Konvenzions⸗Münze zu beſtimmen. 
Gubernial⸗Erledigung vom 23. April 1822. Gub. Zahl 20594. 
125, 
nftitutd = Angelegenheiten der barmherzigen 
Schweſtern in Galizien unterliegen den allge— 
meinen Tax⸗ und Stempelvorſchriften. 


Seine k. k. Majeſtät haben mitelſt allerhöchſter Entſchlieſ⸗ 
fung vom 6. d. M. zu befehlen geruhet, daß die barmherzi— 
gen Schweſtern in Galizien rückſichtlich der fie in ihren Inſti⸗ 
tuts⸗Angelegenheiten betreffenden Tar + und Stempelgebüh⸗ 
ren nach den dießfalls im Allgemeinen beſtehenden Vorſchrif⸗ 
ten zu behandeln feyen. 

Gubernial⸗Dekret vom 27. April 1822. Gub. Zahl 24672. 


120. 


Intereſſen-Quittungen von Kapitalien, welche 
Armen, Taubſtummen⸗ und Blinden⸗Inſtitu⸗ 
ten und Waiſenhäuſern gehören, find ſtem— 
pelfrey. 

Der hohen Hofkammer iſt die Anzeige vorgekommen, daß 

ſich einige Kameral-Zablämter zur Behebung der Intereſ— 

fen auch von ſolchen Kapitalien, die den von Entrichtung 
des Stempels nicht befreiten Fonds gehören, ungeſtempelter 

Quittungen bedienen. 

Es wird daher dem k. k. Zahlamte in Gemaͤßheit des hohen 
Hofkammerdekrets vom 6. März d. J. Zahl 664 als unab⸗ 
aͤnderliche Vorſchrift bedeutet, daß nach Vorſchrift des aller⸗ 
höchſten Stempelpatents, außer den Intereſſen⸗Quittungen 
des Religions⸗ und Studienfonds, dann jener der Zucht ⸗, 
Arbeits⸗ und Krankenhäuſer nur jene Quittungen als ſtem⸗ 
pelfrey anzuſehen ſind, welche auf die Intereſſen von den, 
den Armen⸗, Taubſtummen⸗ und Blinden⸗Inſtituten und der 
Waiſenhäuſern gehörigen Kapitalien lauten. 

Hubernial⸗ Verordnung vom 5. Map 1822. Gubernial⸗Zahl 23204. 
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Die vereinigte Einlöſungs⸗ und Tilgungs⸗De⸗ 
putazion wird aufgehoben. 


Wir Franz der Erſte, von Gottes Gnaden 
Kaiſer don Oeſterreich; König von Jeruſalem, Hungarn, 
Böhmen, der Lombardey und Venedig, von Dalmatien, 
Croatien, Slavonien, Galizien, Lodomerien und Illyrien; 
Erzherzog von Oeſterreich; Herzog von Lothringen, Salz⸗ 
burg, Steyer, Kärnthen, Krain, Ober- und Nieder⸗Schle⸗ 
ſien; Großfürſt in Siebenbürgen; Markgraf in Mähren; 
gefürſteter Graf von Habsburg und Tyrol ꝛc. ꝛc. 


Durch das Patent vom 48. May 1810 haben Wir im 
Zufammenhange mit den damahls angekündigten Finanz⸗ 
Verfügungen eine bereinigte Einlöfungs» nnd Tilgungs⸗De⸗ 
putazion eingeſetzt, und in der Folge ihr vorzüglich die Be⸗ 
ſtimmung angewieſen, die Fabrikazion und Hinausgabe der 
Einloͤſungs⸗ und Antizipazions⸗Scheine nach den hierwegen 
erlaſſenen Vorſchriften zu beforgen. 

Da Wir ſeitdem die zwangslos zu vollziehende allmählige 
gaͤnzliche Einlöſung des Papiergeldes beſchloſſen, und durch 
die angemeſſenen Mittel vollſtandig geſichert haben, ſolche 
auch zum großen Theile bereits vollbracht iſt; fo entfällt die 
eigentliche Beſtimmung, fuͤr welche die erwahnte Deputazion 
eingefetzt wurde. 

Aus dieſem Grunde und in der Abſicht, in dem Staats- 
aufwande jede thunliche Erfparung zu bewirken, haben Wir 
beſchloſſen und verordnet, die bereinigte Einlöſungs ⸗ und 
Tilgungs⸗Deputazion aufzulöfen. 

Das für die Bedürfniſſe des Verkehres noch erforderliche 
Geſchaft der Verwechslung der abgenützten und unbrauchba⸗ 
ren Einloſungs⸗ und Antizipazions⸗Scheine gegen neue, nur 
für dieſen Zweck verfertigte haben Wir übrigens der priviles 
girten Oeſterreichiſchen Razional⸗Bank, nach vorläufiger Zu 
ſtimmung derfelben, anzuvertrauen befunden, welche das⸗ 
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felbe für Rechnung des Staates ganz in der Art beforgen 
wird, wie ſolches bisher von der vereinigten Einloſungs- 
und Tilgungs⸗Deputazion verwaltet wurde, und worüber die 
näheren Beſtimmungen durch beſondere Kundmachungen zur 
öffentlichen Kenntniß werden gebracht werden. 

Gegeben in Unſerer Kaiſerlichen Haupt- und Reſidenz⸗ 
Stadt Wien den ſieben und zwanzigften Marz im Eintaufend 
Achthundert zwey und zwanzigſten, Unſerer Reiche im ein 
und dreyßigſten Jahre. 


Franz. ds 


Franz Graf von Saurau, 


oberſter Kanzler. 
Prokop Graf von Lazanzky. 
Peter Graf von Goes. 
Johann Nep. Freyherr von Geißlern. 
Nach Sr. k. k. apoſt. Majeſtät 
hoͤchſt eigenem Befehle: 
Franz Joſeph Graf von Guicciardi. 
Praſidial⸗Kundmachung vom 7. May 1822. Praſ. Zahl 3222. 


128. 


Lohnquittungen der gegen Taglohn bey den 
Stellen aufgenommenen Knechte (Struſchen) 
ſind ſtempelfrey. 


Da die bey dem Gubernium und den denſelben unterges 
ordneten Stellen verwendeten Knechte (Struſchen) nicht zur 
ſiſtemiſirten Dienerſchaft gehören, ſondern nach Maßgabe 
des Bedarfs, hauptſächlich aber für die Wintermonathe zur 
Beheizung des Amtslokals, lediglich gegen einen Taglohn 
aufgenommen werden, und ihre Entlaſſung mit jeden Augen⸗ 
blick erfolgen kann, fo hat die hohe Hofkammer befunden, 
es von der mittelſt Hofdekrets ddo. 22. Dezember 1821 3. 
696608575, Gubernial⸗Zahl 749 ex 1822 in der Vor⸗ 
gusſetzung, daß dieſe Struſchen förmlich angeſtellte Haus” 
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Inedhte find, und einen firen Jahr- oder Monathsgehalt bes 
ziehen, angeordneten Stempelpflichtigkeit ihrer Lohnquittun⸗ 
gen wieder abkommen zu laſſen, und dieſen blos zur Bele— 
gung der Rechnungen dienenden Empfangs-Beſtätigungen 
nach der Analogie des Hofdekrets vom 16. Auguſt 1804 3. 
26271, Gubernial-Zahl 55288 ex 1804, auch für die Zus 
kunft die Befreiung vom Stempel zuzugeſtehen. 
Gubernial⸗Erledigung vom 7. Mai 1822. Gub. Zahl 23202. 


129. 


Neues Lehrbuch der römifchen Alterthümer für 
die Grammatikalklaſſen der Gymnaſien ſammt 
Inſtrukzion über den methodiſchen Vortrag 
deſſelben. 


Die hohe Studien-Hofkommiſſion hat mit Dekret vom 6. 
April l. J. 3. 2262 verordnet, daß das in dem Jahre 1822 
zu Wien aufgelegte Lehrbuch der roͤmiſchen Alterchümer ſammt 
einer Inſtrukzion für den methodiſchen Vortrag dieſes Lehr— 
buches jn dem nächſtkommenden Schuljahre 1823, in den 
Gramatikalklaſſen, für welche es beſtimmt iſt, eingeführt 
werden ſoll. 

Welches man den k. k. Direktoraten mit dem Bedeuten 
bekannt macht, hievon die beireffenden Grammatikallehrer zur 
Darnachachtung zu verſtaͤndigen, und darüber zu wachen, daß 
fie ſich bei dem dießfalligen Unterrichte ihrer Schüler vom 
Anfange des erwähnten Schuljahres 1825, nach dieſem Lehr⸗ 
buche und nach der hiezu gehörigen Inſtrukzion richten. 

Gubernial⸗Dekret vom 21. Mai 1822. Gub. Zahl 25481. 
. 150. 


Ahnenproben dürfen ohne allerhoͤchſter Geneh⸗ 
migung nicht an auswärtige Regierungen 
vorgelegt werden. 

Aus Anlaß eines vorgekommenen Falles haben Seine k. k. 

Mojeftat mit allerhochſter Entſchließung vom 19. April I. J. 
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zu befehlen geruhet, daß die Vorlegung der Ahnenproben an 
fremde Regierungen zum Behufe der Erlangung ſremder 
Orden, ohne hiezu vorläufig die allerhöchfte Genehmigung 
eingeholt zu haben, zu unterſagen iſt. 

Gubernial⸗Erledigung vom 2. Juni 1822. Gub. Zahl 25872. 


151. 


Befähigungs⸗Dekrete für Konzepts⸗Praktikan⸗ 
ten über die politiſche Prüfung unterliegen 
dem Stempel von 15 Kreuzer. 


Mit hohem Hofkammerdekrete dom 18. Mai d. J. Zahl 
47594 iſt anher bedeutet worden, daß ſich bei Bemeſſung 
der Tax⸗ und Stempelgebühr bey Ausſtellung der ſogenann⸗ 
ten Befähigungsdekrete für die Konzepts ⸗ Praktikanten über 
ihre in der politiſchen Prüfung bewieſene Fahigkeit zur An⸗ 
ſtellung als Gubernial⸗ oder Regierungs⸗Konzipiſten und 
Kreiskommiſſare, bisher nicht ganz gleichartig benommen 
worden iſt, daher dieſelbe zur allgemeinen Nachachtung 
verordnet, daß für dieſe Dekrete die Expedizions-Taxe mit 
drey Gulden E. M. vorgeſchrieben, und der Stempel ohne 
Rückſtcht auf die Eigenſchaft der Perfon blos mit fünfzehn 
Kreuzern gewählt werden ſolle. 
Gubernial⸗Erledigung vom 2. Juni 1822. Gub. Zahl 29009. 


772 


Der Uebertritt vom lateiniſchen zum griechifch- 
unirten Ritus ift verbothen. 


Der Uebergang vom lateiniſchen zum griechiſche-unirten Ri⸗ 
tus iſt nach der allgemeinen Kirchendisziplin verbothen. Die 
Staatsverwaltung, welcher es im Allgemeinen gleichgültig 
ſeyn kann, zu welchem von beiden Riten dieſer oder jener 
Unterthan ſich bekennt, kann ſich darein durch einen Befehl, 
welcher dieſer Kirchendisziplin entgegen ware, nicht wohl 
mengen. 
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Es iſt die Sache des Erzbiſchofes zu handeln; alſo ent⸗ 
weder die vom lateiniſchen zum griechiſchen Ritus Ueber⸗ 
getretenen zum lateiniſchen Ritus zurückzuführen, oder Au- 
thoritate ordinaria bon dieſem Rücktritte zu dispenſiren, 
oder von Fall zu Fall, weil man zu Rom eine allgemeine 
Dispens nicht ertheilt, dieſelbe dort auf die vorgeſchriebene 
Art anzuſuchen. 

Im letzten Falle ſind die allgemeinen Vorſchriften wegen 
Placetum regium anzuwendrn. 


Gubernial⸗Erledigung vom 7. Inni 1822. Gub. Zahl 28548. 
155. 


Gränzkämmerer find in Aerarial⸗Taxſachen von 
dem Poſtwagen portofrey. 


Da die in Galizien beſtehenden Gränzkämmerer außer an⸗ 
dern Amtsverrichtungen auch die Eintreibung der Aerarial⸗ 
Taxen zu beſorgen haben, und eine Art Gerichtsbarkeit 
ausmachen, fo hat die hohe Hofkammer mit Dekret vom 10. 
v. M. Zahl 17871, die urſprünglich nur den Magiſtraten 
und Ortsgerichten in Taxangelegenheiten zugeſtandene Be⸗ 
freiung von Entrichtung der Poſtwagensporto⸗Gebühren auch 
auf dieſe Gränzkämmerer in Galizien, bey ihren Sendungen 
an die hierländigen Tribunal-Inſtanzen, jedoch nur bey 
Aerarial⸗Taxſachen gegen vorſchriftsmaßige Journalfuͤhrung, 
und gegen dem auszudehnen beſchloſſen, daß der Gegenſtand 
auf der Addreſſe genau angemerket, in allen übrigen Anges 
legenheiten aber das Poſtwagensportv baar bezahlt werde. 


Gubernial⸗Dekret vom 9. Juni 1822. Gub. Zahl 28752. 
134. 
Paͤchter der Aerarial⸗Mäuthe ſind in ihrer Kor⸗ 
respondenz mit Behörden portopflichtig. 


Dit hohem Hofkammerdekrete vom 8. Juni d. J. Zahl 
22852 wurde auf die vorgekommene Frage, wie die Kor⸗ 
respondenz der Pächter der Weg⸗„Brücken⸗ und Ueberfuhrs⸗ 
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Mäuthe zu behandeln ſey, und ob dieſelben in der Korres⸗ 
pondenz mit den Behörden, die Briefportofreiheit zu genießen 
haben, feſtgeſetzt, daß die Pächter der k. k. Weg-, Brücken⸗ 
und Ueberfuhrs-Mäuthe lediglich als Partheien zu betrachten 
ſind, und ſie in dieſer Beziehung mit den Trankſteuerpächtern, 
welchen die Poſtporto-Entrichtung obliegt, in gleichen Ver— 
hältniſſen ſtehen, dieſe Pächter für ihre Korrespondenz von, 
und mit den Behörden jedesmal die tariffmaͤßigen Brieſporto⸗ 
Gebühren zu entrichten haben. 
Gubernial⸗Erledigung vom 22. Juni 1822. Gub. Zahl 33363. 


. 


Die Korreſpondenz zwiſchen der Nazionalbank 
und ihren Verwechslungs⸗Kaſſen für Rech- 
nung der Staatsverwaltung iſt poſtportofrey. 


Gemüß Eröffnung des k. k. Finanz⸗Miniſteriums wird die 
Uebernahme mehrerer Geſchäfte der aufgehobenen Einlö— 
ſungs⸗ und Tilgungs⸗Deputazion von Seite der Nazional⸗ 
bank am 15. July I. J. Statt finden. 

Da von dieſem Zeitpunkte angefangen, die bisher als 
Einlöſungsſchein-Kaſſen, in den Provinzen beftandenen, 
nunmehr zur Verwechslung der abgenützten Einloͤſungs- und 
Antizipazions⸗Scheine gegen neue, beſtimmten Kaſſen, un— 
ter Leitung der Bank ſtehen werden, fo iſt die Staatsver— 
waltung mit der Bank darin übereingekommen, daß die 
Korreſpondenz zwiſchen dieſen Kaſſen in den Provinzen, und 
der Nazionalbank, ſowohl bey der Auf- als Abgabe, portos 
frey behandelt werde. 

In dieſer Beziehung iſt vom 15. July d. J. angefangen 
die Korreſpondenz, welche von der nunmehr zur Verwechs— 
lung des abgenutzten Papiergeldes beſtimmten, vormals als 
Einlöſungsſchein-Kaſſe, beſtandenen Kaſſe in Lemberg an 
die Nazionalbank, oder von dieſer an die genannte Kaſſe 
gerichtet, und wo auf der Addreſſe die Bezeichnung »für 
Rechnung der Staatsverwaltung« beygefügt iſt, 
gegen Journaliſirung portofrey zu behandeln. 
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Findet ſich obiger Beyſatz auf der Addreſſe nicht bemerkt, 
dann find die Briefſchaften mit der tariffmäßigen Brieftaxe 
zu bezeichnen. 

Die Vorſchriften, welche hinſichtlich der Beeinträchtigung 
des Briefpoſt⸗Gefälls durch Beyſchließung don Korreſpon— 
denzen fremdartiger Gegenftände im Allgemeinen beſtehen, 
haben in dieſer Abſicht auf vorſtehende portofrepe Korrefpons 
denz ihre ganze Anwendung. 


Gubernial⸗Erledigung vom 29. Innpy 1822. Gubernial⸗Zahl 34649. 


150. 


Militär⸗Subarrendatoren ſollen nach Verlauf 
jeden Monats zur Abrechnung bey den Ma- 
gazinen erſcheinen. 

Auf Anſinnen des k. k. General- Militärkommando vom 
10ten v. M. Zahl 2357 wird den k. k. Kreisämtern berord« 
net, die jedesmaligen Subarrendatoren feines Kreifes anzu. 
weiſen, nach Verlauf eines jeden Monats höchſtens bis zum 
2ten Tage des nächſtfolgenden, bey dem Verpflegsmagazin 
mit den Quittungen zur Abrechnung und Gelderhebung 
pünktlich zu erſcheinen, weil ſonſt die Rechnungen fpät ger 
legt, und hiedurch der k. k. Hofkriegsrath in den Anweiſun⸗ 
gen der monatlichen Dotazionen beirrt wird. 


Gubernial⸗Dekret vom 4. July 1822. Gubernial⸗Jahl 33369. 
dl. 


Die Einlöſungs⸗ und Antizipazionsſchein⸗Kaſſe 
kömmt unter die Leitung der öſterreichiſchen 
Nazional⸗Bank⸗Direkzion; führt den Namen 
einer Wiener-Währungs-Verwechs⸗ 
lungs-Kaſſe. 

Die Geſchafte der Einlöſungs⸗ und Antizipazionsſcheins⸗ 


Kaſſen, werden am 15. July I. J. an die oſterreichiſche 
Nazionalbank übertragen, Wegen Uebertragung und Ueber⸗ 
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nahme der Geſchäfte, Baarſchaften, u. ſ. w., find die nö⸗ 
thigen Verfügungen getroffen, und die Beamten mit den 
erforderlichen Inſtrukzionen von der Bankdirekzion verſehen 
worden. 

Hiebey wird Folgendes bemerkt: 

4) Von dem 15. July an, wird die bisherige Einlöſungs⸗ 
und Antizipazionsſcheins-Kaſſe die bisher beſorgten Gefchäfte 
unter der Leitung der Bankdirekzion, mit welcher fie uns 
mittelbar in Verbindung ſtehet, unter den Titel »Wiener⸗ 
Währungs⸗Verwechslungs-Kaſſe der privilegirten öſterrei— 
chiſchen Nazionalbank in Lemberg, fortführen. 

2) Die dabey angeſtellten Beamten bleiben Staatsbe⸗ 
amte, und werden ihren Gehalt vom 1. Auguſt 1822 aus 
der Kameralkaſſe beziehen, ſo wie auch die bisher bey den 
Einlöſungsſcheins⸗Kaſſen angewieſenen Penſtonen, Probiſio⸗ 
nen und Gnadengaben, don dem erſten July 1822 ange⸗ 
fangen, auf dieſe Kaſſe übertragen werden. 

5) Die bisher beftandenen allgemeinen Kaſſevorſchriften 
vorzüglich in Hinſicht auf die Gegenſperre, Reſerve und 
Skontrirungen, dleiben ganz, ſo wie ſie bisher beſtanden 
in underänderter Wirkſamkeit. 

4) Die bey der k. k. Landesſtelle unmittelbar oder mit⸗ 
telbar einlangenden befchadigten Einlöfungs« und Antizipa- 
zionsſcheine, find nie mehr bey dem k. k. Landesgubernium 
in Verhandlung zu nehmen, ſondern fogleich von Seite 
des Gubernial⸗Einreichungsprotokolls, ſammt den diesfälli⸗ 
gen Exhibiten an das k. k. Landespraſidium abzugeben. 

5) Dasſelbe hat auch nach der ohnehin ſchon beſtehenden 
Vorſchrift mit allen vorkommenden unächten Scheinen zu 
geſchehen. 

6) Da die hohe Staatsverwaltung die Razionalbank 
rückſichtlich dieſes Wiener⸗-Währung⸗Geſchafis, ſowohl vom 
Briefporto, als von den Poſtwagens⸗Gebühren frey ſpricht, 
ſo werden von Seite des Präſidial⸗Expedits alle in Beziehung 
auf dieſes Geſchäft an den Herrn Bankgouverneur abgehen— 
den Packete und Schreiben mit der Aufſchrift »Auf Rechnung 
der Staatsverwaltung« bezeichnet, und wenn in derley Bur 
ſchriften auch von Geſchaften der Bank, Verwechslung und 
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Einlöſung die Rede ſeyn ſollte, dieſe Aufſchrift weggelaſſen 

werden, je nachdem das Schreiben mehr die Bank, oder 

mehr das Wiener⸗Wahrung⸗Geſchaſt betrifft. 
Gubernial⸗Erledigung vom 12. July 1822. Gub. Zahl 35452. 


138. 


Die Verpflegsgebühren des Lemberger allge- 
meinen Krankenhauſes, werden für auswär⸗ 
tige und einheimiſche Kranke gleichgeſtellt. 


In Folge hohen Hofkanzley⸗Dekrets vom 20ten b. M. find 
in dem hierortigen allgemeinen Krankenhauſe die Verpflegs— 
gebühren der auswärtigen daſelbſt behandelten Kranken, mit 
jenen der einheimiſchen ordinären Kranken gleichgeſtellt 
worden. 

Der Stadtmagiſtrat hat daher von nun an auch bon 
den auswärtigen ordinären Kranken nur die Verpflegsgebühr 
von 36 kr. W. W. täglich wie bey den einheimiſchen ordind- 
ren Kranken abfordern und verrechnen zu laſſen, und hievon 
die Krankenhaus-Verwaltung ungeſäumt zu verſtandigen. 


Gubernial⸗Verordnung vom 12. July 1822. Guber nial⸗Zahl 36672. 
150. 


Bey Konduktquartalen kommen auch die in par- 
tem salarii bezogenen vertarirten nicht one⸗ 
roſen Emolumente in Anſchlag. 


Mit Rückſicht auf die beſtehende Vorſchrift, daß bey der 
Bemeſſung der Witwen-Penſionen nebſt der Beſoldung des 
Gatten, auch die von demſelben in partem salarii ge⸗ 
noſſenen und vertarirten, nicht oneroſen Emolumente in 
Anſchlag zu bringen find, wird über die vorgekommene 
Frage: ob das Namliche auch bey der Verleihung der Kon. 
duktquartale an die Wittwen zu beobachten ſey, hiemit be- 
deutet, auch bey der Anweiſung des Konduktquartals für 
eine Wittwe die von ihrem Gatten in partem salarii bes 
zogenen vertaxirten nicht onerosen Emolumente in An- 
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ſchlag zu bringen, woraus von ſelbſt folgt, daß in jenen 
Fallen, wo der bloße Gehalt des Beamten 600 flr. zwar nicht 
üͤberſchreitet, jedoch mit Einrechnung der in partem sa. 
larii genoſſenen, nicht oneroſen Emolumente mehr, als 
600 flr. ausmacht, die Wittwen von dem Bezuge eines 
Konduktquartals ausgeſchloſſen ſind. 

Gubernial⸗Erledigung vom 5. Auguſt 1822. Gubernial⸗Zahl 41473. 


) 140, 


Klagen über Abſtiftungen find nicht an die Obrig⸗ 
keiten zurückzuweiſen, ſondern von Kreisäm⸗ 


tern in erſter Inſtanz zu behandeln. 


Die Meinung, daß Klagen über Abſtiftungen nicht an die 
Obrigkeiten zu weiſen, ſondern don den Kreisaͤmtern in 
erſter Inſtanz zu behandeln ſind, iſt in der Natur der Sache 
gegründet. Jede Abſtiftung fetzet ſchon ein Erkenntniß 
voraus, und zwar ein Erkenntniß, welches die Obrigkeit 
nicht einmal für ſich ſchoͤpfen, ſondern welches ſie der kreis— 
amtlichen Beſtätigung unterziehen muß, und auch 
dieſe darf nach der Inſtrukzion uͤber die Verfahrungsart in 
Unterthansſachen $. 2 nur aus den allerwichtigſten 
Urſachen und auf den letzten und äußerſten 
Fall ertheilet werden. 


Gubernial⸗Erledigung vom 30. Auguſt 1822. Gub. Zahl 46860. 
141. 


Penſionsvorſchriften haben auf Wittwen und 
Waiſen der als Religionslehrer an öffentli— 
chen Anſtalten angeſtellten griechiſch-katholi⸗ 
ſchen Prieſter geſetzliche Anwendung. 


Die Meinung, daß die beſtehenden Penſionsvorſchriften auf 
die Wittwen der als Religionslehrer an offentlichen Anſtalten 
angeſtellten griechiſch-katholiſchen Priefter ihre Anwendung 
finden, iſt vollkommen geſetzlich, da der Katechet, wie jeder 
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Staatsbeamte ein Anſtellungs⸗Dekret erhält, und den Beamten. 
Eid leiſtet, da ferner auf ihn alle, für landesfürſtliche Beamte 
geltenden Penfiong » Normalien anwendbar find, folglich 
auch für feine Gattin und Kinder anwendbar ſeyn müffen. 
Gubernial⸗Erledigung vom 4. September 1822. Gub. Zahl 47037. 
142. 
Der ſtändiſche Domeſtikalbeytrag muß auch von 
jenen Pfarr-Benefiziaten eingehoben wer— 
den, die unter der Kongrua ſtehen. 


Aus Anlaß vorgekommener Anfragen, ob von jenen Bene— 
fiziaten, die mit dem Erirage ihrer Pfründen unter der Kon— 
grua fteben, der auf fie repartirte Beytrag zum ftändifehen 
Domeſtikalfonde herein zu bringen, oder damit eben fo weit 
mit der Grundſteuer einſtweilen inne zu halten ſey, wird 
den k. k. Kreisämtern zur Wiſſenſchaft und Nachachtung bee, 
deutet, daß bey dem Umſtande, da der Quozient, nach wel— 
chem dieſer Beytrag zum ſtaͤndiſchen Domeſtikalfonde repar— 
tirt wird, ſo gering, mithin auch die auf die Beytragspflichtigen 
entfallende Schuldigkeit ſehr mäßig iſt, eine Aenderung in 
der Repartizion aber nur zu Beirrungen führen wuͤrde, ſich 
bey Eintreibung der in der Frage ſtehenden Schuldigkeit 
lediglich an die den k. k. Kreisämtern bereits zugekommenen, 
und künftig noch zukommenden Repartizionen zu halten, und 
der gedachte Beytrag auch von den unter der Kongrua ſtehen— 
den Benefiziaten, bey welchen laut des unterm 29. Mai v. 
J. Zahl 27520 eröffneten hohen Hofkanzleydekrets vom 10. 
Mai v. J. Zahl 12497, die Innehaltung mit exekutoriſcher 
Beytreibung der Schuldigkeiten lediglich auf die Grundſteuer 
beſchränkt iſt, hereinzubringen ſey. 
Gubernial⸗Dekret vom 6. September 1822. Gub. Zahl 42237, 


145. 


Ausnahmen von dem Verbothe, daß niemand 
in Staatsdienſte aufzunehmen ſey, der über 
vierzig Jahre alt iſt. 


eber einen von der vereinigten Hofftelle am 25. Robem⸗ 
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ber 1780 erftatteten allerunterthänigſten Vortrag erfloß die 
allerhöchſte Entſchließung; 

»Es ſey allen Bankal-Adminiſtrazionen nachdruckſamſt 
»zur Befolgung einzuprägen, daß Niemand, der ſchon über 
»40 Jahre alt ift, und nicht bereits bey dem Militär oder 
»Eibile gedienet hat, angeſtellt werden ſoll.« 

Mit einem von der k. k. allgemeinen Hofkammer am 9. 
Auguſt d. J. der hohen Hofkanzlei mitgetheilten allethöchſten 
Kabinetsſchreiben vom 17. Juni d. J. geruhten Seine Ma⸗ 
jeftat in Bezug auf obige Anordnung folgendes zu erlaſſen: 

„Ueber den Vortrag der vereinigten Hofſtelle vom 23. 
»Nobember 4789 iſt die Vorſchriſt ertheilt, und beziehungs⸗ 
»weiſe erneuert worden, daß Niemand, der ſchon über 40 
Jahre alt iſt, und nicht bereits bey dem Militär, oder im 
»Cibile gedient hat, in Bankal⸗Gefälls⸗Dienſten neu ange⸗ 
»ftelle werden foll.« 

»Mein Wille geht dahin, daß diefe Ausnahme für Indi⸗ 
»biduen, welche ſchon 40 Jahre überſchreiten, und bereits bey 
»dem Militär, oder im Civile gedient haben, nur für ſolche 
»zu gelten habe, welche aus der wirklichen Militär- oder 
»Civildienſtleiſtung, oder aus der Invaliden⸗Verforgung uns 
»mittelbar zum Gefällsdienſte übertreten, wornach ſich genau 
»zu benehmen, und dieſe Anordnung überhaupt auf alle lan— 
»desfürſtlichen Dienſte auszudehnen iſt, und allgemein bekannt 
»gemadt wird. 

Gubernial⸗Verordnung vom 28. September 1822. Gub. Zahl 53744. 


144. 


Neues Lehrbuch der Geographie I. und II. 

Theil für die vierte Klaſſe der Hauptſchulen. 
Mit hohem Studien⸗Hofkommiſſionsdekrete vom 14. Sep⸗ 
tember d. J. Zahl 6072 wurde anher bedeutet, daß nunmehr 
die für die vierte Klaſſe der Hauptſchulen beſtimmte Geogra« 
phie erſter und zweyter Theil gedruckt worden, und im Ver⸗ 
lage der Wiener k. k. Schulbücher ⸗Verſchleiß⸗Adminiſtrazion 
käuflich zu bekommen ſey. 

Gubernial⸗Dekret vom 3. Oktober 1822. Gub. Zahl 54641. 
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Beſtimmung des Tages, mit welchem Gehalte 
verſtorbener, penſionirter, jubilirter und ent⸗ 
laſſener Beamten aufhören. 


Es iſt wahrgenommen worden, daß einige Behoͤrden und 
Kaſſen, das in der oͤſterreichiſchen Monarchie geſetzlich be- 
ſtehende Syſtem, wornach der ganze Betrag des auf den 
Sterbmonat entfallenden Gehaltes den Erben, der in wirk— 
licher Dienſtleiſtung verſtorbenen Staatsdiener bis zur Charge 
eines wirklichen k. k. Raths immer dann noch zu erfolgen 
kömmt, wenn der Erblaffer den erften Monatstag, den 
Erben der Beamten von erſtbeſagter Charge aufwärts, aber 
dann, wenn ſolcher den ſechzehnten Monatstag erlebt 
hat, zu Gunſten der in den Ruheſtand verfetzten, freywillig 
vom Dienſte austretenden, und aus Mangel an Vertrauen, 
oder aus Strafe nach und ohne vorausgegangener Suspen— 
fion entlaffener Individuen dergeſtalt anwenden zu dürfen 
glauben, daß fie auch diefen Individuen, wenn ihr Dienfts 
austritt erſt nach dem 1. oder rückſichtlich dem 16. des Monats 
erfolgt, die ganze Monatsgebühr zuerkennen. 

Um nun jeder derley irrigen zum Schaden des Aerars 
gereichenden Geſetzauslegung vorzubeugen, wurden mit hohen 
Hofkammerdekrete vom 23. Auguſt d. J. Zahl 32818 die 
dießfalls beſtehenden Normen in Erinnerung gebracht, welche 
folgende Grundfäge in ſich faſſen: 

a) Bey in den Ruheſtand verſetzten Staatsdienern hat der 
Gehalt entweder von dem Tage des wirklich erfolgten 
Dienſtaustrittes, oder jenem, der von Seiner Majeftät, 
dann der kompetenten Hof- und Landes⸗Behoͤrde beſchloſ⸗ 
ſenen Quieszirung oder Jubilirung deſſelben aufzuhören. 

Der erſtere Fall tritt ein, wenn das Individuum zur 

Zeit als ihm die Quieszirung⸗oder Jubilirungs⸗Verſtän⸗ 

digung zugeſtellt wird, ſich noch in wirklicher Dienſtlei⸗ 

ſtung, und in dem Orte des Amtes, bey dem er ange⸗ 
ſtellt iſt, befindet. 
Nachtragsband z. Geſetzſ. 9 


450 


Der zweyte aber, wenn daſſelbe Krankheits oder an« 
derer Urſachen wegen, auch ſchon vor dem wegen ſener 
Quieszirung oder Jubilirung gefaßten Beſchluſſe, und der 
hierüber erhaltenen amtlichen Verſtändigung, das Amt 
nicht mehr beſucht hat. 


bp) Bey freywillig vom Dienſte austretenden, oder von 
Amtswegen, wegen Mangel an Vertrauen und aus 
Strafe entlaſſenen Individuen erliſcht der Anſpruch auf 
jeden Gehaltsbezug immer vom Tage, von welchem an— 
zufangen, keine Dienſte mehr geleiſtet wurden. 


c) Iſt über die ach a) und b) bemerkten Zeitperioden wegen 
des nach der Kaſſa⸗Inſtrukzion früher eingetretenen Zah» 
lungstages irgend ein Betrag ungebührlich erhoben worden, 
und wird derſelbe nicht freywillig von dem Empfänger 
zurückerſetzt, ſo iſt deſſen Beitreibung durch den landes⸗ 
fürſtlichen Fiskus, ſo wie bey jeder andern arariſchen 
Forderung einzuleiten. 


Gubernial⸗Erledigung vom 22. Oktober 1822. Gub. Zahl 54873. 


146. 


Bey der Korrespondenz mit nicht landesfürſtli⸗ 
chen Behörden in Kriminal-Angelegenheiten 
oder ſchweren Polizeyübertretungen muß der 
Gegenſtand zur Bewirkung der Poſtportofrey— 
heit auf der Addreſſe bezeichnet werden. 


Da nach vorgekommenen Beſchwerden, nicht landesſürſtlichen 
Gerichten ſchon ofter das Brieſporto für ſolche Schreiben zu— 
gerechnet und abgefordert wurde, welche erſt nach ihrer Er— 
Öffnung zeigten, daß fie in Kriminalangelegenheiten oder in 
Sachen ſchwerer Polize yübertretungen erlaſſen wurden, in 
welchen jene Gerichte vorſchriftsmaßig Briefportofrey find, 
wodurch geſchah, daß ihnen das bezahlte Porto wieder zurück— 
geſtellt werden mußte, fo wird den k. k. Kreisämtern zu Folge 
herabgelangten hohen Hofkammerdekrets vom 47. d. M. Zahl 
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41608 aufgetragen, ſämmtliche Magiſtrate und Dominien 
anzuweiſen, daß fie in der Korrespondenz mit jenen Behör— 
den, den ſchon beſtehenden Anordnungen gemäß, den Gegen— 
ſtand des betreffenden Schreibens auf der Addreſſe desfels 
ben genau anzuſetzen nicht unterlaſſen. 


Gubernial⸗Verordnung vom 30. Oktober 1822. Gub. Zahl 62150. 


147. 


Straſſeneinräumer ſind als gemeine Taglöhner 
anzuſehen, und ihre Wittwen haben auf Pro— 
viſion keinen Anſpruch. 


Mit hobem Hofkanzleydekret vom 15. Oktober d. J. Zahl 
28865/2548 iſt erinnert worden, daß die Straſſeneinräumer 
als gemeine Taglöbner anzuſehen ſind, daher in der Regel 
und eben ſo ihre Wittwen und Waiſen keinen Anſpruch auf 
Proviſionen haben, in beſonderen Fällen kann zwar für ſie, 
ihre Wittwen und Waiſen um eine Proviſton eingeſchritten 
werden, die Bewilligung iſt aber einſchließig Seiner k. k. 
allerhoͤchſten Gnade vorbehalten, weßhalb auch alle derley 
Geſuche Seiner k. k. Majeſtät unterlegt werden müſſen. 


Gubernial: Erledigung vom 1. November 1822. Gub. Zahl 62322. 


148. 


Zur Wartung kranker Unterthanen dürfen nur 
in dringendsten Fällen eigene bezahlte Kran⸗ 
kenwärter aufgeſtellt werden. 


Aus Anlaß einer vom Brzezaner k. k. Kreisamte eingeſende⸗ 

ten Rechnung des Brzezaner Barbiers Joſeph Laufer, über 

den demſelben für die Wartung der kranken Unterthanen in 

Glinna, Haplinca, Chorosciec, Chorobrow und Zio- 

czöwka gebührenden Krankenwärterlohn, und über die dabey 

gehabten Reiſeauslagen, wird den k. k. Kreisämtern hiemit 
9 * 
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in der Abſicht, um ſowohl das allerhöchſte Aerarium, als 
auch die bey dieſen Auslagen konkurrirenden Partheyen für 
jeden unnöthigen Koſtenaufwand zu bewahren, alles Ernſtes 
aufgetragen, künftighin bey den Kranken nur in den drin— 
gendſten Fällen Krankenwärter aufzuſtellen, und jederzeit 
die Obforge in Abſicht auf die den Kranken nöthige Pflege 
und Wartung den Ortsobrigkeiten und Angehörigen zur bes 
ſonderen Pflicht um ſo mehr zu machen, als die Aufſtellung 
der ſo genannten Ziruliken als Krankenwärter auch zugleich 
die Kurpfuſcherey befördert. 


Gubernial-Dekret vom 5. November 1822. Gub. Zahl 59170, 


140. 


Beſtimmung, wem das Patronatsrecht auf Pfar⸗ 
ren zuſtehe, welche zu aufgehobenen Stiften 
gehörten. 


Aus einer Veranlaſſung bon Seite des ſteyeriſch-kärntneri— 
ſchen Guberniums iſt von der k. k. allgemeinen Hofkammer 
hinſichtlich des Patronatsrechts auf von aufgehobenen Stiftern 
herrührende Pfarren der Grundſatz aufgeſtellt worden, daß 
nur jene Pfarren, zu welchen aufgehobenen Stiftern das 
Patronatsrecht jure dominii zuſtand, auch dermal noch 
von den letztern herruͤhrenden Herrſchaften anklebend anzuſe— 
hen ſeyen, daß aber von jenen Pfarren, welche derley Siif— 
tern als ſolche inkorporirt, und alſo eigentliche Stift⸗ 
pfarren waren, das Patronatsrecht dem Fonde, von welchem 
das ganze Vermoͤgen des Stiftes eingezogen wurde, in con- 
ereto zuſtehe. 

Die Anwendung dieſes Grundſatzes findet dann eine Aus— 
nahme, wenn ein derley Fondsgut bereits mit der Patronats— 
laſt verkauft worden iſt, in welchem Falle in eine Aenderung 
mit dem Patronate von Amtswegen nicht einzugehen iſt, 
wenn auch ſelbes nach dem obigen Grundſatze dem verkau⸗ 
fenden Fonde, und nicht dem verkauften Gute zuſtand. 

Um übrigens bey derley Entſcheidungen mit moͤglichſter 
Sicherheit und Konſequenz fürzugehen, ſind jederzeit die 
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Akten der Errichtung der vormaligen Stiftspfarre und ihre 
Uebertragung an das beſtandene Stift der genaueſten Prüfung 
zu unterziehen, um daraus die Ueberzeugung zu fehöpfen, 
ob das Stift als Herrſchafts⸗Eigenthümer, oder als moralis 
ſcher Körper das Patronatsrecht ausgeuͤbt habe, und in zwei— 
felbaften Fallen die Entſchließung der Hofſtellen einzuholen. 


Gubernial= Erledigung vom 19. November 1822. Gub. Fahl 65467. 


150. 


Zöglinge des griechiſch-katholiſchen theologiſchen 
Seminarium, erhalten bey ihrem Austritte 
theologiſche Bücher, welche bey ihren SPfars 
reyen als Inventar-Stücke verbleiben. 


Die hohe Hofkanzley hat mit Entſcheidung vom 50. Oktober 
J. J. Zahl 50005 den gemeinſchaftlichen Antrag, daß den 
aus dem griechiſch⸗katholiſchen General⸗Seminaxrium austre⸗ 
tenden Zöglingen nach der Hofkanzleyverordnung vom 25. 
September 1786 Zahl 1026 theologiſche Bücher um den 
Betrag von 30. flr. E. M. aus dem Religionsfonde ange⸗ 
ſchafft, und denſelben mit auf die Seelſorge gegeben werden, 
zu genehmigen, nicht minder den weitern Antrag, diefe Bü— 
cher als Inventar bey den Pfarreyen, wo ſolche Böglinge in 
die Seelſorge treten, verwenden zu laſſen, für zweckmäßig 
zu erklaren, und die Art und Weife dieſe Bücher um den 
möglich billigſten Preis zu erlangen, dieſer Landesſtelle zu 
überlaffen befunden. 


Gubernial⸗Verordnung vom 26. November 1822. Gub. Zahl 65396. 


151. 


Amtshandlung der Kreisämter, wenn Militär- 
Subarrendatoren gegen die Müller Klage 
führen. 


Den k. k. Kreisämtern wird aufgetragen, in Fällen, wo 
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die Subarrendatoren gegen die Müller Beſchwerde führen, 
nach den beſtehenden Vorſchriften das Amt zu handeln, um 
dadurch den Pachtern den Vorwand zu benehmen, daß fie 
mit mäſſigen Pachtpreiſen nicht beſtehen konnen. 

Uebrigens wurden von Seiten des k. k. General-Rilitärs 
Kommando die Verpflegs-Magazine angewieſen, da wo 
ſich die Militaär⸗Subarrendatoren über zu erleidende Bedrü— 
ckung oder Bevortheilung der Müller beſchweren ſollten, das 
Factum jedesmal ſogleich zu unterſuchen, und hiernach ſodann 
nach Befund ſich an die k. k. Kreisamter zu wenden. 


Gubernial⸗Dekret vom 29. November 1822. Gub. Zahl 64005, ] 


152. 


Beſtimmungen über Penſionen und Erziehungs⸗ 
beyträge für Wittwen und Waiſen jener Be- 
amten, rückſichtlich deren Anſtellung der 15. 
Oktober 1702 entſcheidend wirkt. 


Aus Anlaß eines beſonderen Falles iſt die hohe Hofkammer 
um die Belehrung gebethen worden, wie die Wittwen und 
Kinder von Beamten, die weniger als 200 fir. an Gehalt 
bezogen haben, und ſeit dem 15. Oktober 1792 angeſtellt 
worden ſind, bey Bemeſſung der Penſton und der Erziehungs— 
beyträge beziehungsweiſe auf den Umſtand, daß Penſtonen 
und Erziehungsbeyträge zuſammen die Halfte der Beſoldung 
des Mannes und Vaters nicht uͤberſteigen follen, zu behan— 
deln ſeyen. 


Die hohe Hofkammer hat hierauf mit Dekret vom 19. 
Juli 1. J. Zahl 27945 erwiedert, daß die im Oktober 1792 
erfloſſene und am 15. deſſelben Monats kund gemachte aller⸗ 
höchſte Entſchließung ſich nicht nur für die unterm 5. Junt 
1791 penſionsfahig erflarten Wittwen der unter 200 fir. bes 
ſoldeten Wirthſchaftsbeamten, fondern auch für alle Wittwen, 
der feit dem 15. Oktober 1702 angeſtellten, unter 200 flr. 
beſoldeten Staatsbeamten dahin ausſpreche, daß ſolchen Be— 
amtenswittwen, wie auch ihren don Vater und Mutter ders 
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waiſten Kindern, wenn deren weniger als 4 find, allemal 
das Drittel des männlichen oder väterlichen Gehalts, wenn 
jedoch deren 4 oder mehrere find, allemal die Hälfte und 
nach Umſtänden auch 215 bis zur Erreichung der Vogtbarkeit 
zugetheilt werden ſolle. 

Als Erläuterung iſt zugleich hinzugefuͤgt worden, daß da 
ſolche Wittwen nach dem Verhältnige der Anzahl ihrer Kin— 
der in eine mindere oder höhere Penſions- Ausmaß geſetzt 
werden, felbe für die Kinder ſelbſt keinen beſonderen Erzie- 
hungsbeytrag zugleich zu beziehen haben. 

Ueber die weitere aus dieſen Anlaß angebrachte Frage: 

a) ob den Wittwen der vor dem 15. Oktober 1792 angeſtellten 
untes 200 flr. beſoldet geweſenen Beamten, welche die 
geringfte Penſion pr. 100 fir. normalmäffig zu erhalten, 
jedoch zugleich A oder mehrere unter dem Normalalter fies 
hende unverſorgte Kinder haben, auch Erziehungsbeyträge 
zu Theil werden dürfen, und 

b) ob Wittwen, der nach dem 15. Oktober 1792 ange⸗ 
ſtellten, unter 200 flr. geſtandener Beamten, denen wegen 

4 oder mehreren Kindern in Folge des Normals vom 

25. Oktober 1792 und der Erläuterungs-Verordnung 

vom 19. Juli d. J. Zahl 27945/2042 die Penſton mit 

der Hälfte oder 218 des ehemaännlichen Gehalts verliehen 
worden, die Penſion auch, wenn die Kinder das Nor— 
malalter erreicht haben, anf die Dauer ihres Wittwen— 
ftandes und respective bis ztı ihrem Abſterben belaſſen 
werden konne, iſt mit Dekret vom J. Oktober l. J. Zahl 

58678 erwiedert worden; 

ad a) daß nach dem Allerhöchſt ſankzionirten Normale den 
mit 4 und mehreren unter dem Normalalter befindlichen 
unverſorgten Kindern begabten Wittwen, nebſt der Pen- 
ſion auch Erziehungsbeyträge für die Kinder gebühren, 
in einem ſolchen Falle, wie der angefuͤhrte, die Bemeſ— 
ſung derſelben in mäßigen Beträgen, ungeachtet ſolche 
mit der Penſion der Wittwe die Hälfte des ehemännli— 
chen Gehaltes uͤberſteigen, als eine Ausnahme von dem 

2. Abſatze der Zirkular⸗Verordnung vom 26. April d. J. 

Zahl 46805 Statt finden kann, und daß 
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ad b) es keinem Sweifel unterliegt, daß, da für Wittwen 
dieſer Kathegorie die Anweiſung beſonderer Erziehungs⸗ 
beytrage, zum Unterhalte ihrer aus 4 oder mehreren 
Kindern beſtehenden Familien nicht Statt findet, ſon⸗ 
dern blos die verhältnißmäßige Erhöhung der Penfion 
auf die Hälfte, oder höchſtens 218 des ehemännlichen 
Gehalts eintritt, die Wittwe, die ihr und ihren Kindern 
zuſammen bewilligte Konkretal-Penſion, während ihres 
Wittwenſtandes bis zu ihrem Tode fort zu genießen hat. 


Gubernial⸗Erledigung vom 7. Dezember 1822. Gub. Zahl 65421, 


Jahrgang 1823. 


4 


| 155. 5 | 
Erbrochene Briefe dürfen von Addreſſaten nicht 
mehr den Poſtämtern zurückgegeben werden. 


Man iſt zur Kenntniß gelangt, daß öfters bey der Abgabe 
zahlbare Briefe von den Empfängern geöffnet, geleſen, und 
dann wieder dem Poſtamte mit Verweigerung der Entrich— 
tung des Porto, zurückgegeben wurden, und daß fogar das 
für derley Briefe ſchon bezahlte Poſtporto, wieder zurück 
gefordert werde. ein 
Der Vorſchrift gemäß dürfen die bey den Poſtamtern 

und Briefſammlungen eingelangten zahlbaren Briefe den 
Addreſſaten nie anders, als gegen ſogleich baare Entrichtung 
der darauf haftenden Portogebühr eingehändiget werden. 

Damit den Unfügen und Mißbräuchen dieſer Art vorge⸗ 
beugt, und das Gefall vor Schaden geſichert werde, findet 
man zu verordnen: 5 

1) daß die Poftämter und Briefſammlungen die einge⸗ 
laufenen zahlbaren Briefe den Addreſſaten nach Vorſchrift 
nur allein gegen ſogleich baare Entrichtung der tariffmäßigen 
Brieftaxe einhändigen dürfen, und 

2) daß jene zahlbaren Briefe, die nicht im Orte des 
Poſtamtes, oder der Briefſammlung abgegeben werden 
können, ſondern in der Umgegend mittelft der Bothen den 
Addreſſaten zugeſtellt werden müffen, wenn fie wegen ver» 
weigerter Porto⸗Entrichtung nicht angenommen werden, ges 
nau zu unterſuchen ſind, ob die Siegel verletzt, und die 
Briefe geoͤffnet wurden. 771 X 2 

In diefem Falle, wenn nämlich die Briefe aufgefchnitten 
ſind, oder wenn eine ſichtbare Verletzung des Siegels an 
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denfelben wahrgenommen wird, durfen die Poſtämter und 
Briefſammlungen derley Briefe von den Empfängern nicht 
mehr zurücknehmen, ſondern ſie haben auf die Bezahlung 
des Poſtporto zu dringen. Endlich 

5) findet man zu beſtimmen, daß die Poſtämter und 
Briefſammlungen, wenn unter den zur Verbrennung an 
die k. k. Poſt⸗Hofbuchhaltung eingeſendeten unanbringlichen 
Briefſchaften, entweder offene, oder der geſchehenen Entſtege— 
lung, verdächtige Briefe vorgefunden werden ſollten, nicht 
nur das Porto dafür zu entrichten, ſondern überdies für 
jeden derſelben eine Geldſtrafe von Fünf Gulden in 
Kon b. Münze, zu bezahlen haben werden. 


Gubernigl⸗Erledigung vom 15. Jaͤnner 1823. Gub. Zahl 2437. 
154. 


Neue lateiniſche Grammatik für die erste Klaſſe 
der Gymnaſien. 


Nach Inhalt des hoben Studien » Hoffommiffiong » Defrets 
vom 3. Jänner l. J. 3. 8825, werden die k. k. Direktorate 
beauftragt, die im Jahre 1825 zu Wien aufgelegte latei⸗ 
niſche Sprachlehre erſter Theil, in dem nächſtkommenden 
Schuljahre 1824 in dem dortigen Gymnaſium, und zwar 
nut in der erſten Grammatikal-Klaſſe als ordentliches Lehr 
buch. einführen zu laſſen. ö 

Uebrigens haben die k. k. Ditektorate auch den dortigen 
Gymnaſial⸗Schulbücherverſchleiſſern zu bedeuten, ſich den 
nöthigen Vorrath von dieſem Lehrbuche bey Rege zu ver⸗ 
ſchaffen. 


Gubernial⸗Verordnung vom 21. Jänner 1823. Gub. Zahl 3107. 
155. 


Zur Handhabung der öffentlichen Sicherheit im 
Kolomeger Kreiſe aufgeſtellte Wachpoſten, 
erhalten ihre Servicegebühr von Gemeinden. 


Mir hohem Hofkanzley⸗Dekrete vom Oten l. M., iſt der 
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hierortige Antrag, die Servicegebühr, für die zur Handha⸗ 
bung der öffentlichen Sicherheit im Kolomeger Kreiſe auf 
geſtellte Sicherheitspoſten nicht vom Militär zu fordern, fon- 
dern ſolche von den benachbarten Gemeinden beſtreiten zu 
laſſen, wie dies bisher ohne Anſtand geſchehen iſt, geneh— 
miget, hiebey aber zugleich erinnert worden; daß dieſe Anz 
ordnung nur in fo lange zu beſtehen habe, als die Gebirgs⸗ 
ſchützen und Gemeindewächter mit dem Militär gemeinſchaft⸗ 
lich in den Czartaken untergebracht ſeyn werden. 


Gubernial⸗Dekret vom 31. Jauner 1823. Gubernial⸗Zahl 3789. 
156. 


Die Taglia von 25 flr. gebührt für die Ret⸗ 
tung aus jeder Art des Scheintodes, ſo wie 
für Rettung aus dem Waſſer. 


Nicht bloß für die Rettung eines in das Waſſer gefallenen 
Menſchen, ſondern auch fuͤr die Rettung don jeder Art des 
Scheintodes, iſt dem Retter, wenn er dabey ſein 
eigenes Leben in Gefahr geſetzt hat, die Ta⸗ 
glia von 25 fir. zu erfolgen, und in Gemäßheit des H. 6. 
der Aktivitäts⸗Inſtrukzion vom 14. Jänner 18 10, bey jeder 
Rettung eines Menſchenlebens, wenn es erwieſen iſt, daß 
der Retter und der Gerettete in offenbarer Lebensgefahr 
war, von der Landesſtelle anzuweiſen. 


Gubernial⸗Erledigung vom 4. Hornung 1823. Gub. Zahl 5293. 
157. 


Bey Bemeſſung der Alimentazions-Beträge für 
ſuſpendirte Beamte, dürfen in partem salarii 
vertaxirte Nebengenüſſe nicht in Anſchlag ge- 
bracht werden. 


Ueber die vorgekommene Frage, ob bey Bemeſſung des 
Alimentazionsbeytrags fuͤr die vom Amte und Gehalte ſu⸗ 
lpendirten Beamten, auch die bertaxirten Nebengenuͤſſe in 
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Anſchlag zu bringen ſeyen? wird die Weifung ertheilt, daß 
in partem salarii dertarirte Nebengenüſſe, bey der Bemeſ— 
fung der Alimentazion für ſuſpendirte Beamte und deren 
Familien nicht in Anſchlag zu bringen ſind. 
Gubernial⸗Erledigung vom 6. Februar 1823. Sub, Zahl 6371. 


158. 


guſze zu den Vorſchriften für die Militär⸗ 
Exekuzion, rückſichtlich der Zahl der verwen⸗ 
deten Mannſchaft. 


In dem Landesſummario der Militär⸗Exekuzionen und der 
Erekuzions⸗Ueberſchußgelder für das Jahr 1820, iſt der ho- 
hen Hofbehörde nicht nur im Allgemeinen die Menge der 
Exequrnten und der Betrag der aufgelaufenen Exekuzions— 
Ueberſchußgelder, ſondern auch die, über alles Verhältniß 
gehende Ungleichheit zwiſchen einzelnen Kreiſen, rückſichtlich 
des Bedarſs an Exekuzions⸗Mannſchaft, der Höhe der täg« 
lichen Gebühren, der Urſache und der Dauer der Exekuzio— 
nen aufgefallen. 

Da in Abſicht auf die Militar⸗Exekuzion zur Eintreibung 
der Steuer, das Kreisſchreiben vom 46. May 1817 Zahl 
22784, und in fo ferne es die Militär⸗Exekuzion, außer 
dem Steuergeſchäfte betrifft, die allgemeine Erekuzionsord— 
nung vom 2. Auguſt 1786 in allen Beziehungen, klare 
und beſtimmte Vorſchriften enthält; ſo ſcheint es, daß ſich in 
der Anwendung dieſer Zwangsmaßregel nicht immer und 
nicht überall nach gleicher Anſicht benommen werde. 

Man ſieht ſich daher veranlaßt, den k. k. Kreisämtern 
in jedem vorkommenden Falle die pünktlichſte Beobachtung 
des durch jene Direktive vorgezeichneten Verfahrens hiemit 
zu empfehlen. 

Insbeſondere iſt immer darauf zu ſehen, daß die bey 
einer Grundobrigkeit, bey einer Gemeinde, oder auch bey 
einem einzelnen Kontribuenten aushaftenden Steuern, und 
fonftigen Aerarialerſätze, fie mögen aus noch fo vielen und 
berſchiedenen Rubriken beſtehen, in ein einziges Exekuzions⸗ 
bollet zuſammen gezogen werden. 
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Auch haben die k. k. Kreisämter jedesmal, mit einem 
Exekuzionsbollete, nur einen Militär⸗Exequenten abzuſenden, 
und den Reſt der, zu Folge des Lten Abſatzes der Verord— 
nung vom 16. May 1817 Zahl 22734, nach Maßgabe des 
Rückſtandes entfallenden Zahl der Mannſchaft, durch dere 
hältnißmäßige Steigerung der Gebühr zu erſetzen. 

Dieſes einfachere, gelindere Mittel, wird, wenn es nur 
gehörig gehandhabt wird, an der Wirkſamkeit nicht verlie— 
ren. Bey Militäraſſiſtenzen, gidt übrigens der Zweck, zu 
welchen ſie eingelegt werden, Ziel und Maß. 


Gubernial⸗Verordnung vom 18. Hornung 1823. Gub. Zahl 1821. 
159. 


Wo keine chirurgiſchen Offizinen ſind, kann auch 
anderen Perſonen das Raſiren als Gewerbe 
geftattet werden. 


Mit hohem Hofkanzley⸗Dekrete vom 30. Jänner l. J. Zahl 
2854, iſt bedeutet worden; daß nach dem Inhalte der aller» 
hoͤchſten Entſchließung vom 22. Juny 1847, in Anſehung 
des Raſirens, die bisherige Ordnung zu beobachten ſey, daß 
es folglich, nachdem in Galizien von dieſer allerhochſten 
Entſchließung das Raſtren den Wundärzten nicht als aus— 
ſchließendes Gewerbsbefugniß eingeräumt wurde, übrigens 
daſelbſt ein ſühlbarer Mangel an chirurgiſchen Gewerben iſt, 
keinem Anſtande unterliege, an jenen Orten, wo keine 
chirurgiſchen Offizinen beſtehen, das Raſiren anderen. Per: 
ſonen zu geſtatten. 
Guber nial⸗Verordnung vom 7. März 1823. Gub. Zahl 8995, 


100. 
Schubpäſſen iſt ſtets eine Abſchrift des mit den 


Schüblingen aufgenommenen Konſtituts bey: 
zulegen. 


Es iſ bey der hohen Hofkanzley die Anzeige vorgekommen, 
daß den Schubpaſſen, für die in ihren Geburtsort, oder an 
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den Ort des eigenthümlichen Domiziliums abgelieferten 
Perſonen, ſehr oft die Abfchrift des, mit dem Schuͤblinge 
aufgenommenen Konſtituts nicht beyliege, und daß ſich hier— 
aus Verzögerungen in der weiteren Beförderung des Schub— 
transports, ausgedehnte Korreſpondenzen und großere Aus— 
lagen ergeben, indem der Schübling ſehr oft bey den weite— 
ren Schubſtazionen alle auf feinen Geburtsort, Domizilium, 
oder auf die Urſachen ſeiner Verſchiebung ſich beziehenden 
früheren Angaben läugnet, und durch widerſprechende Aus- 
ſagen die Behoͤrden irre führt. 

Um dieſem Uebelſtande für die Zukunft vorzubeugen, 
wird in Folge hohen Hofkanzley-Dekrets vom 20ten v. M. 
Zahl 47664580 verordnet; daß dem Schubpaſſe, welcher 
der Begleitung des Schuͤblings verſiegelt an die naͤchſte 
Stazion mitgegeben wird, die Abſchrift des mit demſelben 
aufgenommenen ſummariſchen Konſtituts, um ſo gewiſſer 
beygelegt werden ſoll, als die Behörde, welche dieſe Vor— 
ſchrift außer Acht läßt, für die daraus entſtehenden Folgen 
und groͤſſeren Auslagen verantwortlich gemacht wird. 

Sollte ſich gleichwohl noch der Fall ergeben, daß ein 
Schubpaß ohne Konſtitut der Transportsbegleitung mitgege— 
ben wird, fo ſoll gleich auf der erſten Stazion die Schubs 
behörde, entweder durch Amtskorreſpondenz mit der, den 
Schubleitenden Behörde, ſich die Abſchrift des Konſtituts 
verſchaffen, und ſelbe dem Schubpaße beylegen, oder nach 
Umſtänden auch wohl den Schübling auf die vorige Sta— 
zion, als den Ort ſeiner erſten Abſchiebung zurückſenden. 

Die k. k. Kreisämter werden ſich in Zukunft genau bier» 
nach benehmen, und dieſe Vorſchrift den unterſtehenden 
Magiſtraten und Dominien zur pünktlichen Darnachachtung 
unverzüglich kund machen. 

Gubernial⸗Dekret vom 14. März 1823. Gub ernial⸗Zahl 12555. 


161. 
Lehrbuch der neueſten Geographie für die zwey— 
te Klaſſe der Gymnaſien. 


Die hohe Studien⸗Hofkommiſſion hat mit Dekret vom 14. Jane 
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ner l. J. Zahl 208 verordnet: das Lehrbuch der neueſten 
Geographie I. Theil im nachſtkuͤnftigen Schuljahre, in die 
zweyte Grammatikalklaſſe, für welche es beſtimmt iſt, all— 
gemein in den Gymnaſien einzuführen. 

Gubernial⸗Verordnung vom 23. März 1823. Gub. Zahl 11886, 


162. 


Theologiſchen Lehranſtalten werden die arabi— 
ſchen und aramäiſchen Sprachlehren, des Pro— 
feſſors Oberleithner als Lehrbücher vorge— 
ſchrieben. 

Q 


Laut hohen Studienhofkommiſſions⸗Dekrets vom 9. März 
I. J. Zahl 1734, haben Seine k. k. Majeftät mittelſt höchjter 
Entſchließung vom Aten d. M. zu genehmigen geruht; daß 
die don dem Profeſſor der orientaliſchen Dialekte an der 
Wiener Univerfität, Andreas Oberleithner, in lateiniſcher 
Sprache verfaßte arabiſche Sprachlehre, und die von ihm in 
das Lateiniſche überfetzte und vermehrte aramaiſche Sprach— 
lehre, von Jahn, an allen theologiſchen Lehranſtalten der 
oͤſterreichiſchen Monarchie, als Vorleſebücher vorgeſchrieben 
werden. 


Gubernial⸗Dekret vom 30. Maͤrz 1823. Gub. Zahl 16272. 
163. 


Penſionen der Exreligioſen werden am erſten 
jeden Monats bezahlt, ohne daß die Verlaſ— 
ſenſchaft etwas davon zurückerſetzen müßte. 


Die hohe Hofkanzley hat mit Verordnung vom 15. März 
J. J. 3. 7550, im Nachhange zu der hohen Verfüguug vom 
12. April 1821 3. 40000, welche den k. k. Kreiskaſſen 
mit dem hierortigen Erlaße ddo. 14. März 1821 3. 20472 
bekannt gemacht worden iſt, zu beſchließen befunden; daß 
die Penſionen der Exreligioſen, fo wie es unterm 18. Jan⸗ 
ner 1784 angeordnet worden iſt, auch noch ferner am erſten 
jeden Monats auszuzahlen ſeyen, und daß im Falle des, 
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nach dieſem Tage erfolgten Abſterbens des Penſioniſten der 
bereits ausbezahlte Betrag nicht mehr aus der Verlaſſen— 
ſchaftsmaſſe zuruͤckerſetzt werden dürfe. 
Gubernial⸗Verorduung vom 1. April 1823. Gub. Zahl 16747, 
164. 
Poſtportofreye Behörden müffen die Rezepiſſen⸗ 
Gebühr bezahlen. 


Bereits unterm 25. Juny 4805 Zahl 25814, iſt zu Folge 
hohen Hofkammer-Dekrets dom 16. May 1805 3. 46454 
bedeutet wurden; daß die portofreyen Behörden bey ihren 
ämtlichen Sendungen auf den Poſtwagen, zwar von Ent— 
richtung der Portogehühr befreyet find: aber nicht von der 
Gebühr von 5 kr., die bey der Auf- und Abgabe für jedes 
von dem Amte auszuſtellende gedruckte Rezepiſſe (wenn ſich 
nicht die portofreye Behörde der von ihr verfaßten Rezepiſſe 
bedient) den Beamten, oder Poſtmeiſtern zur Beſtreitung 
der diesfälligen Papier- und Druckkoſten zu entrichten find, 
fo wie auch von jener Gebühr nicht, die für das Abladen 
und für die Transportirung der Sendung von dem Haupt— 
zollamte bis zur Poſtwagens⸗Aufgabe an die zollämtlichen 
Träger bezahlt werden muß, deren baare Auslagen der Poſt— 
wagensanſtalt nicht aufgebuͤrdet werden konnen. 

Demungrachtet haben ſchon mehrere einzelne Beboͤrden 
ſich geweigert, dieſe Gebuͤhren zu entrichten. 

Um den daraus entſtehenden Dienſthemmungen und 
Beſchwerden vorzubeugen, wird daher zu Folge herabge— 
langten hohen Hofkammer-Dekrets vom 7. März d. J. Zahl 
8907, den k. k. Kreisamtern der ernſtgemeſſene Auftrag er— 
theilet, diefe Gebühren kuͤnftig ohne Einwendung vorſchrift— 
mäßig zu bezahlen. 

Gubernial⸗Dekret vom 6. April 1823. Gub. Zahl 15861. 
165. 
Aus den theologiſchen Seminarien des lateini— 
ſchen Ritus austretende Zoͤglinge, werden 
mit theologiſchen Büchern betheilt. 


e. k. k. Majeſtät haben durch allerhöchfte Entſchließung 


vom 16. Hornung l. J. bewilliget: daß jedem, nach dolfen- 
deten theologiſchen Studien aus dem Lemberger General— 
Seminarium austretenden Zöglinge der galizifchen Didzefen 
r. I., jedoch nur in fo weit er es bedarf, für 25 flr. W. W. 
angemeſſene Bücher aus dem hiezu geeigneten Fonde ange— 
ſchafft werden. 

Jedoch haben Se. Majeftät dieſe Maßregel ausdrücklich 
nur für die Zeit befehränft, als dieſe Anſchaffung auf Ko— 
ſten des hiezu geeigneten Fondes, we ſches der Religionsfond 
feiner Natur nach iſt, nothwendig iſt, und Se. Majeſtät 
haben die Behoͤrden dafür, daß dieſe Anweiſung nicht über 
die Periode diefes Bedürfnißes hinaus Statt finde, verant⸗ 
wortlich erklart. 


Gubernial-Verordnung vom 15. April 1823. Gub. Zahl 14200. 


166. 


Verfahren rückſichtlich der Auswanderer, wel⸗ 
1 das zwanzigſte Lebensjahr nicht erreicht 
aben. 


Ueber eine Anfrage, auf welche Art jene Perſonen, welche 
vor Erreichung des zwanzigſten Lebensjahres auswandern, 
und von welchen der §. 28. des Auswanderungs⸗Patentes 
handelt, zu behandeln ſind, hat die hohe Hofkanzley mit 
Dekret vom 27ten v. M. erinnert: 

„Bey Individuen, welche zur Zeit der Auswanderung 
»notoriſch noch nicht das zwanzigſte Lebensjahr erreicht ha» 
»ben, hat weder ein Urtheil in Contumaciam noch eine 
»Ediktal⸗Einberufung Statt zu finden; ſondern es ſind die 
»zurückgebliebenen Aeltern, Vormünder, oder ſonſtige Pfleg⸗ 
»befohlene zur Bewirkung ihrer Rückkehr aufzufordern, und 
»dieſe auch, im Falle ihnen eine Verabſaumung, wodurch 
»die Entweichung erleichtert, oder die Rückkehr unterblieben 
»iſt, zur Laſt fällt, gebührendermaßen dafür zur Verant⸗ 
wortung und nach Umftänden und dem Grade ihrer Schuld, 
»felbft auch zur Strafe zu ziehen. 

Gubernial⸗Dekret vom 22. April 1823. Gub. Zahl 19162. 
Nachtragsband z. Geſetzſ. 10 
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1 67. 


Behandlung jener, aus deutſchen Provinzen 
gebürtigen Adelichen, welche als Supplenten 
in lombardiſch-venezianiſche Regimenter ein⸗ 
treten, und als ex propriis Gemeine überfegt 
werden wollen. 


Im Anſchluſſe .]; erhalten die k. k. Kreisämter die mit hohem 
Hofkanzley⸗Dekrete vom 2ten I. M. Zahl 9669, anher mit⸗ 
getheilte Weiſung des k. k. Hofkriegsraths, wegen Bchand- 
lung der bey den italieniſchen Regimentern als Supplenten 
mit 8jähriger Kapitulazion eingetretenen jungen Adelichen, 
die aus den deutſchen Erbſtaaten gebürtig ſind, und nach 
der Hand um Ueberſetzung als ex propriis Gemeine an— 
halten. 
Gubernial⸗Verordnung vom 27. April 1823. Gubernial⸗Zahl 22444. 


ng des k. k. Hofkriegsraths dd. 2öten 
März 1825. Lit. H. 968. 


Verordnu 


Aus Anlaß borgekommener Fälle, daß junge Leute vom 
Adel, welche aus den k. k. deutſchen Erbſtaaten gebürtig, 
und ſomit von der Militärpflichtigkeit befreyt ſind, bey den 
italieniſchen Regimentern als Supplenten für Entlaſſungs⸗ 
werber mit achtjähriger Kapitulazion eintraten, und kurze 
Zeit darauf gegen Erlag des Montursgeldes um die Ueber— 
ſetzung als ex propriis Gemeine anhielken, hat ſich das 
inneroͤſterreichiſche Generalkommando hierorts angefragt, ob 
dieſe Begünftigung auch auf die als Erſatzmänner für Entlafs 
ſungswerber eintretenden Erempten ausgedehnt werden dürfe. 

Ueber dieſe Anfrage wird dem gedachten General-Militar⸗ 
kommando unter Einem erwiedert, daß kein Supplent oder 
Stellvertreter eines anderen Mannes vor gänzlicher Erſtre— 
ckung der im Namen dieſes Letztern eingegangenen Kapitu— 
lazion, oder etwaiger Beförderung zum Offizier, in den un- 
obligaten Stand überſetzt werden darf, und daß hiernach 
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auch jene aus den altkonſkribirten Probinzen gebürtigen 
Adelichen zu behandeln ſind, welche ſtatt militärpflichtiger 
Lombardo⸗ Venezianer als Supplenten oder Erſatzmänner 
eintreten, daß es jedoch keinem Anſtande unterliege, derley 
als Stellvertreter anderer militarpflichtigen Individuen ein⸗ 
getretene Adelige unter Beobachtung der beſtehenden Vor— 
ſchriften gegen Erlag des Montursgeldes zu Gemeinen ex 
propriis zu überſetzen. 

Derley Vertreter haben jedoch ungeachtet ihrer diesfallfie 
gen Ueberfegung obligat zu bleiben, und es verſteht ſich 
von ſelbſt, daß die für Lombardo⸗ Venezianer eintretenden 
Supplenten und Erfagmänner, bey dem betreffenden lom— 
bardo⸗venezianiſchen Regimente ihre Kapitulazion zu er— 
ſtrecken, mithin während dieſer letztern auf die Ueberſetzung 
zu ihren deutſchen Werbbezirks-Regimentern durchaus keinen 
Anſpruch haben, und daß ihnen dieſe um ſo weniger zuge— 
ſtanden werden dürfe, da dem Lombardo⸗Venezianiſchen 
Königreiche, die Erganzung eines ſolchen Abfalles nicht auf⸗ 
gebürdet werden kann. 


168. 


Erneuerung der Vorſchriften, wegen ſicherer 
Verwahrung der Arreſte. 


Se. k. k. Majeftät haben dem Herrn Präſidenten der Polis 
zeyhofſtelle, mit allerhoͤchſter Entſchließung vom 17. März 
1. J. zur beſonderen Pflicht gemacht, die wirkſame Verfuͤ⸗ 
gung zu treffen; daß für die gehörige Verwahrung der ver⸗ 
hafteten Individuen, die nöthige Sorge getragen werde. 
Um dieſer allerhöchſten Abſicht, welche nicht nur die 
gehörige Verwahrung der Kriminalarreſtanten, ſondern übers 
haupt aller auch in den Dominikal- und anderen poͤlitiſchen 
Arreſten verhafteten Individuen, allwo auch ſehr haufig 
die, eines Verbrechens beſchuldigten; für den erſten Augen⸗ 
blick perwahret werden, zum Zwecke hat, auf das Genaue— 
ſte zu entſprechen, wird den k. k. Kreisämtern aufgetragen, 
bor Allem auf die ſchon oft angeordnete Herftellung der poli« 
10 * 
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tiſchen Arreſte, mit allem Nachdruck zu dringen, die wegen 
ſicherer Verwahrung der Arreſtanten beſtehenden Vorſchriften 
und Anordnungen, den zu ihrer genauen Befolgung berufe— 
nen Sicherheitswachen und Stellen, auf das Nachdrücklich— 
ſte einzuſchärfen, für die ſtrenge Handhabung derſelben die 
Sicherheitswach-Kommandanten, die Grundobrigkeiten, fo 
wie die Vorſtrher der politiſchen Straf- und Verwahrungs— 
Derter , durch eine wachſame und eindringliche Kontrollirung 
des ihnen untergeordneten Perſonals, beſonders ſtreng ver— 
antwortlich zu machen, überhaupt die zu dem bezielten 
Zwecke der gewiſſen Bereftlung jedes Entweichungs⸗Verſuches 
der Verhafteten dienlichen Vorſchriften und erforderlichen 
Maßregeln Platz greifen, ſofort zur Ueberzeugung, ob die 
piesfälligen Verfügungen pflichtgemaͤß befolgt werden, die 
Krreſte durch die Bezirkskommiſſare öfters auf das Genaue— 
ſte viſttiren zu laſſen. Für die möglichſt genaue Handha⸗ 
bung dieſer Anordnung werden die Herren Krelisvorſte— 
her, und insbeſondere auch der Bezirkskommiſſar verant⸗ 
wortlich gemacht. 


Gubernial-Defret vom 29. April 1823. Gub. Zahl 21938, 


109. f 


Zweyter Theil des neuen griechiſchen Lehrbuchs 
für die Humanitäts⸗Klaſſen der Gymnaſien. 


Es iſt zu Wien in dem Jahre 1823 der zweyte Theil des 
griechiſchen Leſebuchs zum Gebrauche in den Humanttaͤts⸗ 
klaſſen, in den Gymnaſien der öſterreichiſchen Staaten her— 
ausgekommen, und iſt dort im Verlage der k. k. Schulbücher. 
Verſchleiß⸗Adminiſtrazion käuflich zu bekommen. 

Welches man den k. k. Gymnaſial-Direktoraten im run, 
de des hohen Studien-Hofkommiſſions-Dekrets bom 7. April 
J. J. Zahl 5074 mit dem Bedeuten bekannt macht: hievon 
die ihrer Leitung anvertrauten Gymnaſten in die Kenntniß 
zu ſetzen. 


Gubernial⸗Verordnung vom 1. May 1823. Cub. Sahl 22433 
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Quittungen der Steuer Bezirks »Obrigkeiten 
über die zwey Perzente, welche fie für die 
Einhebung der Grund- und Gebäudeſteuer 
in Abzug bringen, ſind ſtempelfrey. 


Mit Beziehung auf die hierortigen Verordnungen vom 7ten 
Jänner 1822 Zahl 66507, und vom 30. April desſelben 
Jahres Zahl 19720, mittelſt welcher die Modatitäten in 
der Anrechnung, Bezahlung, Quittirung und Verrechnung 
der den Steuer- Bezirksobrigkeiten für die Mühewaltung, 
Verantwortung und Sicherſtellung der Steuergelder an der 
Grund- und Gebäudeſteuer bewilligten Remunerazionen vor— 
gezeichnet worden ſind, wird den k. k. Kreisämtern bedeu— 
tet; daß zu Folge des hohen Hofkanzley⸗Dekrets bom 22ten 
b. M. Zahl 875, die hiebey ſtatt der an dieſen Perzenten 
abzuziehenden Beträge einzulegenden Perzipienten-Quittun⸗ 
gen der Steuer-Bezirksobrigkeiten keines Stempels bedürfen, 
und daß in den Quittungen der Steuer-Bezirksobrigkeiten 
die von der Grund- und Gebäudeſteuer entfallenden Beträge 
abgeſondert anzugeben, und bey der Steuerabfuhr als baa— 
res Geld an die Einnahmskaſſe des Zahlamtes abzuführen 
ſeyen. 
Gubernial-Dekret vom 26. Map 1823. Gubernial⸗Zahl 26242. 


171. 


Unterthanen darf zur Tilgung der Steuerrück— 
ſtände kein Vieh weggenommen werden, wel— 
ches zum Wirthſchaftsbetriebe und zur Fa⸗ 
millenerhaltung nothwendig iſt. 

Noch einer Eröffnung des k. k. General⸗Militärkommando, 

geht aus den Reſultaten der im heurigen Jahre abgehalte⸗ 

nen Militär-Konſkripzionsreviſton hervor, daß ſich der Stand 
des Hornviehes nicht in dem Verhaͤltniße der früheren Jahre 
bermehrt habe, weil den Unterthanen Ochſen und Kühe zur 
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Tilgung der Steuern weggenommen und lizitando veräußert 
werden. 

Auf dieſen Umſtand werden die k. k. Kreisämter mit 
dem Beyfatze aufmerkſam gemacht; daß dasſelbe bey eigener 
Verantwortung ſtrenge darüber zu wachen, und die Domi— 
nien dafür verantwortlich zu machen habe, damit nur jenes 
Vieh der Unterthanen, welches dieſelben zum Betriebe ihrer 
Wirthſchaft und zur Erhaltung ihrer Familie nicht unum— 
gänglich nothwendig haben, wegen Steuerrückſtänden in 
Anſpruch genommen, auf keinen Fall aber das zur Beftel» 
lung der Wirthſchaft nörhige Zugvieh, oder gar die letzte 
Kuh weggenommen, und der Unterthan dadurch zu Grunde 
gerichtet werde. 

Gegen jene Dominien, die ſich ſolche Unfüge erlauben, 
iſt mit aller Strenge um fo mehr vorzugehen, als bey er— 
wieſener Uneinbringlichkeit der Steuer um deren Nachſicht 
eingeſchritten, auf keinen Fall aber der kundus instructus 
oder der zum Lebensunterhalt unentbehrliche Bedarf ange» 
griffen werden ſoll. 

Gubernial⸗Verordnung vom 28. May 1823. Gubernial⸗Zahl 28763. 


172. 


Genauere Beſtimmung rückſichtlich der Bemeſ— 
ſung der Taglia für eingebrachte Räuber. 


Die hohe Hofkammer hat mit Dekret vom 30. v. M. Zahl 
15145 auf eine hierortige Anfrage entſchieden, daß die mit 
dem gedruckten Kreisſchreiben vom 30. Dezember 1822 Zahl 
70016 für die Einbringung einer Näuberbande mit 50 Dus 
katen bewilligte Taglia auf die Militar⸗Sicherheits-Komman⸗ 
den, Gebirgsſchützen, und auf die bey gemiſchten Streifun⸗ 
gen verwendete Unterthanen nicht ausgedehnt werden konne, 
doch in einzelnen beſonderen Fällen, wo Militär-Komman⸗ 
den oder Gebirgsſchützen einer Belohnung würdig erachtet 
werden, auf einzelne mit der Thathandlung im Verhältniß 
ſtehende Belohnungen angetragen werden könne. 

Uebrigens verſtehe es ſich von ſelbſt, daß um einen An⸗ 
ſpruch auf die Taglia zu begründen, die eingebrachten Räu⸗— 
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ber zu gleicher Zeit, und vereint an einem Orte, oder we— 
nigſtens im Laufe einer und derſelben, nicht unterbroche⸗ 
nen Streifung zu Stande gebracht werden müſſen. 

Auch konne von der Regel, die hinſichtlich der Taglia 
für die Einbringung eines einzelnen Räubers beſteht, daß 
fie nämlich nur für einen überwieſenen und abgeurs 
theilten Räuber angewieſen werden dürfe, bey der Taglia 
für die Einbringung von mehreren zu einer Rotte gehörigen 
Räuber nicht abgegangen werden. 


Gubernial⸗Dekret vom 12. Juni 1823. Gub. Zahl 32127. 
1 75. 


Dem Sanitätsperſonale werden auch bey Kom⸗ 
miſſionen und Dienſtverrichtungen in einer 
Entfernung von weniger als zwey Meilen, 
Diäten paſſirt. 

Mit hohem Hofkammerdekret vom 19. v. M. Zahl 17088 

iſt eröffnet worden: 

Um den vorgekommenen Anfragen und in Anregung ges 
brachten Zweifeln über die Anwendbarkeit des 30. §. der 
Sammlung der Vorſchriſten vom 21. Mai 1812 3. 15525 
wegen Vergütung der Fuhr⸗ und Zehrköſten (Diäten) für die 
in Kommiſſion reiſenden Beamten auf das Sanitätsperfonale 
bey Kommiſſionen und Dienſtverrichtungen in einer nahen 
Gegend zu begegnen, und dieſelben fur immer zu beantwor⸗ 
ten, ſey im Einverftändniße mit der k. k. vereinten Hofkanz⸗ 
ley beſchloſſen worden, daß der erwähnte 30. $. des Diäten 
und Fuhrkoſten⸗Normales vom 21. Mai 1812, wornach Be⸗ 
amte, die ſich zum Nachſehen der Arbeit nicht über zwey 
Stunden von ihrem Wohnorte entſernen, keine Diäten an⸗ 
zuſprechen haben, weder auf die unbeſoldeten Privat- und 
Aushilfsärzte und Wundärzte, noch auf das beſoldete Sani⸗ 
tatsperſonale, nämlich auf die Kreis- und Diſtrikts⸗Aerzte, 
oder Kameralärzte, wenn ſie in Sanitätsangelegenheiten 
Dienſtes⸗Verrichtungen, es feyen auch nur Nachſichtsreiſen, 
verrichten, keine Anwendung habe, daß daher ſowohl den 
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Pribat⸗Aushilfs⸗ und Wundärzten, als auch dem befoldeten 
Kreisſanitatsperſonale bey ſolchen Geſchaften Diätengenüſſe ge» 
bühren, und zu verabfolgen ſind, wo denſelben nach den ſonſt 
beſtehenden Vorſchriften ſolche zuſtehen, oder ihnen noch künf— 
tig bewilliget werden, wenn auch die Gegend, in welcher das 
Geſchaft verrichtet, und wohin die Nachſichtsreiſe unternommen 
wird, weniger als 2 Stunden vom Wohnorte des Arztes oder 
Wundarztes entfernt iſt. Uebrigens werde mit Beziehung auf 
den 28. F. des Diätennormals erinnert, daß die dort bewil⸗ 
ligte ganze Diäte, in jenen Fallen nicht Statt finden konne, 
wenn es vorliegt, daß das ganze Geſchaft ſammt der Hin⸗ 
und Nückreiſe in einem halben Tage vollbracht worden ift, 
wo dann nur eine halbe Diäte aufgerechnet werden darf. 


Gubernial-Verorduung vom 30. Juni 1823. Gub. Zahl 33583. 
174. 


Beſtimmung des Anſpruches der Beamten-Witt⸗ 
wen auf das Konduktquartal. 


In den öſterreichiſchen Penſions⸗Vorſchriften iſt die Beſtim⸗ 
mung enthalten, daß auf die Erlangung des Konduktquar— 
tals nur penſionsfähige Beamtens⸗Wittwen und Wai⸗ 
ſen Anſpruch haben. 

Da nun die hohe Hofkammer aus einer dahin gelangten 
Anfrage erſehen hat, wie über den Sinn des in der erwähne 
ten geſetzlichen Anordnung vorkommenden Wortes »p ema 
ſionsfahig« einige Zweifel erhoben wurden, fo findet man 
ſich veranlaßt, zur Vermeidung jeder irrigen Auslegung, 
und zur genauen Darnachachtung hiemit zu bedeuten, daß 
unter penſionsſahigen Beamtens-Wittwen und Waiſen in 
dem vorliegenden Falle nur ſolche zu verſtehen ſeyen, 
welchen mit Rückſicht der vollendeten zehnjährigen Dienſtzeit 
ihrer verſtorbenen Gatten und Väter eine fortlaufende Pens 
ſion gebühret, und daß ſomit die Beamtens-Wittwen und 
Waiſen, welche wegen kuͤrzerer Dienſtzeit gedachter Gatten 
und Väter nur auf eine Abfertigung Anſpruch haben, eben 
fo, wie die Angehörigen der blos propifionsfähigen Diener 
von der Wohlthat des zur Beſtreitung der lezten Krankheits⸗ 
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und Leichenkoſten in gänzlicher Mittelloſigkeit verſtorbener, 
nicht über 600 flr. beſoldeter Beamten beſtimmten Kondukt⸗ 
quartals ausgeſchloſſen ſind. 


Gubernial⸗ Erledigung vom 15. Juli 1823. Gub. Dahl 38792. 
175. 


Dienſtjahre eines Lehrgebülfen an Hauptſchulen 
‚zählen zur Penſionsfähigkeit, jene an Tri⸗ 
vialſchulen nicht. 


Ueder die Anfrage: ob den Lehrgehülfen an den Hauptfihus 
len auch ihre Gehülfenjahre zur Penfion eingerechnet were 
den, iſt mit hohem Studien-Hofkommiſſionsdekret vom 28. 
Juni d. J. Zahl 4402 bedeutet worden, daß die mit Guber⸗ 
nial⸗Dekret an Hauptſchulen angeſtellten oder doch von der 
Landesſtelle ernannten Hauptſchul⸗Lehrgehüͤlfen allerdings 
penſionsfähig find, in fo ferne es das Lehrperſonale an den 
Hauptſchulen überhaupt iſt; daher die Dienſtjahre eines 
Hauptſchulgehülfen bey Bemeſſung der Penfion eingerechnet 
werden dürfen. Hingegen konnen die Dienſtjahre eines Ge⸗ 
huͤlfen an Trivialſchulen bey Penfionirung nicht gerechnet 
werden, da dieſe Wohlthat nach der demfelben unterm 23. 
März 1820 Zahl 12836 bekannt gegebenen allerhöchften Ent⸗ 
ſchließung Seiner Majeſtaͤt vom 9. Hornung 1820 nur den 
eigentlichen Triviallehrern zuerkannt wurde. | 


Gubernial⸗ Dekret vom 24. Juli 1823. Gub. Zahl 39494. 
170. 


Beſtimmungen über die Alimentazion ſuspen⸗ 
dirter Beamten, unterer Diener und Ge⸗ 
fällsaufſichts⸗Individuen. 


us Anlaß einer vorgekommenen Frage wurde beſchloſſen, 
daß die unterm 4. Juni 1819 Zahl 17260864 erlaſſene 
Beſtimmung, wornach die Alimentazion, welche den aus 
was immer für einem Grunde von der Beſoldung ſuspen⸗ 
dirten Beamten für ſelbe, oder ihre Familien, oder auch für 
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beyde zuſammen bemilliget wird, niemals den 5. Theil der 
von dem ſuspendirten Beamten genoſſenen Beſoldung über— 
ſteigen dürfe, auch auf alle minderen Diener und Gefällss 
aufſichts-Individuen anzuwenden ſey, dann, daß in allen 
Fällen, wo nach dieſer Beſtimmung das Drittel der zur Alimen— 
tazion angewieſenen Beſoldung oder Löhnung nicht we— 
nigſtens zwölf Kreuzer auf einen Tag gerechnet be— 
tragen würde, dieſe zwölf Kreuzer Conv. Münze 
als Minimum zum Alimentazionsgenuße zu bemeſſen 
ſeyen. 
Gubernial⸗Erledigung vom 2. September 1823. Sub. Zahl 49228. 


177. 


Beſtimmung, wer in Beziehung auf das Erb⸗ 
fteuer = Patent 9. 9 unter dem Ausdruck: 
„unterthäniges Bauernvolf“ zu ver 


ſtehen ſey. 


Mit hohem Hofkanzleydekrete vom 14. Juli d. J. Zahl 
49541 ift anher bedeutet worden, es ſey die Frage zur Ent— 
ſcheidung vorgekommen, wer unter dem Ausdrucke »untera 
tbäniges Bauerndolk« in nachſter Beziehung auf den 
§. 0 des Erbſteuer⸗Patents vom 15. Oktober 1810 zu ver⸗ 
ſtehen ſey? 

Aus der Zuſammenſtellung der älteren und neueren Erba 
ſteuer Geſetze, und aus dem Geiſte derſelben ergiebt ſich, 
daß dieſe Beguͤnſtigung nur im engſten Sinne ausgelegt wer— 
den dürfe, und folglich nur dem wirklichen Bauer, das iſt: 
dem Ganz⸗, Halb» oder Viertelbauer, oder dem Ganz-, Drei⸗ 
viertels, Halb⸗Viertel⸗, oder Achtellehner, oder Hubner — 
dem Hauer, dem Häusler, dem Gärtler aber auch nur in 
Betreff feiner Ruſtikalbeſitzung zu Theil werden könne, jeder 
andere Beſitzer und Beſitz aber hievon ausgeſchloſſen iſt. 


Gubernial⸗Verordnung vom 17. September 1823. Gub. Zahl 44075. 


178. 


Beſtimmungen zur Aufnahme armer Zöglinge 
in die theologiſchen Seminarien, und die Ver⸗ 
leihung der Tiſchtitel aus dem Religions fon⸗ 
de ſind tar⸗ und ſtempelfrey, nicht aber die 
Verleihung der Tiſchtitel von Privaten. 


Da ſich bey Bemeſſung der Taxen und Stempelgebühren 
für die Bewilligung zur Aufnahme der Zoͤglinge in die Se⸗ 
minarien, in den Provinzen verſchiedenartig benommen wird, 
fo hat man zur Erzielung einer vollkommen gleichen Behand⸗ 
lung mit genaner Rückſicht auf den ausdrücklichen Inhalt 
und den Geiſt der beſtehenden Vorſchriften, folgende Norm 
feſtzuſetzen beſchloſſen: 

a) Die Ertheilung der Bewilligung zu Aufnahme armer 
Zöglinge in das Seminartum, dann die Zuſicherung 
des Tiſchtitels aus dem Religionsfonde für dieſelben iſt 
tax⸗ und ſtempelfrey zu behandeln; wird aber 

b) in einer derjenigen Provinzen, in welcher das Stem⸗ 
pelpatent in Wirkſamkeit ſtehet, der Tiſchtitel von ei⸗ 
nem Privaten ertheilt, fo iſt zu der dießfälligen 
Urkunde der Stempel nicht, wie bisher angeordnet war, 
nach der Eigenſchaft des Ausſtellers, ſondern lediglich 
mit Rückſicht auf den dem Empfänger zuzuſichernden, 
und in dem Inſtrumente ſelbſt auszudrückenden jaͤhrli⸗ 
chen Nutzen zu verwenden. 


Gubernial-Erledigung vom 12. Oktober 1823. Gub. Zahl 51292. 
179. 


Austretende Militär » Individuen find zu beleh⸗ 
ren, daß fie den Givil- Behörden Gehorſam, 


und die allgemeinen Laſten zu tragen ſchuldig 
ſeyen. 5 


Es ſind hoͤchſten Orts mehrere Fälle vorgekommen, daß 
ausgetretene Militär⸗Indibiduen ſich auch noch im Eivilftande 
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gewiſſe Vorrechte und Begünſtigungen anmaſſen, den Bes 
hörden den Gehorſam verſagen, und ſich den allgemeinen 
Laſten zu entſchlagen ſuchen. 

Um ähnlichen Klagen zu ſteuern, hat der k. k. Hofkriegs⸗ 
rath auf Verwendung der hohen Hofkanzley die beiliegende 
. Verordnung an die ſämmtlichen General⸗Kommanden ct» 
laffen, daß die in die Eivil⸗Jurisdikzion übertretenden Mili— 
tär⸗Indibiduen bey ihrer Verabſchiedung jedesmal über ihr 
künftiges Verhältniß und ihre Verpflichtungen genau beleh— 
ret, und dieſe Erinnerung ausdrücklich in ihre Abſchieds⸗Ur⸗ 
kunden eingeſchaltet werden. 

Wovon die k. k. Kreisamter in Folge hohen Hofkanzley⸗ 
dekrets vom 27. September l. J. 3. 30385 zur Wiſſen⸗ 
ſchaft und weiteren Verſtändigung in die Kenntuiß geſetzt 
werden. 

Gubernial⸗Dekret vom 4. November 1823. Gub. Zahl 58363. 


Verordnung des k. k. Hofkriegsraths an ſämmt⸗ 
liche Länder-und Gränz⸗General⸗Kommanden, 
das Feſtungs⸗ Gouvernement in Mainz und das 
Armee⸗Kommando in Unter⸗Italien dito. 
20. September 1825 Litt. H. 2758. 


Nachdem ſchon öfters die Beſchwerde vorgekommen iſt, 
daß die aus der Militär-Dienftleiftung entlaſſenen ausgedien— 
ten Kapitulanten, dann die ſonſtigen verabſchiedeten Solda— 
ten und Partheien bei ihrem Rücktritt in die Eivil-Verhälts 
niſſe ſich als unabhängig betrachten, und mit Berufung auf 
angeblich von ihren ehemaligen Militär⸗Vorgeſetzten erhalte— 
ne Zuſicherungen, beſondere Begünſtigungen, hinſichtlich der 
den übrigen Unterthanen gegen den Staat, gegen die Obrig— 
keit, und gegen die Gemeinde obliegenden Verpflichtungen, 
insbeſondere aber die gaͤnzliche Befreiung von den landesfürſt— 
lichen oder obrigkeitlichen Gaben und Leiſtungen anſprechenz 
fo findet man ſich veranlaßt, einverſtändlich mit der k. k. 
bereinten Hofkanzley zur Steuerung dieſes der allgemeinen 
Ordnung und Wohlfahrt höchfe nachtheiligen Benehmens, 
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weſches blos in einem irrigen Wahne der betreffenden Indi⸗ 
piduen ſeinen Grund hat, hiemit für künftig allgemein an— 
zuordnen, daß den gustretenden ausgedienten Kapitulanten 
dann den ſonſt aus der Militar⸗Dienftleiſtung entlaſſen wer⸗ 
denden Soldaten und Partheien, die ausdrückliche und ver⸗ 
läßliche Belehrung vor ihrer Entlaſſung zu ertheilen ſey, daß 
ihnen bey ihrem Uebertritte in den Civilſtand alle Pflichten, 
welche in Folgg der beſtehenden Geſetze den ubrigen Untertha— 
nen und Staatsbürgern auferlegt ſind, obliegen, und daß ſie 
demnach auch ſowohl den landesfürſtlichen als obrigkeitlichen 
Schuldigkeiten, von denen fie nicht ausdrücklich und insbe⸗ 
ſondere losgezählt worden find, ohne alle Einwendung zu 
leiſten, übrigens ſich aber arbeitſam, friedfertig und unter⸗ 
1wilrfig gegen ihre Cipil⸗Obrigkeiten zu betragen haben, in- 
dem alle diejenigen, welche ſich als Geſchaftsloſe betreten laſ⸗ 
fen, oder wegen Exzeſſen, Ruheſtorung und Widerſetzlich— 
keit zur Stellung ex officio ſich eignen, ohne Rückſicht auf 
ihre berelrs vollendete Dienſtzeit und erfolgte Entlaſſung ohne 
weiters aufs Reue zum Militär würden abgeſtellt werden. 
Diaeſe Belehrung iſt allen entlaſſen werdenden Soldas 
ten und Partheien ohne Unterſchied des Rationale 
mit hloſſer Ausnahme der Ausländer, welche nach ihrer Ent⸗ 
läfſung nicht in der k. k. öſterreichiſchen Monarchie zu 
bleiben, ſondern in ihr Vaterland zurückzukehren geſonnen 
ſurd, zu ertheilen, und um ihnen dieſelbe ſtaͤts gegenwär— 
tig zu halten, iſt in den Abſchieden der betreffenden Indi⸗ 
viduen künftig die ſchriftliche Klauſel beyzuſetzen, daß der 
betreffende Mann bey ſeiner Entlaſſung vom Militär in die 
Cibil⸗Jurisdikzion Übertrete, und daher den betreffenden po— 
litiſchen Behörden wie andere Unterthanen und Staatsbür⸗ 
ger in Allem pünktlichen Gehorſam zu keiſten habe. 


180, 


Beſetzung und Dotazion des armeniſchen Dome 
Kapitels in Lemberg. 


Zu Folge allerhoͤchſter Entſchließung dato. Lemberg am 26. 
September 1823 ſoll das armeniſche Domkapitel in Lemberg 
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künftig aus einem Domprobſten und zugleich Dompfarrer, 
mit einer Dotazion jährlicher 800 fl. C. M., dann aus drei 
Domkapitularen, mit einer Dotazion von jährlichen 600 fl. 
für Jeden, und aus vier Chorvikarien mit 300 fl. E. M. für 
Jeden beſtehen. 

Jedoch wollen Seine Majeſtät, daß durch dieſe Beſtimmung 
weder der gegenwärtige Domprobſt noch die nun vorhande— 
nen Domherren in ihren gegenwärtigen Einkünften verkürzt 


werden. 
Gubernial⸗Verordnung vom 4. November 4823. Gub. Babl 60706. 


181. 
Fremde koͤnnen nur ausnahmsweiſe mit Bewil⸗ 


ligung der Hofſtellen in öſterreichiſche Staats» 
dienſte aufgenommen werden. 


Die vereinte Hofkanzley hat ſich in Folge eines vorgekom⸗ 
menen Falles veranlaßt gefunden, das über Allerhoͤchſte Ent⸗ 
ſchließungen erlaſſene Hofkanzlepdekret vom 26. Juni 1787 
Zahl 1159, wornach in oͤſterreichiſche Staatsdienſte keine 
fremden Unterthanen aufgenommen werden dürfen, wenn 
ſie nicht ganz beſonders geſchickte und geprüfte Leute ſind, mit 
Dekret vom 14. November J. J. Zahl 54897 in Erinnerung 
zu bringen, und zugleich zu verfügen, daß, wenn die zu Dienſt— 
verleihungen berufenen Provinzial-Behörden einen fremden 
Unterthan wegen ſeinen vorzüglich guten Eigenſchaften und 
erprobten Moralität in öſterreichiſche Staatsdienſte aufzuneh— 
men finden ſollten, ſie ſolches wegen der damit verbundenen 
Staatsbürgerſchaft doch nicht aus eigener Macht thun koͤnnen, 
ſondern die vorläufige Genehmigung ihrer vorgefetzten Hofe 
ſtellen einzuholen haben. 
Gubernial: Dekret vom 9. November 1823. Gub. Zahl 69829. 
182. 


Beſtimmung der Fälle, in welchen Militär- 
Offiziere bey ihrem Uebertritte in Civildienſte 
Charakters und Karenztaxen zahlen. 


In Gemaͤßheit allerhoͤchſter Entſchließung und des hierauf 
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beruhenden Hofdekrets ddo. 30. April 1817 3. 180011262 
Gubernial⸗Zahl 5898 ex 1817 find penſionirte Militär » 
Offiziere, wenn fie bey einer Eivil⸗Branche angeftellt werden, 
die Charakters- und Karenztaxen nur in fo ferne zu bezahlen 
ſchuldig, als fie entweder gleich anfänglich, oder in der Folge 
In einen ihre ehemalige Penſton um ein Drittheil uͤberſtei⸗ 
genden Gehalt einrücken. 

Dieſe allerhöchfte Beſtimmung ſetzet alle früheren wegen 
Bemeſſung der Dienſttaxen für die in Civildienſte übertreten 
den Militär⸗Offiziere beſtandenen Verordnungen außer Wirfs 
ſamkeit, und hat dießfalls als die einzige Norm zu gelten. 

Es verſteht ſich zwar von ſelbſt, daß dieſe Vorſchrift auch 
auf jene Offiziere, welche erſt, nachdem fie vorher aus der 
Militar-Dienſtleiſtung ausgetreten waren, im Cidile ange⸗ 
ſtellt werden, oder welche unmittelbar aus dem aktiven Mi— 
liärſtande in eine Civil⸗Bedienſtigung übergetreten find, ihre 
Anwendung finde, weil dieſelben ohne nicht gegen den Geiſt 
der beſtehenden Normalien zu verſtoſſen, icht günſtiger be⸗ 
handelt werden können, als die penfionitten Offiziere, 
zu deren Anſtellung die Behörden wegen der, dem mit Pen- 
fionen überbuͤrdeten Staatsſchatze zu verſchaffenden Erleich⸗ 
terung insbeſondere verpflichtet ſind. 

Um jedoch allen moglichen Mißgriffen der Taramter in 
Bemeſſung der Dienfttaren für Militär-Offiziere, welchen 
eine Dienſtſtelle bey einer Eivil» Branche verliehen werden 
ſollte, vorzubeugen, findet man mit Bezug auf das Hofde— 
kret vom 50. April 1817 zur unabänderlichen Richtſchnur 
feftzufegen, daß jene Offiziere, welche mit Beibehaltung 
ihres Charakters quittirt, und einen Civil-Dienſt erhalten 
haben, oder welche unmittelbar aus der aktiven Militär = 
Dienſtleiſtung in einen ſolchen übergetreten ſind, gleich den 
Militär⸗Penſtoniſten, ſowohl bey ihrem Dienftantritte, als 
auch bey weitern Vorruͤckungen von der Entrichtung der Cha— 
rakters- und Karenztaxe in fo lange befreit bleiben ſollen, 
bis ihnen ein, die Penſion, welche ſie im Falle der Ver— 
ſetzung in den Ruheſtand mit Rückſicht auf den begleiteten 
Offiziers ⸗Charakter anzuſprechen gehabt hätten, um ein 
Drittheil überſteigender Gehalt zu Theil wird. 
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Dagegen, ift es feinem Zweifel unterworfen, daß den ohne 
Charakter ausgetretenen Offizieren, wenn ſie etwa eine An⸗ 
ſtellung im Cipile erhalten ſollten, ihre vorherigen Genüſſe 
nicht zu Guten gerechnet werden dürfen, dieſelben vielmehr 
gleich allen übrigen Civil-Beamten, der Abnahme der vor— 
ſchriftsmaßigen Charakters und Karenztaxen unterliegen. 


Gubernial⸗Erledigung vom 11. Dezember 1823. Gub. Zahl 66464. 
185. 


Zur Ueberſchätzung von Berlaſſenſchaften Be⸗ 
hufs der Erbſteler⸗Bemeſſung ſind ſtäts die 
Intereſſenten vorzuladen. 

Die hohe Hofkanzley hat mit Dekret vom 4. d. M. Zahl 

36420 anher bedeutet, daß zu den Ueberſchatzungen eines 

Verlaſſenſchafts⸗Hauſes zum Behuf der Erbſteuer⸗Bemeſſung 

die Intereſſenten dotzuladen, und ſolches im Schaͤtzungspro⸗ 

tokolle erfichtlich zu machen ſe. 
Gubermal⸗Verordhung vom 31. Dezember 1823. Gub. Zahl 74366. 
e nn: 


2 


1 let n ohe 


Jahrgang 1324. 


184. 


In Penſionsfällen jener Beamten, die aus der 

Klaſſe der Arbeiter und minderen Diener be⸗ 
fördert wurden, darf nur jene Zeit eingerech⸗ 
net werden, die fie beeidet zubrachten. 


Da noch immer Fälle vorkommen, daß Beamte, welche 
aus der Klaſſe der Arbeiter und minderen Diener in die Ka— 
thegorie der Beamten vorrücken, ſich bey Penſionirungsge⸗ 
ſuchen die Arbeitsjahre einrechnen, und daß ihnen ſolche 
auch von den Aemtern und Lokalbuchhaltungen angerechnet 
werden; ſo wird zur Wiſſenſchaft und künftigen Nichtſchnur 
hiemit bedeutet, daß nach einer beſtehenden allerhöchften 
Vorſchrift in Penſionirungsfällen ſolcher Beamten, welche 
aus der Klaſſe der Arbeiter und minderen Diener zu Beam— 
ten befördert werden, nur jene Zeit zu den Dienſtjahren 
gerechnet werden dürfe, welche ſie als beeidete mindere Dies 
ner zugebracht haben. 
Gubernial⸗Erledigung vom 20. Jaͤnner 1824. Gubernial⸗Zahl 3254. 


185. 


Ueberfuhren über die Weichſel ſind außer den 
ſchon beſtehenden nicht mehr zu geſtatten. 


Die hohe Hofkammer hat mit Dekret vom 23. Jänner 

1824 Zahl 1561, über die Anftände wegen Bezahlung des 

Zollaufſichts⸗Perſonals dey den, den Dominien Kolo Lipo⸗ 

wiedi, Grabie, Dombrowka, Witowska und Przeciſſow, 

bewilligten Ueberfuhren über die Weichſel zu beſchließen ge⸗ 
Nachtragsband z. Grfetzſ. 11 
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funden: Die benannten Dominien, welche dieſe Ueberfuhren 
ununterbrochen hielten, bey denen folglich die Nothwendig⸗ 
keit ihrer Beybehaltung außer Zweifel geſetzt iſt, ſind in de- 
rem Gebrauche zu belaſſen, die Bewilligung ſolcher Ueber- 
fuhren aber nicht weiter auszudehnen. 


Gubernial⸗Verorduung vom 15. März 1824. Gub. Zahl 6888. 
180. 


Oberleitners arabiſche Chreſtomathie wird den 
theologiſchen Lehranſtalten als Vorleſebuch 
vorgeſchrieben. f Mee 179010 


Laut hohen Stud en⸗Hoftommiſſions⸗Dekretes bom 28. Fe⸗ 
bruar I. J. Zahl 14/1, haben Seine k. k. Majeſtät vermit⸗ 
telſt allerböchfter Entſchließung dom 20. Februar l. J. zu bo⸗ 
willigen geruhet: daß die arabiſche Chreſtomathie bon dem 
außerordentlichen Profeſſor Andreas Oberleitner, als Vorle— 
ſebuch an den theologiſchen Lehranſtalten der öſierreichiſchen 
Monarchie vorgeſchrieben werde. 1 


Gubernial⸗Dekret vom 31. März 1824, Gub. Zahl 18570. 


187. 


Neues Lehrbuch der Geographie II. Theil für, 
die dritte Grammatikal⸗Klaſſe. f 


Es iſt in dem laufenden Jahre 182% zu Wien ein Lehrbuch 
der neueſten Geographie II. Theil, für die dritte Gramma⸗ 
tikalklaſſe aufgelegt worden, und die hohe Studienhofkom⸗ 
miſſion hat mit Dekret vom 26. Februar J. J. Zahl 1298, 
anher bedeutet: dieſes Lehrbuch erſt dann in den Gymnaſien 
kund zu machen und einzuführen, wenn die Exemplare der 
alten Auflage alldort vergriffen ſeyn werden. 


5 Gubernial- Verordnung vom 44. April 1824. Gub. Zahl 16729. 
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Neues Lehrbuch der Staatengeſchichte I. Theil 
fur die zweyte Grammatikalklaſſe der Gym— 
naſien. 


In dem Jahre 1825 iſt in Wien ein Lehrbuch der Staaten⸗ 
geſchichte I. Theil für die zweyte Grammatikalklaſſe ſammt 
einer Juſtrukzion für die Lehrer aufgelegt worden. 

Nach dem hohen Studienhofkommiſſions-Dekrete vom 
12. März l. J. Zahl 1297, ſoll dasſelbe dann, wenn die 
alte Auflage bey den hierlandigen Verſchleißern vergriffen 
feyn wird, kund gemacht, und in die Gymnaſien eingeführt 
werden. 


Gubernial⸗Dekret vom 14. April 1824. Gub. Zahl 19139. 
189. 
Nachträgliche Vorſchrift für die Preisbeſtim; 
mung der Frohnen bey Verfaſſung der Pfarr⸗ 


— 


Inventarien. 

„ j u Hama: 77 3 
In dem Dekrete vom 15. May 1821 Zahl 20726, mittelſt 
welchen die Weiſung über die Verfaffung und Rektiſtzirung 
der Pfarr-Inventarien erlaffen wurde, kommt g. 8. die 
Beſtimmung vor, daß die Frohnen nach den für das Grund⸗ 
ſteuer⸗-Proviſorium fatirten Preiſen anzuſchlagen find. 

Es iſt bemerkt worden, daß dieſe Beſtimmung von eini⸗ 
gen k. k. Kteisämtern, und der k. k. Propinzial⸗Staatsbuch⸗ 
haltung dahin verſtanden wird, es ſeyen die Preiſe anzu⸗ 
nehmen, welche in den zu Folge Miniſterialſchreiben vom 
14. April 840 Zahl 11021, am Beginnen der Grundſteuer⸗ 
Rektifikazion eingelegten Preisvorbekenntniſſen enthalten ſind. 

Bey der Ausführung des Grundſteuer-Proviſoriums, 
ſtellte ſich jedoch die Unhaltbarkeit jener willkührlich vevfaſt⸗ 
ten Vorbekenntniſſe dar, daher von denſelden auch kein 
weiterer Gebrauch gemacht wurde. Vielmehr mußten die 
Preiſe der Urbarialbezüge, nach Benutzung aller darüber 

11 * 
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erreichbaren Daten von der Grundſteuer⸗Regulirungs⸗ 
Probinzialkommiſſion beſtimmt, und mit den joſephiniſchen 
Preiſen der Bodenerzeugniſſe in das Ebenmaß geſetzt werden. 

Es iſt daher nicht zuläſſig, die wichtige Maßregel der 
Beſtimmung des den geiſtlichen Pfründen zufließenden 
Einkommens, in einem weſentlichen Theile derſelben auf 
einer Grundlage beruhen zu laſſen, die bereits als unbrauch— 
bar erkannt wurde. 

Den k. k. Kreisämtern wird hiernach aufgetragen die 
Verfaſſung der Inventärien, fie mögen den Säkular- oder 
Regularklerus, oder Bisthümer betreffen, die Frohnen nach 
den fuͤr das Steuerprobiſorium beſtimmten Preiſen zu vers 
anſchlagen. 

Gubernial⸗Verordnung vom 1. May 1824. Gubernial⸗Zahl 20876. 


100. 


Syſtemmäßige Diätengebühren vom Tage der 
angewieſenen Beſoldung. 


Wenn die Ernennung zu einem Dienſte durch die von dem 
ernannten Individuo befolgte Ablegung des Dienſteides, 
ihre volle Wirkſamkeit erlanget, fo muß auch in jenen Fäl⸗ 
len, wo einem aus ämtlichen Urſachen an Ablegung des 
Eides verhinderten Beamten, der mit dem ihm verliehenen 
Dienſte verbundene Gehalt vor der wirklichen Ablegung des 
Eides angewieſen wird, die volle Wirkſamkeit feiner Ernen— 
nung von dem Zeitpunkte an, wo er zum Genuße der Be— 
ſoldung zugelaſſen wird, das iſt, von dem Tage des ihm 
ausgefertigten Ernennungs-Dekretes als vorhanden angeſe⸗ 
hen, und der Beamte als im Beſitze des ihm neuverliehenen 
Dienſtranges erkannt werden; daher hat er auch von dem 
Tage an, auf die Saraftermäßigen Diäten feines neuen 
Dienſtes Anſpruch. 


Super Erledigung vom 11. Juny 1824. Gub. Sahl 33142, 


Tu m 


191. 


Erneuerung des Verboths, daß Leichenhöſe 
nicht neben den Kirchen beſtehen ſollen. 


Aus Gelegenheit der vom hieſigen erzbiſchöflichen Konſiſto— 
rium, wegen des an manchen Orten beſtehenden Unfugs 
des Begrabens der Leichen, an neben den Kirchen beſtehenden 
Leichenhöfen erftattete Anzeige, findet man den k. k. Kreis⸗ 
ämtern mit Bezug auf die hierortige Verordnung vom 31. 
Dezember v. J. Zahl 72640, die genaue Beſolgung der in 
Abſicht auf die Errichtung der Leichenhöfe erfloſſenen hier— 
ortigen Verordnungen vom 22. Jänner, 9. und 13. Sep» 
tember 178% 3. 1779, 21027, 24443, ferner vom 5ten 
Hornung und 16. Juny 1785 3. 2821 und 15172, vom 
45. März und 2. May 1787 3. 5689 und 9415, endlich 
vom 12. September 1806 3. 37557, ihrem vollen Inhalte 
nach in Erinnerung zu bringen, zugleich aber denſelben auf— 
zutragen, dieſe Vorſchriften den Dominien und Ortspfarrern 
ins Gedachtniß zu rufen, ihnen die genaueſte Befolgung 
derſelben einzuprägen, ſich davon, daß es wirklich geſchehe, 
die Ueberzeugung zu verſchaffen, welches dadurch am füg— 
lichſten bewirkt werden kann, daß die Kreiskommiſſare for 
wohl als das Sanitätsperſonale angewieſen werden, diefen 
Theil der öffentlichen Polizey, gelegenheitlich ihrer haufigen 
Dienſtreiſen, einer genauen Aufmerkſamkeit zu würdigen, 
und die wahrgenommenen Unfüge fogieich dem k. k. Kreise 
amte anzuzeigen, welches ſodann gegen die Schuldtragenden 
unnachſichtlich das Amt zu handeln hat. 

Wobey den k. k. Kreisämtern unbenommen bleibt, ſich 
über den wirklichen faktiſchen Zuſtand derley Leichenhöfe von 
den Dominien, den Pfarrern oder den Dechanten bey Gele— 
genheit deren jährlichen Bereifungen die erforderlichen Ans 
zeigen erftatten zu laſſen. 

Da übrigens in Fällen, wo die Ausmittlung neuer, 
oder Unterſuchung der Gebrechen beh den ſchon beſtehenden 
Leichenhöfen nothwendig wird, die diesfalligen Erhebungen 
mit möglichſt geringem Koſtenaufwande vorgenommen, ſo⸗ 
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nach jede willkührliche Aufrechnung vermieden werden muß, 
demungeachtet aber häufig Falle ſich ereignen, daß derley 
ohnehin einfache Erhebungen mit einem bedeutenden Zeit— 
aufwande und Abſendung von Kreiskommiſſären, dem Kreis 
arzte, oder ſelbſt den Kreisingenieur, vorgenommen wurden, 
fo findet man den k. k. Kreisamtern zur genaueſten Dar— 
nachachtung vorzuſchreiben, daß da, wo die Ausmittlung 
eines nen, oder die Unterſuchung der Gebrechen bey einem 
bereits beſtehenden Leichenhofe nothwendig wird, vor allem 
die Amtshandlung des Dominiums einzutreten habe, daher 
demſelben die Belehrung zu ertheilen ſey, daß zu dem neu 
zu errichtenden, zu verlegenden, oder zu erweiternden Lei- 
chenhof nach den bezohenen Vorſchriften, ein von Wohnge— 
bäuden entfernter, dem Durchſchnitt der zehnjährigen Sterb— 
lichkeit des Orts angemeſſener, freyer, luftiger, nicht zu 
naſſer oder bloß ſandiger Ort gemeinſchaftlich mit dem Orts⸗ 
pfarrer zu wählen ſey, — daß ferner ſtäts die Ortsobrigkeit 
verbunden bleibe, hiezu einen herrſchaftlichen Grund her— 
zugeben, und daß, wenn kein ſolcher vorhanden wäre, die 
Entſchaͤdigung des betreffenden Unterthans, der Parthey, 
oder des Fonds der Obrigkeit obliege, wobey es ſich von 
ſelbſt verſteht, daß, wo ein Fonb oder Gemeindgut eintritt, 
die höhere Genehmigung angeſucht werden müſſe; daß end— 
lich die Leichenhöfe mit einem klaſterbreiten Graben, und 
Erdaufwurf verſehen, und dieſer mit einem lebenden oder 
gewöhnlichen Zaun zu umgeben, und mit einem Einfahrtsthor 
zu verſehen ſey. Die Ortsobrigkeiten bleiben für die genaue 
und zweckmäßige Vollziehung dieſer Anordnungen unmittel⸗ 
bar verantwortlich. 

Sollten ſich diesfalls Anſtände oder Beſchwerden ergeben, 
oder den k. k. Kreisämtern Anzeigen vorkommen, daß das 
Angeordnete entweder gar nicht, oder nicht zweckmäßig er⸗ 
füllt worden ſey, ſo iſt die Lokalerhebung nur dann, wenn 
ſolche unmittelbar nothwendig werden ſollte, und nur ge— 
legenheitlich durch einen Kreiskommiſſär vornehmen zu 
laffen, der erft ſodann dem k. k. Kreisamtr anzuzeigen ha— 
ben wird, ob die Abſendung des Kreisarztes, oder des Kreis— 
ingenieurs unausweichlich erforderlich ſey, welche aber eben⸗ 
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falls immer gelegenheitlich zu geſchehen hat, jede willkühr⸗ 
liche, und überflüßige Aufrechnung derley Kommiſſionskoſten, 
iſt um fo gewiſſer zu vermeiden, als ſonſt hiefuͤr der jewei⸗ 
lige Amtsvorſteher verantwortlich gemacht werden wird. 
Gubernial⸗Dekret vom 15. July 1824. Gubernial⸗Zahl 22582. 


192. 
Beſtimmungen über die Diätenzulagen für Be⸗ 
amte, Diener und Dienergehilfen der Kaſſen 
bey ſchweren Geldtransporten. 


Die hohe Hoſkammer hat wahrgenommen; daß ſich ruͤck⸗ 
ſichtlich der vermög der mit hierortigem Erlaße vom 12ten 
Auguſt 1819 Zahl 38085 bekannt gemachten hohen Note 
malborſchrift vom 16. July 1840 Zahl 2952851090 und 
25714871, bey ſchweren Geldtransporten den Kaſſebeam⸗ 
ten, Kaſſedienern und Kaſſedieners Gehilfen, bewilligten 
Diatenzulage ſowohl von den Beamten und Dienern bey 
der Aufrechnung, als auch von den Behoͤrden bey der Paßi⸗ 
rung und Anweiſung nicht gleichformig benommen werde. 
Um diesfalls eine Gleichförmigkeit zu erzielen, und den 
Staatsſchatz von jeder Ungebuͤhr, welche durch eine Mißdeu⸗— 
tung beſagter Vorſchrift entſtehen konnte, zu bewahren, hat 
die hohe Hofkammer mittelſt Dekrets vom 2ten l. M. Zahl 
25502, zur Beſeitigung jedes Zweifels zu erinnern befun⸗ 
den, daß die in Folge beſagter Vorſchrift den Kaſſebeamten, 
deren charaktermäßige Diäten jene der 10ten Klaſſe mit 4 fir, 
nicht überſteigen, mit Ein Gulden, und den Kaſſadienern 
und Gehilfen mit täglich Dreyßig Kreuzer für jeden Tag 
bewilligte Zulage in M. M. nur bey Begleitung 
ſchwerer Gold, Silber- und Kupfergeld⸗Ri⸗ 
meſſen, welche in Folge Verordnung, von einer erb⸗ 
landiſchen Provinz in eine andere, oder ins 
Ausland verſendet werden, aufgerechnet, und verab— 
reicht werden darf, keineswegs aber bey den gewöhnlichen 
periodiſchen baaren Geldabfuhren der Kreis-, Gefälle» oder 
ſonſtigen Aerarialkaſſen zu geſtatten iſt. 
Gubernigl⸗Verorduung vom 25. July 1824. Cub. Hahl 43095. 
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Vorſchrift wegen Prüfung der Schüler, die mit 
den Lehrern oder Vorſtehern einer Lehran⸗ 
ſtalt nahe verwandt ſind. 


Im Anſchluſſe . wird den Direktoraten die mit hohen Stu- 
dienhoffommiffiong » Dekret vom 6. July 1824 Zahl 4561 
herabgelangte, urſprünglich an das böhmiſche Gubernium 
erlaſſene Vorſchrift wegen Prüfung der Schüler im Falle der 
Verwandtſchaft derſelben mit den Profeſſoren oder mit den 
Vorſtehern der Lehranſtalt, mit Beziehung auf den hierorti⸗ 
gen Erlaß vom 14. Juny 1824 Zahl 26540, zur Wiſſen⸗ 
ſchaft und Nachachtung zugeſtellt. 
Gubernial⸗Verordnung vom 3. Auguſt 1824. Gub. Zahl 43090. 


|» 
Auszug 
der k. k. Hofverordnung an das boͤhmiſche 
Gubernium ddo. 30. Juny 1815. 


Uebrigens wird dem Gubernium auf die im Allgemeinen 
geſtellte Frage, wegen der Verwandtſchaften des Direktors, 
Präfekten oder Profeſſors, mit den Schülern bedeutet, daß 
um allen Schein der Partheylichkeit zu vermeiden, von dem 
Direktor, Präfekten oder Profeſſor bey den Semeſtral- oder 
ſtrengen Prüfungen ſolcher Schüler, welche nahe Angehoͤrige 
von ihnen find, das Amt nicht gehandelt werden konne. 
In ſolchen Fallen iſt die Prüfung anſtatt des ordentlichen 
Profeſſors von dem Direktor, dem Präfekten, oder 
einem andern des Faches kuͤndigen Profeſſor vorzunehmen. 
Im Falle eines mit dem Direktor oder Praͤfekten obs 
waltenden ſolchen Verhältnißes aber von dem für andere 
Verhinderungsfälle beſtimmten Stellvertreter desſelben das 
Amt übernommen werden. 

Als nahe Angehörige find bermöge der Analogie der 
bürgerlichen Geſetze (insbeſondere der allgemeinen Inſtrukzion 


169 


für Juſtizbehörden vom 9. September 1785 $, 62) diejeni⸗ 
gen zu betrachten, welche in auf⸗ oder abſteigender Linie, 
oder als Geſchwiſterkinder, oder noch näher in der Seiten 
linie verwandt, wie auch diejenigen, welche in gleicher Art 
verſchwaͤgert find, 


104. 

Der höhere Gehalt, worin ein Beamter durch 
eine Erledigung in derſelben Dienſteskathe⸗ 
gorie porrückt, lauft vom Tage der Einſtel⸗ 
lung desſelben, wird aber erſt nach Wieder: 
beſetzung der erledigten Stelle angewieſen. 


In Anſehung der in den Hofkammer-Verordnungen vom 
28. Janner und 21. July 1808 3. 2520020 und 2361712845 
(Gubernialzahl 7645 und 35905 vom Jahre 1808) hin⸗ 
ſichtlich des Zeitpunktes, von welchem die Beſoldungen der 
neuanzuſtellenden, zu befoͤrdernden, oder bloß vorzurücken⸗ 
den Beamten und Diener anzufangen haben, enthaltenen 
Beſtimmungen, und zwar hauptſachlich über die aus Anlaß 
der, über einen von der k. k. allgemeinen Hofkammer am 
25. April 3805 erſtatteten Vortrag, am 18. Jaͤnner 1808 
herabgelangten allerhöchſten Entſchließung erlaſſene Anord— 
nung, daß in jenem Falle, ais die höhere Beſoldung der 
nämlichen Dienſteskathegorie, bom Tage der Erledi⸗ 
gung an den nachrückenden Beamten übergehen ſoll, eine 
ſolche Vorrückung aber durch was immer für ein Ereigniß 
über ein Jahr gehemmet worden iſt, der Betrag der 
erledigten höheren Beſoldung, welcher über den Zeitraum 
eines vollen Jahres ausfällt, als ein Interkalare dem Aerar 
zu verbleiben, ein Jahresbetrag aber dem in der nämlichen 
Kathegorie nachrückenden Beamten zu Guten zu kommen 
habe, — ſind von mehreren Behörden wiederholte Zweifel und 
Anftände in Anregung gebracht worden. 

Zur Beſeitigung dieſer Anſtände und des Zweifels, ob 
bey dem Beſtande diefer allerhöchſt ausgeſprochenen Beſtim⸗ 
mung in dem Falle der Erledigung einer höheren Ges 
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haltsklaſſe in der nämlichen Dienſteskathegorie die Vor⸗ 
rückung in dieſen höheren Genuß vom Tage der Erledigung 
ſogleich vorgenommen werden konne, oder ob die Wieder— 
beſetzung der erledigten ſyſtemiſirten Stelle abgewartet wer- 
den müffe, haben Seine k. k. Majeſtat über einen von der 
allgemeinen Hoſkammer am 46. Dezember v. J. erſtatteten 
Vortrag, mittelſt allerhoͤchſter Entſchließung vom 10. July 
1824 Folgendes zu beſtimmen geruhet: »den hoͤheren Ge⸗ 
„halt hat derjenige Beamte, welcher zu deſſen Ueberkommung 
»nach erfolgter Beſetzung der erledigten Stelle berufen ift, 
»pom Tage der Einſtellung desſelben ohne Rückſicht auf eine 
»Interkalarzeit zu erhalten, die wirkliche Anweiſung eines 
»hoͤheren Gehaltes aber erſt dann zu geſchehen, wenn über 
»die Beſetzung der erledigten Stelle entſchieden, und ſelbe 
»wirklich beſest wird, wodurch es von der Entſchließung dom 
v8. Jaͤnner 1808 auf den Vortrag der Hofkammer vom 
725. April 1805 abzukommen hat. « 


Gubernial⸗Erledigung vom 20, August 1824. Gub. Zahl 47564. 
195. 


Neue lateiniſche Chreſtomathie J. Theil für die 
Gymnaſten. 
Laut hohen Studienhoſkommiſſions⸗Dekrets vom 12. Auguſt 
1824 Zahl 5401, ſoll der in Wien im Jahre 1924 aufgelegte 
I. Theil der Chrestomathiae latinae, an den hierlandigen 
Gymnaſien eingeführt werden, wenn die alte Auflage ver— 
griffen ſeyn wird. 
Gubernial⸗Verordnung vom 30. Auguſt 1824. Gubernial⸗Zahl 50984, 


190, 


Verfahren bey Steuerrückſtänden rückſichtlich 
desjenigen beweglichen Vermögens, welches 
bereits gerichtlich gepfändet iſt. 

Die hohe Hofkanzley hat mit Dekret vom 2. v. M. Zahl 

2552 im Einverſtändniße mit der 9 k. oberſten Juſtitzſtelle 
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zu beſchließen befunden, daß auf das im Wege der gericht⸗ 
lichen Exekuzion gepfändete bewegliche Vermogen des mit 
Steuern rückſtändigen Gutsbeſitzers politiſcher Seits, als auf 
jene durch den gerichtlichen Akt ſchon außer der Dispoſizion 
des Eigenthümers gebrachte Sache nicht gegriffen werden 
konne, daß es aber nach der Beſchaffenheit der Fälle die 
Pflicht der politiſchen Behörde fey, die Vorzugsrechte, welche 
die Staatsverwaltung darauf etwa geltend machen könnte, 
mittelſt Einſchreitens der Kammerprokuratur bey den Gerichts⸗ 
behörden anhängig zu machen. 

Hievon werden die k. k. Kreisämter zur Nachachtung mit 
dem Beiſatze in die Kenntniß geſetzt, daß über die ſich etwa 
ergebenden Falle die Roihwendigkeit eines ſolchen Einſchrei⸗ 
tens des k. k. Fiskus immer ohne Verzug die Anzeige anher 
zu erſtatten, und darinn das eigentliche Verhältniß der Kols 
liſton des Intereſſe des Staatsſchatzes mit jenem der Privaten 
darzuſtellen ſeyn werde. 

Uebrigens wird hier zur Beſeitigung aller möglichen 
Zweifeln bemerkt, daß nach dem buͤrgerlichen Geſetze unter 
die beweglichen Sachen auch die Getreide-Vorräthe gehören, 
in ſo fern ſie nicht zur Fortſetzung des ordentlichen Wirth⸗ 
ſchaftsbetriebes erforderlich find. 


Gubernial⸗Dekret vom 5. Oktober 1824. Gub. Zahl 55929. 
\ 
197. 


Eine Dienftleiftung über vierzig Jahre giebt für 
ſich allein den Beamten noch kein beſonderes 
Verdienſt. 


Mit hohen Hofkammerdekrete vom 12. September l. J. 3. 
35075 haben Seine k. k. Majeſtät in Folge eines ſich erge⸗ 
benen Falles durch allerhöchfte Entſchließung aus Perſenburg 
dom 27. Auguſt 1824 anzuordnen geruhet, daß die Erfpa- 
rung, welche ein Beamter dadurch dem Aerarium bewirkt, 
daß er nach zurückgelegten vierzig Dienſtjahren noch fort 
dienet, keineswegs als ein Verdienſt demſelben anzurechnen 
ſey, denn ſo wie es Jedem frey ſtehe, die Dienſte des Staates 
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zu verlaſſen, fo fordere es die Pflicht jedes redlichen Mannes, 
der eine Beſoldung bezieht, fo lange es feine Kräfte zulaſſen, 
dem Staate gehörig zu dienen, der ihn dafur bezahlt, und 
ihm mit keiner nicht nothwendigen Penfton zur Laſt zu fallen. 


Gubernial⸗Verordnung vom 5. Oktober 1824. Gub. Zahl 57240. 
108. 


Wider die vom Gubernium beſtimmten Lohn⸗ 
preiſe der Sommeraushilfstage können Do⸗ 
minien und Gemeinden den Rekurs ergreifen. 


Mit hohem Miniſterial⸗Schreiben vom 20. September l. 
J. Zahl 28535 iſt erinnert worden, daß der Ausſpruch des 
k. k. Landesguberniums über die Vergütungs⸗Preiſe für die 
Sommeraushilfstage ſowohl den Dominien als Gemeinden 
jedesmal mit der Erinnerung bekannt gemacht werden ſoll, 
daß dem einen und dem anderen Theile dagegen der Re— 
kurs unbenommen bleibe, die Zahlung aber mittlerweilen 
nach dem Ausſpruche des Landesguberniums geſchehen muͤſſe. 


Praͤſidial⸗Dekret vom 9. Oktober 1824. Praͤſ. Zahl 8115. 


109. 


Auch bey proviſoriſchen Anſtellungen an katho⸗ 
liſchen Lehranſtalten ‚find Akatholiken ausge⸗ 
ſchloſſen, und zwar bey allen Lehrämtern. 


Aus Anlaß eines vorgekommenen Falles iſt mit hohem 
Studien⸗Hofkommiſſionsdekrete vom 21. Auguſt 1824 Zahl 
5379 bedeutet worden, daß ſelbſt bey proviſoriſchen Anſtel— 
lungen an katholiſchen Lehranſtalten Akatholiken ausgeſchloſ— 
fen werden ſollen, und daß dieß bey allen auch jenen Lehr— 
gegenftanden ſtatt habe, die nicht in unmittelbarer Verbin⸗ 
dung mit dem Religions⸗Unterrichte ſtehen. 


Gubernial⸗Dekret vom 9. Oktober 1824. Gub. Zahl 55936. 
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Auch jene öſterreichiſche Unterthanen, welche 
eine Anſiedlung im jenſeitigen Gebiethe ein— 
wenden, find zurückzuweiſen, wenn fie paß⸗ 
los an der pohlnifch- ruſſiſchen Gränze er⸗ 
griffen werden. 


Nachträglich zur hierortigen Verordnung vom 14. b. M. 
Zahl 51069 wird den k. k. Kreisämtern in Folge hohen 
Hofkanzleydekretes vom 27, b. M. Zahl 28281 erinnert; 
daß die von den ruſſiſch pohlniſchen Behörden bis jetzt in 
Zweifel gezogene Frage; oß in Folge der Nachtrags⸗Konven⸗ 
zion vom 29. September 1822 auch jene öſterreichiſch⸗paß⸗ 
loſen Unterthanen, von der pohlnifch » ruffifhen Gränze 
zurückgewieſen werden müffen, welche bey ihrem Erſcheinen 
an der Gränze den Wunſch äußern, ſich im jenſeitigen Ge⸗ 
biethe anzuſiedeln; von dem kaiſerl. ruſſiſchen Miniſterium 
bejahend entſchieden worden, ſey. 

Welches den k. k. Kreisamtern zum gleichmaͤßigen Be⸗ 
nehmen mit dem Beiſatze bekannt gemacht wird, daß in Fal⸗ 
len, wenn die Zurücklieferung öſterreichiſcher Unterthanen 
etwa unter der unſtatthaften Einwendung ihrer mittlerweile 
erfolgten förmlichen Anſiedlung im jenfeitigen Gebiethe bes 
anſtändet werden wollte, die Anzeige jedesmal anher zu era 
ſtatten ſey. 


Gubernial⸗Vcrordnung vom 20. Oktober 1824. Gub. Zahl 61081. 


201. 


Priwatgeſchäftsführungen unterliegen der Er⸗ 
werbſteuer. | I a 


Die hohe Hofkanzley hat über eine hierortige Anfrage mit 
Dekret vom 30. v. M. Zahl 29242 entſchieden: 

»Daß die ſogenannten Privatgefihäftsführungen (zu wel⸗ 
schen keine ordentlichen Berechtigungen oder Ernennungen 
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»bon Seite der öffentlichen Behörden Platz greifen), gleich 
»allen andern freyen gewinnbringenden Beſchaftigungen der 
»Erwerbſteuer unterliegen, well das Erwerbſteuerpatent gleich 
»im Eingange einen jeden gewinnbringenden Nahrungszweig 
»der Erwerbſteuer unterworfen erklart, und weil Beſchafti⸗ 
»gungen dieſer Art in dem Sn 2 dieſes Patents von der 
»Erwerbſteuer nicht ausdrücklich ausgenommen ſind. e 

Der Lemberger Magiſtrat hat demnach dieſe hohe Schluß⸗ 
faſſung auf die gewohnliche Art zur Kenntniß der Stadtbe⸗ 
wohner zu bringen, und wenn? ſich nach geſchehener Kund⸗ 
machung jemand beygehen neße, eine folche Pridatgefchäfts- 
führung zu treiben, ohne einen Erwerbſteuerſchein gelöfer zu 
haben, fo hat der k. Stadtmagiſtrat von Amtswegen gegen 
denſelben nach den Beſtimmungen des Kreisſchreibens vom 
10. Marz 18185 in Mee mit jenem vom 11. 
Map 4819 vorzugehen. 


Gubernlal⸗Dekret vom 31. Oktober Er Om pi 60743. 
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208, 


Fir Koo eratoren, welche aus den Einkünften 
der Pfründen erhalten werden, müſſen 200 
flr. fe ee e en in c gebracht 

werden. 


Mi hohem Hofkanzleydekrete vom 3. Oktober l. J. Zahl 
29628 iſt auf eine hohen Orts gemachte Anfrage wegen 
Bemeſſung der Gehalte fur die aus den Einkünften der 
Pfründe ganz oder zum. Theil beſoldeten Kooperatoren 
bedeutet worden, daß der Kooperator, welcher aus den Eine 
fünften der Pfründe erhulten wird, nicht weniger bedürfe 
und verdiene, als jener, welchen der Religionsfond allein 
bezahlt; daher auch den aus der Pfründe erhaltenen Koope— 
rakoren der Gehalt mik 200 fl. K. M. zu verabfolgen ſey. 
Eben deßwegen werden bereits in allen übrigen deutſchen 
Provinzen bey Adjuſtirung der Pfründen-Ertragnißausweiſe 
für einen Kopperator 200 fl. in K. M. in Abzug gebracht. 


175, 


Dieſe hohe Schlußfaſſung wird den k. k. Kreisämtern 
zur Wiſſenſchaft und Bedachtnahme bey Verfaſfung der Pfarr⸗ 
indentarien des lateiniſchen Ritus in Bezug auf die Direk⸗ 
tiben vom 15. Map 1821 Zahl 20720, und die nachträg⸗ 


liche Erläuterung vom 19. April 1822 Zahl 18999 bekannt 


gegeben. Mai Haien enen uu, 
Gubernial⸗Verordnung vom 5. November 1824. Gub. Zahl 61084. 
J cr 205. wee inn% 


Perſonalzulagen der Beamten muͤſſen nach dem 
Maaße des Einrückens in einen höheren Ge⸗ 
halt eingezogen werden. 


Laut hohen Hofkammerdekrets vom 10. November v. J. 3. 
43875 haben Seine k. k. Majeſtät bey Gelegenheit einer, 
wegen eines beſonderen Falles gemachten allerunterthänigſten 
Anfrage, mit allerhöchfter Entſchließung vom 31. Oktober 
d. J. zur kuͤnftigen allgemeinen Richtſchnur zu beſtimmen 
geruhet, daß Perſonalzulagen immer nach Maaß, als der 
damit betheilte in einen höheren Gehalt ruͤckt, einzuziehen 
ſeyn, wenn gleich der Perſonalzulage nicht eigends dieſe 
ohnehin in den beſtehenden Vorſchriften begründete Beſchraͤn— 
kung in Hinſicht der Fortdauer des Bezuges beigefügt wor⸗ 
den iſt. 


Gubernial⸗Dekret vom 21. Dezember 1824. Gub. Zahl 72316. 
204. 


Peitl's Methodenbuch wird für die Schulamts— 
Kandidaten vorgeſchrieben. 


Nach Inhalt des hohen Studien-Hofkommiſſionsdekretes 
dom 4. Dezember l. J. Zahl 8104 haben Seine k. k. Ma⸗ 
jeſtat mit allerhöchfter Entſchließung vom 13. September 
1821 das vom Wiener Normalſchuldirektor Peitl verfaßte 
Methodenbuch zu genehmigen, und zugleich allergnädigft zu 
dewilligen geruhet, daß die Forderungen an Lehrer der Tri— 
bialſchulen, welche bey dem dreymonathlichen Praparandens 
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Kurfe zum Leitfaden dienen, nach dem neuen allerhöchſt 
genehmigten Methodenbuche abgeändert werden ſollen. 
Dieſes verbeſſerte Schulbuch u unter dem Titel: »Forde⸗ 
rungen an Triviallehrer« iſt bereits zu Wien im l. J. 1824 
erſchienen, wovon ein Exemplar ungebunden zwölf Kreuzer 
Konvb. Münze, und gebunden en Kreuzer Konv. 
Münze koſtet. . 
Gubernial⸗Verordnung vom 29, Dezember 1824. Gub. Zahl 75667. 
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Kreiskommiſſären gebühren keine Diäten für 
die Verifizirung der Uebereinkünfte hinſicht⸗ 
lich der Juventarial- und andern Schuldig⸗ 
keiten. 


Die hohe Hofkanzley hat unterm 43. d. M. Zahl 977 die 
hierortige Anfrage, ob den Kreiskommiſſären aus Anlaß der 
Verifizirung von Grundzins⸗Erneuerungs-Verträgen und 
fonftigen Uebereinkuͤnften hinſichtlich der Inventarial- oder 
Status quo - mäßigen Grundſchuldigkeiten Diäten gebühren, 
aus dem Grunde verneinend zu beantworten befunden, weil 
derley Verifizirungen unter die rein offizioſen Amtshandluns 
gen der Kreiskommiſſäre, wofür denſelben fyftemmäßig keine 
Diäten gebühren, um ſo mehr gereihet werden muͤſſen, als: 
a) Die Zinserneuerung ein, in vorausbeſtimmten Perioden 
wiederkehrendes Geſchaft ift, welches keineswegs von 
dem Willen der Grundherrſchaft abhängt, ſondern zu 
Folge der beſtehenden Vorſchriften wegen Verträgen zwi— 
ſchen Herrn und Unterthanen nothwendig Statt finden 
muß, und daher auch die Verifizirung des dießfälligen 
Gefchäftes nicht bloß auf einſeitiges Anſuchen der Grund» 
berrſchaften zu ihrem Vortheile, ſondern vielmehr aus 
Amtspflicht zur Wahrnehmung des unterthanigen Inter⸗ 

eſſe veranlaßt wird, überdieß zum Theil 
b) die nabhmlichen Rückſichten auch bey den ſogenannten 
Nobotsvergleichen eintreten, indem hiebey, wenn gleich 
zu derley Uebereinkünſten keine abfolute Nothwendigkeit 


Nachtragsband z. Geſetzſ. 12 
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aus beſtehenden Vertragen hervorgeht, es ſich ebenfalls 

nur darum handelt zu erheben: ob der zu Stande ge— 

kommene Vergleich dem Beſten der Unterthanen entfpre« 
che, und nicht etwa in irgend einer Beziehung zu ihrem 

Nachtheile gereiche. 

Da nun die k. k. Kreisämter hierüber von Amtswegen 
zu wachen verpflichtet ſind, ſo unterliegt es keinem Zweifel, 
daß die daraus entſpringenden Amtshandlungen der Kreis— 
kommiſſäre zu ihren stricte ofſtzioſen Agenden gehören. 


Gubernial-Verordunng vom 31. Jaͤnner 1825. Hub. Zahl. 5028. 


206. 


Quartiersgelder⸗Anweiſungen fuͤr Beamten, un⸗ 
terliegen dem Stempel. 


Da ſich in Anſehung der Bemeſſung des Stempels für die 
Anſtellungsdekrete, worin nebſt der Beſoldung des Beamten 
auch deſſen Quartiergeld ausgedrückt iſt, von den Taränıtern 
nicht gleichformig benommen wird, fo hat die hohe Hof⸗ 
kammer mit Dekret vom 19. v. M. Zahl 2184 erinnert, 
daß bei Anſtellung oder Beförderung eines Beamten die An» 
weiſung des Quartiergeldes eben ſo, wie jene des Gehalts 
der klaſſenmäßigen Stemplung unterliege. 

Da nun aber das Quartiergeld keinen Theil der Beſol— 
dung bildet, und ſich daher mit letzterer nicht in eine Größe 
zuſammenziehen laßt, fo muß folgerecht nach dem $. 8. des 
Stempelpatents für jede dieſer verſchiedenen Gebühren 
der nach ihrem abgeſonderten Betrage entfallende 
Stempel angewendet werden. 

Es berſteht ſich hiebey von ſelbſt, daß nicht nur die Vers 
ordnung an die Kaſſe, womit die Beſoldung nebſt dem 
Quartiergelde flüffig gemacht, ſondern auch das Anſtellungs⸗ 
dekret, mittelſt welchen der Beamte von der Bewilligung 
des Gehaltes und des Quartiregeldes in die Kenntniß geſetzt 
wird, auf die erwähnte Art geſtempelt ſeyn müſſe. 

Damit jedoch das Amt in den Stand geſetzt werde, hier⸗ 
nach den vorſchriftsmaßigen Stempel zu beſtimmen, muß 
in jenen Fallen, wo für den neu angeftellten oder beförder⸗ 
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ten Beamten ein Quartiergeld ſyſtemiſirt iſt, das letztere 
allezeit insbeſondere ausgedrückt werden. 


Gubernial-Dekret vom 22. Hornung 1825. Gub. Zahl 6728. 
. 


Einführung einer kleinen deutſchen Sprachlehre 
in den Schulen. 


Laut Verordnung der hohen Studien-Hofkommiſſion bom 
3. v. M. Zahl 807 hat eine neu verfaßte deutſche Sprachlehre 
für Schüler der erſten und zweyten Klaſſe der Normal⸗Haupt⸗ 
und Trivialſchulen in den k. k. Staaten die allerhöchfte Ge— 
nehmigung Seiner k. k. Majeftät erhalten, und iſt ſtatt der 
bisherigen: Anleitung die deutſche Sprache richtig zu ſprechen, 
zu leſen und zu ſchreiben, in den Schulen einzuführen. 

Es wird unter Einem die Einleitung getroffen, damit 
dieſes neue Schulbuch, fohald die Exemplare der alten Auf— 
lage vergriffen find, aufgelegt werde, und iſt ſolches ſodann 
in den Schulen allgemein zu gebrauchen. 


Gubernial-Verordnung vom 7. März 1825. Gub. Zahl 11387. 
208. 


Statuten und Reglement der mit der erſten 
öſterreichiſchen Sparkaſſe vereinigten allge— 
meinen Verſorgungs⸗Anſtalt für die Unter⸗ 
thanen des öſterreichiſchen Kaiſerſtaates. 


Einleitung. 


Der Wunſch, ſich oder ſeine Angehörige für das vorgerück⸗ 
te Alter zu verſorgen, und nach Verhältniß der Perſonen 
den ganzen Lebensunterhalt, oder doch einen Theil desſel⸗ 
ben vollkommen zu ſichern, muß in jedem rechtlich denken⸗ 
den Staatsbürger entſtehen, und eine Anſtalt, welche den 
Genuß dieſer glücklichen Lage auf die leichteſte Art verſchafft, 
iſt ohne Zweifel unter die nütlichſten zu zählen. 
12 
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Die Ausführung einer ſolchen Anſtalt hat der Verein der 
erſten öſterreichiſchen Sparkaſſe auf der Grundlage eines durch 
hochſtes Hofdekret ddo. 1. May 1825, von Seiner k. k. 
Majeſtät genehmigten Plans im Geiſte des Sparkaſſe-Re— 
glements und Inſtrukzion, dd. 24. Jänner 1822, mit Vor⸗ 
wiſſen der hochlöblichen k. k. Nieder⸗Oeſterreichiſchen Landes⸗ 
regierung übernommen. 

Das Weſentliche der Anftalt beſteht darin, daß aus ein— 
zelnen Einlagen ein großes Stammvermögen zuſammen ge— 
gebracht, ſelbes mit größter Vorſicht, uud nach feſtſtehenden 
Grundſätzen fruchtbringend benützt, und zugleich ſowohl durch 
den Abgang der einzelnen Theilnehmer, als durch mehrere 
andere Zuflüſſe allmählich zum Vortheile der Intereſſenten 
fo vermehrt werde, daß jedem berfelben aus einer urfprüngs 
lichen ſehr mäßigen Einlage ein bedeutender Genuß erwach— 
fen muß, welcher auf eine andere Weiſe mit folder Sicher⸗ 
heit nicht wohl zu erzielen ſeyn dürfte. 

Damit jedoch der Verein der erſten öſterreichiſchen Spar— 
kaſſe, der die Adminiſtrazion der allgemeinen Verſorgungs— 
Anſtalt nur des öffentlichen Wohles wegen übernimmt, den 
eigenen Fond keiner Gefährde ausſetze, ſo erklärt derſelbe, 
daß von der im F. 25. für die drey alteſten Klaſſen V., VI. 
und VII. feſtgeſetzten urſpruͤnglichen Dividende an die Inter— 
eſſenten nur jener Betrag baar werde erfolgt werden, wel— 
cher bey jedesmaliger Vertheilung der Dividende aus dem 
Erwerbe des Inſtitutes ſelbſt vorhanden ſeyn wird, und im 
ungünftigften Falle immer einem Zinſenfuße von fünf Pros 
zent gleichkommen muß, dagegen der zur Vollmachung der 
urſprünglichen, den Zinſenfuß von 5 Prozent überfteigenden 
Dividende allenfalls noch abgängige überreſtliche Betrag den 
Intereſſenten der vorbenannten alteren Klaſſen in ſo lange 
werde vorgemerkt werden, bis die hierzu erforderliche Baar— 
ſchaft aus den verſchiedenen Zuflüſſen der Verſorgungs⸗Anſtalt 
geſammelt ſeyn wird. 

Denjenigen Intereſſenten jedoch, welche dieſen Zeitpunkt 
nicht abwarten könnten, oder nicht abwarten wollten, ſteht 
frey, ſobald ſie durch die jährlich zu erfolgende öffentliche 
Bekanntmachung in die Kenntniß geſetzt ſepn werden, wel⸗ 
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cher Theil der urſprünglich feſtgeſetzten Dividende den Inter⸗ 
eſſenten der drey älteren Klaſſen erfolgt, und welcher nur 
vorgemerkt werden wird, entweder den bereit liegenden Be— 
trag ſogleich zu erheben, oder nach drey Monathen (vom 
Tage der dießfalls gegebenen ſchriftlichen Erklärung ) ihre 
Einlage ſaumt 5 0,0 Zinfen nach Abſchlag der allenfallſigen 
Empfänge und gegen Zurückſtellung ihrer Aufnahms-Urkunde 
(ihres Rentenſcheines) zurückzuziehen. 

Die den Statuten angehängte Wahrſcheinlichkeits⸗Berech⸗ 
nung dient zur Verdeutlichung des Plans. 


Statuten. 
Erſter Abſchnitt. 


Einrichtung der Anſtalt. 
gr. 1. 

Jeder Staatsbürger der geſammten Erbländer Seiner 
Majeſtat des Kaiſers und Königs, ohne Unterſchied des Als 
ters, Geſchlechtes, Standes und Wohnortes in den Erblän— 
dern, hat das Recht, an der Anſtalt Theil nehmen. Oeſter— 
reichiſche Unterthanen, welche ſich nur auf Zeit im Auslande 
aufhalten, find von dem Eintritte nicht ausgeſchloſſen; da» 
gegen können aber moraliſche Perſonen, Kommunitaten jeder 
Art, nicht daran Theil nehmen 

22 

Man tritt in die N mittelſt der Einlage von 
zweyhundert Gulden Konvenzions-Silbermünze, zwanzig 
Gulden eine feine köllniſche Mark. Ueber dieſe Einlage wird 
ein Rentenſchein ausgeſtellt, deſſen Erwerbung das Recht 
auf den jährlich davon abfallenden Gewinn oder die Divis 
dende gibt. 

8. 

Jedermann ſteht es fte, dieſe Einlage fo vielmahl zu 
machen, als er will, und darüber einzelne Nentenſcheine, 
oder einen gemeinſchaftlichen, zu verlangen. 

. 

Um den Vortheil . e der möglich größten Zahl 

von Theilnehmern zuzuwenden, wird auch geſtattet, theil⸗ 
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weiſe einzulegen; jedoch fängt der Anſpruch auf den Bezug 

der Dividende erſt dann an, wenn die Einlage vollſtändig 

geleiſtet iſt. 
§. 5. 

Die Theilnehmer, welche in einem und demſelben Jahre, 
und zwar vom erſten Hornung bis zum erſten Dezember die 
ganze Einlage, oder die erſte theilweiſe Einlage machen, 
bilden eine beſondere Jahresgeſellſchaft. 

6 


Die Theilnehmer jeder Jahresgeſellſchaft werden wieder, und 
zwar nach Verſchiedenbeit des Alters, welches fie mit dem 
letzten Dezember des Emtrittsjahres erreicht haben werden, 
in ſieben Klaſſen abgetheilt, nach folgendem Schema: 

Vom 1. bis inclus. 10. Jahre geht die Klaſſe J. 
am m 


„ 40. „ » » „ II. 
„ 20. » » 35, = * » IM. 
„ 85. » » 50. » » „ IV. 
„ 50. » 5 60. „ » „ V. 
„ 60. » '» 95. » „ VI. 
» 65. und darüber » » » VII. 


1. 

Die Einlagen können zwar ($. 4.) theilweiſe geleiſtet 
werden, jedoch wird feſtgeſetzt, daß in jeder Jahresgeſellſchaft 
die Intereſſenten der 1., 2., 3, 4. und 5. Klaffe wenigſtens 
zehn Gulden, jene der 6. wenigſtens 50 Gulden, und jene 
der 7. wenigſtens Einhundert Gulden als urſprüngliche Ans 
gabe auf einen Nentenſchein erlegen müſſen. 


Fände Jemand bequem, auch theilweiſe Nachträge zu 
leiſten, um die Vollſtandigkeit der Einlage früher zu errei» 
chen, ſo würden auch dieſe, nie aber ein minderer Betrag, 
als zwey Gulden, angenommen werden. 

§. rg: 

So, wie man (F. 3.) mehrere vollftändige Einlagen 
machen kann, ſo kann man auch mehrere unvollſtändige 
Einlagen machen; die Zahl derfelben iſt jedoch beſchrankt, 
und es können in einer und derſelben Jahresgeſellſchaft von 
einem Geſellſchafter in der ſiebenten Klaſſe nicht mehr als 
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fünf, in der ſechſten nicht mehr als zehn, in der fünften 
nicht mehr als fünfzehn, in der vierten nicht mehr als zwan⸗ 
zig, in der dritten nicht mehr als fünf und zwanzig, in der 
zweyten nicht mehr als dreyßig, und in der erſten nicht mehr 
als fünf und dreyßig unvoljtändige Einlagen angenommen 
werden. 

ö. 10. 

Obſchon erſt die vollſtändige Berichtigung der Einlage 
den Anſpruch auf den Bezug der vollen Dividende gibt, ſo 
fällt doch ſchon von jeder theilweiſen Einlage eine theilweiſe 
Dividende ab, und dem Geſellſchafter, welcher eine unvoll⸗ 
ſtändige Einlage gemacht hat, wird daher die Ergänzung 
der Einlage dadurch erleichtert, daß ihm die bereits erwor⸗ 
bene jedesmalige theilweiſe Dividende zur Einlage geſchrie⸗ 
ben wird. 

. 

Da die Berechnung durchaus in runden Zahlen geſchieht, 
fo entſteht jährlich aus den Bruchtheilen von Kreuzern, die 
ſich ſowohl bey den vollen und theilweiſen Dividenden, als den 
Einlagsnachzahlungen ergeben, eine Summe, welche den 
Geſellſchaftern weder hinausbezahlt, noch zugeſchrieben wird. 
Dieſe Summe wird jährlich zur Ergänzung der unvollſtän— 
digen Einlagen nach Entſcheidung des Loſes verwendet were 
den, und zwar dergeſtalt, daß mit der erſten Jahresgeſell— 
ſchaft, und zwar mit der ſtebenten Klaſſe angefangen, wann 
alle Einlagen dieſer Klaſſe vollſtandig find, zur ſechſten, 
und fo fort bis zur erſten Klaſſe fortgeſchriiten, ſodann zur 
zweyten Jahresgeſellſchaft nach der Klaſſenreihe weiter gegan⸗ 
gen, und ſo durch alle Jahresgeſellſchaften fortgefahren wird. 

12. 

Da ferner auch die nr Einlagen nur nach runs 
den Zahlen in die theilweiſe Dividende einrücken, ſo entſtehen 
auch durch die jährlichen Zuſchreibungen auf den Folien die⸗ 
ſer Geſellſchafter Kapitalien, deren Zinſen Niemanden bes 
ſtimmt zugewieſen ſind. Auch dieſe Zinſen werden jahrlich 
zur Ergänzung der unvollftändigen Einlagen jener Jahres- 
geſellſchaft und Klaſſe, in welcher ſie entſtanden ſind, nach 
Entſcheidung des Loſes verwendet. 
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$. 13. 

Da ſich endlich in dem weiter unten §. 60 vorkommen⸗ 
den Falle durch den Ankauf von öffentlichen Fonds⸗Obliga⸗ 
zionen ein Rabatt ergeben kann, ſo wird auch dieſer Gewinn 
zur Ergänzung der unvollſtändigen Einlagen nach Maaßgabe 
des H. 14. verwendet. 

§. 14. 

So, wie man mehrere vollſtändige Einlagen in einer 
Jahresgeſellſchaft machen kann, ſo kann man auch auf die 
eine oder andere Weiſe in verſchiedene Jahresgeſellſchaften 
treten. In jeder Jahresgeſellſchaft wird der Geſellſchafter 
betrachtet, als ob er nur in dieſer wäre, und auf feine 
anderen Verhaältniſſe in andern Jahresgeſellſchaften nicht die 
mindeſte Rüdficht genommen. 

§. 15. 

Damit die Einlagen auch in anderen Provinzen gemacht, 
und die Dividenden dort bezogen werden koͤnnen, wird die 
Anftalt in den Hauptſtädten aller Provinzen entweder Hans 
delshäuſer, oder Geſchaftsſtuben nahmhaft machen, welche 
als Vermittler, und ohne einen Abzug von der Dividende, 
die Einlagen annehmen, und die Dividende bezahlen. 

. 46. 

Erſt dann, wenn eine 1 — bollſtändig iſt, wird der 
Rentenſchein nach dem Formulare A. ausgefertigt, welcher 
das Jahr der Einlage, die Klaſſe, die Summe der Einlage, 
den Bor» und Zunamen des Einlegers enthalt. 

E 

Wenn theilweiſe — wird, erhält der Einleger einen 
Interimsſchein nach dem Formulare B., auf welchem auf 
Verlangen jeder folgende Erganzungsnachtrag ange merkt wird. 

18. 

Wann die urſprünglich 1 Einlage vollſtändig iſt, 
wird der Interimsſchein gegen den Rentenſchein ausgewech— 
ſelt, in welchem die Tage der erfolgten theilweiſen Einlage, 
und die von dem Einleger baar eingelegten Beträge werden 
erſichtlich gemacht werden. 

§. 40. 
Wer in dieſe Geſellſchaft eintreten will, hat ſeinen Vor⸗ 
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und Zunamen, den Tag und Ort der Geburt, und die Eins 

lage zu verzeichnen, und ſein Alter durch Beibringung des 

Taufe oder Geburtsſcheines, oder bey Unmöglichkeit dien 

ſer Beibringung auf eine ſonſt geſetzliche Art zu beweiſen. 
20. 

Perſonen, welche 9 geboren ſind, haben 
auch ein Zeugniß der Ortsobrigkeit über die erhaltene Staats⸗ 
bürgerſchaft beyzubringen. 

§. 21. 

Zugleich mit der Einreichung dieſer Erklärung wird der 
Betrag gegen einen Kaſſeſchein erlegt. — Nach einigen Ta⸗ 
gen wird der Rentenſchein, oder bey unvollſtändigen Einla⸗ 
gen der Interimsſchein ausgefertigt. 

H. 22. 

Man kann auch für andere Perfonen einlegen, welche zur 
Theilnahme an dieſer Geſellſchaft geeignet ſind. — Dieſe 
Einlage für eine andere Perſon muß nach Maßgabe der §. §. 
49 und 20 gemacht werden, und die Perſon, fuͤr welche 
eingelegt wird, wird dann betrachtet, als ob ſie ſelbſt ein⸗ 
gelegt hätte. f a 

25. 

Die urſprüngliche Dividende, welche allmählig hoͤher 
ſteigt, und jedem Geſellſchafter jahrlich nebſt dem Zuwachſe 
zufallt, iſt nach den Klaſſen der Jahresgeſellſchaften (5. 6) 
verſchieden, und ſie beträgt von jeder vollſtändigen Einlage 
pr. 200 fl. Konb. Muͤnze 

in der Klaſſe in Konv. Münze. fl. kr. 
I: 


* * 4 0 0 0 8 


ie W „ „„ 8 30 
III. » „ ” 4 9 — 
IV. . v „en % 180 
W un » rr 
VI. » * 1 „ 12 — 
VII. 9 9 » . * * 15 mr 


$. 24. 

Die urſprüngliche Dividende könnte und müßte nur dann 
geandert werden, wenn jemahls durch die Staatsverwal⸗ 
tung über den allgemeinen Zinſenfuß etwas Anderes, als 
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dermal beſteht, verordnet werden, oder derſelbe, auf welche 
Art immer, eine Herabſetzung erleiden ſollte. 
$. 25. 

Um große Unbequemlichkeiten der Berechnung zu ver— 
meiden, werden die Dividenden immer nach runden Zahlen 
berechnet. Wer daher z. B. zehn Gulden eingelegt hat, behalt 
die dafür ausfallende Dividende fo lange, bis feine Einlage 
durch Zuſchreibung der theilweiſen Dividenden, oder durch 
Nachzahlungen, zwanzig Gulden erreicht hat, u. ſ. w. — 
Die Zinſen des die runden Summen überſteigenden Betra⸗ 
ges der unvollſtändigen Einlagen werden aber nach Maßgabe 
des F. 12 zur Erganzung — Einlagen verwendet. 

26. 

Alle Beträge, welche den unvollſtändigen Einlagen alle 
maͤhlig zuwachſen, werden als ein, zu fünf Prozent Der« 
zinsliches Kapital dem Stammpermögen jener Jabresgeſell⸗ 
ſchaft, und zwar jener Klaſſen derſelben, in welche die Ein⸗ 
lagen gemacht worden ſind, zugeſchrieben, ohne auf die Die 
vidende, welche dieſe Klaſſe an und fuͤr ſich zu genießen hat, 
Rückſicht zu nehmen. 

27. 

Wenn ein Geſellſchaſter abgeht, das iſt, entweder ſtirbt, 
oder nach den Statuten als todt betrachtet wird, konnen 
ſeine Erben zweyerley Beträge anſprechen; erſtens den Be⸗ 
trag, welchen er ganz oder theilweiſe erlegt hat, jedoch nach 
Abzug der Summe, welche er aus der Anſtalt bereits bezo⸗ 
gen haben durfte; zweytens, und zwar für jeden Fall, die 
Dividende des Jahres, in welchem er abgegangen iſt. 

u dl 4» 28% 11 

Der Ueberreſt, welcher ſich auf dem Folium des Abge⸗ 
gangenen zeigt, mird zu Gunſten der Anſtalt eingezogen, 
und zwar dergeſtalt, daß zehn Prozente der Adminiſtrazion als 
Erſatz fur Zuſchuͤſſe. und Regiekoſten, neunzig Prozente aber 
den Mitgliedern feiner. Klaffe, ſeiner Jahresgeſellſchaft zuges 
ſchrieben werden. 

hi §. 29. 

Die Erben find indeß nicht berechtiget, eine zergliederte 

Rechnung zu verlangen, ſondern ſie ſind verbunden, ſich 
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mit dem Rechnungsreſultate, welches von zwey Adminiſtra⸗ 
toren, oder deren Stellvertretern, und dem Hauptbuchhal⸗ 
ter gefertiget iſt, zu begnügen. 

§. 50. 

Wenn der Beſitzer eines Rentenſcheines durch ein ganzes 
Jahr nach der öffentlichen Kundmachung, daß die Dividen⸗ 
den zu erheben ſeyen, die ihm zugefallene Dividende nicht 
erhebt, wird er namentlich, mit Bemerkung feines Geburts⸗ 
ortes und der Rummer ſeines Rentenſcheines auf neue ſechs 
Monate vorgeladen, ſeine Dividende ſo gewiß zu erheben, 
wie im widrigen Falle er für todt gehalten werden würde, 
wenn er ſich aber auch in dieſem Zeitraume nicht anmeldet, dann 
wird er für todt geachtet, und nach Maßgabe des F. 27 vor⸗ 
gegangen. Hätte er aber während dem Laufe dieſer Termine 
ſelbſt, oder durch eine andere Perſon, der Adminiſtrazion 
die Anzeige von ſeinem Leben und das Anſuchen gemacht, 
die Dividende für ihn zu verwahren, dann würde ſeinem 
Anſuchen willfahren werden. Da es aber doch möglich wäre, 
daß ein Geſellſchafter nach der Hand mit rechtlichen Gruͤnden 
darthun könnte, daß es ihm ſchlechterdings unmöglich gewe⸗ 
fen ſey, die Dividende in der vorgeſchriebenen Zeit zu erhe— 
ben, und ſelbſt, oder durch eine andere Perſon, die Anzeige 
von der Unmoͤglichkeit dieſer Erhebung zu machen, könnte 
er ſich mit ſeinem Geſuche an die Adminiſtrazion des Inſti⸗ 
tutes wenden, welche dasſelbe jedoch dem Ausſchuſſe des 
Vereins, als dem Repräſentanten der Geſellſchaft, vorzule— 
gen hätte, von deſſen Entſcheidung, durch Stimmenmehr⸗ 
heit, die Bewilligung allein abhängt. | 

§. 31. 

Wenn ein Mitglied geftorbem ift, oder ſtatutenmäßig für 
todt gehalten wird, müffen die Erben desſelben denjenigen 
Betrag, welcher ihnen hinauszuzahlen iſt, binnen der ge⸗ 
ſetzlichen Verjährungszeit erheden, oder die Abſorderung 
desſelben durch die Verlaſſenſchaftsbehörde veranlaſſen. Bis 
dahin bleibt dieſer Betrag zu fünf Prozent anliegend, in 
den Händen des Inſtituts, und die hievon abfallenden Zin⸗ 
fen werden jährlich jener Summe zugeſchlagen, welche über— 
haupt nach F. 11 zur Ergänzung unbollſtändiger Einlagen 
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verwendet wird. Haben ſich aber binnen der geſetzlichen Vers 
jährungszeit die Erben nicht gemeldet, fo wird auch der Ka⸗ 
pitalsbetrag auf gleiche Weiſe zur Erganzung unvollftändis 
ger Einlagen gewidmet. 

32. 

Wenn eine ganze Klaſſe einer Jahresgeſellſchaft ausſtirbt, 
ſo zieht die Adminiſtrazion zehn Prozent der Dividende der 
letzten Geſellſchafter ein, und neunzig Prozente derſelben 
fallen den übrigen Klaſſen dieſer Jahresgeſellſchaft dergeſtalt 
zu, daß 45 Prozente jener Klaſſe, in welcher ſich die alteſten 
Geſellſchafter befinden, zugeſchrieben, die anderen 45 Pros 
zente aber zu gleichen Theilen unter die übrigen Klaſſen 
der Jahresgeſellſchaft bertheilet werden. 

§. 53. 

Wenn eine ganze Jahresgeſellſchaft ausſtirbt, dann be⸗ 
zieht die Adminiſtrazion ebenfalls zehn Prozente der Divi⸗ 
denden der letzten Geſellſchafter, und neunzig Prozente wer, 
den allen damals beſtehenden Jahresgeſellſchaften zu gleichen 
Theilen, und zwar in jeder derſelben jener Klaſſe zugefchries 
ben, in welcher ſich die — Mitglieder befinden. 

0 34. 

Aus dem Geſagten ergiebt ſich deutlich, daß die Dibi⸗ 
benden der Geſellſchafter durch die verſchiedenen Zuflüſſe 
allmählig immer erhöht werden müſſen; indeſſen darf doch 
die Rente eines einzelnen Geſellſchafters nicht ſo unverhalt⸗ 
nißmäßig ſteigen, daß dadurch die Mehrzahl gefaͤhrdet wür⸗ 
de, und es wird daher feſtgeſetzt, daß die Dividende eines 
einzelnen Rentenſcheines nicht höher, als auf jährliche fünf⸗ 
hundert Gulden Konv. Muͤnze ſteigen dürfe. 

. 35. 

Sollte jedoch ein Geſellſchafter mehrere Rentenſcheine 
erworben haben, ſo kann er ungehindert mit jedem dieſer 
Rentenſcheine insbefondere, und ohne eine Beſchraͤnkung, 
eine Dividende von jährlichen fünfhundert Gulden Konv. 
Münze erlangen. 

§. 36. 

Wenn nun der Fall einträte, daß ſammtliche Renten- 

ſcheine einer Klaſſe die Dividende von jahrlichen 500 Gulden 
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erreicht hätten, und ein Geſellſchafter dieſer Klaſſe abginge, 
dann würde mit dem Uebermaße des Stammvermögens 
dieſer Klaſſe, welches durch den Abgang eines Geſellſchafters 
entſteht, folgendermaßen verſahren werden. Die Adminiſtrazion 
würde zehn Prozente der Dividende des ausgetretenen Ge— 
ſellſchafters beziehen, 45 Prozente würden derjenigen Klaſſe 
dieſer Jahresgeſellſchaft, in welcher ſich die älteften Mitglie- 
der befinden, zugewieſen, die übrigen 45 Prozente aber zu 
gleichen Theilen unter die übrigen Klaſſen derſelben Jahres— 
geſellſchaft vertheilt werden. 
§. 57. 

Sollten aber ſämmiliche Rentenſcheine einer ganzen 
Jahresgeſellſchaft die Dividende von 500 Gulden erreicht 
haben, und ein Mitglied abgehen, fo würde mit dem bisher 
hierdurch entſtandenen Uebermaße des Stammvermögens 
dieſer Jahresgeſellſchaft folgender Maßen verfahren werden. 
Die Adminiſtrazion würde gleichfalls zehn Prozente der Di— 
vidende der abgegangenen Geſellſchafter beziehen, und die 
übrigen neunzig Prozente würden allen damahls beſtehenden 
Jahresgeſellſchaften zu gleichen Theilen, und zwar in jeder 
derſelben derjenigen Klaſſe zugeſchrieben, in welcher ſich die 
alteſten Mitglieder befinden. 

§. 38. 

Stehen Eigenthümer für ihre Perſon unter Vormund— 
ſchaft oder Kuratel, ſo wird die Dividende nur den ſich 
legitimirenden Vormündern oder Kuratoren ausbezahlt, wel— 
che daher in Zeiten die Adminiſtrazion ſchriftlich von der 
Unfähigkeit ihrer Pflegebefohlenen, ihr Vermoͤgen ſelbſt zu 
verwalten, zu unterrichten haben. 

§. 30. 

Wenn Jemand fremdes Gut, oder eigenes, worüber er 
zu diſponiren geſetzlich nicht fahig iſt, in die Anſtalt einlegt, 
iſt nach der Vorſchrift der 2 zu verfahren, 


Wenn ein Geſellſchafter 15 Bewilligung aus der öͤſter⸗ 
reichiſchen Monarchie auswandert, ſo iſt ſelber ohne ferne— 
rem Antheile an der Anſtalt, gegen Zurückſtellung der in 
Händen habenden Urkunden mit feinem Guthaben (J. 27) 


190 


abzufertigen, und hat ſich wie ein Erbe (. 29) mit dem 
Rechnungs⸗Reſultate zu begnügen. 
§. 41. 

Nach dem Schluſſe eines jeden Jahres wird öffentlich 
kund gemacht: 

a. wie hoch ſich die Dividende jeder Klaſſe in jeder Jahres⸗ 
geſellſchaft belauſe; 

b. welche unvollftändige Einlagen ergänzt worden ſeyn, 
damit die erworbenen Rentenſcheine ausgefertigt werden 
können; 

c. wann die Dividende zu erheben ſey; 

d. welche Geſellſchafter allenfalls nach Maßgabe des $. 30. 
für todt geachtet werden; 

e. das Reſultat der Verwaltung. 

§. 42. 

Die Dividende wird nur gegen Vorzeigung des Renten⸗ 
ſcheines ausbezahlet, und da die Adminiſtrazion weſentlich 
nothwendig die volle Ueberzeugung vom Leben der Gefell— 
ſchafter haben muß; fo wird auch unerläßlich bedungen, daß 
bey jeder Behebung der Dividende, eine Lebensbeſtätigung 
beygebracht werde, welche von der Ortsobrigkeit, unter 
welcher der Geſellſchafter wohnt, oder einer vorgeſetzten öffent 
lichen Behörde ausgeſtellt ſeyn muß. 

. 48. 

In Verluſt gerathene — Interims- und Kaſſe⸗ 
ſcheine werden nur nach erwirkter Amortiſirung, gegen eine 
kleine Schreibgebühr durch neue erſetzt. Verletzte werden nur 
dann erſetzt, wenn über die Aechtheit kein Zweifel ſeyn kann, 
ſonſt müßten auch dieſe amortiſtrt werden. 

. 44. 

Sollte dieſe Anſtalt in Berückſichtigung ihres großen 
und dauerhaften Nutzens durch Schenkungen unter Leben— 
den, Erbſchaften und Vermächtniſſe, beſondere Zuflüſſe er— 
halten, ſo würde der beſtimmt ausgedrückte Wille des Gebers 
gewiſſenhaft erfüllt werden. 

5. 

Erhalt der Betrag die allgemeine Beſtimmung, zur Er— 

gänzung der unvollſtandigen Einlagen verwendet zu werden; 
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ſo wird damit, und zwar mit dem Kapitale ſelbſt, oder nur 
mit den Zinfen, je nachdem der Geber ſich ausgedrückt haben 
wird, nach Maßgabe des 9. 11. verfahren. 

. 46. 

Wenn ein Betrag, ne nähere Beſtimmung, einer 
ganzen Jahresgeſellſchaft gewidmet wird; ſo wird er derje— 
nigen Klaſſe derſelben zugeſchrieben, in welcher ſich die alte⸗ 
ſten Geſellſchaſter befinden; wenn er aber einer beſtimmten 
Klaſſe, einer beſtimmten Jahresgeſellſchaft gewidmet wird, 
ſo wird er dem Kapitale dieſer Klaſſe zugeſchrieben. Wird 
aber ein Kapital zum Vortheile der ganzen Anſtalt gewid⸗ 
met, ſo wird es allen damahls beſtehenden Jahresgeſellſchaf⸗ 
ten, und zwar in jeder derſelben jener Klaſſe, in welcher 
ſich die alteſten Mitglieder befinden, zu gleichen Theilen als 
Stammvermögen zugeſchrieben. 


Reglement. 
3weyter Abſchnitt. 
Von der Verwaltung der Anſtalt. 


§. 47. 

Die Anſtalt wird durch eine aus dem Vereine der erſten 
oͤſterreichiſchen Sparkaſſe gewählte Adminiſtrazion, nebſt dem 
zur Manipulazion nothwendigen Perſonale, verwaltet, welche 
ſich über ihre Verwaltung gegen den Aus ſchuß des Vereins, 
als Repraſentanten der geſammten Geſellſchaft der Verſor— 
gungsanſtalt, auszuweiſen hat. 

§. 48. 

Der Ausſchuß wird nach Erforderniß der Geſchäfte für 
die Abtheilung der Verſorgungsanſtalt die Adminiſtrazions⸗ 
glieder aus ſich felbft ernennen, einem die Stelle des Präfi- 
denten, einem zweyten jene des Stellvertreters übertragen, 
und die Referenten, welche jederzeit Rechtsgelehrte ſeyn 
müſſen, beſtellen. 

. 49. 

Der Präfident und deſſen Stellvertreter, dann die übri— 

gen Adminiſtrazionsglieder ſind zur Beobachtung der vorſte⸗ 
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henden Statuten, und des Reglements der erſten öſterrei⸗ 
chiſchen Sparkaſſe vom 21. Jänner 1822 verpflichtet, und 
empfangen, wie Kuratorium und Direkzion der Sparkaſſe, 
vom Ausſchuſſe die nöthigen Weiſungen. 

. 50. 

Jedes Jahr tritt der * aus, auf deſſen Platz 
der Stellvertreter vorrückt; ſtatt deſſen wählt der Ausſchuß 
unter den Kuratoren oder den Vorſtehern, oder den ſonſti— 
gen Mitgliedern der Anſtalt, d. i. der Abtheilung der Ver— 
ſorgungsanſtalt. 

Auch der austretende Präfident kann wieder gewählt 
werden. 

Die Referenten ſind permanent, koͤnnen jedoch auf ihr 
Anſuchen oder auf den Antrag des Kuratoriums und des 
Präſidenten ihrer Stelle enthoben werden. 

Aus den übrigen Mitgliedern treten jedes Jahr zwey 
durch das Loos aus, welche der Ausſchuß durch Wahl erfegr; 
die Austretenden konnen "Ws gewählt werden. 

9 

Auch der Praſident und die Abtheilung der Adminiftra- 
zion der Verſorgungsanſtalt ſteht unter der Oberaufſicht des 
Oberkurators; ohne des Letztern Genehmigung iſt keine 
Verfügung giltig. 

§. 52. 

Alle Berathungen werden bey Sitzungen vorgenommen, 
bey welchen die Referenten nach Weiſung des Oberkurators, 
Präfidenten, oder feines Stellvertreters vortragen. 

. 68. 

Bey dieſen Ei entſcheidet die Mehrheit der 
Stimmen, oder jene des Oberkurators, oder ſeines Stell— 
vertreters, bey gleichgetheilten. Zur Giltigkeit eines Befchluf- 
ſes wird erfordert, daß wenigſtens vier Stimmfüͤhrer zuge— 
gen ſeyen. N 

Das Sitzungsprotokoll führt entweder ein Mitglied, oder 
ein hierzu gewählter Beamter, unter Aufſicht der Kanzley⸗ 
Vorſteher. 

H. 54. 
Die Firma der Verſorgungsanſtalt iſt jene der erſten 
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öſterreichiſchen Sparkaſſe, eben ſo gleiches Siegel und Stem⸗ 
pel mit dem Beyſatze: Abtheilung der allgemeinen Verſor⸗ 
gungsanſtalt. 

§. 55. 

Die durch die Uebernahme der Verſorgungsanſtalt ſich 
ergebenden Pflichten des Vereins der erſten öſterreichiſchen 
Sparkaſſe ſi ſind: 

Erſtens: die Kapitalien der Anſtalt für Rechnung der 
Geſellſchafter (Intereſſenten) gegen Pupillarſicherheit zu den 
jedesmaligen geſetzlichen Zinſen anzulegen, die Urkunden an 
einem ſicheren Orte zu verwahren, über die redliche Gebah— 
rung mit dem Vermoͤgen der Anſtalt forgfaltig zu wachen, 
und immer ſo viele Kapitalien in Evidenz. zu halten, als 
zur Bedeckung der jedesmaligen Dividenden aller Geſellſchaf— 
ter erforderlich ſind, und bey etwa unzureichenden Zinſen 
den allenfallſigen Abgang an der urſprünglichen Dividende 
nach Maßgabe des in der Einleitung gemachten Vorbehaltes 
den Intereſſenten vormerken und feiner Zeit ausfolgen zu 
laſſen. Zweytens: Mit dem Schluße jeden Jahres dem 
Ausſchuße, als Repraſentanten der Geſellſchaft, bey einer 
abzuhaltenden Sitzung den Rechnungszuſtand und die Rech— 
nung vorzulegen, und den Beſitz der Kapitalien auszuweiſen. 

56. 

Bey dieſen Sitzungen find ſammtliche Ausſchußmitglie⸗ 
der, außer wichtigen Hinderungsfallen, zu erſcheinen vers 
pflichtet; die Anweſenheit von wenigſtens fünfzehn Aus— 
ſchußmitgliedern iſt aber zur Faßung eines Beſchlußes uner⸗ 
laßlich. Die Ausſchußmitglieder haben das Recht, und die 
Pflicht, ſich von der Pupillarſicherheit der angelegten Kapi⸗ 
talien zu überzeugen, und die Nichtigkeit der abgeſchloſſenen 
Jahresbilanz, allenfalls auch durch Einſicht der Detailrech— 
nungen zu unterſuchen, allenfallige Gebrechen zu rügen 
und abzuſtellen, und die etwa den Adminiſtrazionsmitglie⸗ 
dern zur Laſt ſallenden Erſätze für die Geſellſchaft in Anſpruch 
zu nehmen. 

7 57 

Wenn ſie nach abſoluter Stimmenmehrheit Alles in Ord⸗ 
nung gefunden haben, ſind ſie verpflichtet, den vorgelegten 

Nachtragsband z. Geſetzſ. 15 
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Ausweis ſchriftlich zu fertigen. Dieſe von wenigſtens fünfzehn 
Ausſchußmitgliedern gefertigte Urkunde gilt als Abſolutorjum 
der Adminiſtrazionsmitglieder, in ſo ferne demungeachtet 
nicht erſt fpäter eine Handlung oder Unterlaffung derſelben 
entdeckt oder wirkſam wird, welche den Statuten, der In- 
ſtrukzion, oder den ſonſt geſetzlichen Pflichten der Adminis 
ſtrazionsglieder als Verwaltern fremden Vermögens zuwi⸗ 
der lauft. 
. 58. 

Die Obliegenheiten der Ausſchüſſe, als Repraſentanten 

der Geſellſchaft, ſind perſönlich. 
69. 

Obſchon der Fall kaum denkbar, daß ein Kapital, un⸗ 
geachtet der ſtrengſten Vorſichtsmaßregeln, ganz oder zum 
Theil verloren gehen ſollte; fo wird dennoch für jeden Fall 
ſeſtgeſetzt, daß der verlorne Kapitalsbetrag zubörderft denje⸗ 
nigen Klaſſen der beſtehenden Jahresgeſellſchaften, deren Divi. 
dende über den urſprünglichen Betrag (5. 23) geftiegen iſt, 
ſodann aber ſämmtlichen übrigen Klaſſen der beſtehenden 
Jahresgeſellſchaften pro rata ihres Stammvermögens ab⸗ 
geſchrieben werden müſſe. 

60. 

Erſt dann, wenn ſich keine Hypotheken finden ſollten, 
welche Pupillarſicherheit geben, und nur in dieſem Falle, 
iſt den Adminiſtrazionsmitgliedern geftattet, öffentliche Fonds⸗ 
obligazionen, welche in Metallmünze verzinslich ſind, ein— 
zukaufen, worüber der Ausweis bey dem Jahresabſchluße 
mit Beylegung der Schlußzettel beeideter Senſale vorgelegt 
werden muß. Der ausgewieſene Rabatt wird (3. 15) zur 
Erganzung unvollſtändiger Einlagen verwendet. 

§. 61. 

Da hiernach der Ankauf öffentlicher Fondsobligazionen 
nur ausnahmsweiſe Statt hat, ſo wird feſtgeſetzt, daß in 
jenen Fällen, in welchen ($. 35 und 37) das Vermogen⸗ 
uͤbermaß einer Jahresgeſellſchaft den übrigen Jahresgeſell⸗ 
ſchaften zu gleichen Theilen zuzukommen hätte, der dieß⸗ 
fällige Kapitalsbetrag in vorhandenen offentlichen Fondsobli⸗ 
gazionen aus der Kaſſe genommen, an der Börſe verkauft, 
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und nur der Erlös den übrigen Jahresgeſellſchaften zuge⸗ 
ſchrieben werden koͤnne. 
§. 62. . 
Die Adminiſtrazionsglieder nehmen als Vermögensber⸗ 
walter alle wie immer eingehende Beträge gegen Beſcheini— 
gung in Empfang. Damit eine Beſcheinigung als eine wirk— 
liche Urkunde des Inſtitutes angeſehen werden könne, muß 
ſolche von zwey Mitgliedern der Abtheilung der Verſorgungsan⸗ 
ſtalt und dem Kaſſier unterfertigt, wie auch mit dem Siegel 
des Inſtitutes verſehen werden. Rentenſcheine erfordern die⸗ 
ſelben Unterſchriften; bey den Interimsſcheinen genügt die 
Unterſchrift eines Adminiſtrazionsmitgliedes und eines Kaffe 
beamten, eben ſo bey Kaſſeſcheinen. In den Rentenſcheinen 
müſſen die Tage, an weichen Theilzahlungen geſchehen ſind, 
oder das Kapital des Intereſſenten ſtatutenmäßig angewach⸗ 
ſen iſt, erſichtlich ſeyn. 


Die Abtheilung des Sparkaſſe⸗Vereins, welche die Admi⸗ 
niſtrazion der Verſorgungsanſtalt eingeraumt iſt, ſchlägt 
das zur Manipulazion nothwendige Perſonale und die Be— 
amten, ihre Gehalte, ſo wie ihre Kauzionen an das Kura— 
torium vor, welches ernennt, und die Gehalte, ſo wie die 
Kauzionen, beſtimmt. 

Das Kuratorium iſt für die Anzahl des Perſonals und 
der Beamten, dann die Große der Gehalte, an die Vor— 
ſchriften des Ausſchuſſes gebunden. 

Alles Perſonal der Anſtalt muß beeidet ſeyn. 

64. 

Die mit der Adminiſtrazion der Sparkaſſe vereinigte 

Verſorgungsanſtalt nimmt nur frankirte Zufßriften an. 


— 


Schlußbemerkung. 


Aus der aufmerkſamen Durchleſung dieſer Statuten wird 
ſich folgendes Reſultat ergeben: 
Erſtens; daß Jedermann mittelſt dieſer Anſtalt ſich oder 
13 * 


196 


Anderen auf die Teichtefte Weiſe einen hinreichenden, ja 
nach Verhaͤltniß reichlichen Lebensunterhalt verſchaffen kann. 

Zweytens; daß kein Geſellſchafter an Kapital verlieren, 
ja ſelbſt noch ſeinen Erben mehr, als ſeine Einlage hinter⸗ 
laſſen kann. 

Drittens; daß, während in anderen Anſtalten für Witt⸗ 
wen und Waiſen, ſelbſt nach vollſtäͤndig entrichteter Einlage, 
jährliche Nachzahlungen gemacht werden müſſen, in dieſer 
Anſtalt die Einlage ſelbſt durch andere Zufluͤſſe möglichſt 
erleichtert wird. 2 

Viertens; daß in der Beguͤnſtigung der verſchiedenen 
Klaſſen, das genaueſte Ebenmaß beobachtet iſt, indem einer⸗ 
ſeits jenen Klaſſen, in welchen ſich die alteſten Mitglieder 
befinden, die Vermehrung des Stammvermögens, und an⸗ 
dererſeits den jüngeren Geſellſchaftern die Erganzung der 
Einlagen auf mehrfache Weiſe erleichtert wird. 

Fünftens; daß kein Beſitz für alle möglichen Ereigniſſe 
des Lebens ſo geſichert ſeyn kann, als der Genuß eines 
Rentenſcheines. 

Sechſtens; daß die Vortheile deſto bedeutender ſeyn, und 
deſto ſchneller werden erreicht werden, je mehr und ſchneller 
die Anſtalt ſich ausbreitet. 


Vom Vereine der erſten öſterreichiſchen Spar⸗ 
kaſſe, und der damit vereinigten allgemeinen 
Verſorgungs⸗Anſtalt. 

Wien, den 4. Oktober 1824. 


Peter Graf von Goeß, 


Oberkurator. 


Franz Edler von Bogner, 
Obervorſtehers⸗Stellbertreter. 
Ignaz Ritter von Schönfeld, 
Kanzley⸗Vorſteher. 
Leopold Mathias Weſchel, 


Kanzley⸗ Vorſteher. 
Gubernial Kundmachung vom 11. Marz 1825. Sub. Zahl 11551. 
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B. Formular eines Interimsſcheines. 


nterimsſche 
deer 
Oeſterreichiſchen, mit r erſten Oeſterreichiſchen Sparkaſſe vereinigten, 
allgemeinen Verſorgungsanſtalt. 
Jahresgeſellſchaft 182 . 
Klaſſe u. 


Ueber eine don de . . “ „ 0 . „ 9 0 . * * 0 0 . 0 2 2 * 0 0 4 * 
aus ... gebürtig, gemachte unvollſtändige Einlage mie 
ſagen: Gulden Ne een .in Konvpenzions⸗Münze, wofür nach 


erfolgter Ergänzung der Einlage der Rentenſchein eingehändiget werden wird. 
Urkund deſſen nachſtehende Unterſchriften nebſt beygedrucktem Siegel des Auflitubes. 


len eng „„ 


Von der Adminiſtrazion der mit der erſten Deſterreichiſchen 
Sparkaſſe vereinigten allgemeinen Verſorg ungsanſtalt. 


(. ) unterſchriften. 


uſtitutes. 


über den wahrſcheinlichen Zuſtand des urſprünglichen Renten - 
Einlagen, nach der ſtatutenmaßig ausgeſprochenen 


A 


u 


8 W 


E 


Kapitals bey der unten ſupponirten Anzahl don vollen und 1 
Dividende während der Bildung der erſten Jabresgeſellſchafr. 


1 


7 Statutenmaßige 
| @inla se n Zuſchuß | Abzug Eu. N I 
Im Jahre 1824. Klaſſe bey den vollen | Kapitale der vollen * theilweifen | Anmerkun 
I | volle theilweiſe 125 eden TR Ei _ Sinlagen Einlagen g 
. 200 fl. L- 40 fl. | m fl. EE fl. kr. 
VII. 300° N = 73000 1 — a El IF — — Es zeigt ſich daher, daß bey der 
VI. 400 — 40 = 96000 — 8 = Ber F e im 
x * ammtbetrage von 40,000 fl. 
b u 500 = sr 110000 |— 33 Fr und dem Deckungs⸗ j 
IV. 600 6000 — 10 71000 | 30 — 23] Kapitale pr ? 
III 700 | 7000 20 || 189060 ee r. 000 fl. 
. — “ Ku 2 = 4 
8 II. 800 8000 | — 30 204000 )— 30 25 . f 6,000 fl 
I. 900 9000 — 40 216000 — 3 5 — 24 — eee der derſlab⸗ 
| u | Fe * — — lung, zur Hintanfertigung der Er⸗ 
Summa — 4200 30000 | — — 4064000 — Ber e 5 — De Me l e in 1 
ugſten Klaſſen ſtehen, zuruck⸗ 
8 | — | Il behalten wird IE ERDE 
* an — v 
Shlußbiian: für vaßferke gan =; r ſt e 
Stand | 8 | - Bet 2 Dividende” 
4 öhe Für ( Veſtehendes Ur 
F der inte = Abfertigun⸗ | rk al: das 10 Total⸗ — 
il⸗ theilweiſen |) gen und Mes an rgaͤnzungs⸗ ermogen Il: 
Sal se volle | wi Einlagen || gie bezahlt || 300 fl. außeror: || Kapitale der Klaſe volle | weiſe 
ſchafter. — 4 | wir Einlagen 
r Tele TelwtelwT: fr. fl. Hl Er. 

VI. | u — — 4468 54 74031 6% — — 74031 611821] |— Die jährlichen außeror dentli⸗ 
VI. 22 3788 — W 2er 917490360 — — 91749 3612 8—|— | chen Zufluſſe wurden, um fie nicht 
V | 21 j al — — — 4034| 6 405865644 ͤ— — 105965 |54|11]) 3 1— * aa zu laſſen, 
IV. 165 587 5848| 12 4287 30 16709230 14425 4 181517 34 9,5 — 28 genen 1 dae a d 
III. 154 690] 6856 12 27 3780 — 485220 — 46307 — 202027 — 9 —— 27 dal fäheli 2 fl. zugelegt wer 
II. 442 7880 7870 12 22 3145 — ee] 19019 12 21987410 le 25| den 

1. || 123 339 33380 12 24 2656! — 213342! — | 21331] 12 2340712 — —. 24 
Summa 650 4088 2403 — 28621 54 1036258 6 71562 20 1109640 32 =i2]e — 
Schluß bil anz fur das z weyte Jahr. 

. oa ae — — 4208390 69322277 — ||| 69822|27||13]44|--|— 
VI. 22 356 — — — 40161 4 87733035 [ — — 6773335012490 —-(— 
V. 21 453 — — [— 3827210 1021383333] — — 1021383301149 — 

Iv. 165 | 581 5680| 14 56 4095 — 164707 30 28065|44 19277314 9 20 — 28 
u 154 680] 6712 14 54 2780 — 183200 — 3288843 ds 9| al 2 

1. 142 [781 4250 14 2 | 3145 = Aae — 37385 50 236045 — 25⁵ 
si 123 883] 8771 14 48 2656 — 211638 4210048 253738 0 5 | 
nn | — — — — — | — — — — 

Summa 650 9 5 3993 280071 — = | 27726 A 1017900 5 Ale leerer 18 2 

Schluß bilanz für das dritte Jahr 

VII. 23 2311 — 2310 — || — [=. 3942 [ 6633027 — — . 663602714 18—— 
VI. 223344 — — — 3718130 3395322 — — 3395322 1234 —— 
N 21437 — — — 1820 49% 100317444 — — 1003174411 28(—— 
Iv. 165 595 5523 16 56 390345 46334345 338292 48 202136 2a 9 32(— 23 
in. [154 675 6563 16 0 3691| 30 18131857 45284 42 22600330 0 2 — 2 
1. 442 225 7597 16 197092] — 52166 |2 a 2492582 0 

1. 123 83833 36048 16 28656 211072 — ala 269878 |2 
Summa 650 || 3015 28a31ll, — ER 23199 Si: 1003978 15194550 18| 11086 1198528 ei = 5 
LI für das vierte Jah r. 

. 23 [ 206 — 1 — - 366957 6321030 — f 6321030514 
VI. 22 | 312) — — — 354224] 30410530 — — 80410 58 1253 —— 
V. 21 4164 — — —1 3417124 9690020 — — 969002014380 — |— 
IV. || 165 589! 5354 19 24 3761490 464261 56 50299|24| 214561020 935/— 23 
111. 154 673] 64110 19 12 352942 438106915 59942 51 241012 6 9 6— 27 
11. | 142 || 774 7454 19 12 3388 42 196363 40 69197 580 26556101608 28.— 25 

1 | 123 8860 3516 19 12 2658 — 211334 — 78365 30 29019986 a 31124 

Summal 650 |! 3852| 277 340 = — 23067 994050 171257808 40 1251856 e 

— S e fir e Jahr. } 

ea . — 6031040 — — 60310110) 10 18 1— 
VI. 22290 — — agll m oo —25080|56 13 | 14), 

v. 21 395 — — — — 95347140012 4—.— 
IV. [165 601] 51740 21 5 9097 20 2258245 9639 —57 
III. [ 154642] 6254 21 2218 24341657 11257 12 2546744 0 9 330 — 57 er 
IL || 142 | 780 7306 21. 42 3157| 4 209876 14 1008032 2799630 6ll 655— 5 * 
I. 123 923 3384 21 36 2955 — 297199 1341424 310613 24 026 

Summa 650 5 f 85 3816 2571 — — 22703 35 2 ie 44455 4801303822 = | E 

gps ——— gr — nn nn —— 
Schlubbil anz für ! das ſeſchſte Jahr. 

— F AAA A 
VII. 23 [ 162 — — 1 3214| 5 57596] 5ı — — [ 575961 5/17 46—— 
VI. 22263 — — — 3054037 7403519 — — 740351901446 —— 
V. 21 374 — — — 2994140 92357— — — 92357 — 12 201 a 
IV. 165 603 5002 24 45 5575 10 21467122 237590 23303052 941 53 
ım. I 454 — 6109 24 45 593640 238380 17 2087936 20523953 9 34— 57 

u. 432 0 24 350 4174 19 2057 406% 9267015 2960291355 153 

1. 123 015 24 = 3977 41 2 293941 10 36672 24 35001343 8 * 50 
Summa 650 oil 3731 * = | 23927 2 5 1230928 18 120187 W 2 
Schluß ian für da d 8 te 0 5 g ee 
—— — —— . — — ——— z W 9 [1 
sn. 0 Ta — | — u 2113) — 552630 5[ — — 55283| 5619 SB 1 “theilteifen 0 0 40 Yin 
VI. 22 2 — — — 300343 710310360 — — 71031 19 1421 —— Klaſſen nun jahrlich einen ſchnel; 
V. 21 33898 | — — 77246 89584144. — — 89584 14 12 4¹ — — 2 Gang nimmt. 
IV. 165 618 4827 27 43 368140 216069 42 3724821 253318 30 9 48 — 582 ek 
III. 154 626! 5962 27 42 440446 235635 211 45907 24 234542 5/9 . Ele ren, indeß der zur Erganzung 
II. | 142 | 707] 7035 27 20 4156530 263210 al 52528 — 31538 a 56 — 53 der theilweiſen Einlagen nothwen⸗ 
1. 2 913 9 7 3413510 292327 23 59206 48 351536 25 — 50 5 d dee 
Summa 650 * 3662 25578 — m 1223141 20 194892 381418034 2 — ä leder raſch empor ſteigt. 


Te 


Beylage zur Sig. 13. Pag. 198° 


en, 
— ——— — — — —— — — — . — — 


M n ha eng 


zu den Statuten und Reglement der mit der erſten Oeſterreichiſchen Spar-Kaſſe vereinigten 
allgemeinen Verſorgungsanſtalt. 


Anmerkungen für das Publikum. 


Jeder, welcher durch eine volle oder theilweiſe Einlage bey der Anſtalt aufgenommen zu werden wuͤnſcht, 
hat ein Anſuchen (nach beygefügtem Formular) einzubringen. 


Ueber jede Eingabe in Wien kann nach 14 Tagen, über jede Eingabe in der Provinz nach ſechs Wochen die Erledi⸗ 
gung erhoben werden; ſoll die Anſtalt die Erledigung an den Ueberreicher hier in Wien, oder in den Provinzen ſelbſt veranlaffen, 
fo muß fie zugleich mit dem Anbringen für die Zuſtellungs- oder Zuſendungsgebühren ſichet geſtellt werden. 


Der Erlagsort in Wien ift in der Stadt Nro. 572 dem eigenthümlichen Spar ⸗Kaſſe⸗Hauſe am Graben und Pe⸗ 
ter im erſten Stock. 


Die Erlagsorte in den Hauptſtädten der Provinzen werden von Zeit zu Zeit durch die oͤffentlichen Blät⸗ 
ter angezeigt werden. 


Brieſe und Dokumente find unter der Aufſchrift: »Allgemeine mit der erſten Oeſterreichiſchen Spar⸗Kaſſe verei⸗ 
nigte Verſorgungsanſtalt für die Unterthanen des Oeſterreichiſchen Kaiſerſtaates« portofrey einzuſenden. 


F ere ee ee. 


Alen ſvu ch enn. 7 
De . . . gebürtig zu 9 - . in . . . am . ... 
im Jahre . c . derzeit wohnhaft in 5 2 Provinz 4 . Kreis . . 
Stadt Nro. 1 um Aufnahme in die Jahresgeſellſchaft 18 der mit der erſten Defterreis 


chiſchen Spar» Kaff e vereinen algemeinen Verſorgungsanſtalt für die Unterthanen des Oeſterreichiſchen Kaiſerſtaates. 


ein] erg t. 


I. Den Betrag von K. M. fl. £ fo, * . und zwar: 
a) auf volle Einlagen jede a K. RT ee . N s 0 
b) auf theilweiſe Einlagen jede zu K. M. fl. 


Zuſammen fl. . 0 
II. c) auf Stempel zu der Aufnahms⸗Urkunde 15 kr. pr. SWS. fl. 


d) auf Zuſtellungsgebühr fl. 2 8 0 
e) auf Poſtporto . 9 2 


lage n. 


A) Taufſchein oder ſonſtige Urkunden über das Jahr der Geburt. 
B) Urkunde über erlangte Oeſterreichiſche Staatsbürgerſchaft im Falle der Geburt im Auslande. 
C) Urkunde (bey verehelichten Frauenzimmeen) über Verheirathung (in ſonſtigen Fallen) über Veränderung des Namens. 


An mer kun g. 


Nach gemachtem Gebrauche erhält der Erleger ſämmtliche Urkunden zurück. 
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200. 


Das fchnelle Reiten und Fahren, Stehenlaſſen 
der Pferde und Schnalzen mit der Peitſche 
wird in Lemberg unterſagt. 


Ooſchon das ſchnelle oder unbehutſame Fahren und Reiten 
in Städten, und andern ſtark bewohnten oder zahlreich be— 
ſuchten Gegenden in dem Straf- Geſetzbuche allgemein, und 
in der gedruckten Polizeyordnung vom 5. Janner 4794 
auch hier insbeſondere ſtreng unterfagt iſt, ſo haben ſich 
doch ſeit einer kurzen Zeit durch die Uebertretung dieſes 
Verbothes mehrere bedeutende Unglücksfälle ergeben. 

Um nun ähnlichen traurigen Ereigniſſen für die Zukunft 
vorzubeugen, findet man ſich veranlaßt, den Einwohnern 
dieſer Hauptſtadt die dießfalligen Anordnungen in Erinne— 
rung zu bringen, ſie zugleich auf die Strafen, welche die 
Paragraphe 96, 97, 179 und 180 des Strafgeſesbuches II. 
Theils auf das ſchnelle oder unbehutſame Fahren und Rei- 
ten feſtſetzen, aufmerkſam zu machen, und fie zu verpflich— 
ten, nicht nur ſich ſelbſt nach dieſen geſetzlichen Vorſchriften 
pünktlich zu benehmen, ſondern auch ihren Dienſtleuten das 
ſchnelle oder unbehutſame Fahren und Reiten um fo ſtren— 
ger zu unterſagen, als fie ſelbſt für jeden dadurch entjtandes 
nen Unglücksfall zugleich verantwortlich ſind, und als jeder 
Uebertreter dieſes Verboths ohne aller NRückſicht angehalten, 
vor dieſe Direkzion gebracht, und nach der ganzen Strenge 
der geſetzlichen Beſtimmung geſtraft werden wird. 

Auch haben alle Eigenthuͤmer von Equipagen und ſon⸗ 
ſtigen Fuhrwerken ihren Kutſchern oder Pferdeknechten das 
unbewachte Stehnlaſſen der Pferde auf öffentlicher Straſſe, 
dann das an ſich ſelbſt ſchon unanftändige, und in einer 
jo volkreichen Stadt wie Lemberg für die Fußgeher auch ges 
fährliche Schnalzen mit den Peitſchen nach der Andeutung der 
oben erwähnten Polizeyordnung ſtrengſtens zu verbiethen. 

Um übrigens die gegenwärtige Bekanntmachung ſowohl 
zur allgemeinen, als auch vorzuͤglich zur Kenntniß jener 
Einwohner Lembergs zu bringen, welchen ſie zur Warnung 


200 


dienen ſoll wird dieſelbe nicht nur Öffentlich an alle Straf 
ſenecken angeſchlagen, ſondern auch den Hauseigenthümern 
dieſer Haup tſtadt insbeſondere mit der Verpflichtung zuge⸗ 
ſtellt werden, dieſelbe jeder ihrer dermaligen oder kuͤnftigen 
Wohnparteyen, welche Zug- oder Reitpferde unterhalt, zur 
genauen Nachachtung mitzutheilen. 


Kundmachung der k. k. Polizey⸗Direkzion vom 18. März 1825. G. 3, 17712. 
21 0. 


Neues Lehrbuch der Geographie III. Theil fuͤr 
die vierte Grammatikalklaſſe der Gymnaſien. 


Mit hohem Studien-Hofkommiſſionsdekrete vom 21. FJe⸗ 
bruar l. J. Zahl 1234 wurde der Landesſtelle ein Exemplar 
des verbeſſerten Lehrbuches der neuen Geographie III. Ab⸗ 
theilung für die vierte Grammatikalklaſſe mit dem Auftrage 
übergeben, dasſelbe in den Gymnaſien einzuführen, ſobald 
die alte Auflage vergriffen ſeyn wird. 


Gubernial⸗Dekret vom 19. Marz 1828. Gub. Zahl 12816. 
211. 


Beeidete Briefträger der bumsen ſind 
penſionsfähig. 
kit hohem Hofkammerdekret vom 25. v. M. Zahl 7230 
iſt anher bedeutet worden, daß die bey den Poͤſtperwaltun— 


gen angeſtellten beeideten Briefträger, fo wie ihre Wittwen 
und Waiſen für penſionsfähig erklärt worden ſind. 


Gubernial⸗Verordnung vom 19. Marz 1825. Gubernlal⸗Zahl 13282. 
212. 
Empfangsbeſtätigungen von des Schreibens u un⸗ 


kündigen Perſonen, , bedürfen der Unterferti⸗ 
gung zweyer Zeugen. 


Es hat ſich der Fall ergeben, daß ein in Verrechnung ge⸗ 
ſtandener Kreisamtsbeamter die Empfangsbeſtaͤtigungen der, 
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in der Rechnung angeführten Perzipienten ohne ihren Vor⸗ 
wiſſen und Zuſtimmung theils ſelbſt beyſetzte, theils durch 
andere Individuen beyſetzen ließ. 

Zur Vermeidung aller ähnlichen Unzuksmmlichkeiten haben 
die k. k. Kreisamter ſammtlichen untergeordneten Beamten 
die Vorſchrift des §. 488 der allgemeinen Gerichtsordnung 
in Erinnerung zu bringen, nach welcher alle Quittungen 
über Empfänge jeder Art in den Fallen, wo die Ausſteller 
derſelben nicht fähig ſind, fie zu unterſchreiben, von zweyen 
Zeugen, wovon einer den Vor- und Zunamen des Ausſtel⸗ 
lers zu unterſchreiben hat, gefertiget, und von dem Ausſtel⸗ 
ler dieſer Unterfertigung, mit Beyrückung eines Handzei⸗ 
chens beftätiget werden muß. In Zukunft darf durchaus kei 
ne Empfangsbeſtätigung von des Schreibens unkündigen 
Perſonen beigebracht werden, die nicht in dieſer geſetlich bot» 
geſchriebenen Art ausgefertigt worden iſt. 

Alle Rechnungen ohne Unterſchied, die mit einigen ge⸗ 
gen dieſe Vorſchrift ausgefertigten Empfangsbeſtätigungen 
belegt ſind, haben die k. k. Kreisämter den — — 
gern ohne weiters zurückzuſtellen. 1110 


Gubernial⸗Verordnung vom 22. Mürz 1825. use 155614. 
215. 


Juden, a aus dem we Abe m 
eugenſchaft bey ſtrafgerichtlichen Verhand⸗ 
lungen benen werden 2 vom — 
dolle befr efrent. ni + 


Dr (sb er Hoſtanzlen — im Einverftänpnige mit 
der allgemeinen Hofkammer den Antrag, daß jene Ssxgelig 
ten, welche aus Polen zur Zeugenſchaft bey ſtrafgerichtlichen 
Verhandlungen berufen werden, von dem mice Gelen, 
zolle zu befreyen ſind, genebmige. 

Unter welchen Voyſchriſten , und ait welcher: Beſchrön⸗ 
kung dieſe Befreyung anten * nahen In 
Verordnung. b ic am f 


Subernial- Dekret vom 8. April 1825. Gub, ER 


1 
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Dekret an die k. k. galiziſche Zollgefällen⸗Ver⸗ 
waltung. Wien am 22. Hornung 1825. 


Man findet im Einberſtaͤndniße mit der k. k. vereinten 
Hofkanzley zu geſtatten, daß jene Israeliten aus dem Könige 
reiche Polen, welche Behufs einer vollzufuͤhrenden ſtrafge— 
richtlichen Unterſuchung als Zeugen dor einem oder dem 
anderen Strafgerichte in Galizien zu erſcheinen berufen ſind, 
ohne Entrichtung des üblichen jüdiſchen Geleitzolles, den ſonſt 
alle aus dem Königreiche Polen nach Galizien kommenden 
Juden zu bezahlen verbunden find, über die Gränge ge— 
laſſen werden. 

Damit aber dieſe Bewilligung, die bloß zur Beförderung 
der Rechtspflege gegeben wird, nicht mißbraucht werden 
konne, und zu Unterſchleifen diene, hat die k. k. galiziſche 
Zollgefällen Verwaltung die an der polniſchen Gränge ftes 
henden Gränzzollämter anzuweiſen, den Zeugen jüdifcher 
Religion, welche aus Polen zu Kriminal-Unterſuchungen 
berufen werden, nur ohne Entrichtung des jüdiſchen Geleit⸗ 
zolles über die Granze paſſiren zu laſſen, wenn die Noth⸗ 
wendigkeit von dem Strafgerichte, das ſich dießfalls unmit— 
telbar an das betreffende Gränzzollamt zu wenden hat, be— 
ftätigt wird. 

Das Zollamt hat ſodann mit Beziehung des Datums 
und der Zahl dieſer gerichtlichen Verſtändigung die Freybol⸗ 
lete auszufertigen. 

Bey dem Wiederaustritte haben ſich die jüdiſchen Zeugen 
mit der Beſtätigung des Kriminalgerichtes oder der bon 
demſelben zur Unterſuchung delegirten Behoͤrde über die Zeit, 
welche die Zeugen bey der mit ihnen vorgenommenen gea 
tichtlichen Amtshandlung zubrachten, bey dem Gränzzoll⸗ 
amse, über dem ſie nach Galizien kamen, auszumeifen ; 
in fo ferne fie denjenigen Zeitraum nicht überſchritten haben, 
welcher zur Reiſe an den Ort der Unterſuchung, zu der be⸗ 
ſtätigten Dauer ihrer Vernehmung und zur Rückkehr noth⸗ 
wendig war, hat das Zollamt ihnen die Freibollete abzuneh⸗ 
men, und dieſelbe ſammt der beigebrachten gerichtlichen Be⸗ 
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ftätigung der Rechnung anzuſchließen; im entgegengefegten 
Falle, wenn nähmlich eine Ueberſchreitung der erforderlichen 
Zeit Statt gefunden hätte, fo hat das Gränzzollamt ohne, 
weiters den vorſchriftsmaßigen Geleitszoll abzunehmen. 


214. 


Neues Lehrbuch der Staatengeſchichte II. und 
III. Theil für Gymnaſien. 


Laut hohen Studien- Hofkommiſſionsdekretes vom 26. Fe⸗ 
bruar l. J. Zahl 4233 iſt der bereits in Druck erſchienene 
II. und III. Theil des verbeſſerten Lehrbuches der neuen 
Staatengeſchichte bey den Gymnaſien einzuführen, wenn 
die alte Auflage vergriffen ſeyn wird. 


Gubernial⸗Verordnung vom 9. April 1825. Gub. Zahl 16705. 


215. 


Entſchädigung aus dem Religionsfond für Ex⸗ 
kurſionen der Verweſer ſolcher Pfruͤnden, wo 
keine Inventarial⸗Pferde beſtehen. 


Min hohem Hofkanzleydekrete vom 26. Auguſt 1824 ahl 
25567 wurde bedeutet, daß den eingepfarrten Gemeinden 
bey ſolchen erledigten Pfarren, wo keine Inbentarial⸗Pferde 
beſtehen, nicht aufgebürdet werden konne, den Spiritualien⸗ 
Adminiſtrator zu der Abhaltung des öffentlichen Gottesdien⸗ 
fies an Sonn und Feſttagen reihenweiſe unentgeltlich ab⸗ 
zuhohlen und zurückzuführen, weil fie nicht verpflichtet find, 
bey Erledigung der Pfarre, deren Erträgni dem Religions⸗ 
fonde zufließt, mehr zu leiſten, als wenn diefe Pfarre be⸗ 
fetzt ift, und daß auch den mit eigenen Pferden ver⸗ 
ſehenen Pfarreyen, welche eine benachbarte Kurate, bey 
denen es keine Indentarial⸗Pferde giebt, providiren, eine 
Entſchadigung für die Abnützung ihrer Beſpannung monat⸗ 
lich bewilligt werden könne, da die für die Providirung ab⸗ 
gereichte monatliche Remunerazion pr. 10 fl. oder 12 fl. 30 
kr. in dieſe Entſchadigung nicht eingehoben werden kann. 
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Für dieſe Entſchädigung der erkurrirenden Verweſer ſol⸗ 
cher Pfründen, bey denen keine Inventarial⸗Pferde beſtehen, 
für die Abnützung ihrer eigenen Beſpannung im Dienſte der 
zu adminiſtrirenden Pfründe, hat nun die hohe Hofkanzley 
unterm 7. April 1825 Zahl 10400/1233 zwey Klaſſen zu 
bezeichnen befunden: 

a] Pfründen, die bon dem Wohnorte des Verweſers ‚über 
eine Meile entfernt ſind, und eine Bevölkerung von mehr 
als 1000 Seelen faſſen, und 

b) Pfründen, die ſowohl in der Entfernung, als auch in 
der Bevölkerung unter dieſem Maaße ſtehen. 

ad a) Für die Verweſer der erſteren ward ein Entfchädi- 
digungspauſchal wöchentlich von 1 fl. 40 kr. K. M. (Ein 
Gulden 40 kr.), und für jene 

ad b) mit 4 fl. 20 kr. K. M. (Ein Gulden 20 kr.), nähe 
lich aus dem Religionsfonde bewilliget. 

Durch dieſe hohen Beſchluſſe erhalt zwar der erſte Abſatz 
der hierortigen Verordnung vom 4. Jänner 1820 3. 64674 
ſein Abkommen, jedoch bleibt der Schlußabſaß derſelbe, 
wienach bey dem Beſtande der Inventarial⸗Pferde ſolche dem 
Pächter der Temporalien gegen die Verbindlichkeit den exkur⸗ 
rirenden Spiritualien⸗Adminiſtrator zur Abhaltung des Got⸗ 
tesdienftes! abholen zu laſſen, übergeben werden ſollen, in 
voller Giltigkeit, und iſt deſſen Vollziehung zu handhaben. 
Hiernach wird die Geiſtlichkeit durch die betreffenden la⸗ 
teiniſchen Konſiſtorien in die Kenntniß geſetzt, und zugleich 
ungewieſen, daß in der zulegenden Spiritualien⸗Adminiſtra⸗ 
Zzionsrechnung die Auslage auf die Beſpannungs⸗Entſchadi⸗ 
gung immer mit einem von dem Lokaldominio und dem 
Dechante ausgeſtellten Zeugniße der Entfernung der admi⸗ 
niſtrirten Pfarre bon dem Wohnorte der erkurrirenden Ads 
miniſtrazion und deren Seelenanzahl belegt werden müſſe, 
nur nach den obbeſaͤgten Klaſſen in Aufrechnung gebracht, 
und durch die Kreisamter ein 1 Vorſchuß ange⸗ 
en — 

0 um detect dum 29. t 1825. Gub. anf 21925. 

Den 
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Ortsobrigkeiten wird mit Androhung des Scha⸗ 
denerſatzes aufgetragen, die Rezepiſſen über 
Mahnungen der Mauchpächter wegen rückſtän⸗ 
digen Pachtraten ſchleunigſt einzuſenden. 


Die k. k. Zollgefällen⸗Adminiſtrazion hat angezeigt, daß ei⸗ 
nige hierländige Magiſtrate in der Einſendung der Rezepiſſe 
über die, durch fie, von den Wegmauthbezirksämtern an die 
Mauthpächter wegen rückſtändigen Pachtraten ergehenden 
Ermahnungen ſehr ſaumſelig ſeyen. 

Da nun an der ſchnellen Einſendung dieſer Rezepiſſen 
wegen der zeitigen Anwendung erforderlicher Zwangsmaaßre⸗ 
geln gegen die ſaumſeligen Mauthpächter ſehr viel gelegen 
iſt; ſo wird den k. k. Kreisämtern aufgetragen, die dortkrei— 
ſigen Magiſtrate und Ortsöbrigkeiten, in deren Bezirken ſich 
Wegmauthe befinden, nachdruckſamſt anzuweiſen, daß fie die 
erwähnten Ermahnungs⸗Rezepiſſen jedesmahl bey ſonſtiger 
Verantwortung des aus der dießfälligen Verzoͤgerung ent⸗ 
ſtehen mögenden Schadens, auf das Schleunigſte an die Bes 
zirksaͤmter einſenden. 

Gubernial⸗Verordnung vom 5. May 1825. Gub. Zahl 24030. 


2. 


Mit Poſtmeiſtern abgeſchloſſene Dienſtverträge 
find ſtempelpflichtig. 

Zu Folge F. 1. des Stempelpatents 1802, iſt jede Urkunde, 
die beſtimmt iſt, eine eingegangene Verbindlichkeit zu bes 
ſtätigen, ſtempelpflichtig, und insbeſondere wird §. 9. Lit. t. 
dann g. 21 Lit. s. vorgeſchrieben, daß Verträge, welche lan⸗ 
desfürſtliche Aemter, Beamte mit Privaten ſchließen, dem 
Stempel unterliegen. 

Hievon werden die Dienſtberträge der Poſtmeiſter weder 
in dem Stempelpatente, noch in den nachgefolgten Berord- 
nungen ausgenommen. 

Die Große des Stempels der gedachten Dienftverträge iſt 
nach Maaß der Befoldung und zwar, weil die Dauerzeit des 
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Dienſtes nicht beſtimmt ift, nach dem angefegten jährlichen 
Beſoldungsdetrage mit Einreichung des Beihilfsbetrags zu 


beſtimmen. 
Gubernial⸗Dekret vom 10. Juni 1825. Gub. Zahl 28520. 


218. 

Die Kuratgeiſtlichkeit muß die durch das neue 
Proviſorium beſtimmte Grundſteuer entrich— 
ten, wenn ſie gegen früher geringer ausfällt, 
und zwar auch dann, wenn dadurch die Kon⸗ 
grua gefchmälert würde. 


Ueber eine hohen Orts gemachte Anfrage wegen Behand⸗ 
lung derjenigen Pfründen, hinſichtlich der Steuerpflichtigkeit, 
deren Steuerſchuldigkeit zwar nach dem Grunditeuer » Pros 
viſorinm geringer, als vor Einführung desſelben entfällt, 
gleichwohl aber die Kongrua ſchmälert, iſt mit hohem Hof— 
kanzleydekrete vom 19. May 1825 Zahl 10864648 bedeutet 
worden, daß es bey dem Grundſatze, nach welchem jeder 
Pfründner, welcher vor der Einführung des Grundſteuer⸗ 
Provbiſoriums an der Grundſteuer mehr zu zahlen hatte, 
als ihm nach der Einführung desſelben trifft, dieſen gerin— 
geren Betrag zu entrichten hat, auch in dem Falle verblei— 
ben müſſe, wenn der Pfründner wirklich erwieſe, daß er 
auch bey dieſem maͤßigen Betrage in feiner Kongrua geſchmaͤ— 
lert ſey, denn der Steuerfond iſt nicht berufen, die Beein- 
trächtigung in der Kongeua auszugleichen, und der Geiſt 
der diepfälligen Direktiven geht nur dabin, die Kuratgeiſt— 
lichkeit vor jeder Beeintraͤchtigung in der Kongrua zu ver— 
wahren, welche das Grundfteuer-Proviforium zur Folge ha⸗ 
ben konnte. — In dem beſagten Falle aber hat das Grund» 
ſteuer⸗Proviſorium keine ſolche, vielmehr gerade die entge— 
gengeſetzte Wirkung geäußert, indem die frühere Anforderung 
ſelbſt gemäßiget wurde. 

Welche hohe Schlußfaſſung im Nachhange zu der Gu⸗ 
bernial⸗Verordnung vom 14. April l. J. Zahl 17286 bes 
kannt gegeben wird. 

Gubernial⸗Verordnung vom 21. Juni 1825. Gub. Zahl 33301. 
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Juden koͤnnen zu Pachtungen der Mauthen 
auch in der Nähe von Salzkokturen zuge⸗ 
laſſen werden. 


Mir hohem Hofkammer⸗Dekrete vom 8. Juny l. J. Zahl 
22808, iſt bedeutet worden: daß die Juden von Pachtungen 
der Mauthzoͤlle in jenen Stazionen, die ſich in den Orten 
der Kokturen oder in ihrer Nähe befinden, nicht auszu— 
ſchließen ſeyen, ſondern die Zulaſſung derſelben zu ſolchen 
Stazionen, unter den, in den hohen Dekreten vom 29ten 
July und 15. Auguſt 1822 vorgeſchriebenen Weiſungen, 
wodurch ohnehin allen möglichen Mißbräuchen die gehörigen 
Schranken geſetzt wurden, ohne weiters zu geſtatten ſey, 
wobey nur auf die genaue Befolgung dieſer Weiſungen, und 
darauf zu ſehen ſeyn wird, daß dieſe jüdiſchen Pächter wah— 
rend der Pachtdauer ſtrenge überwacht, und nach Ablauf 
derſelben ſogleich wieder abgeſchafft werden. 

Wovon die k. k. Kreisämter, mit Bezug auf die hierortige 
Verordnung vom 24. Auguſt 1822 Zahl 44705, mit welchen 
demſelben die beſagten hohen Weiſungen bekannt gemacht 
wurden, zur Darnachachtung verſtändiget werden. 


Gubernial⸗Dekret vom 7. July 1825. Gub. Zahl 37606. 
220. 


Vorſchriften, damit Pflegemütter von Findlin⸗ 
gen nicht mit der Luſtſeuche angeſteckt werden. 


Da mehrere in verſchiedenen Provinzen vorgekommene 
Fälle von Luſtſeuche, bey der diesfalls gepflogenen Erhebung 
zu der Ueberzeugung geführt haben, daß die Pflegemuͤtter 
von ihren Findlingen, ungeachtet der Geſundheitszeugniſſe 
mit der Luſtſeuche angeſteckt wurden; ſo iſt mit hohem 
Hofkanzley-Dekrete vom 10. b. M. Zahl 17566 anbefohlen 
worden, daß die Unterſuchung des Geſundheitsſtandes jener 
Findlinge, welche in die auswärtige Pflege übergeben werden 
ſollen, mit verdoppelter Wachſamkeit vorzunehmen, und 
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nur ſolche Findelkinder an Pflegpartheyen übergeben wer⸗ 
den, bey welchen in dieſer Hinſicht ſich gar kein Anlaß zu 
irgend einer Beſorgniß nachweiſet. 

Wovon das Krankenhaus⸗Sanitätsperſonale, nebſt der 
Hebamme und der Verwaltung zur genauen Darnachachtung, 
mit dem Beyfatze in die Kenntniß zu ſetzen ſind; daß in 
ſolchen Fallen oft nach Umſtänden unvermeidlich ſeyn dürfte, 
den Findling ohne einer Amme aufzuziehen. 

Gubernial⸗Verordnung vom 7. July 1825, Gub. Zahl 38231. 


221. 


Bedingungen, unter welchen den Pfarrern die 
Beygebung von Kooperatoren aus dem Reli⸗ 
gionsfonde oder aus den Pfarr⸗Erträgniſſen 
geſtattet wird. 1 


Unterm 30. July 1788, hat die damalige politiſche Hof— 
ſtelle, rückſichtlich der Aufſtellung von Kooperatoren für nicht 
befiziente Pfarrer folgende Weiſung erlaſſen, die jedoch der 
Landesſtelle nicht eröffnet wurde. Sie lautet: daß, wenn 
ein nicht defizienter Pfarrer einen Kooperator in Anſpruch 
nimmt, und das Erträgniß der Pfarre zu deſſen Unterhals 
tung genügt, die Aufſtellung eines ſolchen Kooperators gänz— 
lich der Pfarre ſelbſt zu überlaſſen, und ſich von Seite des 
Religionsfonds diesfalls nicht einzumengen ſey, und daß 
dieſer Fond nur da einzutreten habe, wo die Einkünfte des 
Pfarrers ſo beſchränkt ſind, daß er einen Kooperator aus 
dem Eigenen nicht unterhalten kann, und das Verhältniß 
der Volksmenge gleichwohl einen zweyten Geiſtlichen erfor— 
dert; in welchen ſeltenen Fällen die Einkünfte der Pfarre 
vorläufig genau zu erheben, und der Antrag der Entſchei— 
dung der Hofkanzley zu unterziehen iſt. 

Obige Belehrung wird den lateiniſchen Konſiſtorien in 
Folge hohen Hofkanzley-Dekrets vom 30. Juny l. J. zur 
Darnachachtung nachträglich bekannt gegeben. 

Gubern ial⸗Dekret vom 20. July 1825. Gubernlal⸗Zahi 41458. 
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222, 


Prieſter, welche die theologiſchen Studien in 
Ungarn vollendet haben, müſſen vor ihrer 
Verwendung zur Seelſorge in außer-ungari⸗ 
ſchen Provinzen einer Prüfung über die kirch— 
liche Verfaſſung unterzogen werden. 


Aus Anlaß eines vorgekommenen Falles, daß eine Militär- 
parthey ohne Bewilligung der vorgeſetzten Behoͤrde von einen 
aus Ungarn in die hierländigen Didzefen übergetretene Pries 
ſter geſetzwidrig getraut worden iſt, werden die Ordinariate 
in Folge hohen Hofkanzley-Dekretes vom 7ten 1. M. Zahl 
20102/2529, aufmerkſam gemacht, die Prieſter, welche 
ihre theologiſchen Studien in Ungarn vollendet, folglich den 
Unterricht über die deutſch⸗öſterreichiſche kirchliche Verfaßung 
nicht erhalten haben, vor ihrer Verwendung in der Seel— 
ſorge einer genauen Prüſung über dieſe Verſchiedenheit zu 
unterziehen, um den Unzukömmlichkeiten, welche aus einer 
ſonſt ſchuldloſen Unwiſſenheit dieſer Prieſter hervorgehen, 
und von Bedeutung ſeyn koͤnnen, vorzubeugen. 
Gubernial⸗Verorduung vom 26. July 1825. Gub. Zahl 42999. 


te 


Nichtigkeit der gerichtlichen Schägungen, und 
die nothwendigen perfönlichen und Vermö⸗ 
genseigenſchaften der Schägmeifter, werden 
eingeſchärft. 

Seine k. k. Majeftär haben zu Folge des an das k. k. Apı 

pellazionsgericht herabgelangten Dekrets des oberſten Juſtiz⸗ 

hofes, vom 17. Juny 1825 Zahl 2840266, mit allerhöch⸗ 
ſter Entſchließung vom 26. April 4825 anzuordnen geru⸗— 
het: daß, da die häufigen Klagen über die Unverlaßlichkeit 
und das Ueberſpannte gerichtlicher Schagungen, wohl eben 
ſo viel in den ſchwankenden Preiſen und dem ſtockenden 

Abſatze der Produkte, als in der Oberflaͤchlichkeit und Rachgie⸗ 

Nachtragsband z. Geſetzſ. 14 
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bigkeit der hierbey verwendeten Kommiſſaͤre und Schätzmei⸗ 
ſter ihren Grund haben moͤgen, den untergeordneten Juſtiz⸗ 
behörden bey Vornahme von Schäsungen, beſonders von 
Gülten und Realitäten, Umſicht, Ernſt und Gewiſſenhaftig⸗ 
keit neuerdings empfohlen, und dieſelben angewieſen werden 
ſollen, bey der Wahl der Schägmeifter nicht auf oͤkonomi⸗ 
ſche Kenntniſſe des Faches allein, ſondern auch auf eine un— 
tadelhafte Moralität und ein hinreichendes Vermögen, Ruͤck⸗ 
ſicht zu nehmen. 

Die k. k. Kreisämter werden hievon mit der Weiſung in 
die Kenntniß geſetzt, ſammtliche Ortsgerichte und Magiftrate 
hievon zu verſtandigen, und zur genauen Befolgung diefer 
allerhöchſten Anordnung anzuweiſen. 


Gubernial⸗Dekret vom 4. Auguſt 1825. Gub. Zahl 43949. 
224. 


Wenn Wahnſinnige nicht durch die Perfonat- 

Inſtanz an die Lemberger Irrenanſtalt ab— 
egeben werden, muß die Anzeige an die 
andesſtelle erſtattet werden. 


Mu hohem Hoſkanzley⸗Dekrete vom 21. July I. J. Zahl 
2086802419, wurde angeordnet, die Einleitung zu treſſen, 
daß der Landesſtelle in allen jenen Fallen, wo ein Irrſinni⸗ 
ger, weſſen Standes er immer ſeyn mag, nicht von ſeiner 
Perſonal⸗Inſtanz in die Irrenanſtalt abgegeben wird, allſo⸗ 
gleich die Anzeige erſtattet werde, um die kompetente Per- 
ſonal⸗Inſtanz zur Einleitung der weiters nöthigen Verfuͤ⸗ 
gungen in die Kenntniß zu ſetzen. 

Von dieſem hohen Hofkanzley⸗Dekret wird die Kranken⸗ 
haus⸗Direkzion zur Wiſſenſchaft und zur Befolgung durch 
ſchleunige Erſtattung der Anzeige in jedem Falle mit der 
Bemerkung verſtändiget, daß ſich bey Aufnahme der Wahn⸗ 
ſinnigen genau nach der Vorſchriſt des Kreisſchreibens dom 
15. Oktober 1815 Gubernial⸗Zahl 38134 $. 12. und 18. 
Litt. e., und der Gubernial⸗Verordnung vom 24. Septem⸗ 
ber 1824 Zahl 54785, genau zu benehmen, und dieſem⸗ 
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nach nicht nur die bezeichneten Notizen, ſondern auch die 
Perſonal⸗Inſtanz des Wahnſinnigen und Irren verläſſig zu 
erheben, dann dieſe Inſtanz anher anzuzeigen ſeyn werde, 
nämlich: ob dieſer vermoͤg feines perſönlichen Verhaltnißes 
dem Landrechte, dem k. k. Militär, einem Magiſtrate oder 
einer Dominikal⸗Gerichtsbarkeit, und welchem unterſtehe. 


Gubernial⸗Verordnung vom 13. Auguſt 1825, Gub. Zahl 47082. 
225. 


Das öffentliche und Privatſtudium iſt allen 
Praktizirenden und Angeſtellten unbedingt 
verbothen. 


Laut hohen Studienhofkommiſſions⸗Dekrets ddo. 16. July 
J. J. Zahl 4656, haben Seine k. k. Majeſtät mittelft aller⸗ 
hoͤchſter Entſchließung vom 10. Juny J. J. zu befehlen ges 
ruhet, daß die beſtehenden Vorſchriften, vermöge welchen 
das Öffentliche und Privatſtudium Praktizirenden und Ange 
ſtellten allgemein und unbedingt verbothen iſt, genau und 
ſtrenge beobachtet und gehandhabt werden ſolle. 

Dieſe allerhöchſte Entſchließung wird daher den k. k. Die 
rektoraten zur pflichtſchuldigſten Befoigung mit dem Beyſatze 
bekannt gemacht, daß es dieſem hohen Hofdekrete gemäß, 
von dem unterm 18. May l. J. Zahl 27168 bekannt gege⸗ 
benen hohen Studienhofkommiſſions⸗Dekrete ddo. 23, April 
J. J. Zahl 25444425, nunmehr abzukommen habe. 


Gubernial⸗Dekret vom 22. Auguſt 1825. Gub. Zahl 45546. 


226, 


Qualifikazions⸗Zeugniſſe für Offerenten zu Mi⸗ 
litär⸗Subarrendirungen, ſollen von Obrigkei— 
ten mit Vorſicht ausgeſtellt werden. 


Das k. k. General „Militärkommando hat unterm 20ten 

v. M. anher eröffnet; daß mehrere Subarrendatoren kontrakt⸗ 

brüchig geworden, gegen mehrere aber bereits Klagen über 
14 * 
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gänzlichen Mangel an Vorräthen angeſtrengt worden find, 
mithin die Truppenverpflegung durch die unvorſichtige Zu« 
laſſung unverläßlicher Konkurrenten wahrſcheinlich gefähr⸗ 
det iſt. 

Den k. k. Kreisämtern wird daher die beſtehende Vor— 
ſchrift in Erinnerung gebracht, daß nur ſolche Offerenten 
zur Subarrendirungs⸗Verhandlung zugelaffen werden, von 
deren Vermoͤgensumſtanden und Verlaßlichkeit man die 
gründliche Ueberzeugung ſich verſchafft hat. Auch haben die- 
ſelben darauf zu ſehen, daß die Ortsobrigkeiten, welche die 
Zeugniſſe über das Vermögen, und überhaupt über die Qug— 
lifikazion der Offerenten auszufertigen berufen find, bey Aus⸗ 
ſtellung derſelben mit aller erforderlichen Um⸗ und Vorſicht 
fürgehen. 5 

Gubernial⸗Verordnung vom 12. September 1825. Gubernial⸗Zahl 51839. 


. 


Aemtliche Kataſtral⸗Schätzungsgegenſtände find 
poſtportofrey. 


Mit hohem Hofkammer⸗Dekrete vom 31. Auguſt 1825 Zahl 
34906 wurde eröffnet, daß, nachdem das Gefchäft der Ka— 
taſtralſchäͤtzung in einer größeren Ausdehnung, und in meh» 
reren Provinzen betrieben wird, ſo werden die Kataſtral— 
Schaͤtzungskommiſſionen, und die auf Reiſen befindlichen 
Schatzungs⸗Individuen, wie auch jene in der hohen Verord— 
nung vom 15. Jänner 1819 Zahl 812/46, aufgeführten Bes 
hörden und Perſonen, wenn fie ſich mit Kataſtral-Schatzungs⸗ 
gegenſtänden zu befaſſen haben, mit der ausdrücklichen Be— 
dingung bey ihren amtlichen Briefſchaften und Packeten von 
Bezahlung des Briefporto befreyt, wenn dieſe Briefſchaften 
mit dem Amtsſiegel, und der Bemerkung auf der Addreſſe: 
Aemtliche Kataſtral⸗Schätzungsgegenſtände 
berfehen find, und das vorſchriftsmäßige Poſtjournal ges 
führt wird. 
Gubernial⸗Dekret vom 20. September 1825. Gubernial⸗Zahl 54069. 
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Gütertrennungen ſollen nur dann geftattet wer- 
den, wenn auf jeden Gutsantheil an einer 
Dominikalſteuer wenigſtens 500 fl. entfallen. 


Auf einen von hieraus erſtatteten Antrag, damit künftig 
keine Güter getrennt werden, wofern nicht auf jeden Guts— 
antheil, an der reinen Dominikalſteuer ohne Zuſchuß, das 
iſt: an der Grunde, Urbarial⸗ und Zehentſteuer wenigſtens 
der Betrag von 300 flr. nach dem dermaligen Steuerprovi⸗ 
ſorium entfallt — und dieſes auch in dem Sinne fowohl der 
früheren als neuerlichen Seiner k. k. Majeſtät vorgelegten 
Anträge liegt — iſt mit hohem Hoſkanzley⸗Dekrete vom 
21. July 1825 Zahl 221011624 verordnet worden, zu 
jedem in Betreff der Gütertrennung vorkommenden Geſuche 
von der Provinzial-⸗Staatsbuchhaltung einen Ausweis ber- 
faſſen zu laſſen, in welchem erſichtlich iſt, wie viel jeder 
Theil der zu trennenden Guͤterkörper ſowohl nach dem alten 
als dem neuen Steuerſtande an der reinen Dominikalſteuer 
zu entrichten hat, welcher Ausweis den diesfälligen Berichten 
immer beyzulegen iſt. 
Gubernial⸗Erledigung vom 24. September 1825. Gub. 341145263. 


220. 
Die Dienſtkorreſpondenz einzelner bon den Ge⸗ 
neral⸗Quartiermeiſtersſtabs⸗Abtheilungen 
delegirter Offiziere ift poſtportofrey. 


Mit hohem Hofkammerdekret vom 3. September 1825 3. 
35858 wurde eröffnet, daß von nun an auch die Dienſtkorre⸗ 
ſpondenz einzelner, von der eneral⸗Quartiermeiſterſtabsabthei⸗ 
lung detaſchirten Offiziere, wenn ſolche die Aufſchrift führe: in 
Angelegenheiten der General » Nuartiermeis 
ſterſtabs⸗Abtheilung, und mit dem Amtsſiegel verſe⸗ 
hen iſt, gegen vorfchriftsinäßige Journaliſirung portofrey zu 
behandeln iſt. 
Eubernial⸗Verordnung vom 21. September 1825. Gub. Jah 54068. 
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250. 


Bei Amtshandlungen über Pfarrtemporalien 
gebühren den Kreiskommiſſären keine Diäten. 


Da aus einer unrichtigen Ausdeutung der Cirkularverord— 
nung vom 9. Dezember 1823 Zahl 64442 von den Kreis- 
kommiſſären noch immer Diäten bey Verpachtung der Pfarr⸗ 
temporalien und deren Uebergabe an den Pächter aufgerech⸗ 
net werden; obgleich nach den beſtehenden unwiderrufenen 
älteren Verordnungen vom 12. Februar 1789 Zahl 3106, 
12 April 1792 Zahl 11469, 3. Auguſt 1792 Zahl 22525, 
5. Februar 1796 Zahl 2762 alle in Religions-, Studien», 
Spitals, milden Stiftungs », und fonftigen unter der Obſor⸗ 
ge der Staatsverwaltung ſtehenden Fondsangelegenheiten 
vorkommenden Unterſuchungen, und Amtshandlungen, als 
stricte offizios, gegen den bloßen Bezug der Fuhrkoſten 
erklärt worden find, fo wird hiemit den k. k. Kreisamtern 
zur Verſtändigung der Kreiskommiſſäre, und deren genauen 
Ueberwachung bedeutet, daß alle Verhandlungen wegen Si» 
cherſtellung der fundi instructi nach dem Abſterben oder 
Austritte der Benefiziaten, Erhebung des Erträgnifes zum 
Behufe der Verpachtung der Temporalien für das Interkalare, 
die Verpachtungsverhandlung ſelbſt und Uebergabe der Tem— 
poralien an den beſtbiethend gebliebenen Pächter, fo wie der 
nicht verpachteten Temporalien an die aufgeſtellte Admini⸗ 
ſtrazion, dann die Abnahme der Temporalien von den Pach⸗ 
tern und Abrechnung mit ihnen bep Ausgang der Pachtzeit, 
die Uebergabe der Temporalien an den neuen Pfarrer, ſo 
wie die Aufnahme der Pfarr- Inbentarien stricte offizioſe 
durch die Kreiskommiſſäre ausſchlüſſig und ohne Diatenbe⸗ 
zug zu bewirkende Amtshandlungen find. 


Gubernial⸗Dekret vom 27. September 1825. Gub. Zahl 546135. 


215. 
251. 


Kongruen der Seelſorger, Zuſchüſſe zu denſel⸗ 
ben, und Gehalte der Kooperatoren werden 
mit Ende des Monats bezahlt. 


Es iſt bemerkt worden, daß den Seelſorgern gleich andern 
Beamten, die Kongrua, oder der Zuſchuß zu derſelben, mit 
Anfang des Monats bezahlt werden. 

Den k. k. Kreiskaſſen wird daher die hierortige Vorſchrift 
vom 20. Jänner 1815 , Zahl 1428 in Erinnerung gebracht, 
nach welcher die Kongruen der Seelſorger, Kaplane, mors 
unter auch die Gehalte der Kooperatoren gehoren, da fie mit 
dem Todestage oder Austrittstage des Pfründners erlöſchen, 
gleich den Penfionen verfallen, daher ſtets mit Ende 
jeden Monats gegen die mit den vorgeſchriebenen Legaliſi⸗ 
rungen verſehenen Quittungen hinauszuzahlen find. 

Gubernial⸗Verordnung vom 8. Oktober 1825. Gub. Zahl 54128. 


252. 


Behandlung öder oder unbeſetzter Unterthans⸗ 
gründe, welche bey Verfaſſung der Pfarr⸗ 
Inventarien vorkommen. 


Auf die vorgekommene Anfrage, wie ſich bey Verfaſſung der 
Pfarr⸗Inbentarien in dem vorkommenden Falle, daß die 
pſarrlichen Unterthansgründe öde und unbeſetzt zur Zeit der 
Inventur beſtehen, zu benehmen ſey, um den Ertrag dieſer 
Gründe in den Inventarien nicht unberuͤckſichtigt zu laſſen, 
wird den k. k. Kreisamtern im Nachhange zu den Direktiven 
dom 15. May 1821 Zahl 20726 zum Nachverhalt bedeutet: 


Wenn bey der Aufnahme des Inventars derley öde und 


unbeſetzt liegende Unterthansanſaſſigkeiten vorkommen, fo iſt 
vor andern ihre Benügungsart, und die von ſelben inventar- 
mäßig gebührende Schuldigkeiten, dann der Umſtand in dem 
ohnehin bey dem Inventar aufzunehmenden Protokolle zu 
erheben: ob dieſe Unterthansanſäſſigkeiten, urfprüngliche Une 
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terthansdotazionen find, oder ob dieſe Unterthanen ohne 
Genehmigung der Landesſtelle, auf einen Theil der pfarr⸗ 
22 Erekzionalgründe angeſiedelt ſind. 

Im erſten Falle find fie nur in der zeitweiligen Benüt⸗ 
zung des Pfarrers als Grundherrn, bis zu ihrer ihm ohne— 
hin obliegenden Wiederbeſetzung, der dafuͤr auch die dieſen 
Anſäſſigkeiten anklebenden Steuern und Grundlaſten zu tra⸗ 
gen hat; der Bezug des Grundertrags derfelben iſt nur eine 
vorübergehende Entſchädigung für den Entgang der Urbarial⸗ 
ſchuldigkeiten, und Letztere find der permanente Ertrag derſel⸗ 
ben, daher auch dieſe in die Inventarien als Ertrag unter 
die Temporalien aufzunehmen find, weil die Inventarien, 
ſo viel möglich permanente Urkunden über das Einkommen 
der Pfründen find, und es ohnehin die Pflicht jedes Pfar⸗ 
rers, ſowohl als ſolcher als auch als Grundherr iſt, für die 
Beſetzung derley oͤden Unterthansanſaſſigkeiten nach den allge⸗ 
mein beſtehenden Vorſchriften zu ſorgen, jedoch ſind in der 
Rubrik ſämmtliche Urbarialſchuldigkeiten Litt. A. der unbe⸗ 
ſetzt befundenen Anſäſſigkeiten in der Kolonne: gegen wärti⸗ 
ger Beſitzer, als öde anzufetzen, und iſt der Inventur 
die Urbarialfaſſion der unterthaͤnigen Schuldigkeiten beyzu⸗ 
ſchlieſſen. 

Im zweyten Falle ſollen ohnedieß derley unbefugt an 
Unterthanen vertheilte pfarrliche Erekzionalgründe nach 
dem Wortlaute der in dem Inventarsformulare beygerückten 
Belehrung, ſobald die von felben geleiſteten Schuldigkeiten 
den Urbarialgrundertrag nicht erreichen, nicht als Unterthans⸗, 
ſondern als pfarrliche Erekzionalgründe mit dem Urbarial⸗ 
grundertrage nach dem Joſephinum in der Rubrik B. des 
Grundertrags, und nicht mit den Urbarialſchuldigkeiten in 
die Rubrik A. angeſetzt werden, daher um fo mehr derley 

zöde liegende an Unterthanen vertheilte Erekzionalgruͤnde 
unter die Pfarr-Grundftüce in der Rubrik A. mit dem rekti⸗ 
fizirten Joſephiniſchen Grundertrage aufzunehmen find, zu 
welchem Behufe auch die die betreffende topographiſche Nummer 
enthaltenden individuellen Ertragsbögen, fo wie jene der 
übrigen pfarrlichen Erefzionalgründe, beyzuſchließen find. 

Rückſichtlich der Zehenten ſind die Zehentfaſſtonen zum 
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Steuerproviſorium anzuſchließen, und iſt die Differenz, die 
ſich gegen den zur Zeit der Inventarsaufnahme bey der nach 
den Direktiven zu pflegenden Ausmittlung der Zehenterträge 
wirklich ergebenden Beſtand zeigt, in dem aufzunehmenden 
dem Indentar anzuſchließenden Protokolle erfichtlih zu ma» 
chen, weil im Falle, als die nach einem jährigen Durch⸗ 
ſchnitte verfaßten Zehentſaſſtoͤnen einen größeren Natural⸗Ze⸗ 
hentertrag in Körnern ausweiſen, als in dem Inventar nach 
den Direktiven im dreyfährlgen Durchſchnitte entfällt, der 
Höhere Betrag zur Schonung des Religionsfondes eben ſo 
angenommen werden muß, als wegen des höheren joſephinf⸗ 
ſchen Gtundertrags gegen den minderen nach den Wirth⸗ 
ſchaftsregiſtern entfallenden angeordnet iſt. Die Ausmittlung 
und Speziſizirung der individuellen zehentpftichtigen Lah⸗ 
nen aus ihrer topographiſchen Rummer und des Flaͤchenraumes 
hat jedoch immerfort nach den Direftiven zu geſchehen, weil 
fie durch die beizufückende Beſtätigung des Grundherrn als Be⸗ 
weis gegen künftige Zehentverweigerung zu dienen beſtimmt iſt. 

Da nach den Direktiven die Stiftungen für die Kirchen 
dienerſchaft an Grundſtücken oder Gelb⸗ und Naturalgiebigkei⸗ 
ten erſichtlich gemacht werden ſbllen, ſo müſſen auch Über die 
für ſelbe etwa geſtifteten Grundſtuͤcke die individuellen Er⸗ 
tragsbögen gleichfalls angeſchloßen werden. 


Gubernial⸗Dekret vom 9. Oktober 1825. Gub. Zahl 51291. 
255. 1 


Bedingungen für die Bewilligung, den Zie⸗ 
hungstag einer Realitäten⸗Lotterie hinaus⸗ 
zufchieben. _ * 


Seine k. k. Majeſtät haben mit allerhöchſter Eniſchließung 
vom 30. September l. J. den Fabrikanten: Wetzka, Eckhard, 

Pellegrini, Wendt und Neymaher, dann der Serena Brun⸗ 
ner, die angeſuchte Verlangerung des Ziehungstages der ih- 
nen bewilligten Realitäten-Lotterie um 20 Tage, d. i. bom 
1. bis inkluſtve 21. Dezember 1825, gegen alſogleiche Ent⸗ 
ſagung des Ruͤcktritts, und gegen dem zu geſtatten geruhet, 


218 


daß es jedem Loosbeſitzer, welcher mit dieſer Verlängerung 
nicht zufrieden ſeyn ſollte, unbenommen bleibe, feine Ein⸗ 
lage gegen Zuruͤckſtellung des Original⸗Looſes zurück zu ers 
heben, wozu der Termin für Wien auf drey Vochen, 
und für die Provinzen auf vier Wochen, vom Tas 
ge der dießfalls erfolgenden Kundmachung mit dem Beiſatze 
feſtgeſetzt wird, daß dieſe Klauſel nicht nur der Erklarung 
wegen Entſagung auſ den Rücktritt beigefügt, ſondern auch 
durch die Wiener und Probinzial⸗ Zeitungen, 
auf Koſten der Ausſpielsunternehmer zur öffentlichen Kenni« 
niß gebracht werde. f 

Uebrigens wird erinnert, daß auf dieſe Art auch in allen 
künſtigen ähnlichen Fällen vorzugehen ſey. 

Präſidial⸗Kundmachung vom 13. Oktober 1825. Präf. Zahl 7709. 


254. 


Alphabetiſches Namensverzeichniß der in den 
Kriegsjahren 1806, 1800, 1813 und 1815 
verſtorbenen Militär⸗Perſonen, deren man⸗ 
gelhafte Todtenſcheine in fremden Staaten 
ausgeſtellt wurden. 


Nach den hergeſtellten friedlichen Verhaͤltniſſen in Europa 
find dem Hofkriegsrathe von Seite der auswärtigen Regie— 
rungen ſehr viele Todtenſcheine von öſterreichiſchen Militärs 
Individuenen, welche feit den Feldzügen der Jahre 1806, 
4800, 1815 und 1845, theils in der Kriegsgefangenſchaft, 
theils ſonſt in verſchiedenen Spitälern und Orten verftor- 
ben ſind, zugekommen. 

Um nun dieſe Todtenſcheine, wovon ein großer Theil 
wegen ihrer Mangelhaftigkeit nicht an ſeine Beſtimmung 
befördert werden konnte, dennoch nicht unbenützt liegen zu 
laſſen, und ſelbe ungeachtet ihrer Unverlaäßlichkeit zur 
Schlichtung der Familienverhaltniſſe der Angehörigen der 
Verſtorben benützen zu konnen, hat der k. k. Hofkriegsrath 
dieſe Todtenſcheine ſammeln, über ſolche ein alphabetiſches 
Ramensverzeichniß verfaſſen, und in Druck auflegen laſſen. 
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Jedem k. k. Kreisamte wird ein Exemplar eines ſolchen 
Verzeichnißes mit dem Bedeuten zugeſtellt, ſelbes für ſich 
zu behalten, von dem Vorhandenſeyn eines ſolchen Verzeich⸗ 
nißes aber alle unterſtehenden Magiſtrate, Kommunitäten, 
Dominien, u. dgl. mit der Weiſung zu verſtändigen, daß 
fie ſich nothigen Falls wegen Erhaltung der Todtenſcheine 
über die aus ihren Bezirken zum Militär gelangten, und 
feit den oberwähnten Kriegsjahren verſchollenen Individuen 
an erſtere zu verwenden haben. 

Den k. k. Kreisämtern wird es dann obliegen, den bon 
den unterſtehenden Ortsobrigkeiten nachgefragten einzelnen 
Individuen in dem Verzeichniße mit Umſicht nachzuforſchen, 
hiebey die dem Verzeichniße vorgeſetzte Bemerkung im Auge 
zu behalten, und ſich durch einzelne Nichtübereinſtimmungen 
der Perſonalbezeichnung nicht irre machen zu laſſen, ſondern 
in dem Falle, wenn es das nachgefragte Individuum in dem 
Verzeichniße entdeckt zu haben glaudt, die Nachfrage durch 
dieſe Landesſtelle an den Hofkriegsrath zu leiten, welcher 
ſodann in jedem einzelnen Falle bemüht ſeyn wird, außer 
allen Zweiſel zu ſetzen, ob das nachgefragte Individuum 
mit dem im Todtenſcheine benannten Verſtorbenen eine und 
dieſelbe Perſon ſey oder nicht, und ſonach entweder den In⸗ 
tereſſenten einen in legaler Form ausgeſtellten Todtenſchein 
hinausgeben oder dieſelben negativ verbeſcheiden laſſen. 


Gubernlal⸗Verordnung vom 23. Oktober 1825. Gub. Zahl 57568. 
255. 


Vorſichten wegen der Vermögensumſtände der 
Offerenten zu Militar⸗Subarrendirungen. 


Da an der Verlaäßlichkeit und Solidität der Konkurrenten 
bei den Militär «e Subarrendirungs » Verhandlungen ſehr viel 
gelegen ift, und die Beurtheilung dieſer Eigenſchaften in 
dem Wirkungskreiſe der Kreisamter liegt, ſo werden die⸗ 
ſelben angewieſen, ſich durch Eindernehmung der Ortsob⸗ 
rigkeiten don den Bermögensumftänden, und von der Ver⸗ 
läßlichkeit der bey gedachten Verhandlungen erſcheinenden 
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Konkurrenten gründliche Ueberzeugung zu verſchaffen, die 
Zulaſſungszertiſtkate der Ortsobrigkeiten gehörig zu prüfen, 
und die Vermehrung einer ſoliden Konkurrenz mit Umſicht 
zu befördern. Ferner iſt den Magiſtraten und Ortsobrigkei— 
ten anzuempfehlen, vor Ausfertigung der Zulaſſungs⸗Zertiſi⸗ 
kate den Umfang des vom Konkurrenzluſtigen zu unterneh⸗ 
menden Subarrendirungs Gefchäftes in Anbetracht zu zie— 
hen, und gegen feibes das bewegliche oder unbewegliche 
Vermögen desſelben zu erwägen, ſodann bey dem konfo⸗ 
lidirten Beſtande in Ausfertigung der Qualifikazionszertifi⸗ 
kate mit der nöthigen Gründlichkeit fuͤrzugehen. 


SGubernial⸗Dekret vom 28. Oktober 1825. Gub. Zahl 59261. 
230. 


Der große Bann gegen Beeinträchtigung der 
Judengefale muß in Gegenwart der Orts⸗ 
obrigkeit kund gemacht werden. 


Um jeder Beportheilung und, Uebertretung der Vorſchriften 
in Judengefallsſachen zuborkommen, und ſolche auch nebſt 
den in dem dießfälligen Patente ausgeſprochenen Strafen 
aus Religionsgrundſätzen abzuhalten, wird den k. k. Kreis“ 
ämtern erinnert, genau darob zu wachen, daß der große 
Bann nach den vorgeſchriebenen Modalitäten, und in der 
feſtgeſetzten Zeit, bey den dortkreiſigen Judengemeinden in 
Gegenwart der Ortsobrigkeit öffentlich und feyerlich 
kund gemacht, und in den Synagogen auf einer Wee 
Tafel angeheftet werde. 
Gubernial⸗Verordnung vom 29. Oktober 1825. Gub. Zahl 62944. 


257. 


Beiſchaffung der Behelfe für abweſende Mili⸗ 
tär⸗Waiſen zum Bezug ihrer SPenfionen. 


Ueber eine Anfrage, wie ſich das Militär » Drtsfommando 


221 


in ſolchen Fällen zu denehmen habe, wo ihm Quittungen 
über Penſionen, Gnadengehalte und Erziehungsbeptrage ſol⸗ 
cher Militar⸗Waiſen, denen dieſe Genüſſe bis zur Erreichung 
des Normalalters, oder bis zur Beforderung in eine Offtziers⸗ 
Charge bewilliget worden find, zur Vidirung und, Beftätis 
gung, daß der Betheilte noch nicht zum Offizier vorgerückt 
ſey, unterlegt werden, wo es aber dieſe von Seite der im 
Orte lebenden Mütter oder Vormuͤnder ſolcher Waiſen von 
ihm abverlangte Beſtätigung nicht mit eigener Ueberzeugung 
zu geben vermag, weil ſich dieſe Waiſen nicht im Orte, 
ſondern anderwärts bey ihren Regimentern oder Korps, 
oder bey einer Kadeten Kompagnie befinden, und weil 
dasſelbe ſonach nicht zur Kenntniß der Veranderungen ge— 
langt iſt, welche ſich (die Erreichung des Normalalters aus⸗ 
genommen), mit ihnen ergeben haben moͤgen, iſt mittelſt 
hofkriegsrathlichen Nejfripts vom 22. September 1824 3. 
4350 für ſolche Fälle als Regel aufgeſtellt worden, daß es 
die Sache der Partheien, nähmlich der Mütter 942 Vor⸗ 
münder ſey, ſich die nöthigen Behelfe zur Behebung der 
Genüffe ihrer Kinder oder Mündel zu verſchaffen, und dieſe 
dem betreſſenden Militär-Kommando zum Behuf der Be— 
ſtätigung der Quittungen, von welchen die Rede iſt, vor— 
zulegen. 


Zugleich iſt bedeutet worden, daß die Regimenter und 
Korps ihnen dieſe Behelfe nicht nur über die Eriftenz ſolcher 
Waiſen, ſondern auch über ihr ſittliches Betragen, und über 
den Fortgang ihrer Ausbildung zwar nicht monatlich, ſon— 
dern vierteljahrig ſchriftlich mitzutheilen haben, um davon 
den erwähnten Gebrauch zu machen, daher auch die Ems 
pfänge der ihnen gebuͤhrenden Genüſſe nur bierteljährig nach 
Eintheilung des Militär-Jahres zu geſchehen habe. 

Hiernach haben ſich die k. k. Kreiskaſſen in jenen Fällen 
zu benehmen, wo auf Quittungen der Mütter oder Bor» 
münder für ſolche Waiſen, die ſich anderswo befinden, an⸗ 
gewieſene Genüſſe erhoben werden wollen. 

Subernial: Defret vom 15. November 1825. Gub. Zahl 58430. 
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Penſtoniſten koͤnnen die Erlaubniß zur Ausü⸗ 
bung der Advokatur erhalten, müffen aber 
bey einem Rufe zur Wiederanſtellung zwiſchen 
jener und der Verzichtleiſtung auf den Ru— 


hegenuß wählen. 


Ueber einen von Seite des k. k. lombardiſch⸗venezianiſchen 
oberſten Juſtizſenates erſtatteten allerunterthänigften Vor⸗ 
trag, betreffend die Regulirung des Advokaten⸗Standes im 
lombardiſch⸗ benezianiſchen Königreiche, haben Seine k. k. 
Majeſtät unter andern Folgendes wörtlich zu entſchließen 
geruhet: 


Wenn Individuen, welche früher eine öffentliche An 
ſtellung bekleideten, und daher einen Ruhegenuß beziehen, 
um die Erlaubniß zur Ausübung der Advokatur anſuchen, 
zu deren Erlangung fie fonft geeignet find, fo kömmt bey 
der diesfälligen Ertheilung auf den ihnen zu ftatten kom— 
menden Ruhegenuß zwar keine weitere Ruͤckſicht zu nehmen; 
jedoch iſt derley Individuen zu bedeuten, daß, wenn die 
Regierung dieſelben zu einer Wiederanſtellung zu berufen 
fände, fie entweder dieſem Rufe Folge, oder auf den bezie— 
henden Ruhegenuß, Verzicht zu leiſten hätten. 


Gubernial⸗Erledigung vom 21. November 1825. Gub. Zahl 66026. 


230. 


Equipagen der durchlauchtigſten Erzherzoge, 
Brüder Seiner Majeftät, find mauthfrey. 


Mit hohem Hofkammer-Dekrete vom 19. Oktober d. J. 
Zahl 42209 wurde bedeutet; daß Seine k. k. Majeſtät mlt 
allerhöchſter Entſchließung vom 12. Oktober 1825, die Equi⸗ 
pagen der Herren Erzherzoge, Brüder Seiner k. k. Majeſtät, 
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kaiſerlichen Hoheiten, Wege und Brücken⸗Mauthfrey zu er⸗ 
klaren geruhet haben. 


Gubernial⸗Verordnung vom 24. November 1825. Guber nial⸗Zahl 65372. 
240. 


Erneuerung der Benfurvorfchrift, daß von allen 
Manuſkripten zur Erlangung der Druckbe— 
willigung zwey Exemplare vorgelegt werden 
müſſen, und deren Ausdehnung auf den 
Nachdruck. 


Der Herr Praͤſident der Polizey⸗ und Zenſurs⸗Hofſtelle hat 
ſich laut hohen Erlaſſes vom 1àten d. M. veranlaßt befun⸗ 
den, die beſtehende Zenſurvorſchrift zu erneuern, daß von 
allen Manuffripten, welche der Zenfur zur Ertheilung der 
Druckbewilligung vorgelegt werden, ein doppeltes Exemplar 
überreicht werde, wovon ein Exemplar mit der Druckbewilli— 
gung, wenn ſelbe Statt findet, wieder hinausgegeben, das 
andere Exemplar aber bey der Zenſurbehörde zurückbehalten 
wird, um nöthigen Falls felbes mit dem gedruckten Buche 
vergleichen, und den legalen Beweis herſtellen zu können, 
wenn der Verleger oder Verfaffer nach der erhaltenen Druck— 
bewilligung irgend eine Abänderung des zenſurirten Manu— 
ſkriptes ſich erlaubt haben ſollte. Von dieſer Verpflichtung 
find nur größere und rein wiſſenſchaftliche Werke ausgenom« 
men; jedoch ift das Landespräſidium ermächtigt, bey Schrif⸗ 
ten von geringerem Umſange in einzelnen Fällen die Be- 
freyung von dem Dupplikate ſolchen Perſonen auf ihr Ans» 
ſuchen zu bewilligen, welche durch Amt und Stand, oder 
durch einen entſchiedenen guten Ruf ſich auszeichnen. 
Zugleich iſt angeordnet worden, daß die für Manuffripte 
deſtehende Vorſchrift auch für die zum Nachdruck beſtimmten 
und deshalb zur Zenſur überreichten Werke ausgedehnt werde, 
und hiernach auch don dieſen ohne Ausnahme immer ein 
doppeltes Exemplar der Benfursbehörde überreicht werde. 


Prafſdial⸗Dekret vom 25. November 1825. Präſidial⸗Zahl 8873. 
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Neues Lehrbuch der Staatengeſchichte IV. Theil, 
und der neueſten Geographie IV. Theil für 
Gymnaſien. 


Die hohe Studien-Hofkommiſſion hat mit Dekret vom 28. 
Oktober l. J. Zahl 7315 verordnet: das neu verfaßte Lehr⸗ 
buch der Staatengeſchichte IV. Abtheilung und der Geogra— 
phie IV. Abtheilung in den Gymnaſten einzuführen, wenn 
die alte Auflage vergriffen ſeyn wird. 

Wovon man die Direftorate zur Darnachachtung ruͤck⸗ 
ſichtlich des feiner Leitung anvertrauten Gymnaſiums mit 
dem Bemerken verftändiget, daß auf dem Titelblatte dieſer 
neuen Lehrbücher, welche in dem Verlage der Wiener k. k. 
Schulbücher ⸗Verſchleißadminiſtrazion zu haben find, das 
Jahr 18206 angeſetzt ſey. 

Gubernial⸗Dekret vom 4. Dezember 1825. Gubernial⸗Zahl 68029. 


242. 


Die Steindruckerey kann nur an jenen Orten 
betrieben werden, wo neben der politiſchen 
Behörde eine eigene landesfürſtliche Polizey⸗ 
behoͤrde beſteht. 


Auf die hierortige Anfrage, ob die von der beſtandenen 
Kommerz⸗Hoſkommiſſion unterm 12. May 1848 erlaſſene 
Beſtimmung, daß die Errichtung von Steindruckereyen aus— 
ſchließend nur in Haupt- und Provinzialftädten, wo eigene 
landesfürſtliche Polizeybehoͤrden beſtehen, geftattet werden 
dürfe, nicht auch auf Kreisftädte anzuwenden wäre, und ob 
unter den landesfürſtlichen Polizeybehörden nicht auch die 
k. k. Kreisaͤmter zu verſtehen ſeyn, wurde mit hohem Hof— 
kammerdekrete vom 14. November d. J. Zahl 44932/1076 
erwiedert: daß die angeführte von der gedachten Hoffoms 
miſſion im Einverftändniße mit der k. k. Polizey- und Zen⸗ 
ſurshofſtelle erlaſſene Beſtimmung ihren Grund in der Ueber⸗ 
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zeugung hatte, daß die Leichtigkeit des Mißbrauchs, der 
aus dem Betriebe der Steindruckerey oder Papyrographie 
hervorgehen kann, eine verdoppelte und ſtrenge Auſſicht 
auf die Ausübung derſelben erheiſche, welche nur da, wo 
neben der politiſchen Behörde eine eigene Polizeybehörde 
ſich befindet, mit voller Beruhigung erreicht werden duͤrfte. 

Gleichwie ſich daher in Folge dieſer, aus wichtigen Po« 
lizeyruͤckſichten abgeleiteten Beſtimmung die Errichtung einer 
Steindruckerey in Kreisſtadten, wo keine eigene landesfuͤrſt⸗ 
liche Polizeybehörde beſtehet, für unzulaßig darſtellt, eben fo 
kann es keinem Bedenken unterliegen, die Errichtung ſolcher 
Unternehmungen im entgegengeſetzten Falle, wenn keine 
anderweiten Bedenken gegen die Unternehmer ſelbſt eintre⸗ 
ten, zu geftatten. 


Gubernial⸗Erledigung vom 22. Dezember 1825. Gub. Zahl 70410. 


Nachtrags band z. Geſetzſ. 15 
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243. 


Erläuterung des Hofdekretes vom 28. März 
1816 Zahl 5284, wegen des Vorzugsrechtes 
auf die Jurisdikzions⸗Ausübung, welches den 
Grundeigenthümern von den Advitalitätsbe— 
ſitzern zukommt. 


Zur näheren Beſtimmung des Kreisſchreibens vom 3. May 
4816 Zahl 19223, wird den k. k. Kreisamtern in Folge 
eines herabgelangten hohen Hofkanzley-Dekretes vom J. De⸗ 
zember 1825 Zahl 35445, bedeutet; daß, wenn auch der 
Adbitalitätsbeſitzer in der Regel verpflichtet iſt, die Laſten 
der Jurisdikzions-Ausuͤbung auf ſich zu nehmen, und dem 
Eigenthuͤmer falls er dieſes anſpricht, hiezu das Vorrecht 
einzuräumen ſey, ſo kann dieſe Beſtimmung nur auf jene 
Fälle bezogen werden, wo die politiſche Behörde wegen an— 
geblicher Herſtellung der Erhaltung der Ordnung eine Ver— 
fügung zu treffen hat — nicht aber auch auf diejenigen, wo 
bereits rechtskraftige Urtheile des Civilrichters im Mittel 
liegen. 

Gubernial⸗Berordnung vom 3. Jänner 1826. Gub. Zahl 74227 ex 1825, 


244. 
Dominien müffen ihre Dienſtkorreſpondenz we— 


nigſtens einmal in jeder Woche von den Poſt— 
ämtern abholen laſſen. 


Nach den hierortigen Vorſchriften vom 26. Dezember 1808 
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Zahl 57578, 15. July und 22. Auguft 1810 Zahl 22328 
und 27655, und vom 9. Juny 1815 Zahl 5246, find die 
Dominien verpflichtet, ihre Dienſtkorreſpondenz wenigſtens 
einmal in der Woche bey den hetreffenden Poſtämtern abzu⸗ 
holen, nach eben diefen Verordnungen ſind die Poſtämter 
gehalten, jene Briefſchaften an die Dominien, welche nach 
Verlauf von 8 Tagen nicht abgeholt werden, den Aufgabs— 
ämtern zurückzuſchließen. 

Die Unrichtigkeit, daß viele Dominien ihre Dienſtkorre— 
ſpondenz Monate lang auf der Poſt liegen laſſen, ſcheint 
daher zu rühren, daß die bezogenen Vorſchriften in Vergeſ— 
ſenheit gerathen ſind. 

Dieſem Uebelſtande abzuhelſen, haben die k. k. Kreis⸗ 
ämter ihnen dieſelben durch eine allgemeine Kundmachung 
mit dem Beyſatze in Erinnerung zu bringen; daß die Poſt⸗ 
ämter angewiefen werden, Dienſtbriefe, welche über acht 
Tage unbeſtellt erliegen, ohne Verzug zurück gehen zu 
laſſen. 

Uebrigens wird den k. k. Kreisamtern zur Pflicht gemacht, 
die Beſolgung diefer Vorſchriften ſelbſt ſtrenge zu überwa— 
chen — und gegen die ſich darnach nicht fügengen Dominien 
das Amt zu handeln. 

Gubernial⸗Dekret vom 18. Marz 1826. Gubernial⸗Zahl 8655. 
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Offizierswittwen, welche zur Ergänzung der 
Intereſſen ihrer Heirathͤkauzionen eine Gna⸗ 
dengabe beziehen, verlieren dieſe bey der Wie⸗ 
dervereheligung ohne Reſervazion und 2lbfer- 
tigung. 

Aus Anlaß des ſich ergebenen Falles, daß eine Offiziers 

wittwe, welche zur Erganzung ihrer Heiraths-Kauzionsinte— 

reſſen eine Gnadengabe bezog, zur zweyten Ehe geſchritten 
iſt, hat die hohe Hofkammer nach gepflogener Rückſprache 
mit dem k. k. Hofkriegsrathe mit Dekret Dom 20. Jänner 

1820 Zahl 22061256, zu entſcheiden befunden, daß derley 

15 * 


* 
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Genüſſe bey der Wiedervereheligung der Betheilten eben ſo, 
wie alle ſonſtigen aus andern Rückſichten bewilligten Gna⸗ 
denbeträge einzuziehen find, und daß weder die Reſerbirung 
einer als Heiraths⸗Kauzionsintereſſen⸗Ergänzung verliehenen 
Gnadengabe, noch die Erſolglaſſung einer diesfälligen drey— 
jährigen Abfertigung Statt zu finden habe. 
Gubernial⸗Erledigung vom 22. März 1826. Gubernial⸗Zahl 12707. 


240. 


Diätenzulagen für Beamten und Diener der 
Kaſſen bey ſchweren Geldtransporten. 


Um moglichen Irrungen und Anfragen zuvorzukommen, 
hat die hohe Hofkammer mit Dekret vom 17. Hornung d. J. 
Zahl 6598 beſtimmt; daß die Zulagen, welche den bey Be- 
gleitung ſchwerer Gold, Silber- und Kupfergeld⸗Transporten 
von einer erbländifchen Provinz in eine andere, oder ins Aus— 
land verwendeten Kaffabeamten, deren charaktermaͤßige Diäten 
jene der 10ten Diatenklaſſe nicht überfteigen, mit Einen 
Gulden K. M., und den derley Transporte begleitenden Kaſ— 
ſadienern oder Gehilfen mit Dreyßig Kreuzern K. M. täglich 
ſind, bewilligt nach dem beſtehenden Diätenausmaße behandelt 
werden muſſen, und da vermög des mittelſt hierortigen Er— 
laſſes vom 15. September v. J. 54067, allgemein kundge— 
machten hohen Hofkammer-Dekretes vom 22. Auguſt 1825 
Zahl 5268715528, ſämmtliche Diäten in Folge allerhöchfter 
Entſchließung um ein Fünftel ihres Nennbetrages herabge— 
ſetzt worden ſind: auch die vorbeſagten Zulagen von 1 fir. 
und rüuͤckſichtlich SO kr. K. M., dieſer nämlichen Herabſetzung 
unterliegen, und ſomit nur mit 48 kr. und rückſichtlich 
2% kr. K. M., an die betreffenden Kaſſebeamten und Die— 
nerſchaft in vorkommenden Fällen ſchwerer Geldtransports— 
Begleitungen erfolgt werden dürfen. 

Zugleich hat die hohe Hofkammer mit Rückſicht auf die 
fortan in Wirkſamkeit bleibende Vorſchrift vom 25. July 
1824 Zahl 45008, für Geldrimeſſen im Innern der Pro: 
vinz bedeutet, daß die vorerwähnte Diätenzulage bey den 


229 


gewöhnlichen. perlodiſchen baaren Geldabfuhren der Kreis., 
Gefalls⸗ oder ſonſtigen Aerarialkaſſen nicht aufgerechnet wer⸗ 
den duͤrſe. 5 

Gubernial⸗Verordnung vom 31. Maͤrz 1826. Gub. Zahl 14623. 
ni I un 1 


247. 


Wenn Penfioniften in das Ausland gegangen 
find, dürfen weder ſie dahin, noch ihre 
Familien im Inlande die Penſion ohne 
allerhöchſter Bewilliguctg bezlehen. 

19 san mo emfium 7r 

Seine k. k. Maſeſtät haben der allgemeinen Hofkammer 

mit allerhöchſter Entſchließung, vom 25. Hornung 1826 

wiederholt zu erinnern geruhet, daß, fo oft es ſich um die 

urſprüngliche Bewilligung zur Verabfolgung einer Penſion 
oder Proviſton in das Ausland, oder um die Verlängerung 
einer bereits fruher zeitweiſe ſtattgefundenen derley Bewilli⸗ 
gung handelt, hieruͤber jederzeit ausdrücklich die allerhoͤchſte 

Genehmigung eingeholt werden wüſſe, bloß jene Fälle aus- 

genommen, in welchen eine beſondere Vorſchrift beſteht. 

Eben ſo wenig ſoll der allerhöchſten Willensmeinung ges 

mäß den Familien ſolcher penſionirten oder proviſtonirten 

Individuen, welche ſich im Auslande aufhalten, der Bezug 

der Penfion, oder Propiſion des im Auslande Abweſenden 

geſtattet werden, ohne ſich porher die allerhochſte Bewilli⸗ 
gung erbethen zu haben. 
Gubernial⸗Erledigung vom 27. April 1826. Gubernial⸗Zahl 25400. 


248. 

An dem politechniſchen Inſtitute zu Wien wer⸗ 
den vier Stipendien zu 200 flr. K. M. aus 
dem Staatsſchatze für Galizien errichtet. 

Seine k. k. Maſeſtät haben mit allerhochſter Entſchließung 


uoın,2öten v. M. allergnadigſt zu bewilligen geruhet, daß 
bier Stipendien, ein jedes in dem Betrage von jahrlichen 
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Bwephumdert Gulden K. M. für Galizien, welche in einem 
techniſchen Zweige an dem politechniſchen Inſtitute zu Wien 
eine vollſtändige Ausbildung erhalten ſollen, aus dem Staats- 
ſchatze errichtet, und daß dieſen Bögkingen zur Reiſe nach 
Wien, und zur Rückreiſe nach vollendeter Bildung ein all 
gemeſſenes Reiſepauſchale erfolgt werde. 

Gubernial-Erledigung vom 2. Juni 1826. Gub. Zahl RER. 


240. 10 
Haim 
eee gegen die, Rußbr⸗ 

ie Ruhr befällt zwar meiſtens am Ende des Sommers 
5 Landesinſafſen, jedoch erſcheint ſelbe in dieſem Jahre 
ungewöhnlich verbreitet, und Hat ‚eine große Sterblichkeit 
zu Folge. 

Es find zwar ſchon die Dominien und Inſaſſen ſowohl 
durch die k. k. Kreisämter als auch durch die öffentlichen 
Zeitungsdlätter auf die Urſache dieſes Uebels, fo wie auf die 
Vorbeugungsmittel und auf die erſten Berhaltungstegeln der 
daran Erkrankten, bis ihnen aͤrziliche Hülfe zukommen kann, 
aufmerkſam gemacht. Jedoch die Größe und Bedenklichkeit 
dieſer Krankheit, wie ſelbe nun im Lande erſcheint, erheiſchen 
auch eine Belehrung uͤber das nothwendige Verhalten, unter⸗ 
ſtützt und verſtaͤrkt durch Ermahnungen von den Kirchenkanzeln. 

Die Ordinariate haben daher auf den ſchleunigſten Wer 
gen ſämmtliche Seelſorger zu beauftragen, daß ſelbe, wenn 
ſie den Ausbruch der Ruhr unter ihrer Geineinde durch Er⸗ 
krankung oder gar durch den Tod einiger Glieder derſelben 
wahrnehmen, allſogleich ohne eine größere Verbreitung 
des Uebels, und ohne erſt eine größere Sterblichkeit durch 
ſelbes abzuwarten, die Anzeige an das k. k. Kreisamt zu er⸗ 
ſtatten haben, ſondern ſie haben auch von den Kirchenkan⸗ 
zeln die verſammelte Gemeinde 

4) über die Art und Weiſe, wie durch ein angemeſſe⸗ 
nes Verhalten der Ruhr vorgebeugt werden kann, und 

2) wie jene, welche dennoch damit beſallen worden, bis 
zur Erlangung einer eigentlichen ärztlichen Hilfe ſich zu Des 
nehmen haben, zu belehren. 
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a. Das Verhalten, um von der Ruhr nicht befallen zu wer⸗ 
den, beruht vorzüglich auf zwey wefentlichen Rückſich⸗ 
ten, nähmlich auf Verhütung der ſchnellen Abkühlung, 
oder der Erkaltigung des Körpers, befonders wenn felber 
erhitzt iſt, oder wenn man ſchwitzet, und auf Vermei— 
dung des Genußes aller jener Eßwaaren und Getränke, 
welche den Magen uͤberladen und die Verdauungskräfte 
ſchwächen. Zur Erkaltiguug des Körpers, beſonders wenn 
durch Regen, oder wie es nun ſchon der Fall iſt, durch 
kühle Morgen und Abende die Wärme der Luft ſchnell 
ſich ändert, und es kalter wird, trägt beſonders die Un⸗ 
vorſichtigkeit bey, wenn man eben fo leicht bey kühler 
Witterung bekleidet iſt, als zur Zeit der Tageshitze, 

wenn man die Nacht im Freyen nicht gehörig bekleidet 
zubringt mit vor Schweis feuchten Körper und feuchter 
Wäſche, in der Fühlen Tageszeit ohne beſſere Bedeckung 
des Körpers verbleibt, oder wenn man an kühlen Orten 
unter Bäumen in einem ſolchen Zuſtande verweilt, ſich 
auf die bloße Erde legt, dem Luftzuge ausſetzt, wenn 
man bey erhitztem Korper kalt trinkt oder gar badet, oder 
wenn das Waſſer, in welchem man badet, Morgens oder 
Abends, ſchon zu kühl und von der Sonne nicht hin— 
länglich erwärmt iſt. Auch dann kann man dieſe Krank— 
heit überkommen, wenn man ſich nicht gehörig bekleidet, 
auch ohne gerade im Zuſtand des Schweißes zu ſeyn, ſich 
der fühlen Abend», Nacht und Morgenluft ausſetzet; ein 
Gebrechen, welches vorzuͤglich bey Kindern Statt hat, die 
man bey dieſer Jahreszeit Morgens und Abends beſſer 
kleiden muß. 
Das, was man genießt, iſt immer nur der Geſundheit 
gemäß, wenn es an ſich geſund, gut verdaulich, gehoͤrig 
zugerichtet, und nicht in Uebermaß genoſſen wird. 


Wer daher den Magen zu ſehr überladet, unreife Früch⸗ 
te, und noch dazu zu häufig genießt, wohin vorzüglich 
unreife Aepfel, Birnen, Pflaumen und unreife Erdäpfel, 
dann befonders die Gurken, die Schwamme, der zu Haus 
fige Genuß von Barszez und Zur gehören, wird feine 
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Verdauungskräfte ſchwachen, und ſich in die Lage ſetzen, 
mit der Ruhr beſallen zu werden. 

b. Derjenige, welcher mit der Ruhr befallen wird, hat 
nebſt Vermeidung Alles deſſen, was unter 1) angeführt, 
ſelbſt ſchon dem Geſunden ſchaͤdlich ſeyn kann, vor allen 
ſich in das Bett zu legen, ſich maßig und fo zu bedecken, 
daß er angenehm warm habe, und ſelbſt ſich in einen 
ſanften Schweiß erhalte. 

Es muß alle Erkältung vermieden werden, man muß 
daher nicht mit bloſſen Füſſen ſich auf die Erde ſtellen, 
auch nie ohne dringender Urſache das Bett verlaſſen, 
auch bey dem Wechſel der Waͤſche und Bettgeräthe, fo 
wie der Kleidung beſorgt ſeyn, daß ſelde trocken und 
lau, auch nach dem Ende eines Schweißes mit aller 
Behutſamkeit gewechſelt werde. 

Zur Nahrung muß ſolchen Kranken Schleim von geroll⸗ 
ter oder geſchrottener Gerſte oder Hafer, und zum Trank 
ein Abſud von Kleien⸗ oder Gerſtenwaſſer oder Leinſaa⸗ 
men gemiſcht mit ſchwachen Thee von Linden⸗ oder 
Hollunderblüthen gereicht werden. 

Alles, was fie genießen, muß lau ſeyn, und man vers 
fage denſelben alle ſchweren, fetten, gewürzten Speiſen, 
auch geiſtige Getraͤnke; der Branntwein iſt ſolchen Kran⸗ 
ken beſtimmt ſchaͤdlich. 

Um die Bauchſchmerzen zu mindern, dienen warme Tü— 
cher öfters gewechſelt, auf den Bauch gelegt, ſo wie 
überhaupt eine mäßige gleiche Wärme, in der dieſe 
Kranken erhalten werden, ihnen ſehr dienlich iſt. 

Mit dieſem Verhalten erwarte man die weitere aͤrztli— 
che Hilfe, welche bey dieſem Uebel unvermeidlich iſt, und 
nicht vernachläßiget oder verzögert werden ſoll. 

Nebſt dieſem Allen muß den Kranken und ihren Ans 
gehörigen noch erinnert werden, daß zur Heilung die— 
ſer oft ſehr gefährlichen Krankheit ein beharrliches gutes 
Benehmen, Geduld, da dieſes Uebel gewöhnlich vor meh⸗ 
reren Tagen auch bey den angemeſſenſten Arzeneyen ſich 
nicht heben läßt, und die genaueſte Befolgung des Arzt» 
lichen Rathes nothwendig iſt. 

Gubernial⸗Dekret vom 22. Auguſt 1826. Gub. Zahl 51632. 
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Juden dürfen zu keiner Arbeit im Innern bereits 
ausgeweihter katholiſcher Kirchen zugelaſſen 
werden. 


Da von einigen Kreisämtern Verſteigerungs⸗ Protokolle ein ⸗ 
geſendet wurden, wornach Herſtellungen im Innern bereits 
ausgeweihter katholiſcher Kirchen an Juden überlaſfen wer» 
den ſollten, den Juden aber der Eintritt in die Kirchen nicht 
geſtattet werden kann; fo wird den k. k. Kreisämtern zur 
kuͤnftigen Darnachachtung verordnet, ſo oft es ſich um Be⸗ 
wirkung derley Herſtellungen handelt, die Juden von der 
Verſteigerung auszuſchlleßen. 


Gubernial⸗Verordnung vom 1. ‚September 1826. Gab. Zahl 4020 
1 2877 


Beſtimmung der Gäbe für Site 
zionen. 


Mit Dekret der hohen Studien ⸗Hofkommiſſion vom 19. 
Auguſt l. J. Zahl 5850 wurden in Betreff der Berechnung 
der Schulviſitazionsgebühren folgende Grundfüge beſtimmt; 

Von den Ausweiſen zur Vergütung der e 
gebühren kommen auszuſcheiden: 

1) Alle Haupt, Mädchen ⸗ und Trivialſchulen in jenen 
Orten, wo der Dioͤzeſan-Schulenoberauſſeher feinen Sitz 
hat, der daſelbſt nach der politiſchen Schulenverfaſſung die 
Stelle des Schuldiſtrikts-Aufſehers vertritt, und für welche 
Schulanſtalten keine Viſttazionsgebuhr bewilliget werden 
kann, da dieſe als Reiſeverguͤtung anzuſehen iſt, dieſe Schu⸗ 
len aber in loco des Schulenoberaufſehers ſich befinden. 

2) Auszuſcheiden kommen die Viſitazionsgebühren für 
alle exeurrendo-Gehülfenſtazionen, da ſie nicht ordentliche 
Schulenanſtalten ſind, und zur Zeit der Viſitazion und 
Schulpruͤfungſ die Schüler ſich an den Ort der Mutterſchule 
zu begeben haben. 
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3), Auszuſcheiden kommen die Viſitazionsgebühren für 
jene Gemeindeſchulen, die bloß zur Bequemlichkeit der Ge⸗ 
meinden errichtet ſind, die don dieſen auch allein unterhalten 
werden, und die nach den Direktiven nicht als nothwendig 
anerkannt werden, weil auch die Schüler dieſer Schulen zur 
Schulviſitazion in die Mutterſchule oder Pfarrſchule zu kom⸗ 
men haben. 

4) Befinden ſich an einem und demſelben Orte mehrere 
Schulen: z. B. eine katholiſche und israelitiſche, eine Kna⸗ 
ben⸗ und Mädchenſchule, fo wird auch nur die einfache Bis 
ſitazionsgebühr bewilligt. 

Uebrigens macht die Verſchiedenheit des Patronats der 
Schule hier keinen Unterſchied, fo wie auch für jene Mittels 
ſchulen die allerhochſt bewilligte Viſitazionsgebühr angewieſen 
werden kann, die nach den Direktiven nothwendig ſind, und 
hierorts als ſolche anerkannt werden. 

Wovon die k. k. Kreisamter in Beziehung auf die bier— 
ortige Verordnung vom 1. May 1823 Zahl 20074 zur Wife 
ſenſchaft in die Kenntniß geſetzt werden. 

Gubernial⸗Dekret vom 12. Oktober 1826. Gub. Zahl 58584. 


12502. 


Wandung der Briefe und Packete, welche 
von portopflichtigen 1 und Behör⸗ 
den unfrankirt an Seine k. k. Majeſtat oder 
Dero allerhöchſtes Kabinet addreſſirt, zur 
Poſt gegeben werden. 


Mi hohem Hofkammerdekret vom 10. November 1826 
wurde aͤnher eröffnet: vermoge allerhöchfter Weiſung find die 
von portopflichtigen Partheyen, und Behörden an Seine 
k. k. Majeſtat und Allerhöchſtdero geheimes Kabinet 
aufgegebenen Briefe und Packete, welche wegen unterlaſſener 
Entrichtung des tariffmäßigen halben Briefporto nach Vor— 
fchrift bisher nicht abgeſendet, ſondern nach Verlauf von 3 
Monaten, wenn nähmlich die Parthey das Porto nicht be⸗ 
zahlte, noch das Briefſtuͤck zuruͤckberlangte, zur Verbrennung 
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an die Poſtbuchhaltung eingeſchickt wurden, fernerhin nicht 
mehr zurückzuhalten, und zur Vertilgung an die Poſtbuch— 
haltung einzuſenden, ſondern von den Poſtämtern jedesmal 
ſogleich nach Wien zu befördern. 

Damit bon den portopflichtigen Aufgaben unfrankirter 
Briefe und Packete, an Seine k. k. Majeftät, oder an Aller⸗ 
höchſtdero geheimes Kabinet, das Brieſporto nachträglich 
eingehoben werden kann, iſt den Poftämtern der weitere 
Auftrag zu ertheilen, auf der Siegelſeite dieſer Briefe und 
Packete mit poſtamtlicher Fertigung die Bemerkung: »ift ohne 
Poſtvorto Entrichtung aufgegeben worden, jedesmal beyzuſetzen. 

Die Oberſthofpoſtamts⸗ Verwaltung in Wien, der vom 
k. k. geheimen Kabinete die Namen der Aufgeber werden 
bela. nt gegeben werden, wird ſodann dem Aufgabs- Poſt⸗ 
amte den Namen des Aufgebers und das von demſelben 
(nachträglich einzuhebende halbe Briefporto) bekannt machen, 
welchen das Poſtamt, vorſchriftsmägig in der Briefkarte 
in Empfang zu ſtellen hat. 

Gubernial-Verordnung vom 12. Dezember 1826. Gub. Zahl 73737. 


25 5 


Amtspackete von einer Schwere über zwey Pfund 
müſſen auf den Brankard⸗, nicht Eilwagen, 
aufgegeben werden. 


Um in der Beförderung der Briefpoft mit dem Eilwagen 
keine Hemmung eintreten zu laffen, fand ſich die hohe Hof— 
kammer laut ihrem Dekrete vom 24. November l. J. Zahl 
47619 bewogen zu verordnen, daß don nun an alle offi⸗ 
cioſen Briefpackete, welche mehr als zwey 
Pfund wiegen, nicht zur Beförderung mit dem Eilwagen, 
ſondern mit dem Brankard⸗Wagen auf allen jenen Straffen« 
ſtrecken, wo dieſelben eingeführt ſind, aufgegeben werden, 
da ſie mit demſelben eben ſo ſchnell werden befördert wer— 
den, als es bisher durch die Briefpoſt geſchieht. 

Wodon die k. k. Kreisämter zur Darnachachtung und 
Verſtändigung der Unterämter in die Kenntniß geſetzt werden. 

Gubernial⸗Dekret vom 19. Dezember 1826. Gub. Zahl 79926. 
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Alphabetiſches Verzeichniß 


: der in dem 


Nachtragsbande der galiziſchen Provinzialgeſetz⸗ 
ſammlung vom Jahre 1810 bis inclusive 1826 


enthaltenen Verordnungen. 


A. 


A bſertigungen; auf dieſe wird die Vorſchrift 
wegen Vertheilung der Penſtonen ſolcher Beam⸗ 
ten, die theils in landesfürſtlichen, theils in 
ſtaͤndiſchen oder ftädtifchen Dienſten ſtanden, 
ausgedehnt 2 . 

Abrechnung mit den Verpflegsmagazinen; hier 
zu ſollen Militär» Subarrendatoren nach Ver— 
lauf jeden Monats erſcheinen 1 

Abſchreibung der Erwerbſteuer wegen Ge⸗ 
werbsanheimſagung; hiebey muß der künftige 
Nahrungsweg nachgewieſen werden . 

Abſchriften von Urkunden, welche den Hoſſtel⸗ 
len zu ihrer Entſcheidung vorgelegt werden, muͤſ⸗ 
fen von Behörden beglaubigt ſeyn 8 1 

— — der Stockinventarien dürfen Gemeinden 
nicht mehr hinausgegeben werden, wohl aber 
der veriftzirten Inventarien . © 

Abſtiftungen der Unterthanen; derley Klagen 
find nicht an die Obrigkeiten zurückzuweiſen, 
fondern von Kreisamtern in erſter Inſtanz zu 
behandeln 8 1 8 5 A 


2 
28 Seite 
68 8 

a 

33 26 
. 156 123 
76 63 
82 69 
116 110 
140 126 


Abweſende Militärwaiſen; Beyſchaffung der 
Behelfe für ſelbe zum Bezug ihrer Penſionen 

Adel; Beſtimmung der Taxen bey Beſtätigung 
eines ſchon zuſtehenden Adels — bey Erhebung 
in die verſchiedenen Adelsſtufen und bey Ver⸗ 
leihung des Indigenats. . 5 

A deliche aus deutſchen Provinzen gebürtige / 
welche als Supplenten in lombardiſch-venezia⸗ 
niſche Regimenter eintreten, und als ex pro- 
priis Gemeine überfege werden wollen; deren 
Behandlung 9 

Adelichen Schahmaunern d. in Galizien werden 
vier Pferde und drey Gulden an Diäten zuges 
ſtanden ° 

Adelsſache; Ritter des Maria⸗ Thereſtenordens 
erwerben für ſich und ihre Nachkommen den 
erbländiſchen Ritterſtand . 2 

— — Ahnenproben dürfen ohne allerhöchſter 
Genehmigung nicht an auswärtige ee 
vorgelegt werden . . 

Adjunkten an Gynmaſien; für dieſe wird die 
zehnte Diätenflaffe beſtimmt „ 

Addreſſaten dürfen den Poſtämtern erbro— 
chene Briefe nicht mehr zurückgeben . 2 

Adbpitalitäts-Beſitzer; Erläuterung des Hof— 
dekrets vom Jahre 1816, wegen des Vorzugs— 
rechtes auf die Jurisdikzionsausübung, welches 
den Grundeigenthümern vor jenen gebührt 

Adbvokatur; zu deren Ausübung können Pen— 
ſioniſten die Erlaubniß erhalten, müſſen aber bey 
einem Rufe zur Wiederanſtellung zwiſchen jes 
ner und der Verzichtleiſtung auf den Ruhege— 
nuß wählen . 

Aemter; hiebey ftabil dingeftälfte Dienerſchaft 

kann an der Wohlthat der W 
Antheil nehmen. 8 . 
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237 
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75 


. 245 


. 258 
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146 


61 


21 


119 
89 


157 


226 
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44 


Aemtliche Eingaben, welche Dominien vor⸗ 
ſchriftswidrig als portofrey bezeichnen; deren Be⸗ 
handlung 1 

— — Kailaſtral⸗ Schͤtungs⸗ Gegenſtände ſind 
poſtportoftey 0 8 

Aerarial⸗-Fabriken ren Sit enibängcate 
zum Verkauf in das Ausland erzeugen. 8 

— — Naüthpächter find in ihrer Korreſpondenz 
mit Behörden portopflichtig . L . 

— — Tarſachen; diesfalls find Gränzkämmerer 
vom Poſtwagenporto frey . 5 

Acrzten bey Kreisamtern angeftellten, un 
auch in Polizey-Sanitätsfällen Diäten . a 

Ahnenproben dürfen ohne allerhöchfter Geneh⸗ 
migung nicht an auswärtige 8 vorge⸗ 
legt werden. 

Akatholiken ſind auch bey probiſoriſchen An⸗ 
ſtellungen an * ee ee ausge⸗ 
ſchloſſen . . 

Akatholiſche Lehrer dürfen an katholiſchen 
Gymnaſten nicht angeſtellt werden 5 4 

Akzien der öſterreichiſchen Nazionalbank werden 
als Dienſtkauzionen nicht angenommen. a 

Alimentazion fufpendirter Beamten, unterer 
Diener und ERSTE diesfal⸗ 
lige Beſtimmungen . . - 

Alimentazions-Gebühr für ſuſpendirte Be⸗ 
amte, darf das Drittel der n Beſoldung 

nicht überſteigen . 8 

— — Beträge; bey deren Bemeſſung für hubene 
dirte Beamten dürfen die in partem salarii 
vertaxirten Nebengenüſſe nicht in Anſchlag ger 
bracht werden . 5 R a 

Allgemeines Krankenhaus in gemberg; deſſen 
Verpflegsgebühren werden für auswärtige und 
einheimiſche Kranken gleichgeſtellt . 8 
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Alphabetiſches Ramensvberzeichniß der in den 
Kriegsjahren 1806, 1809, 4815 und 1845 
verftorbenen Militärperfonen, deren mangelhafte 
Todtenſcheine in fremden Staaten ausgeſtellt 
wurden 0 . 

Alte Kirchen, an deren Stelle neue Wb wer⸗ 
den; Beſtimmung, wem deren Verkaufspreis 
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254 218 


gehöre U 4 N 38 
Alterthümer, römiſche; blender . ein 
neues Lehrbuch für die Grammatikalklaſſen der 
Gymnaſien eingeführt, und der methodiſche 
Vortrag desſelben vorgeſchrieben . 6 . 129 410 
Amtspackete ſchwere; Beſtimmungen für de- 
ren Adfendung mit der Briefpoft . 1 60 10 
— — — durfen auf der Route des Poſtwagens 
nur durch dieſen verſendet werden a . 70 60 
— — über zwey Pfund ſchwere, müffen auf den 
Brankardwagen aufgegeben werden . 253 235 
Anſtellung der Lehrer an katholiſchen Gymna⸗ 
ſien; hievon find Akatholiken ausgechloſſen . 25 21 
499 172 
Antizipazions⸗ und Einloſungsſcheinkaſſe 
kommt unter die Leitung der oſterreichiſchen 
Nazionalbank⸗Direkzion und führt den Namen 
Wiener ⸗Währung-Verwechslungs⸗ 
foffa - . 157 123 
Apothefen, mehrere bürſen nicht im Beſibe 
einer Perſon vereinigt — und Filialapotheken 
nur im Nothfalle geſtattet werden . 50 24 
Arabiſche Sprachlehre des Profeſſors Oberleith- 
ner, wird als Lehrbuch für die theologiſchen 
Lehranſtalten vorgeſchrieben . . 162 15 
Arabiſche Ehreſtomathie des Profeſſors Ober⸗ 
leithner, wird theologiſchen Lehranſtalten als 
Vorleſebuch vorgeſchrieben . 8 . 186 162 


Aramäifche Sprachlehre des profeſſors Ober⸗ 


25 Seite 
— 
leithner, wird als Lehrbuch fuͤr theologiſche 
Lehranſtalten vorgefchrieben - . . 162 145 
Arme Schulkinder; deren Betheilung mit Schul⸗ 
büchern. 46 87 


— — Zoͤglinge; Bgwillſzungen zu Nell Aufnah- 

me in theologiſche Seminarien und die Verlei— 

hung der Tiſchtitel an dieſelben aus dem Reli— 

gionsfond, ſind tax- und ſtempelfrey — nicht 

aber die Verleihung der Tiſchtitel bon Privaten 178 155 
Armen-⸗Drittel von Verlaſſenſchaften eines Seel— 

ſorgers unterliegt auch dann nicht der Erbſteuer, 

wenn es deſſen Verwandte beziehen . 0 
— — Inſtitute; Intereſſen-Quittungen von den⸗ 

felben gehörigen Kapitalien find ſtempelfrey . 126 116 
Armeniſches Domkapitel in Lemberg; deſſen 

Beſetzung und Dotazion . © . 180 157 
Arreſte; wegen deren ſicheren Verwahrung wer⸗ 

den die Vorſchriften erneuert g . 168 447 
Aufgabsgebühren; deren Beſtimmung für 

Drivateftaffeten - 112792 
Aufſicht über die Erhaltung der Gränzfäulen; 

diesfalls werden die Vorſchriften erneuert . 79 64 
Augenarzt, ſtändiſcher; jahrliche Bereifung des 

Landes durch ſelben und Verpflegung der 
Augenkranken während ſeiner Behandlung. 98 80 
Ausgeweihte katholiſche Kirchen; in deren In⸗ 

nern dürfen Juden au feiner Arbeit zugelaffen 

werden . . 250 253 
Ausländer, welche in öſterreichiſchen an 

die Philoſophie nicht ſtudierten, können die 

Rechte und Medizin dafelbſt ſtudieren und die 

ſtrengen Prüfungen ablegen, E nur für die 

Praxis im Auslande. 9 10 
Ausländiſche Zeitungen dürfen nur durch die 

Oberpoſtberwaltung der Provinz bezogen werden 81 43 
Auslagen, unnothige; hiezu ſollen Obrigfeiten 
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Zahl der 
Verordnung 


und Gemeinden bey einer Baukonkurrenz, 

durch die untergeordneten We nicht ver⸗ 

halten werden. e 
Ausland; zum Verkaufe in ſelbes dürfen Aera⸗ 

rialfabriken Queckſilber⸗Präparate erzeugen . 15 15 
— — ; Korreſpondenz der men S 

mit felbem R „8 46 
— — ; in ſelbem dürfen dahin gegangene Pen⸗ 

ſioniſten ihre Penſionen weder ſelbſt, noch ihre 

Familien im Inlande, ohne allerhöchſter Bewil— N 

ligung beziehen 1 247 220 
Ausnahmen von dem 8 daß Niemand b 

in Staatsdienſte aufzunehmen ſey, der über 

vierzig Jahre alt iſt . 5 „143 127 
Auswärtige Regierungen, an ſelbe dürfen 

Ahnenproben ohne allerhoͤchſter Genehmigung 

nicht vorgelegt werden . 5 . 150 419 
Auswanderer; die Taglia für deren Einbrin⸗ 

gung wird auf bier Gulden feſtgefetzt . 42 
— — ; welche das zwanzigſte Ledensjahr nicht 

erreicht haben; Verfahren mit ſelben . . 166 145 
Ausmeife über Schuldbetrage und Gläubiger 

des italieniſchen Monte, deren Befriedigung die 

dabey betheilten Mächte übernahmen . 4101 86 


B. 


Bann, großer, gegen Beeinträchtigung der Ju— 

dengefälle, muß in Gegenwart der Obrigkeit 

kund gemacht werden 8 A 236 220 
Barmherzige Schweſtern, deren Inſtitutsan⸗ 

gelegenheiten unterliegen den allgemeinen Tax⸗ 

und Stempelvorſchriften . 5 5 125 146 
Bauern- Volk, unterthäniges; Beſtim mung, wer 

in Beziehung auf das Erbſteuerpatent unter 

dieſem Ausdrucke zu berſtehen ſey 4 . 1/7 154 


Bauern⸗Wirthe unterliegen in ſchweren Poli⸗ 
zeyübertretungs⸗Fallen der körperlichen Züchti⸗ 
gung nicht x a ei z . 

Baukonkurrenzz biebey ſollen untergeordnete 
Behörden die Obrigkeiten und Gemeinden nicht 
zu unnothigen Auslagen, oder zu einer koſt⸗— 
ſpieligeren Leiſtungsart verhalten, als — 


lich iſt . 8 ® a a 0 


Bauplatz für Pfarrgebäude; zu deren Kaufpreis 
muß das Dominium, der Patron und die Ge⸗ 
meinde beytragen . 8 

Bayern; für die im Deſetteurzkartel mit Bayern 
beſtimmte Taglia, wird der vier und zwanzig 
Guldenfuß feſtgeſetzt. 2 . A 

Beamte, die theils in landesfürſtlichen, theils 
in ſtändiſchen oder ſtaͤdtiſchen Dienſten ſtanden; 
Grundfäse, wornach deren Penſionen auf die 
verſchiedenen Fonde zu vertheilen find . 8 

— — , pelche theils in Staats „theils in verſchie⸗ 
denen Fonds⸗ oder ſtädtiſchen Dienften ſtanden; 
die Vorſchrift wegen Vertheilung ihrer Penſio— 
nen wird auch auf Abfertigungen ausgedehnt 

— — vor der ſtabilen Organiſirung des galizie 
ſchen Straſſenweſens bey demſelben dienende; 
deren Behandlung rückſichtlich ihrer Penſionirung 

— — z deren Dienſttaxen muͤſſen vom Tage einer 
neuen Gehaltsanweiſung auch dann abgezogen 
werden, wenn ſchon andere Gehaltsabzüge laufen 

— — : wirklich dienende, landesfürſtliche, konnen 
zu ftändifchen Verordneten gewählt werden 

— — rückſichtlich deren Anſtellung der 15. Okto- 
ber 1792 entſcheidend wirkt; Beſtimmungen 
über Penſionen und Erziehungsbeyträge deren 
Wittwen und Waiſen 

— — z der Perſonal⸗Zulagen müſſen nach dem 
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= 
M 


54 


14 


31 


452 


Ssite 


14 


45 


244 


26 


50 


50 


82 


154 


Maße des Einrückens in höheren Gehalt einge- 
zogen werden. 2 N . 

Beamte; deren Quartiergelds-Anweiſungen un⸗ 
terliegen dem Stempel . 7 e 

— — bey Kaſſen; Beſtimmungen über deren 
Diatenzulagen bey ſchweren Geldtransporten . 

— — und Diener der Kaſſen; deren Diätenzus 
lagen bey ſchweren Sara werden 
beſtimmt . 

— — der Kriminalgerichte; deren Diäten und 
Reiſekoſten werden nicht vonInquiſiten getragen 

— — zin Penſionsfallen derjenigen, die aus der 
Klaſſe der Arbeiter und minderen Diener befördert 
wurden, darf nur jene Zeit eingerechnet wer. 
den, die ſie beeidet zubrachten . 

— — ‚penfionirte, können die Erlaubniß zur Aus- 
übung der Advofatur erhalten, müſſen aber bey 
einem Rufe zur Wiederanſtellung, zwiſchen je— 
ner und der Verzichtleiſtung auf den Ruhege— 
nuß wahlen. 6 

— — „ ſuſpendirte; deren Alimentazi ons-Gebühr 
darf das Drittel der genoſſenen Beſoldung nicht 
berſchreitg c R 

— — bey Bemeffung der Alimentazion 
duͤrfen die 110 partem salarii bertaxirten Ne- 
bengenüffe nicht in Anſchlag gebracht werden . 

— — — untere Diener und Gefällsaufſichts— 
Indibiduen; Beſtimmungen über deren Ali- 
mentazion . . . . . . 

— — , berftorbene, penſtonirte, jubilirte und ent⸗ 
laſſene; Beſtimmung des Tages, mit welchem 
deren Gehalte aufhören . 2 

Beamten gibt eine Dienſtleiſtung über 40 Fah- 
re für ſich allein noch kein beſonderes Verdienſt 

— — allen angeſtellten und Praktikanten, iſt das 
öffentliche und Privatſtudium verbothen 
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. 246 
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. 134 


238 
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228 
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25 Site 
. 
Beamten; deren ganz verwaisten Kindern ges 
bührt der Genuß der halben mütterlichen Pen⸗ 
ſton ſo lange, als noch eines von ihnen unter 
dem Normalalter ift . h 22 19 
— — Wittwen; Beſtimmung des Anſpruches 
derfelben auf das Konduftquartal. 8 . 174 152 
— — Sache; bey Aemtern ftabil angeſtelle 
te Dienerſchaft, kann an der Wohlthat der Ge— 
a Antheil nehmen . a 16 14 
— — ; Einfehärfung der beſtehenden pen⸗ 
tone und Behandlung der n 
me von den allgemeinen Normen 8 27 38 
— — — 3 Akzien der oſterreichiſchen Nazio⸗ 
nalbank werden als Dienſtkauzionen nicht an⸗ 
sen 5 52 4% 
— Diaͤtengebühr für die bey Straſſen⸗ 
bauten 1 Privatkonkurrenz . 
eien eee K 86 71 
— — — 5 Individuen, welche eine mit Kau⸗ 
zion verknüpfte Dienſtſtelle erlangen, dürfen 
bor Erlag der Kauzion nicht zum Dienſteid zus 
gelaffen werden . 485 44 
— — — Beſähigungsdekrete für Konzepts⸗ 
praktikanten über die politiſche Prüfung, unters 
liegen dem Stempel von 15 Kreuzer - . 151 120 
— — — ; bey Konduktquartalen kommen auch 
die in partem salarii bezogenen vertaxirten 
nicht oneroſen Emolumente in Anſchlag . 139 125 
— — — Ausnahme von dem Verbothe, daß 
Niemand in Staatsdienſte aufzunehmen ſey, 
. 145 127 


der über vierzig Jahre alt iſt - . 
— — — Fremde konnen nur ausnahms⸗ 

weiſe mit Bewilligung der Hofftellen in öfter 

reichiſche Staatsdienſte aufgenommen werden. 181 158 
— — — ; Beſtimmung der Fälle, in welchen 

Militäroffiziere bey ihrem Uebertritte in Zivil⸗ 

dienſte, Charakters⸗ und Karenztaxen zahlen . 182 158 


Beamten⸗-Sache; ſyſtemmäßige Diätengebüh⸗ 
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ren vom Tage der angewieſenen Beſoldung . 190 462 


— — — zd der hohere Gehalt, worin ein Bes 
amter durch eine Erledigung in derſelben Diens 
ſteskathegorie vorrückt, lauft vom Tage der 
Einſtellung deſſelben, wird aber erſt nach Wie— 
derbeſetzung der erledigten Stelle angewieſen . 

— — — z penn Penſioniſten in das Ausland 
gegangen ſind, dürfen weder ſie dahin, noch 
ihre Familien im Inlande die Penfion ohne 
allerhöchſter Bewilligung beziehen 3 

Befähigungs⸗Dekrete für gonzeptspraktikanten 
über die politiſche Prüfung unterliegen dem 
Stempel von 15 Kreuzer . . 

Begräbnißſtätte, jüdiſche; Bewilligungen zu 
deren Errichtung find tarfrey 8 

Behelfe; Vorſchrift wegen deren Beyſchaffung 
für abweſende Militärwaifen zum Bezug ihrer 
Penſion . f 8 

Behörden, inländische; deren gorreſpondenz mit 
dem Auslande. R 

— — untergeordnete, follen die Obrigkeiten und 
Gemeinden bey einer Baukonkurrenz nicht zu 
unnöthigen Auslagen, oder zu einer koſtſpieli⸗ 
geren Leiſtungsart verhalten, als erforderlich iſt 

— — z von dieſen müſſen Abſchriften von Urs 
kunden, welche den Hofitellen zu ihren Ente 
ſcheidungen vorgelegt werden, beglaubigt ſeyn 

— — „nicht laͤndesfürſtlichezbei der Korreſpondenz 
mit ſelben in Kriminal⸗Angelegenheiten, oder 
ſchweren Polizeyübertretungen muß der Gegen« 
ſtand zur Bewirkung der Poſtportofreyheit auf 
der Addreſſe bezeichnet werden . 5 

— — portofreye, müſſen die Rezepiſſengebühren 
bezahlen. c 0 0 

— —; austretende Militärindibiduen find zu 
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belehren, daß fie den Bidilbehörden Gehorſam 
und die allgemeinen Laſten zu tragen ſchuldig 
ſeyen . 

Behörden, portopflichtige; Behandlung der bon 
ſelben an Seine Majeftät oder Allerhöchftdero ge⸗ 
heimes Kabinet addreſſirten, unſrankirt zur Poſt 
gegebenen Briefe und Packete . 7 . 

Beleuhrungs- Beytrag, ſtadtiſcher; auf dies 
fen erſtrecken ſich die Freyjahre für neuerbaute 
oder verbeſſerte Häufer in Lemberg F . 

Bergfuhren in der Bukowina, von der Mauth 
befreyte; Beſtimmung in wie ferne unter dieſe 
auch Kohlen- und Erzfuhren gehören 

Beſoldungs-⸗Vorſchüſſe; ſiehe Gehaltsvorſchüſſe. 

Blinden-⸗Inſtitute; Intereſſen⸗Quittungen von 
den denſelben gehörigen Kapitalien, find ftem- 
pelfrey . 

Boͤſer Vorſatz; deſſen Mangel entschuldigt be 
Gefallsuͤbertretungen nicht. . 

Brankardwagen; auf dieſen müſſen über zwey 
Pfund ſchwere Amtspackete aufgegeben werden 

Briefe, erbrochene, dürfen von Addreſſaten den 
Poſtämtern nicht mehr zurückgegeben werden. 

— — , welche von portopflichtigen Partheyen 
und Behoͤrden unfrankirt an Seine Majeſtät 
oder Allerhoͤchſtdero geheimes Kabinet addreſſirt 
zur Poſt gegeben werden; deren Behandlung 

Briefpoſt; Beſtimmungen für die Abſendung 
ſchwerer Amtspackete mit ſelber . . . 

Briefträger, beeidete, der Poſtverwaltungen 
find penſionsfähig 

Bruder Seiner Majeſtät, ducchlauchtigſle Erz⸗ 
herzoge; deren Equipagen find mauthfrey . 

Brunnen für Militärſtallungen find enz 
herzuſtellen . 

Duchbindereh; deren Ausübung 5 nur Dens 
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jenigen zu geſtatten, die fich über die ordent⸗ 
liche Erlernung derſelben ausweiſen . 8 
Bücher, theologiſche, erhalten bey ihrem Aus— 
tritte, Zöglinge des griechiſch⸗katholiſchen Se» 
minariums, welche bey ihren ee als 
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71 


Inbentarſtücke verbleiben . . „ 150 


— — , theologiſche; mit dieſen werden aus theo⸗ 
logiſchen Seminarien austretende Zöglinge des 
lateiniſchen Ritus betheilt . u 

— — Rebiſionsämter find bey Einſendung der 
von Verlegern uͤbergebenen Werke, an die k. k. 
Hofbibliothek portofrey & 

Bukowina; Beſtimmung, in wie fing daſelbſt 
auch Kohlen⸗ und Erzfuhren unter die mauth⸗ 
befreyten Bergfuhren gehoren . 

Bukowinaer landesfuͤrſtliche Städte; Beſtim⸗ 
mung, welche Schankgewerbe in ſelben als 
radizirt anzuſehen find 7 8 


C. 


Cartel zur Auslieferung der Deſerteurs, mit 
Bayern abgeſchloſſenes; für die in ſelben be⸗ 
ſtimmte Taglia, wird der dier und zwanzig 
Guldenfuß feſtgeſetzt . 5 

Cavallerie⸗ Stallungen; für dieſe ſind Brun⸗ 
nen landartig herzuſtellen, und die Einwohner 
dürfen zum Zutragen des Waſſers nicht ge⸗ 
zwungen werden 8 

Ehreſtomathie, arabiſche, des profeſſors Sber⸗ 
leithner, wird theologiſchen Anſtalten als Bor» 
leſebuch vorgeſchrieben 8 ci 8 

— —, neue lateimiſche, für die Gymnaſten 

Chriſtliches Reſervekontingent; der Reſt des— 
ſelben, womit ein Dominium nicht aufkommen 
kann, muß auf den ganzen Werbbezirk umge- 
legt werden . . . . 2 
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Ehyrurgiſche Offizinen: in Orten, wo dieſe 
nicht ſind, kann auch andern Perſonen das Ra⸗ 
ſiren als Gewerbe geftattet werden . 

Ezernowitz; daſelbſt wird eine Lehrkanzel der 
Landwirthſchaft errichtet . h * . 


ra 
D. 


Darlehen aus ſtädtiſchen Ueberſchuß⸗Geldern; 
hierauf haben in Bauunternehmungen begriffe⸗ 
ne Bürger den Anſpruch vor Guterbeſitzern . 

— — aus Gemeinde» Speichergeldern; hierauf 
haben Güterbefiger den Anſpruch vor den in 
Bau begriffenen Bürgern . 2 

Dekan der juridiſchen Fakultat in N in 
iſt, mit Ausnahme der wirklichen Profeſſoren, 
jeder an einer inländifchen Lehranſtalt graduirte 
Doktor der Rechte wahlbar ei h 

Delegirung; wenn ſolche in ſchweren Polizey⸗ 
übertretungen eintritt, wer die ane 
koſten zu tragen hat? 2 

Deſerteurs-Kartel mit Bayern; für die in 
dieſem beſtimmte Taglia, wird der bier und 
zwanzig Guldenfuß feſtgeſetzt s 8 

— — , im lombardiſch⸗venezianiſchen Königreich 
gebuͤrtige; deren Behandlung . 

Deſerzion; zu deren Verhinderung ſind Orts⸗ 
obrigkeiten verpflichtet, thaͤtigſt mitzuwirken . 

Deutſche Provinzen; Behandlung der aus ſel— 
ben gebürtigen Adelichen, welche als Supplen⸗ 
ten in lombardiſch⸗venezianiſche Regimenter ein⸗ 
treten, und als ex propriis Gemeine überſetzt 
werden wollen . 8 8 

— — Sprache; nebſt diefer ift die pohlniſche 
Sprache an galiziſchen Hauptſchulen zu lehren 

— — Sprachlehre, kleine, wird in Schulen ein⸗ 
geführt . . 1 . . 0 0 
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Diäten und Reiſekoſten der Kriminalgerichts⸗ 
beamten, werden nicht von Inquiſiten getragen 

— — gebühren Kreisarzten auch in Polizey⸗ 
Sanitatsfällen. t 

m _ gebühren Kreisfommiffären bey Subarren⸗ 
dirungen nicht. 

r Beſtimmung für abeliche Ship 
männer in Galizien. . 

— — werden dem Sanitätsperſonale auch für 
Kommiſſionen und Dienftverrichtungen in einer 
Entfernung bon weniger als zwey Meilen paſſirt 

— — ſyſtemmaäͤßige, gebühren vom Tage der 
angewiefenen Beſoldung . 

— —; Beſtimmungen über deren Zulagen für 
Beamte Diener unb Dienergehilfen der Kaſſen, 
bey ſchweren Geldtransporten . N 

— — gebühren Kreiskommiſſären für die Veri⸗ 
fizirung der e Schuldigkeitsinventa⸗ 
rien nicht 9 5 

— — ‚Gebühr für die bey Straſſenbauten durch 
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— — Klaſſe wird für die Gymnaſial⸗Adjunkten 
beſtimmt. . = 1 
— — Zulagen für Beamte und Diener derKaſſen 
bey ſchweren Geldtransporten . © 
Diener, untere, fufpendirte, bey Aemtern; Be— 
ſtimmungen über deren Alimentazion 
— — der Kaſſen, deren Diätenzulagen bey ſchwe— 
ren Geldtransporten werden beſtimmt . 0 
— — und Dienergehilfen bey Kaſſen; Beſtim⸗ 
mungen über deren Diätenzulagen bey ſchwe— 
ren Geldtransporten . £ 
Dienerſchaft bey Aemtern, ſtabil dugeſtellte; 
kann an der Wohlthat der Gehaltsborſchuſſe 
Antheil nehmen 2 
Dienſteid; hiezu dürfen Individuen, welche 
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gen, bor Erlag der Kauzion nicht zugelaſſen 


werden . 8 

Dienſtjahre der Lehrgehilfen an Hauptschulen 
zahlen zur Penſionsfähigkeit, jene an Trivial- 
ſchulen nicht . 8 

Dienſtkauzionen; als ſolche werben Akzien 
der öſterreichiſchen Nazionalbank nicht ange⸗ 
nommen . ä ° 

Dienſtkorreſpondenz mn von Gene⸗ 
ral⸗Quartiermeiſter-Staabsabtheilungen dele— 
girter Offiziere, iſt poſtportofrey. N 

— — — ; diefe müffen Dominien jede Woche 
wenigſtens einmal von Poſtämtern abholen 
laſſen . 

Di ni ſtle i ſtu ng über vierzig Jahre, gibt für ſich 
ſelbſt Beamten noch kein beſonderes Verdienſt 

Dienſttaxen müſſen von dem Tage einer neuen 
Gehaltsanweiſung auch dann abgezogen werden, 
wenn ſchon andere Gehaltsabzuͤge laufen . 

Dienſtverrichtungen in einer Entfernung 
von weniger als zwey Meilen; auch hiefür wer— 
den dem Sanitatsperſonale Diäten paſſirt . 

Dienſtvertrage, mit Poſtmeiſtern abgeſchloſſe⸗ 
ne, müſſen geſtempelt ſeyn 8 ’ 

Diplome fremder Untverfitäten über die Doktors 
würde dürſen öſterreichiſche Unterthanen nicht 
mehr annehmen 0 h 

Doktoren, der Rechte an inlandiſchen Lehran⸗ 
ſtalten graduirte; jeder derſelben iſt zum Dekan 
der juridiſchen Fakultät in Lemberg wählbar. 

Doktors Diplome fremder Univerfiräten dür⸗ 
fen oſterreichiſche Unterthanen nicht mehr an⸗ 
nehmen . 8 

Domeſtikal⸗ Beytrag ſtändiſcher; dieſer muß 
auch von jenen Pfarrbenefiziaten eingehoben 
werden, die unter der Kongrua ftehen . 8 
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8 
Dominien müſſen zum Kaufpreiſe eines Platzes 
für Prasngahänpe beytragen 0 5 5 
— —; Behandlung der von ihnen vorſchriſts⸗ 
1 als portofrey bezeichneten amtlichen Ein⸗ 
gaben . a . “ 983.27 
— — follen ihren unterthanen der unterricht 
über die Emporbringung der Pferdezucht jähr- 
lich bekannt machen. 5 85 71 
— — konnen wider die vom Gubernlum de⸗ 
ſtimmten Lohnpreiſe der Sommer⸗ n 
den Rekurs ergreifen 4 . 198 172 
— — müſſen ihre Dienſtkorreſpondenz Aung 
ſtens einmal in jeder Woche von e 
abholen laſſen . N 244 226 
Domkapitel, armeniſches, in BanBerg; deſſen 
Beſetzung und Dotazion . . 180 157 
Druckbewilligung; die Zenfurdorſchriſt, daß 
zu deren Erlangung von allen Manuſkripten 
zwey Exemplare vorgelegt werden müſſen, wird 
auf den Nachdruck ausgedehnt . ® . 240 223 
Druckerey; die Steindruckerey kann nur an 
jenen Orten betrieben werden, wo neben der 
politiſchen Behörde eine landesfürſtliche Polizey— 
behörde beſteht. 5 1 8 . . 242 224 
E. 
Eid; hiezu dürfen Individuen, welche eine mit 
Kauzion berknüpfte Dienſtſtelle erlangen, vor 
Erlag der Kauzion nicht zugelaſſen werden . 123 114 
Eingaben, amtliche, welche Oominien vorſchrifts— 
widrig als portofrey bezeichnen; deren Be— 
handlung. 5 2 0 327 
Einlöſungs- und Tilgungs⸗ e ae berei⸗ 
nigte; deren Aufhebung 1127 147 


— — und Antizipazions⸗ Scheinkaſſe kommt 


#2 Seite 
5 
unter die Leitung der öſterreichiſchenNRazional⸗ 
bank⸗Direkzion, und fuͤhrt den Namen einer 
Wiener-Währungs-Verwechslungs⸗ 
Kaffe . 4 . 137 123 
Einrichtung, innere, Beigsanssfänten: Beſtim⸗ 
mung, bon wem und in welchem Verhältniße 
deren Koſten zu tragen ſind 7 17 15 
Einwohner der Ortſchaften duͤrfen zum Butva⸗ 
gen des Waſſers für Kavalleriepferde nicht ge⸗ 
zwungen werden . . 5 37 
Elbe ⸗Schiffahrts⸗Akte wird berunnt gemocht 143 93 
Emolumente; auch die in partem salarii be- 
zogenen vertaxirten, nicht oneroſen, kommen bei 
Konduktquartalen in Anſchlag N 159 125 
— — in partem salarii dettarirte, dürfen bei 
Bemeſſung der Alimentazionebeiräge für ſus⸗ 
pendirte Beamte 3 in Anſchlag gebracht 
werden . . . 157 139 
Empfangs- „beftätigungen bon des Schreibens 
unkündigen Perſonen bedürfen der Unterferti— 
gung zweier Zeugen . 5 + 212 200 
Entgeltliche Pribatkorrepetizionen dükfen Pro⸗ 
feſſoren der Fakultäts-Studien nicht geben 53 44 
— — — werden Gymnaſtal⸗, Normal- und 
Sriviallehrern unter 9 Bedingungen 
geftattet . 4 . 55 Au 
Entlaſſene Beamte; Beſtimmung des Tages, 
mit welchem deren Gehalte aufhoͤren . . 145 129 
— — Militar⸗Individuen find zu belehren, daß 
fie den Civilbehörden Gehorſam und die allge— 
meinen Laſten zu tragen, ſchuldig ſind 179 155 
Equipagen der durchlauchtigſten Erzherzoge 
Brüder Seiner Majeſtät find mauthfrei . 


Erbrochene Briefe Dürfen von Addreſſaten 
nicht mehr den Poftämtern zurückgegeben 
werden . . . ‘ . ‘ 


239 222 


153 137 


Erbſteuer; derſelden unterliegt das Armendrittel 
von Verlaſſenſchaften eines Seelſorgers auch 
dann nicht, wenn es deſſen Verwandte beziehen 

— —; zur Ueberſchätzung der Verlaſſenſchaf⸗ 
ten, Behufs deren Bemeſſung ſind ſtäts die In⸗ 


tereſſenten vorzuladen 5 
— — Aequivalent hat die iche Geiſtlich⸗ 
keit in Konv. Münze zu bezahlen f 


— — sDatent; Beſtimmung, wer in Bezie⸗ 
hung auf ſelbes unter dem Ausdrucke unters 
thaniges Bauern polk« zu verſtehen ſey 

Erdbeſchreibung; ſiehe Geographie. 

Erwerbſteuer; bei deren Abſchreibung wegen 
Gewerbsanheimſagung muß der künftige Nah. 
rungsweg angewieſen werden 1 ’ 

— — ; dieſer unterliegen Deivaigefgäfsfüh 
rungen . 8 

Erzfuhren; in wie ferne in. der Bukowina une 
ter die mauthbefreiten Bergfuhren gehören . 

Erzherzoge, durchlauchtigſte Brüder Seiner 
Maleſtat; deren Equipagen find mauthfrei . 

Erziehungs» Beiträge für Waiſen jener Bes 
amten, rückſichtlich deren Anſtellung der 15.Oftos 
ber 1792 entſcheidend wirkt; dießfällige Ve⸗ 
ſtimmungen 

Eſtaffeten; Beſtimmung der Aufgabs D und 
Zuſtellungsgebühren für Private . . . 

Exekuzion, militariſche; Zuſatze zu den Vor⸗ 
ſchriften rückſichtlich der Zahl der verwendeten 


Mannſchaft 0 
Exekuzions⸗ uckenthupzeher,; deren Behand⸗ 
lung 5 . 


Erfurfionen der Tanpefer, ee ꝙfrüͤnden / 
bey denen keine Inventarialpferde beſtehen, 
werden aus dem Religionsfonde entfchädigt, . 

Erreligiofen; deren Penſionen werden am 
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erften jeden Monats bezahlt, ohne daß die Ver⸗ 
laſſenſchaft etwas davon zurückerſetzen müßte 
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Fabriken, ärarifche, dürfen, Duedfilber-Prapas 
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rate zum Verkaufe in das Ausland erzeugen. 15 
Fahren, ſchnelles, wird in Lemberg unterſagt 209 
Fakultäts⸗ Studien ⸗Profeſſoren duͤrſen keine 

entgeltlichen Pridatkorrepetizionen geben 55 
Feuerwach- Beitkag; auf dieſen erſtrecken ſich 

die Freijahre für neu erbaute oder berbeſſerte 

Häufer in Lemberg . 2 78 
Filials» Apotheken dürfen nur im Rothfalle geſtat⸗ 

tet werden P 30 
— — „Kirchen eee. Berimmung, wen 

deren Vermögen gehöre 5 43 
Finanz- Patent; die Paragraphe 9 und 12 des. 

ſelben vom Jahre 4814, wegen Rückzahlung 

der in ſchwerer Münze in älteren Zeiten darges 

liehenen Kapitalien ſind durch jenes vom Jahre 

1816 nicht aufgehoben in 69 
Findlingez Vorſichten, damit deren Pllegemüt⸗ 

ter nicht mit der Luftſeuche von felben angeſteckt 

werden f 220 
Fondsgüter; deren Pächtern wird die Entrich⸗ 

tung der Steuern nicht mehr auferlegt. . 104 
Frachtſtücke, unkartirte; deren Verſendung auf 

dem Poſtwagen wird b Strafe bedroht „ 50 
Freidhöfez; ſiehe Leichenhöfe. 

Freijahre, für neu erbaute oder berbeſſerte Haͤu⸗ 

ſer in Lemberg; erſtrecken ſich auch auf den 

Nacht, Feuerwach⸗ und Beleuchtungsbeitrag , 78 
Fremde können nur ausnahmsweiſe mit Bewils 

ligung der Hofſtellen in oͤſterreichiſche Staats⸗ 

dienſte aufgenommen werden A 2 481 


143 


207 


158 


Frint, Probſt; Leonhard's Auszug aus deſſen 
größeren Religionshandbuche wird als allgemei⸗ 
nes Lehrbuch für die Philoſophie vorgeſchrieben 

Frohnen; die Verwandlung eines Zug-in zwey 
Handrobothtage iſt in dem Falle geſetzmaßig, 
wenn der Frohnpflichtige aus eigener Schuld 
fein Zugvieh verlor . 

— — ; nachträgliche Vorſchrift für deren Preis- 
beſtimmung bei Verfaſſung der RR BET! 

Fuhren, mit Kohlen oder Erz beladene in wie 
ferne in der Bukowina unter die malithbefrei⸗ 
ten Bergfuhren gehören . 0 9 9 


G. 


Galiziſche barmherzige Schweſtern⸗Inſtitutsan⸗ 
gelegenheiten unterliegen den allgemeinen Tars 
und Stempelvorſchriften . A 

— — Geiftlichfeit hat das Erbſteuer⸗Acgſibalent 
in Konvenzions-Münze zu bezahlen . - 

— — Güter, landtafliche; Juden, welche ſolche 
vor dem Kreisſchreiben vom Jahre 1703 ers 
warben, dürfen ſie 0 ihre Nachkommen uͤber⸗ 
tragen 

— Hauptſchulen; an dieſen iſt die pohlniſche 
nebſt der deutſchen Sprache zu lehren . 3 

— — Schätzmäͤnner, adeliche; denſelben werden 
vier Poſtpferde und drey Gulden an Diäten 
zugeſtanden 

— — Straſſenbaubeamten, vor ber ſtabilen Di 
ganiſirung des Straſſenweſens bey demfelben 
dienende; deren Behandlung rückſichtlich ihrer 
Penſionirung . 

— — Zöglinge, theologiſche; deten Vermehrung 
im Wiener Kondikte & 

— — — perden in das Wiener Konbikt auch 
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100 


. 107 


189 
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124 


28 


40 


75 


61 


22 


Stite 


85 


89 


165 


12 


116 
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50 
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mit der zweyten Klaffe aus der Mathematik 
aufgenommenen, wenn ſie die Vorzugsklaſſe 
aus der Religion und Philoſophie haben „ 
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Zahl der 
Verordnung 


Gebäude, pfarrliche; zum Kaufpreiſe eines 


Platzes für felbe, muß das Do minium, der Pa⸗ 
tron und die Gemeinde beitragen E 
Geburtstag muß in Taufmatrikeln und Taufe: 

ſcheinen verläßlich angegeben werden 


Gefälls-Aufſichts⸗Indibiduen, ſuspendirtez Be⸗ 


ſtimmungen über deren Alimentazion — t 
— — sliebertretungen; hiebei entſchuldigt der 
Mangel des boͤſen Vorſatzes nicht l 
Gehalt, höherer, worin ein Beamter durch eine 
Erledigung in derſelben Dienſteskathegorie vor⸗ 
rückt, lauft vom Tage der Einſtellung deſſelben, 


wird aber erſt nach Wiederbeſetzung der erle· f 


digten Stelle angewieſen . 4 ; 
Gehalte verftorbener, penfionirter, jubilirter 
und entlaſſener Beamten; Beſtimmung des 
Tages, mit welchem ſte aufhören 1 . 
— — der Kooperatoren werden mit Ende des 
Monats bezahlt 
Gehalts ⸗Vorſchüſſe können der bel Aemtern 
ſtabil angeſtellten Dienerfchaft erfolgt werden . 
— — Zulagen, perſönliche, der Beamten müffen 
nach dem Maße des Einrückens in höheren Ge⸗ 
halt eingezogen werden . ° . R 
Gehilfen an Hauptſchulen; deren Dienftjahre 


zählen zur Penſionsfähigkeit, ug in Trivial⸗ 


ſchulen nicht . 

Geiſtliche; deren Uebertrütt vom lateiniſchen 

zum griechifch - unitten Ritus iſt verbothen . 

— —; die Kurat⸗Geiſtlichkeit muß die durch 

das neue Proviſorium beſtimmte Grundſteuer 

entrichten, wenn ſie gegen früher geringer aus⸗ 
17 


97 85 


194 169 


145 129 


251 215 


16 14 


203 175 


175 455 


152 120 


en 
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fällt, wenn auch dadurch die Kongrua geſchma⸗ 

lert würde 8 
Geiſtlichez darmherzige Schweſtern „Inſſtituts⸗ 

angelegenheiten in Galizien unterliegen den 

allgemeinen [Tax⸗ und Stempelvorſchriften . 125 116 
— — Kirchen; Beſtimmung, wem das Ver⸗ 

mögen aufgehobener Filialkirchen, und wem 

der Verkaufspreis alter Kirchen, an deren Stelle 

neue erbaut werden, gehre 25 55 
— — Kirchen, Klöfter und Stifte; Erneuerung 

der Vorſchrift wegen Aufnahme der Inventa- 
rien von ſelben. 5 758 62 
— — Kongregazion der Redemptoriſten ah in 

der öſterreichiſchen Monarchie wieder hergeſtellt 59 49 
— — Kooperatoren, welche aus den Einkünften 

der Pfründen erhalten werden; für diefe müfs 
ſen 200 Gulden Kond. Münze in Abzug ge⸗ 

bracht werden . . . 202 474 
— — Penſtonen der Erreligioſen werden am 

erſten jeden Monats bezahlt, ohne daß die Ver⸗ 

laſſenſchaft etwas zurüderfegen müßte . .164 145 
— — Pfarrbenefiziaten; auch von jenen muß 

der ſtändiſche Domeſtikalbeitrag eingehoben wer⸗ 

den, die unter der Kongrua ſtehen 1 1442 127 
— — Pfarrgebaude; zum Kaufspreiſe eines 

Platzes für ſelbe, muß das Dominium, der Pa⸗ 


1 
— 
E 
— 
D 
E 


tron und die Gemeinde beitragen 8 3 5 
— — Pfarren, welche zu aufgehobenen Stiften 

gehörten; Beſtimmung, wem das Patronats⸗ 

recht a, ſelbe zuſtehe 0 . 149 152 
3 — ; Bedingungen, unter welchen diefen 


PN. aus den Pfarrerträgniffen oder 

aus dem Religionsfonde geſtattet werden 221 208 
— — Pfarrinbentarien; Grundſätze für deren 

Aufnahme 1 8 0 1 A 88 75 
— — F; nachträgliche Vorſchrift für die 


S3 
2 Seite 
a 
Preisbeftimmung der Frohnen bei deren Ver⸗ 
faſſung 189 163 


Geiſtliche Pfacrinpentarienz Behandlung der 
bei deren Verfaſſung vorkommenden öden oder 
unbeſetzten Unterthansgründe 4 232 215 

— — Pfarrmatrikelauszüge, das Militär betref⸗ 
fende, müffen jahrlich bis Ende Dezemder an 
das Feldſuperiorat eingeſendet werden. „ 94 82 

— — pfarrtemporalien; Amtshandlungen über 
diejenigen, bei denen Kreiskommiſſaren keine 
Diäten gebühren . 250 214 

— — Pfründen, bei welchen keine Inbentarial⸗ 

Pferde beſtehen; deren Verweſer werden für 
Exkurſionen aus dem Religionsfond entſchaͤdigt 215 203 
— — Prieſter, griechiſch katholiſche, als Religions⸗ 
Lehrer an öffentlichen Anſtalten angeſtellte; auf 
deren Wittwen und Waiſen haben Penfionss La 
vorſchriften geſetzliche Anwendung 8 144 126 

— — —, welche die theologiſchen Studien 
in Ungarn vollendet haben, müſſen vor ihrer 
Verwendung zur Seelſorge in außerungariſchen 
Provinzen einer Prüfung über die kirchliche 
Verfaſſung unterzogen werden . 222 209 

— — Seelſorger; das Armendrittel, von deren 
Verlaſſenſchaft unterliegt auch dann der Erb⸗ 
ſteuer nicht, wenn es deren Verwandte beziehen 8 9 

— ; deren Kongruen, Zuſchüſſe zu den⸗ 
ſelben N Gehalte der Kooperatoren werden 
mit Ende des Monats bezahlt . — 2251 215 

— — Seminarien, theblogiſche; Bewilligungen 
zur Aufnahme armer Zöglinge und die Verlei⸗ 
hung der Tiſchtitel aus dem Religionsfond ſind 
tax⸗ und ſtempelfrey, nicht aber die Verlei⸗ 
hung der Tiſchtitel von Privaten. 5 178 155 

— — Gtifte und Klöfter werden zur errichung 

178 


von Seminarien und Konvikten fuͤr die ſtudie. 

rende Jugend aufgefordert . 1 69 
Geiſtliche, Stifte; von dieſen geſchloſſene Vera 

träge bleiben für den Religionsfond verbindlich, 

wenn er in deren Verwaltung tritt . . 119 
— — èöͤglinge des griechiſch⸗katholiſchen cheolo⸗ 

giſchen Seminarium erhalten bei ihrem Aus⸗ 

tritte theologiſche Bücher, welche bey ihren Pfar⸗ 

ren als in verbleiben 150 
— „theologiſche des lateiniſchen Ritus, 

werden bei ihrem Austritte aus den Semina⸗ 

rien mit theologiſchen Büchern betheilt . 465 
Geiſtlicher Kuratklerus auf neuen Pfarreyen 

und Lokalkaplaneyen; deſſen eng 

beſſerung. . 6 
Geiſtliches Domkapitel, amenfhes deſſen 

Beſetzung und Dotazion « 180 
Geiſtlichkeit, galiziſche, hat das Eröſteuer⸗Ae⸗ 

quivalent in Konb. Muͤnze zu bezahlen . 124 
Geld oder Geldeswerth; Behandlung der 

hiemit beſchwerten Packete, die an ſolche Orte 

addreſſirt ſind, wohin der Poſtwagen nicht geht 72 
Geldtransporte; Beſtimmungen über Diä— 

ten für Beamte, Diener und Dienergehilfen 

bei ſchweren Geldtransporten . « 192 
— — ‚[hwere; hiebey werden die Diäten» Zulas 

gen für Kaſſabeamten und Diener beſtimmt . 246 
Geleitzoll; hievon find zur Zeugenſchaft bei 

ſtrafgerichtlichen Verhandlungen aus dem Kö⸗ 

nigreiche Polen berufene Juden befreit . 213 
Gemeinden, den Pfarreien zugetheilte; auch 

jene haben zur Unterſtützung der Schullehrer⸗ 

Wittwen beizutragen, die nicht eingeſchult ind 2 
— — müſſen zum Kaufpreiſe eines Platzes für 


Pfarrgebäude beitragen . — 3 


— — follen bei einer Baukonkutrenz duch un⸗ 


112 


tergeordnete Behörden nicht zu einer koſtſpieli⸗ 
geren Leiſtungsart verhalten werden, als erfor⸗ 
derlich iſt 8 1 . 
Gemeinden dürfen nicht mehr Abſchriften von 
Stockinbdentarien hinausgegeben werden, wohl 
aber von veriſtzirten Indentarien 
— — können wider die vom Gubernium des 
ſtimmten Lohnpreiſe der Sommeraushilfstäge 
den Rekurs ergreifen : . k 0 
Gemeindſpeicher⸗Gelder auf Darlehen; aus 
dieſen haben Guͤterbeſitzer den Anſpruch vor den 
in Bauunternehmungen begriffenen Bürgern . 
Seneral-Quartiermeifter» Staabs - Abtheiluns 
gen; die Dienſtkorrespondenz einzelner hievon 
detachirter Offiziere iſt poſtportofrey . 
Geographie; der erſten Gymnaſtalklaſſe wird 
ein neuer Grundriß der We vor⸗ 
geſchriehen - . . 
— — 3 Einführung eines neuen Lehrbuches der⸗ 
ſelben I. und II. Theil für 3 Klaſſe der 
Hauptſchulen . 0 5 
— — neueſte; von dieſer wird ein Lehrbuch für 
die zwepke Klaſſe der Gymnaſien herausgegeben 
— —z; bievon wird ein neues Lehrbuch für die 
dritte Grammatikalklaſſe eingeführt . 
— — neue, III. Theil für die vierte Gramma⸗ 
tikalklaſſe der Gymnaſien . . 
— — beren neues Lehrbuch IV. Theil für Gym⸗ 
naſien . . 
Gerichtlich gepfändetes Vermögen; wie ſich 
bei Einbringung der Steuerrückſtaͤnde rückſicht⸗ 
lich deſſelben zu benehmen fd . a h 
Gerichtliche Schägungen; deren Richtigkeit 
und die nothwendigen perſönlichen und Ver⸗ 
mögens⸗Eigenſchaften der Schägmänner wer⸗ 
den eingeſchaͤrft 0 + 0 . 
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54 45 


. 116 110 


198 172 


56 47 


229 213 


111 92 


144 128 
164 442 
187 162 
210 200 


241 224 


196 170 


. 223 209 


Gerichts⸗Taxen; Beſtimmung, wenn zu deren 
Berechnung eine Verlaſſenſchaſtsabhandlung als 
anhängig gemacht anzuſehen ſey . 5 

BG erreid» Handel wird Juden wieder erlaubt . 

Gewerbs-Anheimſagungz bei dießfalls angeſuch⸗ 
ter Abſchreibung der Erwerbſteuer muß der künf— 
tige Nahrungsweg nachgewieſen werden h 

— — Sache; Beſtimmung, welche Schankge⸗ 
werbe in den bufowiner-tandesfürftlichen Städ⸗ 
ten als radizirt anzuſehen fd . 2 1 

— — -; Beſtimmung, in wie ſerne Tapes 
zierer, Troͤdler und Lakierer in Lemberg auch 
mit enn handeln dürſen 1 

— — ; Verkehrsrecht der galiziſchen Land⸗ 
tiſchler mit 17195 Erzeugniſſen . 

— — -; die Ausübung der Buchbinderey 
iſt nur denjenigen zu geftatten, die ſich über 
die ordentliche Erlernung derſelben ausweiſen . 

— — -; wo keine chirurgiſchen Dfizinen 
ſind, kann auch andern Perfonen das Raſiren 
als Gewerbe geſtattet werden 

Gläubiger des italieniſchen Monte, deren Be⸗ 
friedigung die dabei betheilten Mächte überneh- 
men; dießfaͤllige Ausweiſe . 

Gnadengaben zur Ergänzung der Heiraths⸗ 
kauzions⸗Intereſſen, verlieren Offizierswittwen 
bei der ieee ohne Reſervazion 
und Abfertigung 5 

Granze, pölnifeh -ruffifche;-a an dieſer paßlos er⸗ 
griffene öſterreichiſche Unterthanen ſind, wenn 
ſie auch eine Anſiedlung im jenſeitigen Gebiethe 
einwenden, zurüͤckzuweiſen 2 

Gränzkämmerer find in Aerarial⸗ Tarſachen 
von dem Poſtwagenporto frei 0 0 

Gränzfäulen; wegen Aufficht über die Erhal⸗ 
tung derſelben werden die Vorſchriften erneuert 
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Grammatik, neue lateiniſche, wird für die dritte 
und vierte Klaſſe der Gynmaſien borgeſchrieben 

— — „neue griechiſche, II. Abtheilung, wird den 
Humanitätsklaſſen der Gymnaſten vorgeſchrieben 

— — , neue lateiniſche, für die erſte Klaſſe der 
Gymnaſien 

Griechiſch⸗ katholische Driefter, als Stiche 
lehrer an öffentlichen Anſtalten angeſtellte; auf 
deren Wittwen und Waiſen haben Penfionge 
vorſchriften geſetzliche Anwendung 

— — » katholiſches Seminarium theologiſches; 
deſſen Zöglinge erhalten bei ihrem Austritte 
theologiſche Bücher, welche bei ihren Pfarreien 
als Inventarſtücke verbleiben 1 

— — -unirten Ritus; der Uebertritt bom latei⸗ 
niſchen Ritus zu dieſem ift verbothen 

Griechiſche Grammatik, neue, II. Abtheilung, 
wird den Humanitätsklaſſen der Gymnaſien 
vorgeſchrieben . 8 

Griechiſches Lehrbuch, neues II. Theil, 155 die 
Humanitaätsklaſſen der Gymnaſien h . 

Großer Bann gegen die Beeinträchtigung der 
Judengefälle; muß in Gegenwart der Ortsobrig— 
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. 141 


Seite 


126 


. 150 133 


132 420 


. 114 


EN 


169 


109 
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keit kund gemacht werden . . . 250 220 


Gründe der Unterthanen, öde oder unbeſetzte, 
welche bei Verfaſſung der Pfarrinventarien bor— 
kommen; deren Behandlung 0 

Grundeigenthümerz Erläuterung des Hof: 
defrets vom Jahre 1816 wegen des Vorzugs— 
rechtes auf die Jurisdikzionuasuͤbung, welches 
jenen vor den Advitalitätsbeſitzern zukömmt 

Grundriß, neuer der Erdbeſchreibung, wirb der 
erften Klaffe der Gymnaſien vorgeſchrieben 

Grundſteuer, durch das neue Propiforium bes 
ſtimmte; muß die Kurat⸗Geiſtlichkeit entrichten, 
wenn ſte gegen früher geringer ausfällt, wenn 


22 


245 


144 


215 


226 


92 


auch dadurch die Kongrua geſchmalert würde . 218 200 


28 
=€ Seite 
a 
Grundſtücke, unterthaͤnige; Beſtimmungen für 
deren Zerſtückung . 1 . 65 54 
Güter, landtaäfliche; Juden in Seien welche 
ſolche vor dem Kreisſchreiben vom Jahre 1793 
erwarben, duͤrfen ſelbe auf ihre 3 
übertragen - 28 25 
— — des Staats und der Fonds; deren päch⸗ 
tern wird die Entrichtung der Steuern nicht 
mehr auferlegt 15 104 88 
— — Beſitzer haben auf Darlehen aus Ge⸗ 
meindſpeichergeldern den Anſpruch vor den in 
Bauunternehmungen begriffenen Bürgern 56 47 
— — Trennungen, in wie ferne eee 
den dürfen - : . 228 215 
Gymnafials Adjunkten; für dieſe wird die 
zehnte Diätenklaffe beſtimmt s a . 106 89 
— — „Klaſſe erſte derfelben wird ein neuer 
Grundriß der Erdbeſchreibung vorgeſchrieben 444 92 
— — Lehrern werden entgeltliche Privatkorre— 
petizionen unter beſonderen ane ge⸗ 
ſtattet . 55 Au 
— — „Schulbücher; Borri für deren Ver⸗ 
ſchleiß . 1 63 51 
Gymnaſien, katholiſche; an dieſen dürfen nur 
katholiſche Lehrer angeſtellt werden 1 2 21 
— —; fur die dritte und vierte Klaſſe wird eine 
neue lateiniſche Grammatik vorgeſchrieben . 108 90 
— — ; neue griechiſche Grammatik II. Abthei⸗ 
lung für deren Humanitaätsklaſſen F . 114 209 
— — ; für deren Grammatikalklaſſen wird ein 
neues Lehrbuch der roͤmiſchen Alterthümer eins 
geführt und der methodiſche * 1 
vorgefchrieben . 5 8 . 129 119 
— ; für deren erfte Klaffe wird eine neue la⸗ 
teiniſche Grammatik herausgegeben . . 154158 
— — ; für deren zweite Klaſſe wird ein Lehr⸗ 
buch der neueſten Geographie eingeführt . 161 442 


Gymnafien; für die Humanitätsklaſſen wird 
der II. Theil des neuen griechiſchen Lehrbuches 
hinausgegeben . . 

— — ; für deren dritte Grammatikalklaſſe wird 
ein neues Lehrbuch der Geographie II. Theil 
eingeführt 

— — ; für deren zweite Grammatiralklaſſe wird 
ein neues Lehrbuch der W I. 
Theil Dinausgegeben n . . 

— ; bei ſelben wird eine neue lateiniſche 
Ehreftomathie I. Theil eingeführt 2 

— — katholiſche; an dieſen find Akatholiken auch 
von proviſoriſchen Anſtellungen ausgeſchloſſen . 

— — ; für deren vierte Grammatikalklaſſe wird 
ein neues Lehrbuch der e III. Theil 
vorgeſchrieben . 0 

— —; für dieſe wird ein neues Lehrbüch der 
Staatengeſchichte II. und III. Theil hinausge⸗ 
geben. . 

— —; für diefe wird ein neues Lehrbuch der 
Staatengeſchichte IV. Theil und der neueſten 
Geographie IV. Theil eingeführt. 8 4 


H. 


Handel mit Getreid, wird Juden wieder erlaubt 
— — mit ledernen Stiefeln und Schuhen an 
Ort und Stelle, iſt Lemberger Handelsleuten 
ohne generelles Befugniß nicht geſtattet, wohl 
aber der Kommiſſions⸗ und Spedizionshandel . 
— — ache; Vorſchrift für den Hauſirhandel 
der Tyroler in den übrigen Provinzen. 9 
— — —; Beſtimmungen, in wie ferne Ta⸗ 
pezirer, Trödler und Lakierer in Lemberg auch 
mit Tiſchlerwaaren handeln dürfen, und über 
das Verkehrsrecht der galiziſchen Landtifchler . 
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Handlungen und Niederlagen mit Meubeln, 
werden geſtattet 5 

Handroboth; die Verwandlung eines Zug⸗ in 
zwey Handrobothtage, iſt in dem Falle geſetz⸗ 
mäßig, wenn der Frohnpflichtige ſein Zugvieh 

aus eigener Schuld verlor . 

Handſtipendien; deren Errichtung für Kan⸗ 
didaten der Theologie des Dienen 


ten Ritus 
Häuſer, neuerbaute oder verbeſſerte, in Lem⸗ 


berg; die diesfalls bewilligten Steuer⸗Freyjahre, 
erſtrecken ſich auf den Nacht⸗, n. und 
Beleuchtungsbeytrag. 0 
Haupt ⸗Normalſchulen; für dieſe werden Zeich⸗ 
nungsprämien bewilliget . 5 . . 
— — Schulen; Beſtimmung, bon wem, und 
in welchem Verhaͤltniße die Koſten der inneren 
Einrichtung bey ſelben zu tragen find . e 
— — — galiziſche; an dieſen ift die pohlni⸗ 
ſche nebſt der deutſchen Sprache zu lehren . 
— — — z für die vierte Klaſſe derſelben, wird 
ein neues Lehrbuch der n I. und II. 
Theil, eingeführt . 1 
— — » Schullehrer⸗ Gehilfen; deren Dienſtjahre 
zählen zur Penſionsfaͤhigkeit 5 . 0 
Hauſirhandel der Tyroler in den übrigen Pro— 
vinzen; diesfällige Vorſchrift als Nachtrag zu 
dem Hauſir-Patente. N 
Hausſperre beym Peſtvberdachte; kann die Mi⸗ 
litärbehoͤrde ſelbſt verfügen; die Auflaſſung der— 
ſelben, hat jedoch unter Mitwirkung der politis 
ſchen Behörde zu geſchehen. 
Heiraths⸗Kauzions-Intereſſen; Dffisiendmitte 
wen, welche zu deren Ergänzung eine Gnadens 
gabe beziehen, verlieren dieſe bey der Wieder» 
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vereheligung ohne Reſerbazion und Abfertigung 243 227 


Hofſtellen; zu deren Entſcheidungen vorgelegt 
werdende Abſchriſten von Urkunden müffen von 
Behörden beglaubigt in 

Nn 

Indigenat; een der Zaren für deſſen 

Verleihung 


mit dem Ausland — 5 

Inquiſtiten dürfen die Diäten und Reiſekoſten 
der Kriminalgerichts⸗-Beamten nicht tragen 

— — bei Kriminalgerichten dürfen in der Ver⸗ 
pflegung wenigſtens nicht härter behandelt wer⸗ 
den, als die zur geringſten Strafe verurtheil⸗ 
ten Sträflinge - 3 

Inſtrukzion über den metbodiſchen Vortrag 
des neuen Lehrbuches der roͤmiſchen Alterthü⸗ 
mer in den Grammatikalklaſſen der Gymnaſten 

Inſtitut, volitechniſches, in Vien; in dieſem 
werden dier Stipendien zu 200 Gulden Konv. 
Münze errichtet ‘ . . . 8 

Inteteſſen; ſiehe Zinſen. 

— — Quittungen don Kapitalien, welche Ar» 
men-, Taubſtummen⸗ und Blinden⸗Inſtituten 
dann Waiſenhäuſern gehören, find ſtempelfrey 

— — von Heitathskauzionen; Difizierswittiwen, 
welche zu deren Erganzung eine Gnadengabe 
deziehen, verlieren dieſe bei der Wiederverehe⸗ 
ligung ohne Reſerbazion und Abfertigung. 

Invaliden des Patental» und Reſerdazionsſtan⸗ 
des verſtotbene; deren Urkunden und Todten⸗ 
ſcheine müſſen dem Generalkommando einge⸗ 
ſendet werden 

Inventarial Schudigreiten, unterthänige; 3 für 
deren Verifizierung gebühren Kreistommifjären 


ahl der 
eg 
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120 
Inländiſche Behörden; deren Kotreſpondenz ’ 


18 


10 
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29 
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keine Diäten 8 - 4 8 205 477 


Inventarien; Erneuerung der Vorſchrift we⸗ 
gen deren Aufnahme von Kirchen, Klöftern 
und Stiften 

— —⁵ overiſtzirte; von dieſen dürfen Gemeinden 
Abſchriften hinausgegeben werden, nicht aber 
von Stockinventarien. 5 

— — der Pfarreyen; nachträgliche Vorſchriſt für 
die Preisbeftimmung der Krehnen ben deren 
Verfaſſung 

— — Behandlung der bey e, Bere 
feffung vorkommenden oͤden oder unbefegten 
Unterthansgrunden 5 

Irrenanſtalt in Lemberg; wenn Bahnfinnige 
nicht durch die Perſonal⸗Inſtanz dahin abgege⸗ 
ben werden, muß die Anzeige an die Landes⸗ 
ſtelle erſtattet werden. ö 

Italieniſche Weine; Beſtimmung, weiche zum 
Behufe der Verzollung als edle anzufehen ſind 

Italieniſcher Monte; Ausmweife über deſſen 
Schuldbeträge und Gläubiger; deren Befriedi⸗ 
gung die dabey betheilten Mächte übernehmen 

Jubilirte Beamte; Beſtimmung des Tages, mit 
welchen deren Gehalte aufhören B 8 

Juden, welche vor dem Kreisſchreiben vom Jahre 
17085 landtafliche Güter in Galizien erwarben, 
dürfen ſolche auf ihre Nachkommen übertragen 

— — wird der Getreidhandel wieder erlaubt . 

— — ; Bedingungen zu deren Ueberſtedlung nach 
Lemberg. 8 . 

— — , aus dem Königreiche pohlen zur Zeugen 
ſchaft bey ſtrafgerichtlichen Verhandlungen be⸗ 
rufene, find vom Geleitzolle befreht . 5 

— — können zu Pachtungen der Mauthen auch 
in der Nahe von Salzkokturen zugelaſſen werden 

— — dürfen zu keiner Arbeit im Innern bereits aus⸗ 
geweihter katholiſcher Kirchen zugelaſſen werden 


« 189 


252 


. 224 


84 


104 
145 
28 
36 


57 


215 
219 


250 


Seite 


165 


215 


210 


70 


86 
129 
23 
28 


23 


201 
207 


2355 


Juden⸗Gefälle; der große Bann gegen deren Be⸗ 
einträchtigung muß in Gegenwart der Orts⸗ 
obrigkeit kund gemacht werden 95 4 

Jüdiſche Begräbnißſtätte; Bewilligungen zu des 
ren Errichtung, ſind tarfrey 7 

Jugend ſtudierende; fur dieſe werden Stifte und 
Klöfter, zur Errichtung don vr en und 
Konbikten aufgeſordert . 5 


Zahl der 
Verordnung 
oa 
Ri 


256 220 


32 26 


96 85 


Jutibkſiche Fakultät in Lemberg; Par "Deran m 


derſelben iſt, mit Ausnahme der wirklichen Pros 
foeſſoren, jeder am einer inlandiſchen Lehranſtalt 


graduirte Doktor der Rechte wählbaoeͤ r 


Jurisdikzions⸗Ausuͤbung; Erläuterung des 
Hofdekrets vom Jahre 1816, wegen des Vor⸗ 
zuͤgsrechtes , welches Grundeigenthümern vor 
Adbitalitätsbeſitzern zu kömmt 


od K. 

Kandidaten der Theologie des griechiſch⸗nicht⸗ 
unirten Ritus; für dieſe werden Handſtipendien 
errichtet . Ang 

— — zu Schulämtern; für felbe wird Peitl's 
Methodenbuch vorgeſchrieben 5 F 

Kapitalienz in alteren Zeiten in ſchwerer Münze 


60 55 


248 226. 


204 475 


targeliehene; wegen deren Ruͤckzahlung find die 


Paragraphe 9 und 12 des Finanzpatents vom 
Jahre 1811, durch jenes vom Jahre 1816 nicht 
aufgehoben such 2 
— — , melde Armen ⸗ Taubſtummen· und Blin⸗ 
den⸗Inſtitutendann Waiſenhäuſern gehören; dies⸗ 
fällige Intereſſen⸗ Quittungen find ſtempelftey 
Karenz⸗ und Eharakters⸗Taxen; Beſtim⸗ 
mung der Fälle, in welchen Militäroffiziere bey 
ihrem Uebertritte in Zivildienſte, dieſelben zu 
zahlen haben 2 1 
Kartel zur Auslieferung d der Deſetteurs; ; fiehe 
Cartel. 


69 50 


126 416 


182 158 
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Kaſſa⸗ Beamte, Diener und Dienergehitfen; Be⸗ 
ſtimmungen über deren Diatenzulagen bei 8 
ſchweren Geldtransporten + h. 192 467 

— — Sache; die Einlöſungs⸗ und Antizipazions⸗ 9 
ſcheinkaſſe kommt unter die Leitung der öſten⸗ n 
reichiſchen Nazionalbank⸗Direkzion, und führt enn 
den Namen einer Wiener⸗Währ ug ane! 
Verwechslugskaſſa ee 32 27423 

Kaſſen; die Korreſpondenz der Nazionalbank 127776 
mit ihren Verwechslungskaſſen, iſt portofrey 155 122 

Katholiſche Gymnaſien; an dieſen dürfen nur 
katholiſche Lehrer angeſtellt werden „ 25 21 

— — Lehranſtalten; an dieſen ſind Akatholiken 
auch bon probiſoriſchen Anſtellungen ausgeſchlaſſen 209 472 

— — Kirchen bereits ausgeweihteg im Innern 
derſelben dürfen Juden zu er Arbeit zuge⸗ 
laſſen werden . 5 . 255 

Kataſtral⸗ Schätungs⸗ Gegenſtände ramtliche⸗ 
ſind, poſtportofrey Ted n ον⁰ , . 227 212 

Kaufpreiſe für Platze zu Pfarrgebäuden; hiezu 
müſſen Dominien, Patronen und: Gemeinden 

beytragen . 8 3 

Kauzion; hiezu konnen Dbligagtonen Ben * 
ren traktatmaäßig anerkannten, in der Verlo⸗ 
ſung begriffenen öſterreichiſchen Staatsſchuld 
verwendet werden 5 6 

— 5 vor deren Erlag dürfen Individuen, var : 
che eine mit Kauzion verknüpfte Dienſtſtelle er⸗ 
langen, zum Dienſteid nicht zugelaſſen werden 128 44 

Kauzionenz als ſolche werden Akzien der öſter⸗ 
reichiſchen Nazionalbank nicht angenommen 52 44 

Kavallerie; ſiehe Cavallerie. 

Kinder der Beamten, ganz verwaiste; denſelben 
gebührt der Genuß der halben mütterlichen Pen⸗ 
fion, fo lange, als noch eines von ihnen unter 1 
dem Normalalter iſt. 2 r e 22 19 


Zahl der 
Verordnung 
E 


Kinder vom Militär; wie rückſichtlich derſelben a 
die Matrikelausweiſe zu verfaſſen ſind . 80 76 
Kirchen; Beſtimmung, wem das Vermögen auf⸗ f 
gehobener Filialkirchen gehöre . m . 46 35 
— — „alte, an deren Stelle neue gebauet wer⸗ ’ 
den; Beſtimmung, wem deren Verkaufspreis 72 
gehöre . 45 
— — 5 megen Aufnahme der Inbentarien, von N 
felben wird die Vorſchrift erneuert 75 62 
— — z bey ſelben ſollen Leichenhofe nicht beſtehen 191 465 


* 
or 


— —, katholiſche, bereits ausgeweihte; im Ine 
nern derſelben dürfen Juden zu keiner Arbeit 
zugelaſſen werden . . . 250 235 
Kirchliche Verfaſſung; hierüber ithäffen home * 


Prieſter vor ihrer Verwendung zur Seelſorge 

in außerungariſchen Provinzen einer Prüfung rn 

unterzogen werden, welche die theologiſchen 

Studien in Ungarn vollendet haben 222 209 
Klagen über Abſtiftungen ſind nicht an die 

Obvigkeit zurückzuweiſen, ſondern von Kreiss 

ämtern in erſter Inſtanz zu behandeln. 140 126 
Klodnitzer Kanal, von Koſel bis Gleiwitz; 


preußiſches Regulatib der Schifffahrts⸗, Plage g 

und Niederlagsgelder auf ſelben . | 68 50 
Kloſter; wegen Aufnahme der Inventarien wird 

die Vorſchrift ertheilt. 5 4 75 62 


— — und Stifte, werden zur Errichtung von 
Seminarien und Konvikten für die ſtudierende 
Jugend aufgefordert. 5 2 96 85 
Knechte (Struſchen), bey Stellen gegen Tag⸗ 
lohn aufgenommene; deren Lohnquittungen id 
find ſtempelfrey 8 t 128 418 
Körperliche Züchtigung; derſelben unterliegen 
Bauernwirthe in ſchweren eienr 5 
tungsfallen nicht } a \ „15 14 
Kohlenfuhrenz in wie ferne in der Bukowina . 
unter die mautbefreyten Bergfuhren gehören. 12 12 


Kolo meaer Kreis; in felben zur Handhabung 


der öffentlichen Sicherheit aufgeſtellte Wachpo⸗ 
ſten, erhalten ihre Servicegebühren von Ge⸗ 
meinden . . „ mer 2 

Kommiſſionen, in einer Entfernung von we⸗ 
niger als zwey Meilen; auch hiefür werden dem 
Sanitätsperſonale Diäten paßirt. 5 0 

Kommiſſions⸗Handel, mit ledernen Stiefeln 
und Schuhen, iſt Lemberger Handelsleuten ohne 
generelles Befugniß geſtattet, nicht aber der 
Handel an Ort und Stelle. 0 2 

— — „Koſten in ſchweren Polizeyübertretungenz 
ſtehe Unterſuchungskoſten. 

Konduktquartal; hiebey kommen auch die in 
partem salarii bezogenen, vertaxirten nicht 
oneroſen Emolumente in Anſchlag a K 

— —; Beſtimmung des Anſpruches der Beam» 
tenwittwen auf ſelbes 4 0 5 

Kongregazion der Redemptoriſten, wird in 
der öſterreichiſchen Monarchie wieder hergeſtellt 

Kongruen der Seelſorger und Zuſchüſſe zu den⸗ 
ſelben, werden mit Ende des Monats bezahlt. 

Konvikt in Wien; Vermehrung der theologi⸗ 
ſchen Zoͤglinge Galiziens in ſelben . 

— — — ; in dieſes werden theologiſche ade 
linge Galiziens, auch mit der zweyten Klaſſe 
aus der Mathemathik aufgenommen, wenn ſie 
die Vorzugsklaſſe aus der Religion und Philo⸗ 
ſophie 9 5 . 8 

— ; Beſtimmung des unterhaltes für 
die aus ; felben austretenden theologiſchen Bög- 
linge des griechiſch⸗nichtunirten Ritus, dis zu 
ihrer Anſtellung K . 

Konvik te; zu deren Errichtung für die ſtudierende 
Jugend, werden Stifte und Klöfter aufgefordert 

Fonſtitut, mit Schüblingen aufgenommenes; 


121 413 


139 125 
174 152 
50 40 
251 215 


27 22 


54 27 


140 91 


96 83 


“2 
hievon muß Schubpäffen ſtets eine Abſchrift bei⸗ 
gelegt werden . 160 
Konzeptspraktikanten; deren Beſahigungs⸗ 

Dekrete über die politiſche Prüfung unterliegen 

dem Stempel von 15 Kreuzer . s . 131 
Kooperatoren, welche aus den Einkünften der 

Pfründen er Dale werdenz für dieſe müſſen zwei⸗ 

hundert Gulden Konv. Münze in Abzug ge- 

bracht werden . . 202 
— — ; Bedingungen, unter nn dieſe Pfar⸗ 

rern aus den Pfarrerträgniffen oder aus dem 

Religionsfonde geſtattet werden . 5 224 
— — geiſtliche; deren Gehalte werden mn en- 

de des Monats bezahlt 8 . . 251 
Korrepetiziomen, entgeltliche, zu ben ife 

Profefforen der Fakultäts⸗Studien verbothen. 53 
— — — , perden Gymnaſtal⸗, Normal» und 

Triviallehrern unter beſonderen Bedingungen 

geſtattet . . 53 
Korrefpondenz der inländiſchen Behörde mit 

dem Auslande. . 18 
— — der Aerarial⸗ Mauthpächter wit Behörden z 

diesſalls find erſtere portopflichtig. 1 . 134 
— — , swiſchen der Nazionalbank und ihren 

Verwechslungskaſſen, iſt portofrey . « 155 
— — , mit nicht landesfürſtlichen Behörden in 

Kriminal⸗Angelegenheiten oder ſchweren Poli— 

zeyübertretungen; hiebey muß der Gegenſtand 

zur Bewirkung der Poſtporto⸗Freyheit, auf der 

Addreffe bezeichnet werden . . . 146 
— — , in Dienſtſachen einzelner von Generali 

Quartiermeiſterſtaabs-Abtheilungen detachirter 

Offiziere, iſt poſtportoſrey . c 229 
— — —, müſſen Dominien wenigſtens ein⸗ 

mal in der Woche, von den Poſtamtern abho« 

len laſſen . 1 R . 1 . 244 
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Krankenhaus, allgemeines, in Lemberg; deſſen 
Verpflegsgebühren werden für auswärtige und 
einheimiſche Kranke gleichgeſtellt . 5 . 138 125 

Krankenwaärter, eigene bezahlte, dürfen zur 
Wartung kranker Unterthanen nur in drin— 
gendſten Fällen aufgeſtellt werden 1 . 148 151 

Kreditſache; Obligazionen der älteren öſterrel⸗ 
chiſchen Staatsſchuld, konnen au Kauzionen 
rer werden . 6 5 

— —; Modalitäten für die Um⸗ 12 Zuſam⸗ 
menſchreibung berloster Obligazionen . . 21 54 

— —; Beſtimmungen für die Erhebung der 
Zinſen, von jenen in Papiergeld verzinslichen 
Obligazionen, welche bey der oͤſterreichiſchen 
Nazionalbank für erhaltene Darlehen deponirt 
ſind . . . . . . 67] 55 46 

— —; die Umſchreibung auf fernere Verzin⸗ 
fung der für Weſtgalizien und den Zamoscer 
Kreis Oſtgaliziens ausgeſtellten Kriegsdarlehns⸗ 
und eee wird 


8 0 . 109 90 
— — ; Aufhebung der vereinigten Einlöſungs⸗ 
und Tilgungs⸗ Deputazion . 127 117 


Kreisamter; don dieſen find Klagen über Ab⸗ 
ſtiftungen der Unterthanen, in erſter Inſtanz 
zu behandeln . 3 . 140 126 
— F-; deren Amtshandlung, wenn Militär⸗ 
Subarrendatoren gegen die Müller Klage führen 151 133 
Kreisärzten gebühren auch in Polizey-Sani⸗ 
tätsfällen, Diäten . 20 17 
Kreisfommiffäre, bey Straſſenbauten durch 
Pribatkonkurrenz einſchreitende; deren Diäten» 
Gebühr . 2 806 71 
— — s denſelben gebühren bey Subarrendirungs⸗ 
Verhandlungen keine Diäten, in beſonderen Fäls 
ken erhalten fie Nemunerazionen . 5 Zu: 


Kreiskommiſſäre; denſelben gebühren für die 
Verifizirung der Unterthans⸗Schuldigkeits⸗ 
Inventarien keine Diaͤten . N 

Kriegsdarlehens-Obligazionen, für Weſtgali⸗ 
zien und den Zamoscer Kreis Oſtgaliziens aus 
geſtellte; deren Umſchreibung und fernere Ver— 
zinſung wird eingeſtellt 5 . 

Kriminal» Angelegenheiten; bei derley g 
pondenz mit nichtlandesfürſtlichen Behörden 
muß der Gegenſtand zur Bewirkung der Pofte 
portofreiheit auf der Addreſſe bezeichnet werden 

— — Gerichtsbeamten; deren Diäten und Rei⸗— 
ſekoſten werden nicht von Inquiſiten getragen. 

— — Ingquiſiten dürfen in der Verpflegung 
wenigſtens nicht harter behandelt werden, als 
die zur geringſten Strafe verurtheilten 
linge . 

Kurat» Geiftlichteit uf die 9 das neue pro- 
viforium beſtimmte Grundſteuer entrichten, 
wenn ſie gegen früher geringer ausfällt, wenn 
auch dadurch die Kongrua geſchmalert wird 

— — „Klerus auf neuen Pfarreien und Lokalka— 
planeien; deſſen Unterhaltsverbeſſerung . 5 


L. 


Lakierer in Lemberg; Beſtimmung, in wie 
ferne ſelbe auch mit Tiſchlerwaaren handeln 
dürfen. 

Landes für ſtliche eee wirklich dienen 
können zu ſtändiſchen Verordneten gewählet 
werden . . . 

— — Städte in der Bukowina; Beſtimmung, 
welche Schankgewerbe daſelbſt als radizirt an⸗ 
zuſehen ſind 

Landtäfliche Güter dürfen Juden in Galizien, 

18 * 
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welche ſolche vor dem Kreisſchreiben vom Jahre 
1795 erwarben, auf ihre Nachkommen über⸗ 
tragen 
Landtiſchler ligiſchgz deren Bee 
mit ihren Erzeugniſſen 5 5 
Landwirthſchaftliche Schrtangt; deren 
Errichtung in Czernowitz 
Lateiniſche Grammatik, neue, für die erſte Klaſſe 
der Gymnaſien 8 . 
— — Geminarien, theologiſche; aus dieſen aus; 
tretende Zoͤglinge werden mit theologiſchen Bü⸗ 
chern betheilt . . . 
Lateiniſcher Ritus; der Urbeveriet von blem 
zum griechiſchen Nitus ift verbothen . 0 
Laſten, allgemeine, find austretende Militär⸗In⸗ 
dividuen zu tragen ſchuldig 8 6 
Lederne Stiefel und Schuhe; mit diefen iſt 
lemberger Handelsleuten der Handel an Ort und 
Stelle ohne generelles Befugniß nicht geſtattet, 
wohl aber der Kommiſſions- und Spedizions⸗ 
handel . 9 N 
Lehranſtalten, zſterreichiſche; an bieſen dürfen 
ſardiniſche Studierende ii aufgenommen 
werden . » . . . . 
— —, theologiſche; denſelben werden die arabi⸗ 
ſchen und aramäiſchen Sprachlehren des Pros 
feſſors Oberleithner als Lehrbücher vorgeſchrieben 
— —, katholiſche; an dieſen dürfen nur katholi⸗ 
ſche Lehrer angeſtellt werden ö 
— — E; an dieſen find Akatholiken auch 
von proviſoriſchen Anſtellungen ausgeſchloſſen . 
Lehrbuch, allgemeines, für die Philoſophie; als 
ſolches wird Leonhard's Auszug aus dem grös 
ßeren Religionshandbuche des Probſten Frint 
vorgeſchrieben . 8 0 N 
— —, neues, der roͤmiſchen Alterthümer, für die 
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Srammatifaltlaffender Gymnaſien, ſammt In⸗ 
ſtrukzion über den methodiſchen Vortrag des— 


Zahl der 
Verordnung 


ſelben . 8 129 
Lehrbuch, neues der e 8 I. Theil 

für die vierte Klaſſe der Hauptſchulen . 144 
— — der neueſten Geographie für die zweyte 

Klaſſe der Gymnaſten Gi . 164 
— —, neues, griechiſches II. Theil, für 5 Hur 

manitärsklaffen der Gymnaſien . . 169 
— — — der Geographie II. Theil wird für 

die dritte Grammatikalklaſſe eingeführt . 187 
— — — der Staatengeſchichte I. Theil für die 

zweyte Grammatikalklaſſe der Gymnaſten . 188 
— — — der Geographie III. Theil für die 

vierte Grammatikalklaſſe der Gymnafien 210 
— — — der Staatengeſchichte II. und III. 

Theil für Gymnaſten ° 1 . 214 
— — — der Staatengeſchichte Iv. Theil und 

der neueſten Geographie IV. Theil (Hr die Gym⸗ 

naſien . . 241 
Lehrer; nue 1 liche dürfen an katholiſchen 

Gymnaſien angeftellt werden 5 1115925 
— — der Religion; auf Wittwen und Waiſen 

der als ſolche an öffentlichen Anſtalten angeftell- 

ten griechifch » farbolifchen Prieſter haben Pens 

ſionsvorſchriften gefegliche Anwendung . 144 
— — oder Vorſteher einer Lehranſtalt, die mit 

Schülern nahe verwandt ſind; wie dießfalls bei 

Prüfungen fuͤrzugehen ſei 2 . 195 
— —, alatholiſche, find auch von prodiſoriſchen 

Anſtellungen an katholiſchen Lehranſtalten aus— 

geſchloſſen 199 
Lehrern an Gymnaſien, Norma Trivial 

ſchulen werden entgeltliche Privatkorrepetizio⸗ 

nen unter beſonderen Bedingungen erlaubt 55 


Lehrgehilfen an Hauptſchulen; deren Dienfts 
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jahre zählen zur Penſtonsfähigkeit, jener an 
Trivialſchulen nicht . 1 N 

Lehrkanzel der Landwirthſchaft; deren Er⸗ 
richtung zu Czernowitz . 

Leichenhöfe follen nicht neben Kirchen beſtehen 

Lemberg; Bedingungen zur eee sche 
willigung für Juden . . 

— — ; das ſchnelle Reiten und Fahren Ste⸗ 
henlaſſen der Pferde und Schnalzen mit der 
Peitſche wird in Lemberg unterfagt . . 

Lemberger Tapezierer, Trödler und Lakierer; 
Beſtimmung, in wie ferne ſelbe auch mit Tiſch⸗ 
lerwaaren handeln dürfen . 

— A juridiſche Fakultät; zum Dekan derfelden 
iſt mit Ausnahme der wirklichen Profeſſoren 
jeder an einer inlaͤndiſchen Lehranſtalt graduirte 
Doktor der Rechte wählbar. 0 5 . 

— — neu erbaute oder verbeſſerte Häuſer; die 
dießfalls bewilligten Freijahre erſtrecken ſich auf 
den Nacht-, Feuerwach⸗ und Beleuchtungsbeitrag 

— — Handelsleuten iſt der Handel mit ledernen 
Stiefeln und Schuhen an Ort und Stelle ohne 
generelles Befugniß nicht geftaitet, wohl aber 
der Kommiſſions- und Spedizionshandel 

— — allgemeines Krankenhaus; deſſen Ver— 

pflegsgebühren werden für auswärtige und ein» 
heimiſche Kranke gleichgeſtellt h . 

— — armeniſches Domkapitel; deffen Beſetzung 
und Dotazion . N 

— — Itrrenanſtalt; wenn Wah: ıfinnige nicht 
durch die Perſonal-Inſtanz dahin abgegeben 
werden, muß die Anzeige an die Landesſtelle 
erſtattet werden E J 

Leonhard's Auszug aus dem größeren Reli⸗ 
gionshandbuche des Probſten Frint wird als all⸗ 
gemeines Lehrbuch 23 die 9 vorge⸗ 
ſchrieben . 0 0 . 
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Zahl 


Lieferungs-Dbligazionen, für Weſtgalizien und 

den Bamoscer Kreis Oſtgaliziens ausgeſtellte; 

deren Umſchreibung und fernere Venn ae 

wird eingeftellt . 8 fi . 109 
Lohnpreiſe der Sommeraushilfstage, vom Gu⸗ 

bernium beſtimmte; wider dieſe koͤnnen Do» 

minien und Gemeinden den Rekurs ergreifen . 198 
Lohnquittungen der gegen Taglohn bei den 

Stellen aufgenommenen Knechte (Struſchen) 

ſind ſtempelfrei ä 128 
Lokalkaplaneien, neue; Unterhalts -Verbeſſe⸗ 

rung für den bei ſelben angeſtellten Klerus . 6 
Lombardiſch⸗denezianiſches Königreich; Be— 

handlung der daſelbſt gebürtigen Deſerteurs . 91 
— — spenezianifhe Regimenter; Behandlung 

der aus deutſchen Provinzen gebürtigen Adeli« 

chen, welche als Supplenten in ſelbe eintreten, 

und als ex propriis Gemeine überſetzt werden 


wollen . R . 167 
Lotterien auf eigene Ziehung bedürfen der 
allerhochfter Bewilligung . 98 


Lottoſache; Bedingungen für die Bewilligung 
den Ziehungstag einer Realitäten » Lotterie hin» 
auszuſchieben . 258 
Luſtſeuche; Bekanntmachung der Borfiten, 
damit Pflegemutter von Findlingen nicht mit 
ſelben angeſteckt werden. . ; 220 


M. 


Mahnungen der Mauthpachter wegen rückſtän⸗ 
digen Pachtraten; dießfällige Rezepiſſen ſollen 
Ortsobrigkeiten ſchleunigſt einſenden . 246 

Mangel des boſen Vorſatzes entſchuldigt bei Ge⸗ 
fallsübertretungen nicht | 97 

Manufſkripte; die Zenſurvorſchriſt, daß von 
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90 


446 


84 


217 


207 


205 


dieſen zur Erlangung der Oruckbewilligung zwei 
Exemplare vorgelegt werden müſſen, wird auf 
den Nachdruck ausgedehnt . 8 
Maria⸗Thereſien⸗Orden; ſiehe Thereſten Orden. 
Marktpreis» Tabellen; welche Ortsobrigkeiten 
den Militär ⸗Verpflegsämiern erfolgen, hiefür 
wird die Vergütung beſtimmt 9 0 
— — Zettel; für deren Ausfertigung wird 
Städten und Ortsgerichten die Gebühr von 8 


Zabl der 
Verordnung 


240 


64 


Kreuzer Konv. Münze bemilliget . 5 58 
Matrikel⸗Ausweiſe; Vorſchrift wegen deren 
Verfaſſung rückſichtlich der Militäar- Kinder . 89 
— — Auszüge der Pfarrer über Militärperfos 
nen muͤſſen jährlich bis Ende Dezember an das 
Feldſuperiorat eingeſendet werden 8 . +94 
— — Bucher über Getaufte; in dieſen muß 
der Tag der Geburt verläßlich aufgeführt werden 92 
Mauth; bon deren Entrichtung find Tabakpflan⸗ 
zer bei der Zufuhr des Tabaks in die Aerarial⸗ 
Ne nicht befreit . 2122 
— —; von dieſer find Equipagen der durch 
lauchtigſten Erzherzoge Brüder Seiner Maje— 
ſtät befreit ° 2 1 8 2 . 239 
— — -⸗Gebuͤhr; hiezu verpflichtet nur das wirk— 
liche Paſſiren des Mauthſchrankens “ 0 1 
— — »Pachtungen; hiezu koͤnnen Juden auch 
in der Nahe von Salzkokturen zugelaſſen werden 219 
— — Pächter ſind in ihrer Korrespondenz mit 
TER N flichtig 0 . 154 
— — deren Rezepiſſen 3 Mahnungen 
wegen rückständigen Pachtraten ſollen Orts- 
obrigkeiten ſchleunigſt einſenden 216 
— — Sache; Beſtimmung, in wie ferne in der 
Bukowina Kohlen- und Erzfuhren unter die 
e Bergfuhren gehören. 1912 
— — ; Bedingungen * =) auf 
87 


Pridatmäutbe & 8 5 
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22 


12 


72 


Mautb-Sacdhe; Uferbewohner in Gegenben, wo 
Aerarial⸗Ueberfuhren beſtehen, dürſen ſich der 
eigenen Schiffe für ihre Perſon und Effekten, 
nicht aber ie Fremde bedienen . . 

— — Ueberfuhren über die Weichſel ſind 
außer den ſchon an = nicht mehr zu ge» 
ſtatten c . 

— — Schranken; nur das wirkliche Poſſiren 
derfelben verpflichtet zur Mauthgebühr . . 

Medizin koͤnnen Ausländer , welche in den 
öſterreichiſchen Staaten die Philoſophie nicht 
hörten, daſelbſt ſtudieren, und die ſtrenge Prü- 
fung, jedoch nur für die Praxis im Auslande, 
ablegen . 8 

Methodenbuch des Peit'ls wird für Schul⸗ 
amtskandidaten vorgeſchrieben 

Meubeln-⸗Handlungen und Niederlagen werden 
geſtattet . 9 8 

Militär; daſſelbe betreſſende ꝙfarrmatritelaus⸗ 
züge müffen jahrlich bis Ende Dezember an 
das Feldſuperiorat eingeſendet werden . 4 

— — ; Behandlung jener aus deutſchen Pros 
binzen gebürtigen Adelichen, welche als Sup⸗ 
plenten in lombardiſch⸗venezianiſche Regimen⸗ 
tern eintreten, und als ex propriis Gemeine 
überſetzt werden wollen . 

— — Behörde darf beim Peſtverdacht dis Haus⸗ 
oder Ortsſperre verhängen, die Auflaſſung der⸗ 
ſelben hat jedoch unter Mitwirkung der politi— 
ſchen Behörde zu geſchehen . 1 4 

— — Deferteurs im lombardiſch-venezianiſchen 
Koͤnigreiche gebürtige; deren Behandlung 

— — Deſerteues; fuͤr die in Kartel mit Bayern 
beſtimmte Taglia wird der vier und zwanzig 
Guldenfuß feſtgeſetzt . h 

— — deſerzion; zu deren Verhinderung ſind 
Ortsobrigkeiten verpflichtet, thätigſt mitzuwirken 
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Militär⸗ Einquartierung; hievon find Pulver⸗ 


werke befreit - 8 1 5 
— — Erxekuzion; Zuſätze zu Eu biepfälligen 

Vorſchriften, rückſichtlich der Zahl der verwen⸗ 

deten Mannſchaft 5 158 140 
— — „Erekuzions⸗ Ueberſchußgelder; deren Be⸗ 

handlung © . 099 84 


— — IIndibiduen, A ekende, ſind zu Wahn 

daß fie den Cibilbehorden Gehorſam, und die 

allgemeinen Laſten zu tragen ſchuldig find 479 455 
— — Invaliden des Patental- oder Reſerba⸗ 

zionsſtandes, verſtorbene; deren Urkunden und 

Todtenſcheine muſſen dem Generalkommando 

eingeſenget werden . 405 88 
— — Kinder; wie rückſicht ich derſelben die Ma⸗ 

trikel⸗Ausweiſe zu verfaſſen find . 89 70 
— — »Offtziere; Beſtimmung der Falle, in wel⸗ 

chen dieſe bei ihrem Uebertritte in Eivildienfte 

Eharakters- und Karenztaren zahlen . . 182 158 
— — Offiziers⸗Wittwen, welche zur Erganzung 

der Intereſſen ihrer Heir athskauzionen eine 

Gnadengabe beziehen, verlieren dieſe bei der 

Wiedervereheligung ohne Reſervazion und Ab⸗ 

fertigung . N 8 . 245 227 
— — ⸗penſtoniſten, wenn fe in das Ausland 

gegangen ſind, duͤrfen die Penſton weder ſelbſt 

dahin, noch ihre Familien im Inlande ohne 

allerhöͤchſter Bewilligung beziehen 7 247 229 
— — Perſonen, in den Kriegsjahren 1806, 1809, 

1845 und 1845 verſtorbene, deren mangel⸗ 

hafte Todtenſcheine in fremden Staaten aus— 

geſtellt wurden; dießfalliges alphabetiſches Nas 

mensderzeichniß 0 254 218 
— — Rekrutirungsflüchtlinge; als poche känden 

nur jene Individuen angeſehen werden, deren 

dießfallige Quglifikazion durch eine vorherge⸗ 


Zahl der 
Verordnung 


gangene Unterſuchung außer Zweifel geſetzt 
wurde. 3 

Militär⸗Reſerbe; der Reſt des chriſtlichen Kon⸗ 
tingents, womit ein Dominium nicht aufkom⸗ 
men kann, muß auf den ganzen Werbbezirk 
umgelegt werden 1 10 

— — Stallungen; für dieſe ſind Brunnen land» 
artig herzuſtellen, und die Einwohner dürfen 
zum Zutragen des Waſſers nicht gezwungen 
werden . . . 45 

— „Stellung; fiehe Rekrutirung. 

— — -Subarrenda toren ſollen nach Verlauf jeden 
Monats zur Abrechnung bei den Magazinen 
erſcheinen 3 . 156 

— Amtshandlung der einen) 
wenn diefe gegen die Müller Klage führen . 151 

— — s Subarrendirungs » Dfferenten; für dieſe 
ſollen Obrigkeiten die 1 


Fr 


1 


O 


mit Vorſicht mo 3 . 226 
— — — — Vorſichten Degen deren Ver⸗ 
mögensumftände . . 255 


— — sBerpflegsämtern; fig die bon Ortsobrig⸗ 
keiten denſelben zu erfolgende Marktpreistabel⸗ 
len wird die Vergütung beſtimmt 0 64 
— — Wachpoſten, zur Handhabung der offentli⸗ 
chen Sicherheit im Kolomeaer Kreiſes aufgeſtell— 
te, erhalten ihre Service » Gebühr von Ge— 
meinden. . 155 
— — Waifen, abweſende; Beiſchaffung der Bes 
helfe für ſelbe zum Bezug ihrer Penſionen . 237 
Militäriſche Maria⸗Thereſien-Ordensritter 
erwerben für ſich und ihre Nachkommen den 
erbländiſchen Ritterſtand . 
Monte, italieniſcher; Ausweiſe über deſſen 
Schuldbetraͤge und Gläubiger, deren Befriedi⸗ 
gung die dabey betheilten Machte uͤbernehmen 101 


Seite 


109 


41 


37 


125 


133 


211 


219 


54 
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220 


21 


86 


2 Ssite 
5 
Mortuar; Beſtimmung, wenn zu deſſen Be- 
rechnung eine Verlaſſenſchafts-Abhandlung, als 
anhängig gemacht anzuſehen ſey . 90 77 
Müller; Amtshandlung der Kreisämter, wenn 
Militar⸗Subarrendatoren gegen ſelbe Klage 
führen . 2 . 8 8 ? . 151 1435 
N. 
Nachdruck; auf dieſen wird die Zenſurvorſchrift: 
daß von allen Manuſkripten zur Erlangung der 
Druckbewilligung, zwey Exemplare vorgelegt 
werden müſſen, ausgedehnt. 2 . 240 223 
Nachtwach⸗Beytrag; auf diefen erſtrecken ſich 
die Freyjahre, für neuerbaute oder verbeſſerte 
Häufer in Lemberg . . 78 64 
Ramen⸗Verzeichniß, alphabetiſches, der in 1 
Kriegsjahren 1806, 1809, 1843 und 1815 
verſtorbenen Militärperſonen, deren mangels 
hafte Todtenſcheine in vu. Staaten aus⸗ 
geſtellt wurden. 5 254 218 
Nahrungsweg, künftiger, muß bey Abſchrei⸗ 
bung der Erbwerbſteuer wegen Gewerbsanheim— 
ſagung, nachgewieſen werden . . 76 65 
Naturgl-⸗Lieferungs⸗Obligazionen; ſiehe Liefe⸗ 
rungsobligazionen. 
Nazionalbank, öſterreichiſche; deren Akzien 
werden als Dienſtkauzionen nicht angenommen 52 44 
— — — ; deren Korreſpondenz mit den Bere 
wechslungskaſſen, iſt portofrey 8 135 122 
— — Direkzion, oͤſterreichiſche; unter deren 
Leitung kommt die Einloſungs- und Antiz pa⸗ 
zionsſcheinkaſſa, und führt den Namen einer 
Wiener-Währungs⸗Verwechslungs⸗ 
137 125 


Kaſſa. 1 5 5 
Rebengenüſſe, in partem * bertagirie, 


dürfen bey Bemeſſung der Alimentazionsbetraͤge 
für ſuſpendirte Beamte, nicht in 9 ge⸗ 
bracht werden . 0 . 5 c 
Niederlagen und Handlungen mit Meubeln, 
werden geſtattet 8 
Riederlags „Gelder⸗Regulatib, preußiſches, 2 
dem Klodniger Kanal von Koſel bis Gleiwitz. 
Normal-Hauptſchulen; für dieſe werden Zeich⸗ 
nungsprämien, bewilliget . 5 
— — Schullehrern werden entgeltliche Pribat⸗ 
Korrepetizionen, unter beſonderen Bedinguns 
gen erlaubt . N . . 5 


O. 


Oberleithner, Proſeſſor; deſſen arabiſche und 
aramäiſche Sprachlehren, werden als Lehrbuͤ— 
cher für die theologiſchen Lehranſtalten vorge— 
fehrieben . k . 5 . . 9 

— — — Z deſeen arabiſche Chreſtomathie wird 
theologiſchen Lehranſtalten als Vorleſebuch vor— 
geſchrieben 2 . 

Oberpoſt verwaltung der Provinz; nur durch 

dieſe dürfen auslandifche Zeitungen bezogen 
werden. 2 . 8 F 

Obligazionen, der Aiteren, traktatmäßig an⸗ 
erkannten, in der Veiloſung begriffenen öfters 
reichiſchen Staatsſchuld, können zu Kauzionen 
verwendet werden 

— — „ verloste; Modalitäten für deren amd 
Zuſammenſchreibung. 9 5 

— — Fin Papiergeld, verzinsliche; welche bey 
der öſterreichiſchen Nazionalbank für erhaltene 
Darlehen deponirt ſind; Beſtimmungen für die 
Erhebung der Zinſen von felben . 0 4 

— — über Kriegsdarlehen und Naturallieferun⸗ 
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gen, für Weſtgalizien und den Zamos cer Kreis 
Oſtgaliziens ausgeſtellte; deren Umſchreibung 
und fernere Verzinſung wird eingeſtellt 8 

Obrigkeiten ſollen bey einer Baukonkurrenz, 
durch untergeordnete Behörden nicht zu unno— 
thigen Auslagen, oder zu einer koſtſpieligeren 
Leiſtungsart verhalten werden, als erforderlich 
iſt. h 5 8 8 

— — an dieſe find Alias über Abſtiftungen 
nicht zurückzuweiſen, ſondern von Kreisämtern 
in erſter Inſtanz zu behandeln . 5 0 

— — , follen Qualifikazions⸗Zeugniſſe für Offe⸗ 
renten zu Militär-Subarrendirungen mit Bote 
ſicht ausſtellen. . 

Dede Unterthansgründe, 2 * Berfaffung 
der Pfſarr-Inventarien vorkommen; deren Bes 
handlung - 

Deffentlides und Pribatſtudium, iſt allen 
Praktizirenden und Angeſtellten 2 ver⸗ 
bothen -» 1 

Oeſterreichiſch e Lebranſtalten; u dieſen dur⸗ 
fen ſardiniſche Studierende nicht aufgenommen 
werden 8 

— — Monarchie; in felber wird die Rongregar 
zion der Redemptoriſten wieder hergeſtellt . 

— — Nazionalbank; deren Akzien werden als 
Dienſtkauzionen nicht angenommen . N 

— — Staatsdienſte; in dieſe können Fremde 
nur ausnahmsweiſe, mit Bewilligung der Hofs 
ſtellen aufgenommen werden 4 a 

— — Staatsſchuld, altere, traktatmäßig aner⸗ 
kannte, in der Verloſung begriffene; deren 
Obligazionen können zu Kauzionen verwendet 
werden 8 

— — Unterthanen dürfen Doktorsdiplome frem⸗ 
der Univerſitaͤten nicht mehr annehmen. 1 
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Oeſterreichiſche Unterthanen, paßlos an der 
pohlniſch⸗rußiſchen Graͤnze ergriffene, find, wenn 
ſie auch eine Anſiedlung im jenſeitigen Gebiete 
einwenden, zurückzuweiſen. ur . 

— — Verſorgungsanſtalt, allgemeine, mit - er⸗ 
ſten öſterreichiſchen Sparkaſſe vereinigte; deren 
Statuten und Reglement. . 

Dfferenten zu Militär⸗Subarrendirungen; de⸗ 
ren Qualifikazions-Zeugniſſe ſollen von Obrig⸗ 
keiten mit Vorſicht ausgeſtellt werden . . 

— — — — — Vorſichten wegen deren 
Vermögensumſtaͤnde. 0 

Offiziere vom Militär; Bestimmung der Fälle, 
in welchen ſie bey ihrem Uebertritte in Zidil« 
dienſte, Charakters- und Karenzentaxen zahlen 

— — einzelne, von General-Quartiermeiſter⸗ 
Staabs⸗Abtheilungen detachirte; deren Dienfte 
korreſpondenz iſt poſtportofren . 

Offiziers -Wittwen, welche zur Ergänzung eh 
Intereſſen ihrer Heirathskauzionen eine Gnaden— 
gabe beziehen, verlieren dieſe bey der Wieder— 
vereheligung, ohne Reſervazion und Abfertigung 

Offizinen, chirurgiſche; in Orten, wo dieſe 
nicht find, kann auch andern Perſonen das Na- 
ſiren als Gewerb geſtattet werden. 8 

Ortsgerichten wird für die Ausfertigung der 
Marktpreis⸗Zettel, 5 Kreuzer K. M. bewilliget 

Ortsobrigkeiten ſind verpflichtet, zur Ver— 
hinderung der Deſerzion thätigſt mitzuwirken. 

— — ; Beſtimmung der Vergütung für Markt 
preistabellen, welche ſelbe den Militarverpflegs⸗ 
amtern erfolgen 0 

— — ſollen Rezepiſſen über Mahnungen der 
Mauthpachter, wegen rückſtandigen Pachtraten 
einſenden . 

Ortsſperre, darf die Militärbehörde im peſt⸗ 
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verdacht felbft verfügen; die Auflaſſung derſel⸗ 
ben hat jedoch unter Mitwirkung der politiſchen 


Zahl der 
Verordnnug 


Behörden zu geſchehen 5 . . 48 
P. 

Pachtraten, rückſtändige; Rezepiſſen der Mauth⸗ 
pachter über biesfällige Mahnungen, ſollen Orts- 
obrigkeiten ſchleunigſt einſenden - 5 216 

Pachtungen der Mauthe; hiezu koͤnnen Juden 
auch in der Nähe von Salzkokturen zugelaſſen 
werden . 5 219 

Pächter der Aerarial⸗ Mäuthe ſind in r Kor⸗ 
reſpondenz mit Behörden portopflichtig . 434 

— — — z deren Rezepiſſen über Mahnungen 
wegen rückſtändigen Pachtraten ſollen Ortsobrig⸗ 
keiten ſchleunigſt einſenden . 1 216 

Pächtern der Staats- und Fondsgüter wird die 
Entrichtung der Steuern nicht mehr auferlegt 104 

Packete, ſchwere amtliche; Beſtimmungen für 
deren Abſendung mit der Briefpoſt 60 

— — — ; dürfen auf der Route des Poftiva- 
gens, nur durch dieſen verſendet werden . 70 

— — mit Geld oder Geldeswerth beſchwerte, 
die an ſolche Orte addreſſirt ſind, wohin der 
Poſtwagen nicht geht; deren Behandlung . 72 

— — , welche von portopflichtigen Partheyen 
und Behörden, unfrankirt an Seine Majeftat 
oder Allerhöchſtdero geheimes Kabinet addreſſirt 
zur Poſt gegeben werden; deren Behandlung . 252 

— — Amtliche, über zwey Pfund ſchwere, müſ⸗ 
fen auf den Brankardwagen aufgegeben werden 253 

Paß loſe öſterreichiſche Unterthanen, an der pohl« 
niſch⸗rußiſchen Graͤnze ergriffene, find, wenn fie 
auch eine Anſiedlung im jenſeitigen Gebiete ein⸗ 
wenden, zurückzuweiſen 5 - 200 
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Patental⸗ » Urkunden und Todtenſcheine verſtor⸗ 
bener Invaliden, müſſen dem „ ern 
do eingeſendet werden 0 

Patronatsrecht auf Pfarren, wege 10 auf⸗ 
gehobenen Stiften gehörten; 1 
ſolches zuſtehe . 

Patronen der Kirche, müſſen zum Kaufpreiſe 
eines Platzes für Pfarrgebaͤude beytragen 

Peitl's Methodenbuch, wird für en 
Kandidaten vorgeſchrieben 

Peit ſche; das Schnalzen mit derſelben wird in 
Lemberg unterſagt . 14 

Penſion, halbe mütterliche; deren Genuß ge⸗ 
bührt ganz verwaisten Kindern der Beamten, 
ſo lange noch eines von 18 unter dem mr 
* iſt 

— — Behandlung der bor der ſtaben re 
niſtrung des galiziſchen Straſſenweſens bey dem⸗ 
ſelben dienenden Beamten, rückſichtlich ihrer 
Penſionirung . * * 

— — z; gebührt beeideten Brieigen der Poſt⸗ 
verwaltungen . h 

— — Dürfen penſioniſten, wenn fie in das Aus⸗ 
land gegangen find, weder felbft dahin, noch 
ihre Familien im Inlande, ohne ea 
Bewilligung beziehen. . r 

Penſionen folder Beamten, die theils in lan⸗ 
desfürſtlichen, theils in ſtandiſchen oder ſtaͤdti⸗ 
ſchen Dienſten ſtanden; Grundſatze, wornach 
deren Penſionen auf die 1 Fonde 
zu vertheilen find . » 

— — der Beamten, welche theils in 1 landesfürſt⸗ 
lichen, theils in ftändifchen oder ſtaͤdtiſchen 
Dienſten ſtanden; die Vorſchrift wegen deren 
Vertheilung auf die verſchiedenen Fonde, wird 
auch auf Abfertigungen ausgedehnt N 

ag 


Zahl der 
Verordnung 


= 


209 


22 


247 


31 


33 


Seite 


199 


19 


50- 


200 


229 


24 


26 


Penſionen fur Wittwen und Waiſen jener 
Beamten, rückſichtlich deren Anſtellung der 15. 
Dezember 1792 entſcheidend 2 diesfallige 
Beftimmungen. » 5 

— — der Exreligioſen werden am zerſten jeden 
Monats gezahlt, ohne, daß die Verlaſſenſchaft 
etwas zurückerſetzen müßten. 8 

— — für abweſende Militar⸗Waiſen; Beiſchaf⸗ 
fung der Behelfe zum Bezug derſelben . 

Denfionirte- Beamte; Beſtimmung des Tas 
ges, mit welchen deren Gehalte aufhören 

Penſioniſten konnen die Erlaubniß zur Aus⸗ 
übung der Advokatur erhalten, müfjen aber 
bei einem Ruſe zur Wiederſtellung zwiſchen 
jener und der ane auf den Ruhe⸗ 
genuß wählen N 

Penſions⸗ Fähigkeit; piezu zählen die Dienſt⸗ 
jahre der Lehrgehülfen an Hauptſchulen, nicht 
aber jener an Trivialſchulen 2 

— — Falle jener Beamten, die aus der Klaſſe 
der Arbeiter und minderen Diener befördert 
wurden; hiebey darf nur jene Zeit eingerechnet 
werden, die ſie beeidet zubrachten . % 

— — Sache; Wittwen der Straffeneinräumer 
haben auf Proviſtonen feinen Anſpruch. 9 

— — —; Offizierswittwen, welche zur Er⸗ 
gänzung der Intereſſen ihrer Heirathskauzionen 
eine Gnadengabe beziehen, derlieren dieſe bei 
der Wiederbereheligung ohne Reſervazion und 
Abfertigung. 

— — VVorſchriften, beftehenbe; N 6 Einſchär⸗ 
fung und Behandlung der Ausnahmen von 
den allgemeinen Normen f 

— — — haben auf Wittwen und Waiſen N50 
als Religionslehrer an öffentlichen Anſtalten 
angeſtellten griechiſch⸗katholiſchen Prieſter geſetz⸗ 
liche Anwendung . ö a 2 
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Derfönliche Eigenſchaften, nothwendige, der ges 
richtlichen Schätzmanner werden in ane 
gebracht . * . 

Herfomal» Zulagen der Beamten müfign nach 
dem Maße des Einrückens in höheren Gehalt 
eingezogen werden . 

Peſt verdacht; hiebey darf die Militärbebörde 
ſelbſt die Haus- oder Ortsſperre proviſoriſch 
verfügen, die Auflaſſung derſelben hat jedoch 
unter Mitwirkung der ne — zu 
geſchehen. 5 

Pfarr⸗Benefiziaten, auch don en muß det 
frändifche Domeſtikalbeitrag eingehoben werden, 
die unter der Kongrua ſtehen . R 

Pfarreien neue; Unterhalts- Berbefferung f 
den auf ſelben angeſtellten Klerus 1 

Pfarren, welche zu aufgehobenen Stiſten ger 
hörten; Beſtimmung, wem das Patronatsrecht 
auf ſelben zuſtehe . . 0 . . 

Pfarrer; Bedingungen, unter welchen diefen 
Kooperatoren aus den Pfarrerträgniſſen oder 
aus dem Religionsfond geſtattet werden 

— — ; deren Kongruen, Zuſchüſſe zu denſelben 
und Gehalte der Kooperatoren werden mit Ende 
des Monats bezahlt . 

Pfarrgebäude; zum Kaufpreis eines Platzes 
für ſelbe muß das Dominium, der Ruten und 
die Gemeinde beitragen . 

pfarrgemeindenz auch jene haben en Uns 
terſtützung der Schullehrerswittwen bauma 
die nicht eingeſchult ſind . . 

D unante ane Grundſätze für en 
Aufnahme 0 

—.— ; nachträgliche Vorschrift für die Preis- 
beſtimmung der Frohnen bei deren Verfaſſung 

— — ; Behandlung der bei deren Verfaſſung 

10 * 
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as 
vorkommenden öden oder unbefetzten Unter» 
thansgründe . . . . 232 215 
Pfarrkooperatorenz; deren Gehalte werden 
mit Ende des Monats bezahlt . 4 234 215 
Pfarrmatrikel⸗Auszuͤge, das Militär betref⸗ 
fende; müſſen jahrlich bis Ende Dezember an 
das Feldſuperiorat eingeſendet werden 94 82 
Pfarrtemporalien, bei denen Kreiskommiſ⸗ 
fären keine Diäten gebühren; dießfallige Amts⸗ 
handlungen . 230 214 
Pferde; deren Stehenlaſſen auf Sg Gaſſen in | 
Lemberg wird verbothen . 209 199 
Pferdezu cht; über deren Emporbringung ſollen 
Dominien ihren Unterthanen den Unterricht 
jährlich bekannt machen . 85 71 
pflege mütter; Vorſichten, damit dieſe von 
Findlingen nicht mit der — angeſteckt 
werden . . . 220 207 
Pfründen; für die aus deren Einkünften er⸗ 
haltenen Kooperatoren muͤſſen 200 Gulden 
Konb. Münze in Abzug gebracht werden 202 174 
— — ; bei denen keine Inventarial- Pferde bes 
ſtehen; deren Verweſer werden für Exkurſtonen 
aus dem Religionsfond entfehädigt . 245 203 
Philoſophie; für dieſe wird Leonhard's Aus⸗ 
zug aus dem größeren Religionshandbuche des 
Probſten Frint als allgemeines Lehrbuch vor» 
geſchrieben 9 . 100 85 
ꝓlabgelder-⸗Regulatib, preußiſches, auf dem 
Klodnitzer Kanal von Koſel bis Gleiwitz 68 56 
Polen, Koͤnigreich; aus dieſem zur Zeugenſchaft 
bei ſtrafgerichtlichen Verhandlungen berufene 
Juden ſind vom Geleitzolle befreit E - 215 201 
Polizeyſache; Schubpäſſen ift ſtäts eine Ab⸗ 
ſchrift des mit Schüblingen aufgenommenen 
Konſtituts beizulegen 4 4 . 160 4141 


Polizeyſache; Erneuerung der Vorſchriften 
wegen ſicherer Verwahrung der Arreſte 
— — ; das ſchnelle Reiten und Fahren, Ste⸗ 
henlaſſen der Pferde und Schnalzen mit der 
Peitſche wird in Lemberg unterſagt 0 . 
— —; die Steindruderey darf nur an jenen 
Orten betrieben werden, wo neben der politi— 
ſchen Behörde eine eigene a = Po⸗ 
lizeybehoͤrde beſteht 
Polizeyſanitats⸗Calle; in ſelben gebühren 
Kreisärzten Diäten . 0 9 
Polizeyübertretungen, ſchwere; unter mels 
chen Bedingungen dießfalls Unterthansſöhne 
mit Stockſtreichen beſtraft werden dürfen . 
— — —; Beſtimmung, wer die Unterſu⸗ 
chungskoſten trägt, wenn eine Delegirung ein» 
trat 0 * „ 0 * . * 
— — — ; dießlalls unterliegen Bauernwirthe 
nicht der körperlichen Zuͤchtigung 2 N 
— — — — ;; bei derlei Korrespondenz mit 
nichtlandesfuͤrſtlichen Behörden muß der Ge— 
genſtand zur Bewirkung der Poſtportofreiheit 
auf der Addreſſe bezeichnet werden . 4 
Polniſch⸗ruſſiſche Granze; an dieſer paßlos er⸗ 
griffene oſterreichiſche Unterthanen find, wenn 
fie auch eine Anfiedlung im jenſeitigen Gebiete 
einwenden, zurückzuweiſen. 5 
Polniſche Sprache iſt nebſt der deutſchen an 
galiziſchen Hauptſchulen zu lehren 5 . 
Politechniſches Inſtitut zu Wien; an dieſem 
werden vier Stipendien zu 200 Gulden Kon⸗ 


venzions⸗Münze errichtet . 
Porto⸗ freie Behörden müſſen die Rezepiſſenge⸗ 
bühr bezahlen. 8 f 


— — pflichtige Partheyen und Behörden; Bes 
handlung der von diefen an Seine Majeſtat 
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oder Allerhöchſtdero geheimes Kabinet addreſſir⸗ 
ten, unfrankirt zur Poſt gegebenen Briefe und 
Packete . - 8 R 8 
Poſt; deren Verkauf wird nicht genehmigt, wenn 
eine Sequeſtrazion oder Veräußerung des Poſt⸗ 
regales gegen den Verkaufer bewilliget worden 
iſt . . 4% 
— — ‚Aemter; denſelden dürſen Aabrochene Brie⸗ 
fe von Addreſſaten nicht zurückgegeben werden 455 
— — —; von dieſen müſſen Dominien ihre 


5 
Dienſtkorrespondenz wenigſtens einmal in jeder 


[>] 
or 
0 


Woche abholen laſſen 5 . 244 
— — Meiſter; mit dieſen abgeſchloſſene Dienft- 
verträge müſſen geſtempelt ſeyn . . 217 


— — ⸗ꝓferde, vier, werden adelichen Schät⸗ 
männern in Galizien zugeftanden L 8 
— — Porto; von deſſen Entrichtung find Re⸗ 
viſionsämter bei Einſendung der don Verlegern 
übergebenen Werke an die k. k. Hofbibliothek 
befreit . 5 8 1 2 2 . 105 
— — — 3 zu deſſen Berichtigung find Pädh» 
ter der Aerarial-Mauthe in ihrer Korrespons 
denz mit Behörden verpflichtet . y . 154 
— — -; hievon ift die Nazionalbank in der 
Korrespondenz mit ihren Verwechslungskaſſen 
befreit 0 % 2 9 . 135 
— — —; davon ſind amtliche Kataſtral— 
Schäsungs» Gegenftände befreit . 0 WIM, 
— — — z; hievon iſt die Dienſtkorrespondenz 
einzelner von General-Quartiermeiſter-Stabs⸗ 
Abtheilungen detachirter Dfiziere frei . . 229 
— — — Freiheit; zu deren Bewirkung Kur 
bei der Korrespondenz mit nichtlandesfürſtli— 
chen Behörden in Kriminalangelegenheiten 
oder ſchweren Polizeiübertretungen der Gegen» 
ſtand auf der Addreſſe bezeichnet werden . 146 
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* 
Poſt⸗Sache; Behandlung der von Dominien 
vorſchriftswidrig als portofrei bezeichneten amt⸗ 
lichen Eingaben 1 „ Se 
— — — Beſtimmungen für die Abſendung 
ſchwerer Amtspackete mit der Briefpoft . . 60 40 
— — —; Behandlung der mit Geld oder 
Geldeswerth beſchwerten Packete, die an ſolche 
Orte addreſſirt ſind, wohin der Poſtwagen 
nicht geht N 72 64 
— — ; Portofreie Behörden mäffen die 
Negepipengebipe bezahlen . 0 . 161 144 
— Behandlung der Briefe und Packete, 
welche von portopflichtigen Partheyen und Be— 
hörden an Seine Majeftät oder Allerhoͤchſtdero 
geheimes Kabinet addreſſirt, ce zur 
Poſt gegeben werden . . 5 252 234 
— — ; Amtspackete, über zwei Pfund 
ſchwere, müffen auf den n aufge⸗ 
geben werden . . . 255 235 
— — Verwaltung der Probinz; nur durch dieſe 
dürfen ausländiſche Zeitungen bezogen werden 51 45 
— — Verwaltungen; deren beeidete Briefträ— 
ger find penſtonsfahig r . 211 200 
— — Wagen; die unentgeltliche Berfendung von 
unkartirten Frachtſtücken auf dem Poſtwagen 
wird mit Strafe bedroht . 1 50 42 
— — — z nur mit diefen dürfen ſchwere Amts⸗ 
packete auf der Route des Poſtwagens verſen— 
det werden 8 . 70 60 
— — — :Ndorto; nat diefem find Gränz⸗ 
fämmerer in Aerarial-Taxſachen frei . . 135 121 
Prämien; für Normal» Hauptfihulen werden 
Zeichnungsprämien bewilliget . 1 . 102 86 
Praktikanten iſt das öffentliche und Pribat⸗ 
ſtudium berbothen . 9 . 225 214 


Preis⸗Beſtimmung ber Bropnen v bei Verfaſſung 


der Pfatrinventarien; diesfällige nachtrag 
Vorſchrift 5 
Preußiſches Regulatid der Schifffahrts⸗ Plat- 
und Niederlagsgelder, auf dem Klodnizer Ka⸗ 
nal von Koſel bis Gleiwitz. 
Prieſter, griechiſch⸗katholiſche, als Religions⸗ 
lehrer an offentlichen Anſtalten angeſtellte; auf 
deren Wittwen und Waiſen haben Penſionsvor⸗ 
ſchriften geſetzliche Anwendung . 
— — , welche die theologiſchen Studien in Un⸗ 
garn vollendet haben, muͤſſen vor ihrer Verwen⸗ 
dung zur Seelſorge, in außerungariſchen Pro⸗ 
dinzen einer Prüfung über die kirchliche Ver⸗ 
faſſung unterzogen werden. 7 
Privat⸗Eſtaffeten; Beſtimmung der Aufgabs- 
und Zuftellungsgebäbren . 5 . 
— — :Gefchäftsführungen, unterliegen der Er⸗ 
werbſteuer a r 
— — Korrepetizionen, dürfen Profeſſoren der 
Fakultätsſtudien inländiſchen und ordentlichen 


Schülern nicht geben ” 8 
— — — werden Gymnaſial⸗, Normal- und 
Triviallehrern, unter beſondern Bedingungen 
geftattet . 8 . 
— — Mäuthe; Bedingungen für Privilegien 
auf felbe . 9 5 
— — Studium, iſt allen Praktizirenden und 


Angeſtellten, unbedingt verbothen 9 A 
Privilegien auf Privatmäuthe; DS Bes 

dingungen d . 
Profeſſoren; nur katholiſche durfen an katho⸗ 

liſchen Gymnaſien angeſtellt werden . 

— — der Fakultatsſtudien, iſt verbothen Inline 
diſchen und ordentlichen lee Privatkor⸗ 
repetizionen zu geben . . 

— — „ wirkliche, dürfen nicht zum Dekan der 
juridiſchen Fakultät in Lemberg gewählt werden 
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Provinzen, deutſche; Behandlung der aus ſel⸗ 
ben gebürtigen Adelichen, welche als Supplen⸗ 
ten in lombardiſch⸗venezianiſche Regimenter ein« 
treten, und als ex propriis Gemeine überſetzt 


werden wollen. . . 
Proviſionen; hierauf haben Wittwen der Straſ⸗ 
ſeneinräumer, keinen Anſpruch . 


Prob i ee Anſtellungen, an katholischen 
Lehranſtalten; auch hievon ſind Akatholiken aus⸗ 
geſchloſſen „ 

Prüfung, politiſche, der ökkhiäpsariitanten; 
diesfällige Befähigungs⸗Dekrete unterliegen dem 

Stempel von 15 0 . . 

— — der Schüler, die mit Lehrern ober Bor- 
ſtehern einer Lehranſtalt nahe verwandt ſind; 
diesfällige Vorſchrift . 0 

— — über die kirchliche Verfaſſung; derſelben 
müffen jene Priefter vor ihrer Verwendung in 
der Seelſorge, in außerungariſchen Provinzen 
unterzogen werden, welche die theologiſchen Stu⸗ 
dien in Ungarn vollendet haben . 0 5 

Prüfungen, ſtrenge, koͤnnen Ausländer, welche 
in oͤſterreichiſchen Staaten die Philoſophie nicht 
hörten, über die daſelbſt ſtudierten Rechte und 
Medizin ablegen, jedoch nur für die Praxis im 
Auslande 8 . 

pPulverwerke, find von der Rilitär-Einquar- 
tierung befteyt . N 0 . - 4 


Q. 


Qualifikazions⸗Zeugniſſe für Offerenten zu 
Militar⸗Subarrendirungen, ſollen von Obrig— 
keiten mit Vorſicht ausgeſtellt werden 

Quartier⸗Geldsanweifungen für Beamte, uns 
terliegen dem Stempel 0 . 
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Quedfilbers Präparate, dürfen Aerarialfabri⸗ 
fen zum Verkaufe in das Ausland erzeugen. 

Quittungen über Intereſſen von Kapitalien, 
welche Armen⸗, Taubſtummen- und Blinden- 
Inſtituten, dann een, gehören, ſind 
ſtempelfreyn . . 

— — über Si der gegen Tagtohn bey 
den Stellen aufgenommenen Knechte Struſchen) 
find vom Stempel befreyt . a 

— — der Steuerbezirks⸗Obrigkeiten über die 
zwey Perzente, welche fie für die Einhebung 
der Grund- und Gebäudeſteuer in zug brin⸗ 
gen, ſind ſtempelfrey h A A 


R. 


Radizirte Schankgewerbe; Beſtimmung, wel— 
che in den landesfürſtlichen Städten der Buko⸗ 
wina als ſolche anzuſehen find . 2 1 

Raſiren kann in Orten, wo keine chirurgiſchen 
Offizinen find, auch andern Perſonen als Ge» 
werbe geſtattet werden q . 

Räuber; genauere Beſtimmung, rückſichtlich der 
Bemeſſung der Taglia für deren Einbringung. 

Realitäten» Lotterie; Bedingungen für die Ber 
willigung deren Ziehungstag hinauszuſchieben 

Rechte können Ausländer, welche in oſterreichi— 
ſchen Staaten die Philofophie nicht hörten, da» 
ſelbſt ſtudieren, und die ſtrenge Prüfung jedoch 
nur für die Praxis im Auslande ablegen 5 

Redemptoriſtenz; deren Kongregazion wird in 
der öſterreichiſchen Monarchie wieder hergeſtellt 

Regierungen, auswärtige; an ſelbe dürfen 
Ahnenproben ohne allerhöchſter Genehmigung, 
nicht vorgelegt werden 8 ’ 8 

Reglement und Statuten, der mit der erſten 
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öſterreichiſchen Sparkaſſe vereinigten allgemei⸗ 
nen Verſorgungsanſtalt, für Unterthanen des 
öſterreichiſchen Kaiſerſtaates. 2 
Regulatib, preußiſches, der Schiffahrts⸗, Platz⸗ 
und Niederlagsgelder, auf dem Klodnitzer Kanal 
von Koſel bis Gleiwitz 
Reiſekoſten und Diäten der Kriminalgerichts⸗ 
beamten, werden nicht von Inquiſiten getragen 
Reiten, ſchnelles, wird in Lemberg unterſagt. 
Rekrutirungs-⸗Flüchtlinge; als ſolche koͤnnen 
nur jene Individuen angeſehen werden, deren 
Qualiſikazion durch eine vorhergegangene Un- 
terſuchung außer Zweifel geſetzt mugpe f 5 
Rekurs; diefen konnen Dominien und Gemein- 
den, wider die vom Gubernium beſtimmten 
Lohnpreiſe der Sommer -Aushilfstage, ergreifen 
Religionsfond; für dieſen bleiben von einem 
Stiſte geſchloſſene Vertrage verbindlich, wenn er 
in deſſen Verwaltung tritt . A 
— — ; Bewilligungen zur Verleihung der Tiſch⸗ 
titel aus ſelben, an arme Zoͤglinge theologiſcher 
Seminarien, find tax⸗ſund ſtempelfrey . 
— — z aus dieſen werden Exkurſionen ſolcher 
Pfrundenverweſer entſchaͤdigt, bei denen keine 
Inpentarial-Pferde beſtehen .. 
Religionslehrer; auf Wittwen und Baifen 
der als ſolche an Öffentlichen Anſtalten angeſtell— 
ten griechiſch⸗katholiſcherPrieſter haben Penſions⸗ 
vorſchriften geſetzliche Anwendung A 
Remunerazionen werden Kreiskommiſſären 
bei Subarrendirungen nur in außerordentlichen 
Fällen bewilligt 0 . 8 0 
Reſervazions⸗Urkunden und Todtenſcheine 
derſtorbener Invaliden müſſen dem Generalkom— 
mando eingeſendet werden. 2 2 
NReferde, Kontingent, chriſtliches; der Nefi desſel⸗ 
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ben, womit ein Dominium nicht aufkommen 
kann, muß auf den ganzen Werbbezirk umge⸗ 
legt werden . . . . 8 . 

Rettung aus jeder Art des Scheintodes; hiefür 
fo wie für die Rettung aus dem Waſſer gebührt 
die Taglia von 25 Gulden . 8 . 2 

Rebiſions⸗Aemter find bei Einſendung der 
von Verlegern übergebenen Werke an die k. k. 
Hofbibliothek poſtportofrei . 5 2 

Rezepiſſen⸗Gebühr müffen portofreie ir. 
den bezahlen . . 

— — über Mahnungen der Mauthpachter wegen 
rückſtändigen Pachtraten ſollen Ortsobrigkeiten 
ſchleunigſt einſenden . . 1 . N 

Ritus; der Uebertritt vom lateiniſchen zum 
griechifch » unirten iſt verbothen . 1 R 

Ritter des Maria⸗Thereſtenordens erwerben für 
ſich und ihre Rachkommen den erbländiſchen 
Ritter ſtand 3 0 . b 8 2 

Rö miſche Alterthuͤmer; hierüber wird ein neues 
Lehrbuch für die Grammatikalklaſſen der Gym⸗ 
naſien eingeführt, und der methodiſche Vortrag 
desſelben vorgeſchrieben . 0 . . 

Roboth; die Verwandlung eines Zug» in zwei 
Handrobothtage iſt in dem Fall geſetzmaßig, 
wenn der Frohnpflichtige aus eigener Schuld 
fein Zugvieh verlor . . : . Ö 

Ruhr; gegen diefe werden Vorſichten bekannt 
gemacht . 

Rückſtände an Steuern ſiehe Steuerrückſtände 

Rufſiſch⸗ pohlniſche Granze; an dieſer paßlos ers 
griffene oͤſterreichiſche Unterthanen find, wenn 
ſie auch eine Anſiedlung im jenſeitigen Gebiethe 
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einwenden, zurückzuweiſen o 5 200 175 
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Salzkokturen; auch in deren Nähe können 

Juden zu Mauthpachtungen zugelaſſen werden 219 207 
Sanitäts-⸗Fälle, polizeiliche; in felben gebüh⸗ 

ren Kreisärzten Diäten 20 17 
— — Perſonale; dieſem werden duch für Kom⸗ 

miſſionen und Dienſtberrichtungen in einer Ent⸗ 

fernung von weniger als zwei Meilen Diäten paſſirt 178 454 
— — Sache; Aerarial⸗Fabriken dürfen Queckſil⸗ 

ber-Präparate zum . für das e 


12 * 15 15 
— — ; Aufftellung eines Thierarzten in 
jeder Provinz 1 a 29 25 


— — — deim Peſtverdacht darf die Militär⸗ 

Behörde ſelbſt die Haus» oder Ortsſperre provi⸗ 

ſoriſch verſügen; die Aufhebung derſelben hat 

jedoch unter Mitwirkung der . * Behoͤrde 

zu geſchehen . 5 48 38 
— — -; ährliche Bereifung des Landes 

durch den ſtändiſchen Augenarzt und Verpfles 

gung der Augenkranken während ſeiner Be— 

handlung 1 4 . 4 8 . 93 80 
— — — ; die Verpflegsgebühren des lember⸗ 

ger allgemeinen Krankenhauſes werden für aus⸗ 

wärtige und einheimiſche Kranke gleichgeſtellt 188 125 
— — ; zur Wartung kranker Unterthanen 

dürfen nur in dringendſten Fällen eigene bezahlte 

Krankenwärter aufgeſtellt werden . 5 148 131 
— — — FLeichenhöfe ſollen nicht neden Kir⸗ 

chen beſtehen . 8 0 0 191 165 
— — — ] Vorſichten, damit Pflegemutter 

bon Findlingen nicht mit der Luſtſeuche ange⸗ 

ſteckt werden N 0 8 0 . 220 207 
— — —; ; wenn Bahnfinnige nicht durch die 

Perfonal-Inſtanz an die lemberger Irrenan⸗ 


21 
2 Sei ke 
5 
ſtalt abgegeben werden, muß die Anzeige an die 
Landesſtelle erſtattet werden . 4 . 224 210 
Sanitäts=- @adhez Vorſichten gegen die Ruhr 
werden bekannt gemacht. 2 . 249 230 
Sardiniſche Studierende dürfen. an öſterrei⸗ 
chiſchen Lehranſtalten nicht aufgenommen werden 118 441 
Schätzmännern, adelichen, in Galizien werden 
vier Poſtpferde und drey Gulden an Diaten 
zugeſtanden . 78 61 
Schaͤtzmeiſter; — nothwendige persönliche 
und Vermögenseigenſchaften werden in Erin- 
nerung gebracht 225 209 
Schätzungen, gerichtliche; deren Kicprigteit 
wird eingeſcharftt. 223 209 
Schankgewerbe; Beſtimmung, welche in den 
bukowiner landesfuͤrſtlichen Städten als abe 
an zufehen find 8 22 35 
Scheintod; für Rettung aus leder Art desſel⸗ 
den gebührt bie Taglia von 25 Gulden 456 439 
Schiffe, eigene; derſelben dürfen ſich Uferbewoh— 
ner in Gegenden, wo Aerarial-Ueberfuhren 
beſtehen, für ihre Perſon und Effekten, aber 
nicht für Fremde bedienen . 2 2 . 147 110 
Schifffahrts⸗Akte für die Elbe, deren Bekannt⸗ 
machung 5 8 415 93 
2 Gelder⸗Regulatib, preußiſches, auf dem 
Klodnitzer Kanal von Koſel bis Gleiwitz. » 68 56 
Schnalzen mit der Peitſche auf den Gaſſen 
und Straſſen in Lemberg wird unterſagt 209 199 
Schnelles Reiten und Fahren wird in Lemberg 
unterſagt h 209 199 
Schranken bey Mauthämtern; nur das wirk⸗ 
liche Paſſiren derſelben verpflichtet zur Mauth⸗ 
gebührt . 4 74 62 
Schreibens unkündige perſonenz deren Em⸗ 
pfangsbeftätigungen bedürfen der Unterferti⸗ 
gung zweier Zeugen. 5 . 212 200 


Schubpäſſen iſt ſtäts eine Abſchrift des mit den 
Schüblingen aufgenommenen Konſtituts bei⸗ 
zulegen . . . 
Schuhe, lederne; mit dieſen iſt 1 Han⸗ 
delsleuten der Handel an Ort und Stelle ohne 
generelles Befugniß nicht geſtattet, wohl aber 
der Kommiſſtons- und Spedizionshandel h 
Schüblinge; von dem mit felbenaufgenomme= 
nen Konſtitut iſt Schubpaſſen eine Abſchrift beis 
zuſchließen N h 
Schülern, inländiſchen und i dürfen 
Profeſſoren der Fakultäts⸗Studien feine entgelt- 
lichen Privatkorrepetizionen geben A F 
— — Privatkorrepenizionen zu geben, wird 
Gymnaſial-Normal- und Triviallehrern unter 
beſonderen Bedingungen geſtattet 8 
Schulamts-⸗Kandidaten; für ſelbe wird Peit' 1 
Methodenbuch porgeſchrieben 1 


Schulbücher, mit dieſen werden arme Schul⸗ 


kinder beiheilt . 2 f 
— — für Gymnaſien; Vorſchrift ME we Ber: 
ſchleiß . 8 8 
Schuldbeträge des italieniſchen Monte, deren 
Befriedigung die dabey betheilten Mächte Über: 
nehmen; diesfällige Ausweiſe 5 
Schuldigkeiten der Unterthanen, inventar⸗ 
mäßige; für Verifizierung derley Uebereinkünfte 
gebühren Kreiskommiſſaͤren keine Diäten 2 
Schulen; Beſtimmung, bon wem und in 
welchem Verhältniße die Koften der inneren 
Einrichtung bei Hauptſchulen zu tragen ſind . 
— — ; in felben wird eine kleine deutſche 


Sprachlehre eingeführt 5 k . 
Schulkinder, arme; deren Betheilung mit 
Schulbüchern . & 


Schullehre r · Vittwen; zu deren Unterſtüßung 
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haben auch jene Pfarrgemeinden deizutelgen, 
die nicht eingeſchult ſind 

Schulſache, an galiziſchen Hauptſchulen iſt die 
polniſche nebſt der deutſchen Sprache zu lehren 

— — ; für die Normal⸗Hauptſchulen werden 
Brihunngepräntten bewilligen 2 

— — Einführung eines neuen Lehrbuches der 
Geographie, I. und II. Theil für die vierte 
er, der Hauptſchulen 4 

— — ; die Dienftjahre eines en an 
Hauptſchulen zählen zur Penſtonsfähigkeit, 
jener an Trivialſchulen nicht 1 

„ akatholiſche Lehrer ſind auch bon N 


viſoriſchen Anſtellungen an katholiſchen Lehran⸗ 


ſtalten ausgeſchloſſen . 8 1 
Schulviſitazions⸗ Gebühren ⸗Beſtimmung “ 
Schwere Amtspackete; Beſtimmungen für deren 

Abſendung mit der Briefpoft 2 
— — — dürfen auf der Route des Poſtwagens 

nur durch dieſen verſendet werden H 
— — Geldtransporte; hiebey werden die Diä⸗ 

tenzulagen für Kaſſebeamte und Diener beſtimmt 
— — Polizeyubertretungsfälle; diesfalls unter⸗ 

liegen Bauernwirthe den 2 Züchti⸗ 
gung nicht . . . > 
— Polizeyübertretuugen; unter welchen 

Bedingungen diesfalls Unterthansſöhne mit 

Stockſtreichen beſtraft werden durfen 
— — —; ꝶ Beſtimmung, wer die Unterfus 

chungskoſten trägt, wenn eine Delegirung eintrat 
— — ; bei derley Korrespondenzen mit 

nicht landesfürſtlichen Behörden muß der Ge⸗ 
genftand zur Bewirkung der Poſtporto⸗Frei⸗ 

heit auf der Addreſſe bezeichnet werden . 
Seelſorge; vor Verwendung derjenigen Prie⸗ 

ſter in ſelber, welche die theologiſchen Studien 
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Ungarn vollendet haben, mäffen dieſe einer 
vorläufigen Prüfung über die kirchliche Verfaſ⸗ 
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fung unterzogen werden . 8 8 222 209 


Seelſorger; das Armendrittel von deren Ver⸗ 
laſſenſchaft unterliegt auch dann nicht der Erbe 
ſteuer, wenn es deren Verwandte beziehen . 

— — z deren Kongruen, Zuſchüſſe zu denſelben, 
und Gehalte der Kooperatoren werden mit Ende 
des Monats bezahlt . - 

Seminarien, zu deren Errichtung werden 
Stifte und Klöfter aufgefordert RN . 

— —,, theologiſche, des lateiniſchen Ritus; ae 
diefen austretende Zoͤglinge werden mit theolo⸗ 
giſchen Büchern detheilt . g 0 

— — — ; Bewilligungen zur Aufnahme 
armer Zöglinge, und die Verleihung der Tiſch⸗ 
titel an dieſelben aus dem Religionsfond, find 
tar» und ſtempeiſrei, nicht aber die Verleihung 
der Tiſchtitel von Privaten . 5 A 

Seminarium, theologiſches, griechiſch⸗katho⸗ 
liſches; deſſen Zoͤglinge erhalten bei ihrem Aus⸗ 
tritte theologiſche Bücher, welche bei ihren 
Pfarreien als Inventarſtuͤcke verbleiben. 8 

Service-Gebühr erhalten die zur Handhabung 
der Öffentlichen Sicherheit im Kolomeaer Kreiſe 
aufgeſtellten Wachpoſten von Gemeinden 8 

Sohne der Unterthanen; unter welchen Bedin« 
gungen wegen ſchweren Polizeyübertretungen 
mit Stockſtreichen geſtraft werden duͤrfen A 

Sommer-Aushilfstage, wieder die oom Gu⸗ 
bernium für ſelbe beſtimmten Lohnpreiſe koͤn⸗ 
nen Dominien und 9 den Rekurs 
ergreifen. - * 4 

Spedizions-Handel 115 ledernen Stiefeln und 
Schuhen iſt lemberger Handelsleuten ohne ge 

20 
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251 215 
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155 138 
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198 172 
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* 
nerelles Befugniß geſtattet, nicht aber der Han⸗ 
del an Ort und Stelle 121 113 
Sperre eines Hauſes oder Ortes beim Peſtber⸗ 
dacht darf die Militärbehörde proviſoriſch felbft 
verfügen, die Aufhebung derſelben hat jedoch 
unter Mitwirkung der politiſchen Behörden zu 
geſchehen. 1 48 38 
Sprachlehre, kleine deuiſce wird in Schulen 
eingeführt r 207 179 


Staatengeſchichte; deren neues Lehrbuch, 1 0 

Theil für die zweite Na e e der 

Gymnaſien 5 6 . 188 163 
— ; hievon wird ein neues Leh buch, in. und 

III. Theil für die Gymnaſten hinausgegeben „214 203 
— — jzneues Lehrbuch; IV. Theil für Gymnaſien 244 224 
Staats⸗-Dienſte; Ausnahmen von dem Verbot, 

daß Niemand in ſelbe aufzunehmen ſei, der über 

vierzig Jahre alt iſt . 4 . . . 145 127 
— 5 dſterreichiſche, in dieſe können 

Fremde nur ausnahmsweiſe mit Bewilligung 

der Hofftellen aufgenommen werden . 184 458 
— — »Guͤter; deren Pächtern wird die Entrich— 

tung der Steuern nicht mehr auferlegt . 104° 88 
— — Schuld, ältere öfterreichifche, traktatmaͤßig 

anerkannte, in der Verloofung begriffene; de— 

ren Obligazionen konnen zu Kauzionen ver— 

wendet werden . & 85 6 
Stadt⸗Beleuchtungs⸗, Nacht und 1 

beitrag; auf diefen erſtrecken ſich Freijahre für 

neu erbaute oder verbeſſerte Häufer in Lemberg 78 64 
Städte, landesfürſtliche in der Bukowina; Be— 

ſtimmung, welche Schankgewerbe in ſelben 

als radizirt anzuſehen find . 8 8 2 35 
Städten wird für die Ausfertigung der Marktpreis⸗ 

zettel die Gebühr von 5 Kreuzern bewilligt. 58 48 
Stadtiſche Ueberſchußgelder; auf Darlehen aus 


Seit⸗ 


Zahl der 
Verordnung 


ſelben haben die in Bauunternehmungen begrif⸗ 

fenen Bürger den Anſpruch vor Güterbeſitzern 56 47 
Ständiſche Verordnete; hiezu konnen wirklich 

dienende landesſürſtliche Beamte gewählt werden 05 82 
Ständiſcher Domeſtikalbeytrag; dieſer muß 

auch von jenen Pfarrbenefiziaten eingehoben 

werden, die unter der Kongrua ſtehen . 442 127 
Stallungen, militäriſche; für dieſe find Bruns 

nen landartig herzuſtellen, und die Einwohner 

dürfen zum Zutragen des „Vaters ib: ges 

zwungen werden . „ 45 57 
Standrecht; Beſtimmung, wer die Koften des⸗ 

ſelben zu tragen habe f . . 26 21 
Statuten und Reglement der mit der erſten 

öſterreichiſchen Sparkaſſa vereinigten allgemei= 

nen Verſorgungsanſtalt für Unterthanen des 

oͤſterreichiſchen Kaiſerſtaates . r 208 170 
Stehen⸗laſſen der Pferde in den Gaffen Lens 

bergs wird unterfagt . f . ‘ 209 109 
Steindruckerey kann nur an jenen Orten betrie, 

ben werden, wo neben der politifchen Behörde 

eine eigene landesfuͤrſtliche Polizeybehoͤrde beſteht 242 227 
Stellvertreter; ſiehe Supplenten. 
Stempel; hievon find Intereſſen⸗ Quittungen 

von Kapitalien, welche Armen», Taubftums 

men- und Blindeninſtituten, dann Waifenhätts 

ſern en befreit . . . 120 116 
— —; demſelben unterliegen gohnquittungen, 

der gegen Taglohn bei den Stellen aufgenom⸗ 

menen Knechte (Struſchen) nicht . 128 348 
— — von 15 Kreuzer; hiemit müſſen Befahi⸗ 

gungsdekrete der Konzeptspraktikanten über die 

politiſche Prüfung verſehen ſeyn - 3 131 120 
— — ; hievon find Quittungen der Steuer⸗ 

bezirks⸗Obrigkeiten über die zwey Prozente, 

20 * 
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welche fie für die Einhebung der Grund⸗ und 

Gebäudeſteuer in Abzug bringen, befreit . 170 
Stempel; hievon find Bewilligungen zur Aufnah- 

me armer Zöglinge in theologiſche Seminarien, 

dann die Verleihung der Tiſchtitel aus dem 

Religionsfond, befreit, nicht aber die Verlei⸗ 


hung der Tiſchtitel von Privaten . . 178 
— — ; mit ſelben müſſen Quartiergelds⸗ „An- 
weiſungen für Beamte verſehen fein . 206 


— —; demſelben unterliegen mit Poſtmeiſtern 

abgeſchloſſene Dienftverträge . 2 2 s 217 

— — Vorſchriften, allgemeine; dieſen unter— 
liegen barmherzige Schweſtern Inftitutsangeles 
genheiten in Galizien . . 425 

Steuer von Erbſchaften; fiehe Erbſteuer. 

— — nach Klaſſen; fiche Klaſſenſteuer. 

— — vom Erwerb; ſtehe Erwerbſteuer. 

— — don Gründen; fiche Grundſteuer. 

— — »Bezirksobrigkeiten; deren Quittungen 
fiber die zwey Perzente, welche fie für Einhe- 
dung der Grund- und Gebäudeſteuer in Abzug 
bringen, find ſtempelfrei . 2 . 170 

— — Freijahre für neu erbaute oder verbeſſer⸗ 
te Häuſer in Lemberg; erſtrecken ſich auf den 
Nacht⸗, Feuerwach- und Beleuchtungsbeytrag , 78 

Steuern; deren Entrichtung wird Pächtern der 
Staats- und Fondsgüuter nicht mehr auferlegt . 104 

— — „ allgemeine; find austretende Militär » 
Individuen zu leiſten ſchuldig P . 179 

Steuerrückſtände; zu deren Tilgung darf 
Unterthanen kein Vieh weggenommen werden, 
welches zum Wirthſchaftsbetriebe oder zur Ya 
milienerhaltung nothwendig iſt 5 174 

— — ! Verfahren bei deren Eintreibung rück⸗ 
ſichtlich desjenigen beweglichen Vermögens, 
welches bereits gerichtlich gepfändet iſt . . 196 

Steuerſachez der ſtändiſche Domeſtikalbeitrag 
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muß auch von jenen Pfarrbeneflziaten eingeho⸗ 
ben werden, die unter der Kongrua ſtehen . 
Stiefel, lederne; mit dieſen iſt lemberger 
Handelsleuten der Handel an Ort und Stelle 
ohne generelles Befugniß nicht geſtattet, wohl 
aber der Kom miſſions- und Spedizionshandel 
Stifte, geiſtliche; wegen Aufnahme der Inven⸗ 
tarien von ſelben wird die Vorſchrift erneuert 
— — und Klöſter werden zur Errichtung von 
Seminarien und Konpiften für die ſtudierende 
Jugend aufgefordert . F B A . 
— —; von dieſen geſchloſſene Verträge blei— 
ben für den Religionsſond verbindlich, wenn 
er in deren Verwaltung tritt 0 0 
Stipendien ⸗Errichtung für Kandidaten der 
Theologie des griechiſch⸗nichtunirten Ritus. 
— —, vier zu 200 Gulden Kond. Münze, werden 
an dem politechniſchen Inſtitute zu Wien errichtet 
Stockinventarien; von dieſen dürfen Ges 
meinden keine Abſchriften mehr hinausgegeben 
werden, wohl aber bon veriſizirten Inventarien 
Stockſtreiche; unter welchen Bedingungen 
hiemit Unterthansſöhne wegen ſchweren Po— 
lizeyübertretungdn beſtraft werden dürfen 
Strafgerichtliche Beamte; ſtiehe Kriminal- 
gerichtsbeamte. 
— — Ingquiſiten; ſiehe Kriminal-Inanuiſtten. 
— Verhandlungen; zur dießfaͤlligen Zeugen 
ſchaft aus dem Königreiche Polen berufene 
Juden find vom Geleitzoll befreit . 5 
Straffen- Bau⸗Beamte, vor der ſtabilen Orga⸗ 
nifirung des galiziſchen Straſſenweſens bei 
demfelben dienende; deren Behandlung rüds 
ſichtlich ihrer Penſionirung. . - 8 
— — Bauten durch Privatkonkurrenz; Diätens 
gebühr für die dabey einſchreitenden Kreiskom⸗ 
miſſare . 0 e . > 
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Straſſen⸗Einraumer, deren Wittwen haben 
auf Proviſtonen keinen Anfprud . h 

Strenge Prüfung koͤnnen Ausländer, welche 
in öſterreichiſchen Staaten die Philoſophie 
nicht hörten, über die hierlandes ſtudierten 
Rechte und Medizin ablegen, jedoch nur für 
die Praris im Auslande. 

Struſchen (Knechte), gegen Taglohn bey den 
Stellen aufgenommene; deren Lohnquittungen 
ſind ſtempelfrey 5 , . . 

Studienſache; Ausländer, welche in öſterreichi— 
ſchen Staaten die Philoſophie nicht hörten, 
konnen die Rechte und Medizin dafelbſt ſtu— 
dieren, und die ſtrengen Prüfungen ablegen, 
jedoch nur für die Praxis im Auslande. a 

— ; an katholiſchen Gymnaſten dürfen nur 
katholiſche Lehrer angeſtellt werden f 

— — ; Vermehrung der theologiſchen Zöglinge 
Galiziens im Wiener Konvikte . 0 

— —; theologiſche Zoͤglinge Galiziens werden 
in das Wiener Konvikt auch mit der zweyten 
Klaſſe aus der Mathematik aufgenommen, wenn 
fie die Vorzugsklaſſe aus der Religion, und 
Philoſophie haben . 

— — öbſterreichiſche Unterthanen dae Dot. 
tor8 » Diplome 9 Univerfitäten = mehr 
annehmen 5 

— — Errichtung einer Cehrkanzel der Fand. 
wirthſchaft zu Czernowitz 

— — 5 Drofefforen der Fakultäts⸗Studien Apel 
bothen, inlandiſchen und ordentlichen Schülern 
enigeltliche Privatkorrepetizionen zu geben. Dieſe 
werden aber Gymnaſial⸗, Normal- und Trivial⸗ 
lehrern unter beſonderen Bedingungen geſtattet 

— — 3 Vorſchrift für den Verſchleiß der Sn 
nafial»- Schulbüher . . 

zum Dekan der juridiſchen Fakultat in 
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Lemberg ift mit Ausnahme der wirklichen Pros 

feſſoren, jeder an einer inländiſchen Lehran⸗ 

ſtalt graduirte Doktor der Rechte wählbar . 
Studienſache; für Kandidaten der Theologie 

des griechiſch-nichtunirten Ritus werden Hand⸗ 

ſtige ft en errichtet 83 69 
— —; Stiſte und Klöſter werden zur Sirch 

tung von Seminarien und Konvikten für die 

ſtudierende Jugend aufgefordert . 2 96 83 
— —; Leonhard's Auszug aus dem größeren 

Religionshandbuche des Probſten Frint, wird 

als allgemeines Lehrbuch Li die Philoſophie 

bosgeitpejeben 0 0 ° 0 400 85 
— — ; für die dritte und plekle Klaſſe der 

Gymnaſten wird eine lateiniſche Grammatik 

een 5 . . 108 00 
— —; Beſtimmung des Unterhalts fuͤr die aus 

dem Wiener Konvikte austretenden theologie 

ſchen Zoͤglinge des griechiſch e Ri⸗ 

tus bis zu ihrer Anſtellung 0 410 91 
— —; der erſten Klaſſe der Gymnaſien wird ein 

gener Grundriß der Erdbeſchreibung vorge— 

N 5 141 92 
— —; den Humanitätsklaſſen der Gymnaſien 

wird eine neue griechiche Grammatik, II. Ab⸗ 

theilung, hinausgegeben . 5 . 114 109 
— — z neues Lehrbuch der römifchen Alterthü⸗ 

mer für die Grammatikalklaſſen der Gymna— 

ſien ſammt Inſtrukzion über den e 

Vortrag deſſelben . . ‚129 110 
— — ; für die erſte Klaffe der Gymnaſien wird 

eine neue lateiniſche Grammatik eingeführt . 154 138 
— — ; für die zweyte Klaſſe der Gymnaſten 

wird ein Lehrbuch der neueſten Geographie 

binausgegeben . 2 . 464 142 
— — ; theologiſchen Lehranſtalten werden die 


55 


D 
D 


88 
8 
arabiſchen und aramäifchen Sprachlehren des 
Profeſſors Oberleithner als Lehrbücher vorge⸗ 
ſchrieben . . . 162 
Studienſache; für die Humanitätsklaſſen wird 
der II. Theil des neuen griechiſchen Lehrbuches 
hinausgegeben . 169 
— —; theologiſchen Lehranſtalten wird Oher⸗ 
leithners arabiſche Chreſtomathie als Vorleſebuch 
dorgeſchtirzen 186 
— —; für die dritte Grammatikalklaſſe wird 
ein neues Lehrbuch der Geographie eingeführt 187 
— — ; für die zweite Grammatikalklaſſe wird 
ein neues Lehrbuch der Staatengeſchichte I. 
Theil hinausgegeben . . £ . 188 
— —; Einführung einer neuen lateiniſchen 
Ehreſtomathie I. Theil für Gymnaſien . 195 
— —; akatholiſche Lehrer find auch von Pros 
biſoriſchen Anſtellungen an katholiſchen Lehre 
anſtalten ausgeſchloſſen . . . 199 
— —; neues Lehrbuch der Geographie III. 
Theil wird für die vierte ee 
der RE) dorgeſchrieben . . 210 
— — ; für die Gymnafien wird ein neues 
Lehrbuch der Staatengeſchichte II. und III. 
Theil hinausgegeben . 8 214 
— — z das offentliche und Privatſtudieren ift allen 
Praktizirenden und eee unbedingt 
verboten . 8 22 
— — ; Einführung eines neuen Lehrbuches der 
Staatengeſchichte IV. Theil, und der neueſten 
Geographie IV. Theil füc Gymnaſien 241 
Studierende, ſardiniſche, dürfen an öſterreichi⸗ 
ſchen Lehranſtalten nicht aufgenommen werden 118 
Subarrendatoren der Militär⸗Verpflegsar⸗ 
tikel ſollen nach Verlauf jeden Monats zur Ab⸗ 
rechnung bei den Magazinen erſcheinen 130 
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445 


448 


162 


162 


165 
170 


172 


200 


205 


211 


224 


411 


125 


Subarrendatoren; Amtshandlung derKreis⸗ 
ämter, wenn dieſe gegen die Müller Klage führen 

Subarrendirung; Beſtimmung der Bergüs 
tung für Marktpreis⸗Tabellen, welche Ortsobrig⸗ 
keiten den Militär⸗Verpflegsmagazinen erfolgen 

Subarrendirungs-⸗Offerenten; deren Quali⸗ 
fikazionszeugniſſe ſollen von Ortsobrigkeiten mit 
Vorſicht n werden. 5 8 

— — — BAT wegen deren Vermögens⸗ 
umftände. & 2 

— — Verhandlungen; hiebeh gebühren Kreis- 
kommiſſären keine Diäten, in beſonderen Fällen 
erhalten ſte Remunerazionen r 

Supplenten; Behandlung der aus deutſchen 
Provinzen gebürtigen Adelichen, welche als Sup⸗ 
plenten in lombardiſch⸗benezianiſche Regimen⸗ 
ter eintreten, und als ex propriis Gemeine 
überſetzt werden wollen. 1 1 

Suſpendirte Beamte; deren Alimentazions- 
gebühr darf das Drittel der genoſſene Befoldung 
nicht überſteigen 1 . . 

— — — zbey Bemeſſung ber Alimentazions⸗ 
Beträge für ſelbe dürfen die in partem salarii 
vertaxirten Nebengenüſſe nicht in Anſchlag ge» 
bracht werden . 

— — — Puntere Diener und Gefällsauſſichts⸗ 
Individuen; Beſtimmungen über deren Ali⸗ 
mentazion n 

Syſtemmaͤßige Diäten gebühren dom Tage 
der angewieſenen Beſoldung 1 R 5 


Te 


Tabak; bey deſſen Zufuhr in Aerarialmagazine 
ſind die 


Tabak pflanzen nicht mauthfrey g . 


Zahl der 
Verordnung 


151 


64 


23 


167 


19 


. 4157 


4176 


190 


122 
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155 


54 


241 


5 219 


19 


140 


16 


159 


155 


164 


114 
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Zabl der 
Vrrordnung 


Tag der Geburt muß in Matrikelbüchern und Tauf⸗ 
ſcheinen verläßlich angegeben werden . 
Taglia für Einbringung eines Auswanderers 

wird auf vier Gulden feftgefest . 211 
— — , im deſerteurskartel mit Bayern beſtimm⸗ 

te; zu deren Berichtigung wird der vier und 

zwanzig Guldenfuß feſtgeſetzt . 4 14 45 
— — von 25 Gulden gebührt für die Rettung 

aus jeder Art des Scheintodes, ſo wie für Ret⸗ 

tung s dem Waſſer 7 . 156 159 
— — ; genauere Beſtimmung rückſichtlich deren 

Bemeſſung für eingebrachte Rauber . . 172 150 
Tapezierer in Lemberg; Beſtimmung, in wie 

ferne ſelbe auch mit Tiſchlerwaaren handeln 

dürfen . ® nz r . bi. s 
Taubftummen- Iuſtitute; Intereſſenquittun⸗ 

gen von den denſelben gehörigen Kapitalien 

ſind ſtempelfrei 8 . 126 116 
Tauſmatrikel und Taufſcheine; in dieſen 


muß der Tag der Geburt verläßlich angegeben 
werden 92 79 


0 0 


Taxen; von deren Enttichtung ſind Bewilligungen 

zur Errichtung jüdiſcher Begrabnißſtätten, frey. 32 26 
— — müffen vom Tage einer neuen Gehalts» 

anweiſung auch dann abgezogen werden, wenn 

ſchon andere Gehaltsabzüge laufen . 50 
— — gerichtliche; Beſtimmung, wenn zu deren 

Berechnung eine Verlaſſenſchafts-Abhandlung 

als anhängig gemacht anzuſehen ſey . „ ee ee 
— — Beſtimmung für die Beſtätigung eines 

ſchon zuſtehenden Adels, für Erhebung in die 

verſchiedenen Adelsſtufen, und für Verleihung 

des Indigenats. 0 120 112 
— —; von deren Entrichtung ſind Bewilligun⸗ 

gen zur Aufnahme armer Zöglinge in theolo» 

giſche Seminarten, dann die Verleihung der 


79 


© 
8 


2 25 Seite 
= 
Tiſchtitel an dieſelden aus dem Religionsfond 
befreyt, nicht aber die Tiſchtitel von Privaten 178 1538 
Taren; Beſtimmung der Falle, in welchen Mi⸗ 
litaroffiziere bey ihrem Uebertritte in Zivildienſte 
Charakters: und Karenztaren zahlen . . 4182 158 
Taxſachen, arariſche; in derley Verhandlungen 
ſind Gränzkammerer vom Poftwagenporto frey 138 121 
Taxvorſchriften, allgemeine; denſelben unter» 
liegen barmherzige Schweſtern-Inſtitutsangele⸗ 
genheiten in Galizien 8 . 125 116 
Temporalien der Pfarrer, bey nn Kreis⸗ 
kommiſſaren keine Diäten gebühren; diesfalli— 
ge Amtshandlungen . 9 230 244 
Theologie; für derley Kandidaten des griechiſch⸗ 
nichtunirten Ritus, werden Handſtipendien er- 
richtet . . . 85 69 
Theologiſche Seminarien des lateiniſchen Nie 
tus; aus dieſen austretende Zöglinge, werden 
mit theologiſchen Büchern betheilt g 165 144 
— — —; Bewilligungen zur Aufnahme ar— 
mer Zöglinge, und die Verleihung der Tiſchtitel 
an dieſelben aus dem Religionsfond, find tar- 
und ſtempelfrey, nicht aber die Verleihung der 
Tiſchtitel von Privaten = 178 155 
— — Zoglinge Galiziens; deren Vermehrung im 
Wiener Konvikte 8 2 2 . 27 22 
— — — — werden in das Wiener Kondikt 
auch mit der zweyten Klaſſe aus der Mathema— 
tik aufgenommen, wenn ſte die Vorzugsklaſſe 
aus der Religion und Philoſophie haben nn 
— — — „des griechiſch⸗nichtunirten Ritus aus 
dem Wiener Konbikte austretende, Beſtimmung 
des Unterhaltes für ſelbe bis zu ihrer Anſtellung 110 91 
Theologiſchen Lehranſtalten, werden die ara⸗ 
biſchen und aramaiſchen Sprachlehren des Pro⸗ 
feſſors Oberleithner, als Lehrbücher porgeſchrieben 162 143 


Theologiſchen Lehranſtalten, wird Oberleith⸗ 
ners arabiſche Ehreſtomathie, als Vorleſebuch 


Seite 


Zahl der 
Verordnung 


vorgeſchrieben . A . 186 162 
Theologiſches Seminarium, griechiſch⸗ katholi⸗ 
ſches; deſſen Zöglinge erhalten bey ihrem Aus⸗ 
tritte theologiſche Bücher, welche bey ihren Pfars 
reyen als Inbentarſtucke verbleiben . . 4150 133 
Therefien- (Marias) Ordensritter, erwerben für 
ſich und ihre eee. den erbländifchen 
Ritterſtand . 2 21 
Thierarzt; deſſen Aufſtellung in jeder Probinz 29 23 
Tilgungs⸗ und nech bereinigte; 
deren Aufhebung . „127417 
Tiſchler, auf dem Lande; deren Verkehrsrecht 
mit ihren Erzeugniſſen . a 2 m 
— — Waaren; Beſtimmung, in wie ferne Ta⸗ 
pezierer, Trödler und Lakierer in Lemberg, auch 
mit dieſen handeln darfen . N 8 
Tiſchtitel; deren Verleihung aus dem Reli 
gionsfond an arme zöglinge theologiſcher Se— 
minarien find tar- und ſtempelfrey, nicht aber 
die Verleihung derſelben von Privaten. . 178 155 
Todtenſcheine verſtorbener Invaliden müſſen 
dem Generalkommando eingeſendet werden . 105 88 
Transporte, ſchwere, mit Geld; hiebey werden 
Diätenzulagen für e und Diener be⸗ 
ſtimmt . 8 . 246 228 
Trennungen der Güter; in wie ferne geſtat⸗ 
tet werden dürfen . 228 213 
Tribiallebrern werden entgeltliche Privat- 
korrepetizionen, unter A Bedingungen 
erlaubt. 55 44 
Trivialſchul⸗ Lehrgehilfen; deren Dieuftjahre 
zahlen nicht zur Penſionsfahigkeit 5 . 175 155 
Trödler in Lemberg; Beſtimmung, in wie ferne 
W 


ſelbe auch mit Tiſchlerwaaren handeln dürfen . 


Tyroler; Vorſchriften für deren Hauſirhandel in 
den übrigen Provinzen N . 2 h 


U. 


Uferbewohner, in Gegenden, wo Aerarialüber⸗ 
fuhren beſtehen, dürfen ſich der eigenen Schiffe 
für ihre Perſon und Effekten, nicht aber für 
Fremde bedienen 8 e 

Ueberfuhren, ͤraeiſche; wo diefe beftehen, dür⸗ 
fen Uferbewohner ſich der eigenen Schiffe für 
ihre Perſon und Effekten, nicht aber für Frem⸗ 
de bedienen . . 8 N . 

— — über die Weichſel; ſind außer den ſchon 
beſtehenden nicht mehr zu geſtatten 5 5 

Ueberſchätzung der Verlaſſenſchaften zum Be» 
hufe der Erbſteuer-Bemeſſung; diesfalls 2 
ſtets die Intereſſenten vorzuladen. 2 

Ueberſchußgelder, ftädtifche; auf Darlehen aus 
felben, haben die in Bauunternehmungen begrife 
fenen Bürger den Vorzug vor Guͤterbeſitzern . 

— — für Exekuz' onen; deren Behandlung 

Ueberſiedlungs-Bewilligung für Juden nach 
Lemberg; diesfällige Bedingungen 

uebertritt vom lateiniſchen zum stiehifgrunie 
ten Ritus, ift verbothen . 

Umſchreibung berloster Obligazioner; dies 
fällige Modalitäten g 

— — der für Weſtgalizien und den Zamoscer 
Kreis Oſtgaliziens, ausgeſtellten Kriegsdarlehns⸗ 
und ee eee wird ein⸗ 
geſtellt 

Ungarn; Prieſtet, welche die theologiſchen Stu⸗ 
dien daſelbſt vollendet haben, muͤſſen vor ihrer 
Verwendung zur Seelforge in außerungariſchen 
Probinzen, einer Prüfung über die kirchliche Ver⸗ 
faſſung unterzogen werden. . 5 8 


Zahl der 
Verordnung 


— 


. 117 


11 


. 109 


222 


Stite 


110 


120 


90 


200 


Univerſitäte n, fremde; deren Ooktors⸗Diplome 
dürfen öſterreichiſche Unterthanen nicht mehr 
annehmen 1 

Unkartirte Frachtſtücke; deren Berfendung auf 
dem Poſtwagen, wird mit Strafe bedroht . 

Unterhalt; deſſen Beſtimmung für die aus dem 
Wiener Konvikte austretenden theologiſchen Zog⸗ 
linge, des griechiſch⸗nichtunirten Ritus bis zu 
ihrer Anſtellung 4 

Unterhalts-Verbeſſerung des Kuratlerus, auf 
neuen Pfarreyen und Lokalkaplaneyen . N 

Unterricht, über die Emporpringung der Pfer— 
dezucht; ſollen Dominien ihren Unterthanen 
jährlich bekannt machen. ° 

Unterfuhungs>-Koften in ſchweren Polizey⸗ 
übertretungen; Beſtimmung, wer ſolche zu tra— 
gen hat, wenn eine Delegirung eintrat 2 

Unterthänige Gemeinden koͤnnen wider die 
vom Gubernium beſtimmten Lohnpreiſe der 
Sommeraushilfstage, den Rekurs ergreifen . 

— — — ; denſelben dürfen nicht mehr Abs» 
ſchriften von Stockinventarien hinausgegeben 
werden, wohl aber von verifizirten Inventarien 

— — Grundftüde; Beſtimmungen für deren 
Zerſtückung ä d 

unterthäniges Bauernbolkz Beſtimmung , 
wer in Beziehung auf das Erbſteuer-Patent 
unter dieſem Ausdrucke zu verſtehen ſey 

Unterthanen, dürfen Urbarial-Giebigkeiten 
nicht in klingender Münze abgefordert werden. 

— — ; denſelben follen Dominien den Unters 
richt über die Emporbringung der Pferdezucht, 
jahrlich bekannt machen . 

— — darf zur Tilgung der Steuer - „Rückſtände 
kein Vieh weggenommen werden, welches zum 
Wirthſchaftsbetriebe oder zur Familienerhaltung 
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58 


50 


140 


198 


146 


65 


. 177 


77 


85 
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71 


68 


172 


110 


94 


154 


65 


71 


nothwendig ift . . . 2 a 171 349 


Unterthanen; Bauernwirthe unterliegen in 
ſchweren Polizey-Uebertretungsfallen nicht der 
erlich Züchtigung 5 

— — ; Klagen über deren Abſtiftungen fi find Hit 
an N Obrigkeiten zurückzuweiſen, fondern von 
Kreisämtern in erſter Inſtanz zu behandeln . 

— — „ kranke; zu deren Wartung dürfen nur in 
dringendſten Fallen, eigene bezahlte Kranken» 
wärter aufgeſtellt werden . 

— — „ öſterreichiſche, dürfen Doktors⸗ Diplome 
fremder Univerfitäten nicht annehmen. 

— — — paßplos an der pohlnifch » rufifchen 
Gränze ergriffene, find, wenn fie auch eine An 
ſiedeeng im jenſeitigen Gebiete einwenden, zus 
rückzuweiſen . 05 7 

Unterthans⸗Gruͤnde, öde oder unbefeste, Pelche 
bey Verfaſſung der Pfarr-Inventarien vorkom⸗ 
men; deren Behandlung . N! 

— — Sache; die Verwandlung eines Zug⸗ in 
zwey Handrobothstäge, iſt in dem Falle geſetz⸗ 
mäſſig, wenn der Frohnpflichtige aus eigener 
Schuld ſein Zugvieh verlor. 

— — SSchuldigkeitsInventarien; für deren Ber 
rifizirung gebühren Kreiskommiſſären, keine 
Diäten . 5 . E r 1 

— — Sohne, unter welchen Bedingungen we— 
gen ſchweren Polizeyuͤbertretungen mit Stock— 
ſtreichen geftraft werden dürfen . 4 

Urbarial-⸗Giebigkeiten dürfen Unterthanen nicht 
in klingender Münze abgefordert werden 

Urkunden; deren Abſchriften, welchen den Hof⸗ 
ſtellen zu An Entſcheidungen vorgelegt wers 
den, müffen beglaubigt ſeyn i . 

— —; Patental⸗ und Reſervazions⸗ Urkunden 

verſtorbener Invaliden, müffen dem General- 
kommando vorgelegt werden 


* 


Zahl der 


Verordnung 
ul 
3 


15 14 
140 120 
. 148 1351 

38 35 
200 175 
252 215 
107 80 
205 177 

80 66 

77 63 

82 69 

105 88 


V. 


Venerie; ſtehe Luſtſeuche. 

Venezianiſch⸗lombardiſches Königreich; Be⸗ 
handlung der daſelbſt gebürtigen Deſerteurs . 

Venezianiſche Regimenter; Behandlung der 
aus deutſchen Provinzen gebürtigen Adelichen, 
die als Supplenten in ſelbe eintreten, und als 
ex propriis Gemeine überſetzt werden wollen 

Verboth, daß Niemand in Staarsdienſte auf⸗ 
zunehmen fen, der über vierzig Jahre alt iſt; 
Ausnahmen von demfelben . 2 

Vereinigte Einloͤſungs⸗ und Tilgungsdeputa⸗ 
zion; deren Aufhebung. 

Verifizirte Indentarien; von dieſen dürfen 
Gemeinden Abſchriften hinausgegeben werden, 
nicht aber von Stockinventarien . 0 

Verifizirung der Unterthans - Schuldigkeits⸗ 
Inbentarien; hiefür gebühren Kreiskommiſſären 
keine Diäten. . 

Verkauf der Poſt wird nicht genehmigt, wenn 
eine Sequeſtrazion oder Veräußerung des Poft- 
regals, gegen den Verkäufer bewilliget worden 
iſt. ° 

— kaufspreis dher Kirchen, an deren Stelle 
neue gebaut werden; Beſtimmung, wem felber 
gehöre . . 
Ver kehrsrecht der galiziſchen Landtiſchler mit 
ihren Erzeugniſſen . 

Verlaſſenſchaft eines Seelſorgets; das bies⸗ 
fällige Armendrittel unterliegt auch dann nicht 
der Erbſteuer, wenn es deſſen Verwandte be⸗ 
ziehen 

Verlaſſen ſchaften; bey dexen Urbkrſt ruf 
Behufs der Erbſteuer⸗Bemeſſung, find ſtäts die 
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aht der 
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8 


91 78 


167 146 


143 127 


127 117 


. 116 110 


205 177 


Intereſſenten vorzuladen. R i 183 160 


Bertaffenfhafts-Abhandiung; Beſtimmung, 
wenn eine ſolche zur Berechnung des Mortuars 
und der Gerichtstaxen, als anhängig e 
an zuſehen ſey . Pi 5 

Verloste Obligazionen; Modalitäten fur deren 
Um⸗ und Zuſammenſchreibung . 

Vermögen, aufgehobener Finialkirchenz Be 
ſtimmung, wem felbes gehöre . 

— — bemegliches, bereits gerichtlich gepfändetes; 
wie ſich bey Einbringung der Steuerrückſtände 
ruͤckſichtlich desſelben zu benehmen ſey . 

Bermögens-Eigenfihaften, nothwendige, der 
gerichtlichen Schatzmanner, werden in Erinne⸗ 
rung gebracht . . 

— — -Umſtände ber Subarrendirungs⸗ oſferen⸗ 
ten; diesfällige Vorſichten . 8 

Verpflegs⸗Aemter; für die von Ortsobrigkel⸗ 
ten denſelben zu erfolgenden Marktpreistabellen, 
wird die Vergütung beftitimt  ; ; 

— — + Gebühren des Lemberger allgemeinen 
Krankenhauſes, werden für auswärtige und ein, 
heimiſche Kranke gleichgeſtellt . i 

— — Magazine; bey dieſen füllen Militärs 
Subartendatoren, nach Verlauf jeden Monats 
zur Abrechnung erſcheinen . . 1 

Verpflegung; hierin dürfen Krimittalinguifte 
ten wenigſtens nicht härter behandelt werden, 
als zur geringſten Strafe verurtheilte Sträflinge 

Verſchleiß der en dies⸗ 
fällige Vorſchtift . 

Berforgungs- Anftalt, „ für Unter⸗ 
thanen des öſterreichiſchen Kaiſerſtaates, mit 
der erſten oͤſterreichiſchen Sparkaſſa vereinigte; 
deren Statuten und Reglement. 

Berftorbene Beamte; Beſtimmung des Tages, 
mit welchen deren Gehalte aufhören. ’ 

21 


Stu 


Fall der 
Verordnung 


90 727 
41 37 


43 85 


196 170 


223 209 


235 219 


64 54 


138 125 


156 123 


67 56 


208 179 


145 129 


Berträge, von einem Stifte geſchloſſene, bleiben 
für den Religionsfond verbindlich, wenn er in 
deſſen Verwaltung tritt 8 

— — dienſtliche, mit Poſtmeiſtern abgeſchloſſene 
ſind ſtempelpflichtig . 

Verwechslungs⸗Kaſſen; deren Korreſpondenz 

mit der Nazionalbank, iſt portofrey . . 

Verzinſung; ſiehe Zinſen. 

Vieb; welches zum Wirthſchaftsbetriebe oder zur 
Familienerhaltung nothwendig iſt, darf Unter— 
thanen zur Tilgung der Steuerrückſtände, nicht 
weggenommen werden . . N 8 

Viſitazions- Gebühren; Beſtimmung für 
Schulen. 8 

Vorſatz, böfer; deſſen Mangel enpubig bey 
Gefallsübertretungen nicht. 

Vorſchüſſe; der bey Aemtern ſtabil angetells 
ten Dienerſchaft, können Gehaltsvorſchüſſe er⸗ 
folgt werden 

— —%i aus ſtaäͤdtiſchen Ueberſchuß-Geldern; ſtehe 
Darlehen. 

Vorſteher der Lehranſtalten, die mit Schülern 
nahe verwandt find; wie diesfalls bey Prüfun⸗ 
gen fuͤrzugehen ſey . 

Vorzugsrecht auf die Jurisdikzionsausübung, 
welches den Grundeigenthuͤmern vor den Advi— 
talitätsbeſitzern zukömmt; Erläuterung der dies⸗ 
fälligen Vorſchrift vom Jahre 1815 f 


W. 


Wachpoſten, zur Handhabung der öffentlichen 
Sicherheit im Kolomeaer Kreiſe aufgeſtellte, 
erhalten ihre Servicegebühr von Gemeinden. 

Wahnſinnige; wenn dieſe nicht durch die Per» 
ſonalinſtanz an bie Lemberger Irrenanſtalt ab⸗ 
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gegeben werden, muß die Anzeige an die Lan⸗ 
desſtelle erſtattet werden. 9 — 

Waiſen; ganz verwaisten Kindern der Beamten 
gebührt der Genuß der halben mütterlichen Pen— 
ſion ſo lange, als noch eines von ihnen unter 
dem Normalalter iſt . 

— — der als Religionslehrer an öffentlichen An. 
ſtalten angeſtellten griechiſch-katholiſchen Prie— 
ſter; auf dieſe haben Penſtonsvorſchriften geſetz— 
liche Anwendung . 

— .— jener Beamten rückſichtlich deren Anſtel⸗ 
lung der 15. Oktober 4792 entſcheidend wirkt; 
Beſtimmungen über deren Penfionen und Er— 
ziehungsbeyträge . 2 

— Militär- Individuen, abweſende; Bey⸗ 
ſchaffung der Behelfe für ſelbe zum Bezug ihrer 
Penſionen . . . . 5 0 

— — :Häufer; Intereſſenquittungen von den, 
denſelben gehörigen Kapitalien, find ſtempelftey 

Waſſer⸗Zutragen für Kavalleriepferde; hiezu 
dürfen Einwohner nicht gezwungen werden . 

Waſſergefahr für Rettung aus ſelben gebührt 
die Taglia von 25 Gulden. 8 . B 

Weichſel; auf felber find außer den ſchon be— 
ſtehenden, keine N mehr zu ge⸗ 
ſtatten . 

Weine, italienische; weſche zum Bebuf der Ber⸗ 
zollung als edle anzuſehen ſind . 

Werke, von Verlegern übergebene; ſiehe Bücher⸗ 
Reviſionsämter 

Weſtgalizien; die Umſchreibung und fernere 
Verzinſung der für dieſe Provinz ausgeſtellten 
Kriegsdarlehens- und Ratural-Lieferungs.Obli⸗ 
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SE Stitt 
= 
Wiener Konvikt; Vermehrung der theologiſchen 
Zöglinge Galiziens in ſelben . 22. 2 
— — —; in dieſes werden theologische Böge 
linge Galiziens auch mit der zweiten Klaffe 
aus der Mathematik aufgenommen, wenn ſie 
die Vorzugsklaſſe aus der Religion und Philos 
ſophie haben „ 3427 
— — —3 Beſtimmung des Unterhaltes für 
die aus ſelben austretenden theologiſchen Zög— 
linge des r Ritus bis zu 
ihrer Anſtellung - ‚110 9 
— — politechniſches Institut; an dieſem werden 
bier Stipendien zu 200 Gulden Konp. Munze 
errichtet. 9 248 229 
— — Währung „ Verwechslung 
Kaſfa; dieſen Namen führt die unter der Leis 
tung der öſterreichiſchen Nazlonalbankdirekzion 
ſtehende Einloͤſungs⸗ und e e 
kaſſa A 137 123 
Pittwen der Schullehrer; 5: Feen Aer 
ſtützung haben auch jene Pfarrgemeinden bei— 
zutragen, die nicht eingeſchult ſind 4 
— — der als Religionslehrer an offentlichen 
Anſtalten angeſtellten griechiſch⸗katholiſchen 
Prieſter; auf dieſe haben Penfionsporfihriften 
geſetzliche Anwendung 8 „ 141 126 
— — der Straſſeneinraumer haben auf Prodi⸗ 
ſionen keinen Anſpruch 5 8 1447 131 
— — jener Beamten, rückſichtlich deren Anſtel⸗ 
lung der 15. Oktober 1792 entſcheidend wirkt; 
Beſtimmungen über deren Penfionen . 152 134 
— — der Beamten; Beſtimmung des Anſpru— 
ches derſelben auf das Konduftquartal . 174 489 


— — der Offiziere, welche zur Ergänzung der 
Intereſſen ihrer Heirathskauzionen Gnaden⸗ 
gaben beziehen; verlieren ſolche bei der Wire 


Bash ehe. ohne Reſervazion und Abferti⸗ 
gung 0 2 * 0 ° . “ 
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Zamos cer Kreis; die Umſchreibung und fernere 
Verzinſung der für ſelben ausgeſtellten Kriegs 
darlehens- und Natural-Lieferungs⸗Obligazionen 
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245 


wird eingeftellt . 5 . 109 
Zeichnungs- Prämien- Bewilligung für die 
Normal⸗Hauptſchulen 1 102 


Zeitungen, auslandiſche, dürfen nur N die 
Oberpoſtberwaltung der Provinz bezogen werden 
Zenſur; die Vorſchrift, daß von allen Manu⸗ 
ſkripten zur Erlangung der Druckbewilligung 
zwey Exemplare vorlegt werden müſſen, wird 
auf den Nachdruck ausgedehnt . x 
Serftüdung unterthäniger Gründe; dießfällige 
Beftimmungen 
Zeugen, zweyer, Unterfertigung bedürfen Em- 
pfangsbeſtätigungen von des Schreibens un— 
kundigen Perſonen . R 
Zeugenſchaft bei ſtrafgerichtlichen Verhandlun⸗ 
gen; hiezu aus dem Koͤnigreiche Polen beru— 
fene Juden find dom Geleitzolle befreit. 
Ziebungstag einer Realitäten» Lotterie; Be— 
dingungen zu beſſen Hinausſchiebung . 
Zinſenz Beſtimmungen für deren Erhebung von 
jenen in Papiergeld verzinslichen Obligazionen, 
welche bey der öſterreichiſchen Nazionalbank 
für erhaltene Darlehen deponirt find . 
um ferner von denen für Weſtgalizien und 
Ay E Kreis Oſtgaliziens ausgeſtellten 
Kriegsdarlehns⸗ und Natural» Lieferungs » Obs 
gazionen, werden eingeftellt s . 
Eibil- Behörden; denfelben ſind austretende Mir 
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ſitar⸗Indipiduen Gehorſam ſchuldig . 479 1455 


28 Seitt 
Zidil⸗Dienſte; Beſtimmung der Fälle, in wel⸗ 
chen Militär ⸗ Offiziere bei ihrem Uebertritt in 
ſelbe Charakters- und Karenztaren zahlen . 182 158 
Zöglinge, theologiſche, Galiziens; deren Vers 
mehrung im Wiener Konvikte . 5 27 
— — — — werden in das Wiener Konvikt 
auch mit der zweiten Klaſſe aus der Mathe— 
matik aufgenomen, wenn ſie die Vorzugsklaſſe 
aus der Religion und Philoſophie haben n er 
— — — des griechiſch⸗ nichtunirten Ritus 
aus dem Wiener Kondifte austretende; Bes 
ſtimmung des Unterhaltes für ſelbe bis zu ihrer 
Wiederanſtellung 9 . 140 9 
— — — des griechiſch⸗ katholischen Semina⸗ 
riums erhalten bei ihrem Austritte theologiſche 
Bücher, welche bei ihren Pfarreien als Inven— 
tarſtücke berbleiben . 8 . 150 133 
— —, aus den theologiſchen Semindrſen des 
lateiniſchen Ritus austretende, werden mit 
theologiſchen Büchern betheilt . . 165 144 
— —, arme; deren Bewilligungen zur Aufnahme 
in theologiſchen Seminarien und die Verlei— 
hung der Tiſchtitel an dieſelben aus dem Reli— 
gionsfond find tar= und ſtempelfrey, nicht aber 
die Verleihung der Tiſchtitel von Privaten . 178 155 
Zoll; zur Zeugenſchaft bei ſtrafgerichtlichen Ver— 
handlungen aus dem Koͤnigreiche Polen beru— 
fene Juden ſind vom Geleitzolle befreit . 215 201 
— — Sache; Beſtimmung, welche italieniſche 
Weine zum Behufe der Verzollung als edle 
Ae ſind . 8 84 70 
— — Bekanntmachung der Elbe⸗ Schiff⸗ 
fahrts⸗ Akte 9 8 115 905 


Zugtag; deſſen Verwandlung in zwey gandro⸗ 
bothtage iſt dem in Fall gefetzmäßig, wenn der 
Frohnpflichtige aus eigener Schuld ſein Zugvieh 
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Züchtigung, körperliche; derſelben unterliegen 
Bauernwirthe in ſchweren Polizeyuͤbertretungs⸗ 
fallen nicht . . 8 . 

Zulagen der Diäten für te und Diener 
der Kaſſen bey . Geldtransporten wer⸗ 
den beſtimmt . 

Zunftſache; die Ausübung der Buchbinderey 
iſt nur denjenigen zung ten, die ſich über 
die ordentliche Erlernung derfelben ausweiſen 

Zuſammenſchreibu ooster Obligazio⸗ 
nen; dießfallige Mod 8 
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